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e ſſeitz gee bung. 
Allgemeine Verwaltungs⸗Sachen. 


Schreiben des Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſteriums an das Mir 
nifterium des Sunern, die Auslegung von Staatsver—⸗ 
trägen ze. 


Wis dem geäußerten Wunfche des brigl. Miniſterit 

der auswaͤrtigen Angelegenheiten beehre ich mich die von 

mir, in Uebereinſtimmung mit dem gedachten Miniſterium, 
an ſaͤmmtliche Gerichte erlaſſene Eircular» Verfügung vom 

22. November v. J., (Anl, a.) 

. wegen richtiger Anwendung der Verordnung vom 35. 
Januar 1823 die ftreitige Auslegung, von Staatds Ders 
trägen betreffend, | 

jur gefäligen Senntnlfnahme esse aan ergebenfl 

mitzutheilen. 
nd den 28. Sehrnar. 1827. | 
Graf v. Dandelman. 
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Der Chef der Juſtiz bat die Bemerkung machen muͤſſen, 
daß die Gerichte in den Fällen, wo fie fih zu einer Anfrage 
bei dem Könige. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, 
imn Folge der Allerhöchften MWerordnung vom 25. Januar 1823, 

wegen fireitiger Auslegung von Staatsvertraͤgen veranlaßt ger 
"funden haben, dabei meift, von keiner richtigen Anficht ausges 
gangen find. 

Es ift entweder bie Stellung des gedachten Miniſteriums 
verkannt worden, oder es find die weſentlichen Formen unbe⸗ 
achtet geblieben, . welche eine richtige Auslegung jener Verord⸗ 

nung. vorausfeßen. 

ö Nach vorausgegangener Berathung mit dem Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten findet ſich daher der Chef der 
Juſtiz bewogen, folgende Erinnerungen, wozu die bisher In 
Folge der obgedachten Verordnung gemachten Anfragen in beis | 
derlei Hinſicht Veranlaſſung gegeben haben, zur Kenntniß der 
Gerichte zu bringen. 

Es iſt | 

a) der Fall vorgefommen, wo der anfragende Gerichtshof Auss 
kunft gewuͤnſcht Hat: „ob und in wie fern eine genannte” 
Konvention auf den vorliegenden Nechtsftrelt Anwendung - 
finden könne?“ Allein das Miniftertum der auswärtigen - 
Angelegenheiten iſt nad der gedachten Verordnung nicht eine -. 
auf die befonderen TIhatfachen und DVerhältniffe des vorlies . 
genden Falles, fondern nur auf den Sinn, die Natur und 
Guͤltigkelt der Staatsverträge, welde bei Gelegenheit 
jenes Falles zweifelhaft oder ſtreitig geworden, ſich bes 
ziehende Erklaͤrung zu geben berufen. Dem Gerichte ſelbſt 
kommt es dagegen’ zu, zu unterſuchen und zu entſcheiden: 
ob in dem gegebenen "Falle ‘ale die faktifchen Voraus ſetzun⸗ 
gen vorhanden ſind, oder nicht, auf welche es bel Anwen⸗ 
dung der von dei Miniſterium der auswärtigen Angelegens 
heiten ertheilten allgemeinen,. bei der Emepgeipung, zu Grunde 
zu legenden Aeußgkung anfömmt, 
b) In einem anderem Falle, ‘einen Nechteftreit wider ben Sie; 
kus betreffend, hat der anfragende: Gerichtshof. das: Koͤnigl. 
Minifterlum der auswärtigen Angelegenheiten erfucht: — _ 


— 
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N: ! Ary Dirteetung des Finanz⸗Miniſterlume 
eine authentiſche Erklaͤrung in Beziehung auf die Aus; 

— legung eines. Staatsverträges zu geben. 

Aus der in Mede ſtehenden Allerhoͤchſten Verordnung vom 
a5. Januar 18233 kann man ſich aber bald überzeugen, daß 
nach der Abficht derfelben dem Könige, Mirifterlum‘ der aus⸗ 
waͤrtigen Angelegenheiten bei der Aeußerung, bie darnach 
von ihm eingeholt. werden ſoll, eine ganz freie, vor dem - 
Intereſſe der Parthelen unabhängige Stellung gegeben if, 
und. daß. es daher in keiner Ärt als. Vertreter in einer Par⸗ 
thel concurriren koͤnne, es mag nun der Projeß blos zwi⸗ 
ſchen Privatperſonen ſchweben, oder auch Fiskus ſich unter 
ben Parthelen befinden." Darum heißt es In der Verord⸗ 
hung. auch ganz allgemein: 

Wenn — unter den Partheien entgegengefetzte 

Behauptungen aufgeſtellt werden, fo ſollen die Ge 
Lichte verbunden ſein — bie Aeußerung des Miuiſte⸗ 
riums ber; Auswärtigen Angelegenheiten einzuholen, 

In der Ihat würde alsdann, wenn das Minifterium dee 
auswärtigen Angelegenheiten in Vertretung einer Pan 
thei jene Aeußerung abzugeben berufen fein koͤnnte, die 
Darthel ſelbſt es fein, welche den Ausſpruch thäte, und ſich 
- das Urtheil machte, 

So wenig- die Gerichte dechalb, teil. fie Koͤnigliche 
Gerichte ſind, in den Prozeſſen, welche der Fiskus vor ihnen 
betreibt, zugleich die Vertreter des letzteren ſind, eben ſo 
unangemeſſen iſt es, die Funktlon des Minliſterlums ber aus 
waͤrtigen Angelegenheiten, vermöge deren es zur Auslegung. 
der Staatsverträge,, wenn darüber Hori dem Fiskus oder eis 
ner Königl; Behörde,” welche deſſen Intereſſe zu vertreten 
hat, und einer: anderen Parthel vor Gericht entgegengeſetzte 

" Behauptungen... aliggeftelit. werden, verpflichtet iſt, auch aus 
dem Geſichtspunkte einer Wertretung des Fiskus zu 'betrachs 
ten, weil beinfelben nicht minder die Elgenſchaft einer Rs 
niglichen Behörde zukoͤmmt. 

c) Es find mehrere Fälle vorgekommen, wo ter. Getichtshof F 
den Pattheien uͤberlaſſen bat, bei dem Minifterium dee 
‚usnhrtigen Ve die — * der. gericht, 
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4 | 
chen. Entſcheidung zum Grunde zu lezenden Aengeruns in 
Antrag zu bringen. 
Es legt aber die Allerhoͤchſte Merordiuig ‚den Gerichten 
ſelbſt diefe Verpflichtung auf, denn es heißt woͤrtlich: 
es ſollen die Gerichte verbunden ſein, die Aeußerung 
des Miniſteriums der — Angelegenheiten ein⸗ 
zuholen u. ſ. w. 
Es koͤnnen daher auch vom. Gerichte Feine am“ das ge⸗ 
dachte Miniſterium gerichtete Eingaben von den Parthelen 
angenommen werden, da jenes Miniſterlum in keiner Be⸗ 
ruͤhrung mit den Partheien ſteht, und letztere mit erfterem 
wegen ihrer Sache nicht: verhandeln. können, Vielmehr ſteht, 
wie ſchon oben bemerkt worden iſt, die Prafung und Unter⸗ 
ſuchung der beſonderen Thatſachen und Verhaͤltniſſe des vor⸗ 
Alegenden Falles lediglich den Gerichten zu, und wegen feines 
». auf. den Sinn, die Natur und Gültigkeit der Staatsvers 
- träge, die bei Gelegenheit jenes Falles zroeifelhaft: oder ſtrei⸗ 
tig geworden find, fid) bezlehenden Erklärung, kann das Mis 
niſterium der austwärtigen Angelegenheiten es * mit der 
Gerichts/-Behoͤrde zu thun haben. 
Der Chef der Juſtiz hat deshalb er — Naher die 
‚ allgemeine Anweiſung erteilt, daß die Anträge der Gerichte 
bet dem Minifterium der auswärtigen: Arigelegenheiten in 
Bezlehung auf die Allerhoͤchſte Verordnung vom 25. Januar 
‚1823, . am daffelbe durch das Juſtiz⸗Miniſterlum gelangen 
ſollen, und derfelbe bringt diefe Anmweifung, gegen‘ welche 
mehrmals gefehlt worden If, "hierdurch In Erinnerung. 
Ö Die Alterhöcfte Verordnung vom a5. Januar 1823 beſchraͤnkt 
die Anfragen weſentlich auf folgende Be 
Wenn | 
a) über den Sinn einer in einem Staatsven 
trage enthaltenen zur Entſcheidung ber Sache beis 
‚tragenden Beftimmung oder 
b) über die Frage: welcher von mehriren zugleich in 
Betracht kommenden Staatsverträgen und In wie⸗ 
fern dieſer oder jener zum Grunde au legen 62 Ä 
desgleichen 
c) über die Frage: ob und in wiefern ein in Bezug ges 
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nommener Staats» Berta, — an und; für ſich 

„wölkerrehtlid gültig anzufehen feld.“ u.."s ., 
enigegeugefegte Behauptungen aufgeftellt. werden. :.. 

Dennoch hat ein Gerichtshof. Aeußerungen der — 
die ſich nicht auf die ſtreitige Auslegung von Staatsverträgen 
ſelbſt, ſondern auf andere, außerhalb dem abgeſchloſſenen Staats⸗ 
Vertrage gelegene Momente bezogen haben, zur. Kenntniß des 
Minſterlums der auswärtigen Angelegenheiten - mit. dem Ans 
trage - gebracht, eine Aeußerung darüber zu ertheilen. 
Da gedachtes Miniſterlum durch die Allerhoͤchſte Verord⸗ 
nung vom a5. Januar 1823, auf elne dergleichen Prafung und 
Beurthellung einzugehen nicht ‚befugt erklaͤrt worden iſt, ſo 
hätte der Gerichtshof von. ſelbſt ermeſſen koͤnnen, daß hierauf 
gerichtete Antraͤge der Partheien, als gedachter ra 
unangemefjen, zurüczumelfen feien. 

Eben fo hat ein GSerichtehef eine nur — algemeine 
Srage der Art: 

ob in diefem oder Henem. Vertrage dies oder jenes Recht, 

dieſe oder jene Verbindlichkeit ſtipulirt worden fei? 
an das Minifterium der ausıwärtigen Angelegenheiten gebracht, 
ohne dabei näher über den. Zufammenbang und bie: Beziehung 
der Frage, wie diefe bei Gelegenheit eines vorliegenden Pros 
zeſſes zweifelhaft oder fireltig geworden, und ob und in wies 
fern die Partheien darüber entgegengeſetzte Behauptungen auf⸗ 
‚geftellt haben, ſich zu. Außern,. 

Es mag fein, daß das Gericht jene einzelne Frage aus 
der Erklärung ‚einer Parthei.aufgenommen bat, aber, wenn die 
Partheien ſelbſt fo ganz unbeftimmte Behauptungen in Be 
ziehung auf Staatsverträge aufftellen, und die Gerichte nicht 
in den Stand fegen, mit näherer Angabe derjenigen Beftim- 
mungen eines Staatevertrages, mobel von. jeder Parthei ein 
verſchledener Sinn behauptet wird, die Aeußerung des Koͤnigl. 
Miniſterlums der auswaͤrtigen Angelegenheiten nach Maaßgabe 
der Verordnung vdom 25. Januar 1333 einzuholen; ſo iſt es 
die" Sache der Gerichte, "durch die den Umſtaͤnden nad) geeigs 
nete Berfägung eine genauere Auslaſſung der Parthelen zu ber‘ 
wirten.” | 
Die mehthebacht Verordnuns ſpricht aißzditcuch babon: 
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wenn * Laufe des Prozeſſes von den Parthelen entgegen 
. ‚gefegte Behauptungen Aber den Sinn einer In einem Staates 
Vertrage enthaltenen, zur Entſcheldung der Sache beitras 
» genden DBeftimmung, oder über die beiden fon oben näher 
beruͤhrten Fragen aufgeftellt werden, 
und es iſt nothwendig, daß von diefen —— Be⸗ 
hauptungen das Miniſterlum der auswärtigen Angelegenheiten 
voilftändige Kenntniß erhalte, um daſſelbe in den Stand zu 
fegen, feine Aeußerung angemeſſen zu ertheilen, 

Der Zuftizs Minifter erwartet, daß die Gerichte in Zus 
kunft bei Anwendung der Allerhoͤchſten Verordnung vom 25. 
Januar 1823 einer befonderen Aufmerkſamkeit ſich befleißigen 
werden, und wiederholt die Anwelſung, die beim König. Mi⸗ 
s sifterlum der auswärtigen Angelegenheiten zu haltenden Anfra⸗ 
gen ihm einzuſenden. 

Berlin, den 22. Movember 1826, 


Der Juftiz: Minifter. 
Graf v. — — | 


fämmeliche, Kö I. Gerichte und den Koͤnigl. 
Generals rocurator am Rhein. 


. 2% nn 

Schreiben des Könige. Minifteriumg der auswärtigen 

Angelegenheiten an das Königl. Juſtij⸗ — 
dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


Zur Beſeitigung der dem Koͤnigl. Miniſterium des 
Innern nach der von Ew. Excellenz dem unterzeichneten 
Miniſterlum gemachten Mittheilung vom 2aſten v. M. 

Anufgeftoßenen Zweifel darüber: 
05 und in wiefern fich die Beftimmungen sub litt. a, und 
d—b, der Circular⸗Verfuͤgung vom 22. November 1826 
wegen richtiger Anwendung der Verordnung vom 25. 
Sanuar 1823, die richtige Auslegung von, Staatövers _ 
trägen betreffend, mit einander vereinigen laſſen? 


\ 7 
bemerkt das muenethueu Meintfertum Golgendes ‚san, er⸗ 


benſt. 
Es iſt nice richtig, daß in der letztgedachten Voſttion 
d ad b; die Anfrage darüber nachgelaſſen iſt: welcher von 
mehreren: zugleich “in Betracht Fommenden Staatöverträs 
gen und ’in wiefern dieſer oder jener zu Grunde zu le⸗ 
| m fei?- 

In der gedächten Eireular + Verfügung heißt es viel 
mehr wörtlich alfo: | 
d) „die Allerhoͤchſte Verordnung (vom 25. Januar 1823) 

beſchraͤnkt die Anfragen weſentlich auf folgende Bälle, 

und nun folgen die, Torte: bed Geſetzes ſelbſt: 
Wennzc. ıc. | 
ad b) über die Frage, welcher von mehreren zugleich it 

Betracht Eommenden Staatöverträgen, und in wies 

“ fern dieſer oder jener zum Pronde zu Segen fei, 

deögleichen u. ſ. mw. 

entgegenfeßte Depauptungen aufgeſtellt wor⸗ 
den u. ſ. m, 

Hierin liegt -ein wohl zu beachtender unterſchied. Die 
Gerichte, — denn nur von dieſen ſoll die Anfrage aus⸗ 
gehen — Einen nicht unter Vorlegung des concreten 
im Prozeffe befangenen Falles fragen: welcher von mehs 
teren Staatsverträgen bei der Entfcheidung diefes Fal⸗ 
les zu Grunde zu legen fei? fondern „wenn unter bem 
Dartheien entgegengefeste Behauptungen über dieſe Frage 
anfgeftellt worden. find, fo follen die Gerichte vor Abfaſ⸗ 
ſung des Erfenneniffed die Aeußerung des Minifteriumes 
der audmärtigen Angelegenheiten einholen, und ſich dars 
sach bei der Entfcheidung lediglich achten.“ Die Gerichte 
haben mithin jene entgegengefegten Behauptum 
gen der Partheien zur Kenntniß. des unterzeichneten 
Winiſteriums zu bringen. Dieſes Minifterium ſetzt nun 
in feiner Aeußerung mit Ruckſicht auf den vorliegenden 
Fall die Frage im Allgemeinen auseinander, worauf dies 
fer oder jener Staats> Vertrag. zur Anwendung fommen 
müfe, und entfcheidet mithin blos daruͤber, welcher 
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Vertrag bei der allgewmeinen Frage, worauf es in einem 
gegebenen Falle ankomme, Anwendung finden muͤſſe. 
Aber ob derworliegende im Prozeſſe beſangene 
all den ihm zum Grunde liegenden Thatſachen und dem 
dafür ſprechenden Beweismitteln nach ein. folcher. ift, 
daß er mwirflich unter ;das Prinzip, welches der: Staats: 
Vertrag enthält, der nach der Anfiche des Minifteriums 
der auswärtigen Angelegenheiten bei der Frage im Allge⸗ 
meinen zum. Grunde zu legen ift, gebracht werden kann, 
ob ihm alle die zu jener Subfumtion erforderlichen Mo⸗ 
mente zugefchrieben werden können, oder. nie? — bie 
Entfcheidung diefer Frage iſt ausdrücklich dem Richter 
verblieben. 

In beiden erwähnten Fällen der Circular⸗Verfuͤgung 
vom 22. November 1822 Handelt es ſich daher keineswe⸗ 
ges von einer Anfrage der Art, wobe eine Be— 
fugniß des Minifteriumd der auswärtigen Angelegenheiten 
vorausgeſetzt würde, zu erklären: | 

ob und in mwiefern diefer oder jener Staats Vertrag, 
oder welcher von mehreren zugleich in Betracht kom⸗ 
menden Staats-Vertraͤgen in einem vorliegenden 
‚concreten Falle zu Grunde zu legen fei? 

Vielmehr koͤmmt es auch bei der Beflimmung d ad 
b, wie ausdrücklich im weiteren DVerfolg des Reſcripts bes 
merklich gemacht worden ift, nur auf ein Princip oder 
auf eine allgemeine Frage an, weile bei Gelegenheit 
eines vorliegenden Arozeſſes zweifelhaft oder ſtrei⸗ 
tig geworden iſt. 

Berlin, den 8. Mai 1827. 
Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. —— 
den Kintgt. Geheimen Staats⸗ 


und? — Hrn. Grafen 
andelman, 


Ereellen. 
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* ec. theile ich, anliegend beglaubte Abſchrift einer 
Aterhöchften Kabinets⸗Ordre mit, mittelft deren Se, Ma: 
jeſtaͤt der König die von Ihnen im Berichte vom 31. Der 
cember wo. F.’ angezeigte Veräußerung eines Grundſtucks 
zu N; N. an den Bürgermeifter N. N. ohne, eichtation. 
au genehmigen gerubt haben. | 

Sehr tadelnswerth ift ed aber, daß der Buͤrg ermei⸗ 
ſter ſelbſt ein ſtaͤdtiſches Grundſtuͤck ohne die gefeglichen 
Sörmlichfeiten, deren Beobachtung ihm in feiner Stellung 


‚ganz beſonders oblag, acquirirt hat, daher ich Em. Excel⸗ 


len; erfuche, ihn deshalb durch die Regierung rectifitiren 
zu laſſen. 

Uebrigens bin ich mit der am Schluſſe Ihres Berichts 
geäußwich Anficht, daß die Herrn Ober-Präfidenten nicht 
immediat an des Königs Majeſtaͤt zu berichten haben, 
ganz einverſtanden, da die Ober⸗Praͤſidial⸗ Inſtruktion Feine 
Veranlaſſung darbietet, zu glauben, daß die Inſtanz der 
Minifrerten in den zur Entfcheidung der Ober⸗-Praͤſidien 


gehörigen Sachen ganz aufgehoben fei, die Minifterien 


auch alle Meberficht verlieren würden, wenn die Ober⸗Praͤ⸗ | 


ſidien die Allerhoͤchſten Entfehließungen unmittelbar einhol⸗ 


sen. Deshalb Haben auch des Königs Majeftät in einem 
Falle, wo von einem Ober⸗Praͤſtdio ein Immediat- Bericht 
erſtattet war, folchen am mich abgegeben, und mir die Ents 
ſchließung auf den darin enthaltenen Antrag unter der Bors 
ausſetzung eroͤffnet, daß mir dagegen kein Bedenken beigehe. 
Berlin, den 3. Februar 1827. 
| De Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 
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4.. | 
Erteafe aus dem Referipte der Königl. Minifterien des 
nern und ber Finanzen, an den Herrn Ober Präfis 
benten N. N., die Verantwortlichfeit der Regierungs⸗ 
Abtheilungss Dirigenten und der Regierungs- Mitglieder 

5 für die gefaßten Befchlüffe betreffend. 


—— 


Bei der mit Ew. Ercellenz Bericht vom 4ten d. M. 
zur Sprache. gebrachten, von dem Regierungs⸗Vice⸗Praͤſi⸗ 
denten N. N. in den hierneben zuruͤckerfolgenden Anlagen 
geführten Beſchwerde Handelt es fich zunächft um die all⸗ 
gemeine Frage über die Verantwortlichkeit eines Abthei⸗ 
iungs⸗Dirigenten für ſolche Beſchluͤſſe einer Regierungs⸗ 
Abtheilung, welchen jener den Beitritt verſagen zu muͤſſen 
glaubt, imgleichen uͤber die ſubſidiariſche Verhaftung des 
Dirigenten in ſolchen Faͤllen, wo der Praͤſident den Vor⸗ 
ſitz in der Abtheilung übernommen hat. | 
| Der $. 36. der Regierungs⸗-Inſtruktion vom 23. 
Dftober 1817, auf welchen in der Gefchäfts, Anweifung 
vom 31. December 1825 noch ausdrüclich hingewieſen wird, 
fcheint diefe Frage unzweifelhaft zu Iöfen, fo wie ferner 
der $. 34. 1. eit. die Formen bezeichnet, in denen ein jes 
des Negierungs- Mitglied fich gegen die Derantwortlichkeit 
ſchuͤten kann, welche aus einem feinem Voto zuwiderlau⸗ 
fenden Befchluffe des Collegit, erwachſen - dürfte. Auch in 
dem Falle, wo der Präfivent der Sigung einer Regierungs⸗ 
Abtheilung beimohne, und neben dem, Abtheilungs »Diri- 
genten den Vortrag abnimmt, und mitfiimmt, wird Letzte⸗ 
rer hierdurch ſeiner, ſei es principalen, oder ſubſidiariſchen 
Verantwortlichkeit fuͤr die genommenen Beſchluͤſſe nicht eo 
ipso enthoben, da ihm vielmehr (in analogem Verhaͤlt⸗ 
niſſe, wie fruͤher zwiſchen dem Praͤſidenten und den als 
Mitgliedern des Praͤſidii fungirenden Regierungs-Direkto⸗ 
ren) der Theilnahme des Praͤſidenten ungeachtet, die Be⸗ 
fugniß und Verpflichtung bleibt, ſeine Meinung uͤber den 
zur Discuſſion gelangenden Gegenſtand zu entwickeln, und 
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es ihm freiſteht, auch in den Fällen, mo durch Interven⸗ 


tion des Präfidenten- ein feiner Meinung nach unrishtigee _ 


Beſchluß gefaßt. wird, ſich gegen die daraus erwachfende 
Berantworslichfeit ad acta zu verwahren. Daß dagegen 
ein Dirigent für die während feiner Abweſenheit, und waͤh⸗ 
rend die Abtheilung von dem Präfidenten alfein birigirt 
werden, gefaßten Befchläffe nicht verantwortlich fein kann, 
liegt wohl in der "Natur: der: Sache, und: kann es dem 
Dirigenten in: einem folchen: Falle überlaffen bleiben, auf 
welche Weife er hinterher, bei Ausfertigungen ‚. welche auf 
dieſen ohne fein: Zuthun gefaßten Beſchlüſſen beruhen, ſei⸗ 
ne Verantwortlichkeit ſichern will, ohne daß. jedoch darum 
in der Regel feine fernere Miirfung- bei derartigen Er 
laſſen wegfallen darf. 


Niemals aber kann, weder ‚cin Abtheilungs ⸗ Dirigent, 


noch irgend ein anderes Mitglied fuͤr verpflichtet erachtet 
werden, ſich einem Beſchluſſe, es ſei einer Abtheilung, oder 
auch des Pleni zu unterwerfen, welchet feiner Anſicht nach 
faftifche Unrichtigkeiten als wahr ausfpricht, oder wodurch 
wohl gar beabfichtigte wird, die Ober-Behoͤtde über ein 


Factum zu täufchen. Wer in den Fall gerathen mögte,- 


Daß ihm zugemuthet würde, fich einem Beſchluſſe dieſer 
Art zu fügen, dem kann nur übrig bleiben, die Zumuthung 
abzulehnen, und wenn es ſich von einem Abrheilungss 
- Befchiuffe Handelt, auf eine Berathung im Pleno zu pros 
vociren, fofern aber diefe Provocation nicht‘ mehr zuläßig 
wäre, den Vorfall zur Anzeige bei der ee zu 
bringen. 
Berlin, den 30. Januar 1827. 


Der Dinifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 
v. Shudmann. | v. Moß. 


\ 
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EircularsReftipt der Könige. Miniſterien des Innern 
and der Finanzen, an fämmtliche, Königl. Regierungen, 
das Rangverhältnif ber. bei der Koͤnigl. Ober⸗Rech⸗ 
* | aha Kammer angeſtellten Aſſeſſoren betreffend, 





Se. Königt: Majeflär- baben, ne der Rönigl: giebie 
rung hierdurch zur Nachricht und Beachtung bekannt ge⸗ 
macht wird, mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets / Ordre vom 17. 
Di M. (Anl. a.) das Rangverhaͤltniß der bei der: Koͤnigl. 
Ober⸗Rechnungs⸗Kammer mit Sitz und Stimme ange⸗ 
ſtellten Affefforen dahin zu beſtimmen geruhet, daß ſelbige 
vor den Aſſeſſoren der Regierungen und Ober⸗ — 
‚site ben Vorrang haben follen. 
Berlin, den 23. Februar 1827. | 
- Minifierium des Innern. Miniſterium der Finanzen. 
v. Shudmann. - v. Motz. 
—* — | 
Sch Habe auf die Anfrage des  Ehefs Präfidenten der 
BE das Rangverhaͤltniß der bei biefer 
- Behörde mit Sitz und Stimme angeftellten Aſſeſſoren dahin 
beftimmt, daß felbige vor den Aſſeſſoren der — und 
Oberlandesgerichte den Vorrang haben ſollen. 
Berlin, den 17. Februar 1827. 
Friedrich Vilbehn. 


Bi An 
das Staats⸗Miniſterlum. 


Publikandum bes Koͤnigl. Miniſteriums der ewarei⸗ 


J gen Angelegenheiten, die Qualififation zu diplomatis 
ſchen Anſtellungen betreffend. 


—_— 


Mittelſt Alterhöchfter Kabinets⸗ Ordre vom aten d. 
M., haben Sr. Majeſtaͤt der König zu beſtimmen geruhet: 
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daß, obwohl die Wahl unter den für die diplomatiſche 
Laufbahn ſich meldenden jungen Leuten, nach wie vor le⸗ 
diglich dem Chef des Minifterit der auswaͤrtigen Angele⸗ 
genheiten uͤberlaſſen bleibt, dieſe in Zukunft doch ausſchließ⸗ 
lich nur auf ſolche Individuen fallen ſolle, die nach zu⸗ 
ruͤckgelegten dreijaͤhrigen akademiſchen Studien und bes 
ſtandener verfaffungsmäßiger Pruͤfung, ein Jahr bei einer 
Vrovinzlal⸗ Juſtiz⸗ und ein zweites bei einer Landes⸗ Ads 
miniſtrations⸗ Behoͤrde gearbeitet, und Hinſichts ihrer ers 
langten Geſchaͤfts⸗Kenntniß hinreichende Amtszengniffe aufs 
zumweifen haben. Gleichzeitig aber iſt Allerhoͤchſten Orts 
feſtgeſetzt worden, daß der etatsmaͤßigen Anſtellung der 
zum Dienſte ini Miniſtetio Der auswaͤrtigen Angelegenhei⸗ 
ten unter obigen Bedingungen zugelaſſenen Perſonen in 
Zukunft jedesmal eine, im Miniſterio ſelbſt zu bewirkende 
ſchriftliche und mündliche Prüfung der reſp. Bewerber vor⸗ 
angehen, und bei-diefer auch insbeſondere mit darauf ges 
fehen werden folle, daß dieſelben die. gehörige Kenntniß 
der inneren DBerwaltung, des Kulturs. und gewerblichen 
Zuftandes und der vorzüglichften Handels⸗Intereſſen des 
Daterlandes- befigen. — 

Die diesfaͤlligen Allerhoͤchſten Beſtimmungen Sr. Mas 
jeſtaͤt des Koͤnigs werden hierdurch zur Kenntniß der Koͤ⸗ 
nigl. Behoͤrden und derjenigen Perſonen gebracht, welche 
ſich Behufs ihrer Zulaſſung zur diplomatiſchen Laufbahn, 
kuͤnftig an den Chef des Miniſterii der auswärtigen Ans 
gelegenheiten zu wenden beabfichtigen, | 

Berlin, den 17: Februar 1827. e 
Der wirklihe Geheime Staats⸗ und Kabinets-Miniſter 

Chef des Deinifterii der auswärtigen Angelegenheiten, 
Bernſtorff. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an den 

Regierungs⸗Praͤſidenten Herrn N: N., die Prüfungen 
zu Landrathoſtellen betreffend. | 

Bis dahin, wo ein Anderes verordnet werben möchte, 


— 
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ift bei der Prüfung aller. derjenigen, welche fi um Lands 
rathäfitellen zu bewerben beabfichtigen, zwar nach den Bors 
ſchriften vom 16; Dftober 1818 (Anl. a.) zu verfahren. 
Ein noch im activen Militairdienfte ftehender Offizier kann 
aber zur Beſtehung dieſer Prüfung nicht zugelaffen, und. 
die Zulaffung zu derſelben überhaupt nur denjenigen bes 
willigt werden, welche ſich nicht allein durch Studien, fons 
dern auch durch praftifche Befchäftigung bei Dazu geeigne⸗ 
ten DBerwaltungs. Behörden eine binlängliche Vorbildung 
erworben, und: Darüber, daß dies gefchehen, legale Attefte 
beigebracht haben, indem, um fich zu einer Landrathsſtelle 
zu qualifiiren, mit der Prüfung nicht der Anfang ges 

macht werden kann, fondern damit vielmehr der Regel 
nach zu. beſchließen ifl. we 

Berlin, den 16. März 1827. 
Der Minifter des Innern. 
| v. Sqhudmann. | 


a. 


Dem Koͤnlgl. Neglerungss Präfidio eroͤffne ih, daß dee 
Seren Sthatss Kanzlers Durchlaucht zu. Folge eines Schrei⸗ 
bens, an mid vom zoſten v. M. gut gefünden hat, daß den 
Praͤſidien der. Könige. Neglerungen vorläufig bis zur andermels 
ten Königl. Beſtimmung der Prüfungss Vorfchriften, die Prüs 
füng der in dem verfchledenen Neglerungs « Bezirken unter dem 
Vorbehalte des Eramens bereits angeftellten Landräthe und ders 
jenigen Indlviduen, welche zu den zunächft vacant werdenden 
Landrathsſtellen in Vorſchlag kommen, committirt werde, 

- Da die Landräthe hHauptjählih aus der Klaffe der Gutes 
beſitzet gewaͤhlt werden follen, und fie überdies nur zu dem 
aushbender Beamten gehören; fo kann bei der mit ihnen vors 
zunehmenden Prüfung nicht. fowohl auf eigentlihe gelebte 
Kenntniffe als vielmehr auf ihre praktiſche Brauchbarkelt ges 
fehen werden: jedoch gehört jeden Falls . 
8 9: eine. allgemeine Kenntuiß der Landes⸗ und. Provinzlals 
Geſetze, auch der Verwaltungs ‚ Vorfhriften, insbeſondere 

aber eine vollftändige. Kenntuiß der zum fandräthlichen 
—— gehörigen Sefgäfte, i * ber Vorſchrif⸗ 


* 


HR vg 
ten in , Wilitales, Communal⸗ J Poltzei 5 bauerlichen und 
landwirthſchaftlichen Angelegenhelten, 

2) ganz unerlaͤßlich eine gute Schulbildung; R 
3) Fähigkeit und Geläufigkelt, in richtiger Sprache, testfee 
Ordnung und Klarheit, Protokolle, Berichte und Verfũ⸗ 
gungen abzufaſſen, und 
4) eine gute Beurtheilungstraft, nicht minder die Fähigkeit, 
die vorhandenen Gefege auf vorfommende Falle anzus 
wenden 
zu den. nothiwendigen Erforderniffen. ob ein Kandidat dieſe 
Eigenſchaft beſitze? muß Seitens des Koͤnigl. Regierungs «Präs 
dit 
r "a) durd) Erforderung von ſchriftlichen Arbeiten und 
b) durch ein muͤndliches Examen geprüft werden. 

Was dle ſchriftliche Pruͤfung betrifft, fo iſt bei der Ko⸗— 
nigl. Ober: Eraminations» Kommiffion es — a ie 
Kandidat vier Arbeiten liefere, nemlich: u. 
- eine juriftifche Relation aus Prozeß; Akten, 

eine: Ausarbeitung. über ein blos enge Zgema 

und 

zwei andere Atbeiten aus dem Fache der Polizei und Staates 
wirthſchaft, oder ftatt deren praktiſche Arbeiten ‚ etwa elf 
nen DomainensAnjchlag oder irgend eine fonftige erheb⸗ 
liche Verhandlung, welche der Kandidat ſelbſtſtaͤndig be⸗ 
arbeitet hat. J | 

Alle diefe Arbeiten dürfen nicht: von fremder Hand mins 
dire fein, fondern der Kandidat: muß fie felbft fhreiben, auch 
Ihriftlih an Eides Statt — daß er ſie ſelbſt — 


tige babe, 


Die juriftifhe Relation und: die Ausarbeltung über ein 
blos wiſſenſchaſtliches Thema, fallen bei den Landraths Pruͤfun⸗ 
gen weg, im uͤbrigen hat das Koͤnigl. Regierungs⸗Praͤſidium 
in der Regel bei diefen Prüfungen ein ähnliches Verfahren zw 
beobachten, und es dagegen. mit:den polizeilichen und sfonomis _ 
fhen Aufgaben defto ernſtlicher zu nehmen, aud dem Kandida⸗ 
ten als: Probearbeit einen Lokal Auftrag in Milltair⸗, Polizets 
oder a sen zu geben, um ſein ON | 
ent zu, REN: ——— 


— 


⸗ 
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Au Für die nach: Ablieferung der ſchriftlichen Probearbeiten 
(welche jedesmal vorangehen muß) zu veranflaltende mündliche 
Prüfung laſſen fih im Algemsinen keine mähere Vorfchriften 
geben, fondern man muß es. auf das eigene Ermeflen der Eras 
minatoren: ankommen laffen, wie fie fih am zweckmaͤßlgſten 
dabei die Ueberzeugung verfchaffen wollen, ob der Kandidat die 
oben bezeichneten Eigenfchaften befige ? Jedoch ift die Prüfung 
unter andern auch auf diejenigen Gegenftände zu richten, wor⸗ 
über der Kandidat jchriftlihe Arbeiten geliefert, damit man. fid) 
defto mehr. vergewiſſere, daß er letztere ſelbſt gefertigt bat. 
Heber dem. Akt felbft aber muß ein vollftändiges Protokoll aufs 
genommen werden. Diefe Prüfung hat übrigens das Königl. 
Reglerungs s Dräfidtum, ehe künftig ein Kandidat zum Landrath 
vorgeſchlagen wird, vorangehen zu laflen, und die von. ihm ges 
leifieten fchriftlichen Probearbeiten, nebft der Cenfur derfelben, 
dem Gutachten über die mündliche Prüfung und dem darüber 
aufgenommenen Protofolle, auch einem von dem Kandidaten 
“anzufertigenden @urriculo virae find dann jedesmal von dem 
Königl. Reglerungs » Collegio ,; den Berichten auf Befeßung der 
Landratheftellen, unter genauer Bemerkung desjenigen, was dem 
Eollegto von dem moralischen Lebenswandel des Kandidaten und 
ſonſt bekanut geworden ift, ‚beizufügen Denn bei diefer Ers 
lelchterung des Eramens und deſſen Merftattung in der Pros 
vinz hat es fein Bedenken, wenn auch mehr Kandidaten zu 
einer Stelle präfentirt werden, folches wie beiden Regierungs⸗ 

Raͤthen, der Ernennung vorausgeben zu laflen, um die provis 
forifchen Ernennungen zu vermindern, und wird von mehreren 
Gepruͤften in jedem Falle auch nur einer ernannt, fo. kommt 
doc den Übrigen die ausgewieſene Qualifitation für die Folge 
u gute. Mon felbft verftehe es ſich endlich, daß das Königl. 
Regterungs » Präfidium nach: Seinem Ermeſſen ſich bei diefem 
Sefchäfte zu dem Eramen und zu den Cenfuren ber ätfe ber 
Rache des Collegit bedienen koͤnne. 

Das Königl. Regierungss Präfidium wird hiernach er | 
die: Prüfung eines jeden etwa im dortigen -Negierungs s Bezirke 
nur moch mit Vorbehalt des Eramens angeſtellten Landraths, 
der nicht ſchon dispenfirs iſt, veranlaffen, ‚und binnen: 3 Mor 
naten. Bericht darüber erftatten. Uebrigens verſteht fich „daß 

dens 


— 
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denjenigen Landraͤthen oder Kandidaten folder Stellen, welche 

ſelbſt es vorziehen, Hier bei der Ober» Eraminations,Kommifjton - 
geprüft zu werden, diefe Wahl unbenommen bleibt, | 

Berlin, den 16. Oftober 1318. 

| Der Miniſter des Innern. 

— | v. Shufmanın 
das Königl. Regierungs-Präfidium 

Bu Bam tell... 

Ehen fo. an alle übrigen Neglerungs s Präfidlen, mit Aus, 
nahme desjenigen der. hiefigen Regierung, und einftweilen noch 
desjenigen der Negierung zu Stralfund. | 

. Berlin, den 16. Oktober 1818. 
j : Der Minifter des Innern. 
Era v. Schuckmann. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Miethsentſchaͤdigung 
fuͤr die landraͤthlichen Geſchaͤfts⸗Lokale in den Kreisſtaͤd⸗ 

ten, und bie Gehaͤlter der Landraͤthe betreffend. 

Der Koͤnigl. Regierung wird: auf den Bericht vom 

ı4ten d. D., ‚betreffend die Miethsentſchaͤdigung für das 
landraͤthliche Gefchäfts-Lofal in der Stadt N. N, und 
dad Gehalt des Landraths N. N. daſelbſt, Nachftehendes 


zu erkennen gegeben. . k: 
. Der N. N, hätte das landraͤthliche Buüreau grund⸗ 


fäglich niemals auf den von ihm bewohnten Gute etabfis 


ten dürfen, indem die Büreaus ſich jedenfalls in den Kreis⸗ 
Hädten befinden muͤſſen. Für ein bloßes Abfteige Quartier 
und Eofal ih der Stadt, zur Beſorgung der Gefchäfte bei 
feiner perfönlichen Unmefenheit, kann Feine Mieths⸗Ent⸗ 
Schädigung gefordert werden. Dieſe fteht nur zu bewilli⸗ 
gen fuͤr die Zeit, wo das Buͤreau ſich wirklich in der Kreis⸗ 
ſtadt befunden, der Landrath aber ſeinen Wohnſitz auf dem 


Gute gehabt hat. Hiernach hat die Koͤnigl. Regierung 
B 


Annalen. Heft I, 1327. 
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> pie dem N. N. für die Vergangenheit anzumeifende Miethds 


entfchädigung entweder im. Betrage des Minimi oder — 
wenn mehr verlangt wird — unter rechnungsmiäßiger Jus 
ftififation des wirklichen Bedarfs, zu liquidiren. Auf die 


höhere Befoldung kann ein Anfpruch nur von dem Zeits - 


punkte an zugeftanden werden, wo der N. N,’ mit Ge 
Inehmigung der Königl. Regierung, welche vorher einzuho⸗ 
len war, feinen Wohnſitz wirklich in die Kreisſtadt verlegt 
hat. Diefer Zeitpunkt muß noch genauer angegeben wers 
den, Indem die darüber in dem Eingang? berühren Bericht 
enthaltenen unbeftimmten Aeußeruugen nicht genügen. 
Uebrigens verfieht es ſich von ſelbſt, daß die Beſol⸗ 
dungszulage und eine Miethsentſchaͤdigung für dad Buͤ⸗ 
reaun» Lokal in der Stadt nicht gleichzeitig von dem N. N. 
bezogen werden koͤnnen. — 
Berlin, den 28. März 1827. 
Miniftertum ded Innern. Erſte Abtheilung. 
— - Koͤhler. 
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Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern, an die 


Koͤnigl. Regierung‘ zu N. N., bie Wahl und die Beſtaͤ⸗ 
77 tigung der Kreiss Deputirten betreffend. . 
Der Königf. Regierung wird zur Befcheidung auf die 
in Ihrem Berichte, vom 28ſten v. M. vorgetragenen ‘Ber 
denfen in Anfehung der. Beitätigung der Kreis⸗Deputir⸗ 
ten Nachſtehendes eroͤffnet. | Be 

Die der angeführten Beflimmung im $.g. der Aller 
hoͤchſten Verordnung vom 22. Auguft v. J., wegen des 
Verfahrens bei der Wahl der Sandräthe und Kreiß- De 
putirten, zum Grunde liegende Abſicht ift klar. Die Ber 
urtheilung der Qualififation der zu Kreis: Deputirten zu 
mwählenden Kittergutöbefiger ift den Kreis⸗Verſammlungen 
zu uͤberlaſſen. Wil die Koͤnigl. Regierung von der Ihr 
zugeſtandenen Befngniß, einem Erwaͤhlten die Betätigung 


! 


19 
zu verſagen, Gebrauch machen, ſo muß Sie dazu TER 
Gründe haben. 
Unbefanntfchaft dee Rönigt. Regierung mit der 
Qualifikation eines Erwaͤhlten kann als ein bewegender 
Grund zar Verſagung der Beftätigung nicht angefehen 
werden, indem die Erwählten die" Präfumtion der Quali— 
fifation für ſich haben, "weil fie außerdem nicht gewählt 
fein wuͤrden, und bei obwaltenden Ziveifeln es der Königl. 
Reglerung zaſtehet und obliegt, Sich naͤhere Ueberzeugung 
zu verſchaffen. Wohnt der Koͤnlgl. Regierung aber die 
Ueberzeugung bei, DaB ein em zum Kreis⸗Deputirten 
Erwaählten die erforderliche Qualifikatton zu 
dieſer Funktlon abgehet, ſo iſt dies allerdings ein völlig 
zulaͤnglicher Grund, ihn nicht zu beſtaͤtigen. Auf welchem 
Wege die Könige Regierung Sich von der Qualifikation 
Ihr nicht näher. befannter Perſonen, welche als Kreis⸗ 
Deputirte in Vorſchlag gebracht werden, unterrichten will, 

hat Sie Selbſt zu erwaͤgen. Foͤrmliche Prifungen - 
fer Kreis⸗Deputitten find unſtatrhaft. 
Berlin, Den’ 16. Maͤtz 182538. | 
per: des en ‚em — 

... Ban J — m 
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Reſcript des Konigl. Miniſteriums bes Innern, an die 
Könige. Dber-Präfidvien von Sarhfen, Pommern. und 


Brandenburg, die Verpflichtung der Kreis; re 
tirten —— 


Ew. ꝛc. erwiedere ich ich. ergebenft ‚auf Ihr — 
Schreiben vom 17ten v. M., wie ich dafür halte, daß es 
Seitens der Kreis; Deputisten der foͤrmlichen Ableiſtung 
eines Amtseides nicht bedarf, ſondern daß Verpflichtung 
durch Handſchlag an Eidesſtatt, unter Verweiſung auf den 
Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige geleiſteten Pulbigungeeid, ER 

Berlin, den 5. Januar 1827. 

Der Minifter des Innern. 
v. Schuckmann. 
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— der Koͤnigl Min heuen des Send ir der 
— an! die Königl. Regierung zu N. N., bie 
. Dienftentiafung, der auf. Kündigung, aan 
Ä Damien Beerffend, u 

ag Die Mar: 

. Der onigi ——— wird ‚anf Iren: von dem 
"nel. hohen Staats⸗Miniſterio anher 1 Bes 
— vom 3 uiſten v. Mi. 73737 

betreffend die Dienſt⸗ Eutlaſung der auf Kündigung 
angeſtellten Bearkten, ::: x: | 
zuvoͤrderſt bemerklich gemacht, daß ——— ‚übe die Auds 
legung zweifelhaft gefundener Borfchriften der. Gefchäfts- 
Anweiſung vom 31. December 1825 jedesmal an die vor⸗ 
geſetzten Miniſterien zu zichten ſind, deren: Beurtheilung 
uberlaſſen bleiben muß, rin wiefern vorkommende Faͤlle der 
‚betreffenden „Art zu eier Beraihung jmKoͤnigl. Staats⸗ 
Miniſterio geeignet ſein duriten ⸗ ISodann muß: es geruͤgt 
werden, daß jener Berichts der Vorſchrift der Regiexungs⸗ 
Inſtruktion vom aaflen Oktober 181719. 50.pos. 4. ent 
gegen, nicht vom, Pleno der Königl. Kegierung, fondern 
nur von einer einzelnen te derfelben erfiattet wor⸗ 
den if. 

Was den Gegenſtand elbſt betrifft, ſo koͤnnen die 
unterzeichneten Minifterien, d der Anſicht der Kniaf: Regie 
rung nicht beipflichten. 

Die Geſchafts⸗ -Anweifung hat durch die pag. 2. sub 
rubro | 

Entlaſſung ber Beamten“ 
- enthaltene Beſtimmung: 
daß die Entlaffung der auf Kandigung angefteilten Des 
amten nur in Folge: eines. im Pleno. der Regierung ges! 
faßten DBefchluffes, welchen förmliche Inſtruktion der’ 
Sache und ein Vortrag des Juſtitlarit vorhergegangen 
erfolgen kann, | 
verhüten tollen, daß in irgend einem Galle, ohne be 
wegende Gründe und ohne reifliche Erwägung der Noth 


.. 






wendigkeit, von dem Vorbehalte der Kündigung Gebrauch 
gemacht werde, wenn gleich der anf Kündigung angeftellte 
Beamte feinerfeits Fein mohlbegründetes Necht im en: 
geren Sinne hat, einer ihm in dem gehörigen Sriften ges 
machten Kündigung zu mwiderfprechen. ’ 
Die Königf. Regierung kann fi demnach durch kei⸗ 
nen Borbehalt irgend einer Art, unter welchem Anftellung 


auf Kündigung erfolgt fein mag, von der Beobachtung . 


der verordneten Förmlichkeiten für entbunden erachten. 
Derlin, den 20. Februar 1827. 
Miniſterium des Innern. Minifterium der Finanzen. 
v. Schuckmann. v. Motz. 


ı2. 


Circular⸗ Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern 
und der Finanzen, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
die einzuſendenden Nachweiſungen von den im Civil⸗ 
oder —— ——— angeſtellten Militairperſo⸗ 
= nen betreffend. 





Um über alle in Folge der Allerhoͤchſten Kabinetds 
er vom 7. Auguft 1820 oder auf den Grund von Eis’ 
vils Berforgungäfcheinen ftart gehabten Anftelungen von 
Mititair-Perfonen, fowohl im Könige. Civil als auch im 
Commiimal,Dienfle, dem Koͤnigl. Kriegs: Minifterio die 
Nachrichten mitteilen zu Finnen, welche, einem Allerhoͤch⸗ 
fien Befehle gemäß, daſſelbe von Zeit zu Zeit ſich ver- 
ſchaffen fol, find nach einem Befchinffe des Königl. Staats⸗ 
Minifterii vom 1. November v. J. folgende Beftimmuns 
gen getroffen worden: 

1) Es ſollen über gedachte Anftehungen befondere Nach⸗ 
meifungen, jedoch nur jährlich einmal, und zwar am 
Jahresſchluſſe geliefert werden, da nach der Geſchaͤfts⸗ 
Anweiſung vom 31. December 1825 die Negierungs- 
Präfidenten ohnehin. verpflichtet find, jedem Miniftes 
rio für deffen Reſſort Nachrichten über die neuange⸗ 
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ſtellten oder belbrderten Perſonen mit dem Stufe 
‚des Jahres einzureichen. 
a) In diefe Nachweifungen fallen alfo fhon von ſelbſt 
alle durch die Regierungen angeſtellte Militair⸗ 
Verſorgungs-Berechtigte. Es ſoll jedoch nun⸗ 
mehro und von jetzt an, bei dieſen, nicht allein der 
Truppentheil, bei welchem fie geſtanden, ihr. militai⸗ 
riſcher Grad und die Art ihres Anſtellungs⸗ Anſpru⸗ 
ches beſtimmt angemerkt, ſondern auch, zur leichtes 
ren Unterfcheidung von dergleichen Angeftellten, dies 
ſelben, durch ein. befonderes Abzeichen ‚und zwar durch 
Unterfireichung ihred Namens mit vorher Dinte fenns 
bar gemacht werden. | 
3) Damit auch wegen der im Eommmunat>Dienke. an⸗ 
geſtellten Militair⸗Perſonen, der Allerhoͤchſten Abſicht 
entſprochen werde, ſollen von den Regierungen durch 
die Landraͤthe beſondere Verjeichniſſe daruber einge⸗ 
fordert, und bei dem mitunterzeichneten Minifter des 
Innern eingereicht, auch, um bei den Communal⸗Be⸗ 
hörden mehr Intereſſe für die Verforgung der Wis 
Itairs Perfonen rege zu machen, den Verwaltungen 
derjenigen Gemeinen, Kreife und Negierungs-Bezirke, 
welche ſich durch. Anftellung einer größeren Zahl fols 
cher Verſorgungs⸗Berechtigter ausgezeichnet. haben, 
hierüber von Zeit zu Zeit ein belobendes Anerkennt⸗ 
niß zu Theil werden. 
4) Die bisher wegen der eigentlichen Militair⸗ 
Invaliden Statt gehabte Einrichtung, wonach eine 
jede Behoͤrde, welche die Anſtellung eines Individui, 
welches Invaliden⸗Wohlthaten, Penſion, Wartegeld, 
oder andere fortlaufende Unterflügung genießt, vers 
fügt, der. Abtheitung für die Invaliden im Königl. 
Kriegs» Minifterio, entweder fogleich, oder durch. tet» 
minliche Nachweifungen Anzeige davon gemacht hat, 
fol zur Erhaltung ber Ordnung in den fogenannten. 
Invaliden⸗Kataſtern auch ferner beibehalten, 
imgleichen . 
9) wegen der befegten SuBen bei der, Verwaltung der 
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direkten und indireften, Steuern, mit ber biöherigen 
Einreichung befonderer halbjaͤhriger Nachwei⸗ 
ſungen noch fortgefahren werden, wogegen dieſe 
Anſtellungen aus den fett vorgeſchriebenen Liſten 

wegbleiben. 

6) Die nach der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom 7. 
Auguſt 1820 angeordneten Nachweiſungen der in 
Kanzelliftens und Unter⸗Calculatorſtellen angeſtellten 


Militair⸗Perſonen, ſollen durch die jetzt vorgeſchrie⸗ 


bene allgemeine Nachweiſung als beſeitiget angeſehen, 

und daher kuͤnftig nicht weiter eingereicht werden. 

Die Koͤnigl. Regierung erhoaͤlt den Auftrag, dieſen 
Befiimmungen gemäß, nunmehro dad Weitere fofort zu 
verfügen und, da’ mit diefen Nachweifungen für das Fahr 


2826 der Anfang gemacht werden folk, dafür zu forgen,. 


daß folde von allen zum. Neffort. der Minifterien des In⸗ 
nern. und der, Finanzen gehörigen Stellen-Befegungen im 
Gefhäfts:Bereiche der Königl, Regierung fo 
gleich angefertigte und bei jedem der vorgenannten Minis 
ferien, nach, den Reſſortss derfelben getrennt, Baldigft eins 


gereicht werden; fo wie dann damit für die Zukunft fort 


zufahren, und die Einrichtung dergeftalt zw treffen ift, daß 
diefe Nachweiſungen ungefordert jedesmal nach dem ah: 
resſchluſſe und fpäteftend mit Ende Januar bier eintreffen. 
Berlin, den 25. Januar 1827. 
Der Minifter ded Innern Der der Finanzen. 
v. Shudmann — 


13. | 
Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern, 
an ſaͤmmtliche Königl. General-Rommiffionen zur Res 


gulirung ber gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤlt⸗ 


niſſe, biefelbe Angelegenheit betreffend. 


Die Koͤnigl. General⸗Kommiſſion erhaͤlt in der An⸗ 
lage ı eat der von den Miniſterlen des Innern 
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‚o4 ee se 
und der Finanzen unterm, 2sften v. M. am. fänmtliche 
Könige. Regierungen erlafienen Eircular: Verfügung, wegen 
der jährlichen Nachweifungen. von ‚den im Civildienfte vers 
ſorgten Mititairs Perfonen, zur Nachricht und; gleichmäßts 
Beachtung, in fofern Anftelungen der’ re Art bei 
Derfelben vorkommen mörbten. 
Berlin, den 9. Februar, 1827. - 
Minifterinm des Innern. n — 
Fr Köhler 


ET ’ 
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Extrakt aus dem Reſcripte des Königl. : Minifteriums 
bes. Innern an den’ Herren Regierungs-Praͤſidenten N. 
N., die jährlich. einzureichenden Machweifungen von: 
den in ben Regierungs »Bezirfen angeſtellten ober 
beförderten Beamten betreffend. | 
Mas die fünftige Einreichung der betreffenden Nach⸗ 
weifungen anbelangt, fo ift folche nicht vom dem Präfidio, 
fondern von der Negierung zu der durch das Circular (v. 
25. Jan. c.) beſtimmten Zeit zw, bewirken. 
Berlin, den 9. März 1827. — 
— Der Miniſter des Innern. 
77 v. SHudmann 








15. | 

Ertraft aus dem Reſcripte bes Königl. Minifteriums bes 

Innern, an: die Koͤnigl. General⸗Kommiſſion zu Bres⸗ 
Breslau, dieſelbe Angelegenheit betreffenid. 

Der Koͤnigl. General⸗Kommiſſion wird zur Beſchei⸗ 
dung auf Ihre Anfragen in dem Berichte vom 28ſten v. 
M. eroͤffnet, daß in die, zufolge der Circular⸗Verfuͤgung 
vom 25. Januar d. J. jährlich "einzureichenden Nachweis 
fungen alle diejenigen Individuen anfzunehnen find, welche 


a) 


weiten Dienfteinfommen gefchehen fein. 
| Derlin, den 13. März 1827. _ 


Diiniperium des Innern, —— asisäiig. — 


sonen, nr 


— .» 
R 


F 
| 16.. 
Exteakt aus dem Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Mini⸗ 
ſterien des Innern und ber Finanzen, an ſaͤmmtliche 
Königl Oher⸗Praͤſidien, die Behandlung der Penſious⸗ 
— — den Provinzial⸗Kollegien betreffend. 

— ⁊x. da es übrigens noch an ——— Vor⸗ 
ſchriften darüber. fehle, wie alle Penſtons ⸗Antraͤge, ohne 
Unterſchied, bei den Provinzial⸗Kollegien gleichmäßig 
einzufeiten und. vorzubereiten find, als woruͤber auch die 
Gehäfts-Unmeifung für die Regierungen vom 31. Decht. 


v. J. keine Vorſchrift enthaͤlt; fo haben mir, für, ange 


— erachtet, dieſethalb Folgendes zu beſtimmen: 
3) Penſions⸗Antraͤge für Subalternen⸗Beamte ‚der Kol⸗ 
legien ſowohl, als fuͤr Beamte bei den, den letztern 


* 
in Ihrem Gechaͤftskreiſe kraft der in vormaligen Mili⸗ 
tair⸗Verhaͤltniſſen begruͤndeten Anſpruͤche eine‘ bleibende 
Verſorgung gefunden haben, es mag dieſe num in etats— 
mäßigen Stellen, oder fonft, mit Gehältern oder Kris 


— 


untergebenen Behoͤrden ſind jedesmal in Pleno zu 


berathen, und der desfallſige genuͤgend zu motivirende 
Beſchluß des Pleni iſt ausfuͤhrlich in die bieferbaik 
zu erfiattenden Berichte aufzunehmen, . 

2) absas Gate für Mitglieder der Kollegien (ande 
Schließlich der. Dirigenten) find zwiſchen dem Praͤſi⸗ 
denten und dem Dirigenten zu berathen; endlich 

3) Penfiond- Anträge für einer der Dirigenten mäffen 
vom Präfidenten motivirt werden. 

Bei folchen Behörden, welche eine- kolleglaliſche Form 
nicht ce Ba dem Beſchluſſe des Vorſteherss der Be⸗ 
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Hörde wenigſtens das — des dabei angeſtellten Jus 
ftitiar8 beigefügt mwerten. 

Ew. ıc. haben diefe Beftimmungen den betreffenden 
Regierungen zur Nachachtung bekannt zu machen, und die 
übrigen Provinzial» Verwaltungs : Behörden zu veranlaffen, 
fih nach Analogie derfelben zw verhalten. 

Berlin, den 23. November 1826. 

Der Minifter ded Innern. Der Vinifter der Finanzen. 
v. Shudmann. v. Motz. 


v 





17. 

Extrakt aus dem Reſcripte der Koͤnigl. Miniſterien des 

Innern und der Finanzen, an das Koͤnigl. Ober⸗Praͤ⸗ 
nee u N. N, biefelbe Angelegenheit ne 


— Wie erfuchen Em. Ercellenz, der Regierung noch 
ausdruͤcklich zu eroͤffnen, daß die Verſetzung von Steuer⸗ 
Beamten in den Penfions- Stand nicht in Pleno der Res 
gierung zu berathen fei, noch in den Provinzen, wo bes 
ſondere "Steuer: Direktoren beftehen, uͤberall das Reſſort 
der Regierung tangiren, vielmehr dabei lediglich nach den 

Beſtimmungen vom 23. November v. J. zu verfahren ſei. 
— Berlin, den 17. Februar 1827. 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der Finanzen. 
v. Schuckmann. v. Motz. 


18. 

Ernaft aus dem Referipte des Königl. Minifteriums 
des Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu Marienwer⸗ 
"Ren die Anfertigung ber a Mag⸗ 

| weifungen betreffend. 
Indem der Koͤnigl. Negierung dies (ruͤckſichtlich der 
Penſionirung des N. N.) bekannt gemacht wird, wird 


29. 
Sie zugleich angemiefen, kuͤnftighin die inzuſendenden 
Penſions⸗ Vorſchlags⸗Nachweiſungen unter Ihrer eigenen 
Unterſchrift auszufertigen, auch Die. vorfchriftämäßige Be. 
ſcheinigung engen des Lebens⸗ und —— Home 
beisubringen.:: ©... © SATTE « 
aa den 8. September — 
Her. eier des Innern. I FE 
——— La ee duann, 


ur. 
4742 F gt ur Wer 
“Aa Mu f f ’. 1R wi. * ⸗ 


1954 a 
Ertrakt aus. — Reſcripte der Sorigl en des 
Innern und" der Finanzen; an das Koͤnigl. Ober⸗Praͤ⸗ 
ſidium zu N. N;,' die Penfionirung der Beamten, nach 
vrangägängene“ ſorgfaͤltiger Pruͤfung 2 Der 
haͤltniſſe betreffend. | 





erg) 
, 


— 
L. 
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Wenn‘ BER das Konigt. Stantd-Diniferium bei 
Prifung der von einzelnen Beamten gegen die bezweckte 
Penſtonirung derfelben eingelegten Reklamationen ſich, was 
die —— — ſolcher Penſtons⸗ Kandidaten anbe⸗ 
trifft, auf das Urtheil der Dienſtvorgeſetzten ſolcher Be⸗ 
amten verlaſſen muß, ſo iſt um ſehr zu wuͤnſchen, daß 
dergleichen Urtheile, welche über dae Wohl und Wehe eis 
ned Angeſtellten entfcheiden, mit der allerforgfältigften Ers 
mägung auch der zu Gunſten des zu eutlaſſenden Beamten 
ſprechenden Verhaͤltniſſe abgegeben werden moͤgen. 
Berlin, den ı. September 1826. Ä 
Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 
v. Shudmann. abweſend. 


— 





Er 

ii3d; ER Mt. 31% BREMER! 

rar 

Kefeript des Königl, Juſtiz⸗ Miniſteriums, die, Verſiche⸗ 

rung der Ehefrauen angehender Staatsdiener bei der 
angemeiNen Wittwen Kaſſe —— 





Auf Ihre anftage vom 26ſten v. R, wegen zu er 
theifender Heirathskonſenſe für unbefoldete Civil» Staatss 
diener, indbefondere für Neferendarien, wird Ihnen eröffs 
net: daß 
ad 3) rückfichtlich der letztern, wegen derjenigen Pen⸗ 

ſion, mit welcher ſie ihre kuͤnftigen Gattinnen bei 
der Allgemeinen Wittwen:Kaffe verſichern zu lafs 
ſen haben, auf eine Summe‘ von 100 Rthlr. bes 
ſtanden werben muß, indem. das Gehalt der jüng- 
fien Affefforen soo Rthlr. beträgt, N 
ad 2) die Zwangsmittel, zur Erfüllung ihrer eingegan⸗ 
genen Verbindlichkeit, darin beftehen, daß derje⸗ 
nige, welcher feinem amtlichen Derfprechen Fein 
Genüge geleiftet Hat, nicht zur Anſtellung in Vor⸗ 
ſchlag gebracht wird, endlich 
ad geſetzlich nicht beſtimmt iſt, daß ein Staatsdiener 
bei der Zunahme ſeiner Beſoldung im Laufe der 
Zeit ſeine Ehefrau mit einer hoͤhern Penſion ein⸗ 
kaufen muß. 
Berlin, den 26. Maͤrz 1827. 
Der Juſtiz-Miniſter. 
Graf v. Dan Felman. 


ben König. re ——— 
Herrn Alsleben zu Chslin. | ——— 
ar. | | 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums bes Innern, 


an fammtliche Königl. Regierungen, die Anweiſung ber 
Amisblatts⸗Zuſchuß⸗ Gelder betreffend. 


Die Könige, Regierung ung’ wied in Beziehung auf bie 


29 
Verfügung. vom 28. September 1825, wegen gleichzeiti⸗ 
ger Vereinahmung. und. Derausgabung der Zufchuß - Gels 
der. zu den Ämtsblatts⸗Koſten bei der Umtäblattd:Debite- 
Kaffe und der Gefegfammlungs »Debits- Kaffe benachrich⸗ 
tigt, daß nach einem Schreiben des Herrn Generals Poſt⸗ 
meiſters der Rechnungsſchluß⸗Termin der Geſezſammlungs⸗ 
Debits⸗Kaſſe ſich dahin geaͤndert Hat, daß nur die vor dem 
15. Februar auf die zuletztgedachte Kaſſe angewieſenen Amts⸗ 
blatts⸗Zuſchuß⸗Gelder in der Rechnung für das verſloſſene 
Jahr in Ausgabe erſcheinen koͤnnen. 
Die Konigl. Regierung hat deiiigemäß die dortige 
Amtsblatts⸗Debits/Kaſſe zu inſtruiren. 
Berlin, den 13. März 1827. 
Miniſterium des Innern. Erſte 
Koͤhler. 


Reſcript des Soͤrigl. Ri tiumg be Innern, an die 


Koͤnigl. Regierung. zu Merfe in, je unentgeldllche Auf⸗ 

nahme der Bekanntmachungen über. Veraͤußeruugoder 

Verpachtung von Domainens oder Forft- Grundftuͤcken 
in bie Amtsblaͤtter betreffend. 

Der ging. Reglerung wird auf: den Berſcht vom 

15. Deedr; u. J. was die darin zur: Sprache gebrachte 

von der Koͤnigl. General⸗Verwaltung für Domainen und 


Forſten deſiderirte unentgeldliche Aufnahme aller. Bekannte. 


machungen über Veräußerung oder Verpachtung von Dos 
mainen oder Forft- Grundfiäcken in das dortige Amtsblatt 
anlangt, zu erfennen gegeben, daß in dem $. 29. der-von 
Sr. Koͤnigl. Majeflät vollzogenen Domainen » Beränßerungss 
Anftruftion vom ns. Dftober 1810 beſtimmt worden if, 
daß den Domainen » Käufern Feine Licitations-Koſten anf 
gelegt werden follen, wohin auch die Koften der Bekannt⸗ 
machung der Licitation gehoͤren. 


Bei den Verpachtungen iſt der Paͤchter eben fo we⸗ 


+ 
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nig, wie bei Beräußerungen, ohne befondere Uebernahme, zur 
Tragung dergleichen Koften verpflichten, und ed kommen 
hiebet eben dieſelben Gründe in Betrachtung, welche bei 
den Veräußerungen DVeranlaffang geben, die Koften dem 
Käufer nicht, aufzulegen. | 

In, diefem Sinne iſt auch an die Koͤnigl. Kegierung 
die Verfügung vom, 17. Auguſt 1819 .erlaflen, und Sie 
wird daher angemwiefen, ‚die Bekanntmachungen über Ver: 
Außerung oder Verpachtung von Domainen- oder Forfts 
Grundfläcen unentgeldlih in Ihr Amtsblatt aufnehinen 
zu laſſen. 

Berlin, den 16. Sebrnar 1827. 
-Miniflerium-des Innern.  Erfte ——— 
en Köhler. 


* 


23. 
Kefeript der Konigl Miniſterien bes Innern und ber 
ARE an bie Königl, Regierung zu Slln, die Bes 
eibdigung der Zeugen in adminiſtrativen Unterſu⸗ | 
chungsſachen ic. betieſtens. — 





Die —— Miniſterien eine der Koͤnigl. 
—— auf deren Bericht vom 24. Oktober d. J., 


die Beeidigung der Zeugen in adminiſtrativen Unterſu⸗ 
chungsſachen, und die gegen deren Angehotſam anumens 
denden Zwangsmittel betreffend, 


daß fie der Anficht des ‚General: Prokuratots daß wenn 
“ein Vergehen der verletzten Amts-Verſchwiegenheit ſtatt 
gefunden hat, der Kaufmann N. N. socius delicti fet, 
und daher nicht mit, dem Zeugen-Eide belegt werden fönne, 
beitreten. Hiernach wird die Koͤnigl. Negierung angewie— 
fen, die in Diede ſtehende Angelegenheit auf fi beruhen 
zu Saffen, und wird es fich in der Folge weiter finden, 


"5: | : 
ob e aber die hierbet im Allgemeinen vorgekommenen Fra⸗ 
gen einer weiteren ‚gefeglichen Deklaration bedarf, an 





"Berlin, den 16. December 1826. „un 
Die Minifterien ded Innern. " Die Tele der — 
— SHatmann. Ne a : 
| S 4.3 14 Sir 
f 24. * aid 


Kefeript des Kdnigl. Minifteriums des Intern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, die Vereidigung der 
uUnterthanen betreffend. 





Der König. Regierung wird. ip Eripiederhng auf Ire 

Anfragen in dem Berichte vom fen d. M., | 
die Bereidigung der Unterthanen betreffend, | 

hiermit Folgendes zu erkennen gegeben: 

1) daß an denjenigen Drten, an welchen es bisher obs 
fervanzmäßig gewefen, bei neuen Anſiedelungen dem 
Landesherrn einen Huldigumgseid zu leiften, dies auch 
ferner gefchehen mag. — jedoch find diejenigen, weils 
che bereit wegen irgend. eined Dienfiverhältniffes, 

‚ insbefondere als Soldaten, einen folchen Eid gelei⸗ 

- ftet haben, mit Hinfiche anf "das Geſetz vom 26, Ot⸗ 
tober 1799 davon zu dispenſiren. | 

2) Daß die Gutsherrſchaft mie Hinficht auf dad Ebikt 
vom 8. April 1809, welches durch die Allerhoͤchſte 
Kabinets⸗Ordte vom 24. Dftober 1810 auf alle Pros 
vinzen ausgedehnt iſt, den F. 10. angeordneten Hand⸗ 
ſchlag fordern koͤnnen. 

3) Daß es gleichguͤltig iſt, eb der ad 1. gedachte Eid 
vor den Gerichten oder vor den Verwaltungs-Behoͤr⸗ 
den abgeleiftee wird. Zwar iſt ed nicht zu leugnen, 
daß dies eigentlich zum Reſſort der letzteren gehoͤtet; 
indefjen ift es zum gerathenften, daß den Eid da abs 
geleiftet werde, wo ed mit den wentaften Koften, und 
mit der geringfien Dark der Schwörenden ges 
ſchehen kann. 


* 
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„Der Könige. Regierung wird hiernach überlaffen, Sich 

mit dem Königl. Ober: Landesgerichte darüber zu vereinis 
gen Will aber das Ober: Landesgericht die Gerichts : Des 
hoͤrden damit nicht beauftragen, oder follten die Beläftis 
gungen bei den Gerichten höher zu flehen. fommen, fo mag 
die Königl. Regierung Ihre Verwaltungs - Behörden das 
mit beauftragen. 

Berlin, den 24. Februar. 1827. 
. Mimlieriumn des Inuern. —— 


— Köhler. 
Fon zer 
il 
"Reife a auswartigen Findet. 
Kuss U Ev) 25. nu 


Bekanntmachung er. Koͤnigl. Miniſterien des ne 
und des Handels, ſo wie der. Finanzen, die Handels⸗ 
Achaumge mit Mexite —— 





Mir — 6 die Koͤnigl. degeruu daß in 
olge einer auf vollfommene Gegenfeitigkeit gegründeten 
Vereinbarung, die merifanifhen Schiffe und Waaren von 
jest an, alle Vottheile ‚genießen ſollen, welche den Schif⸗ 
fen und. Waaren der in Preußen am meiften begünftigten 
"Nation zugeftanden find, oder Fünftig zugeflanden werden 
möchten, und veranlaffen diefelbe, dies durch die Amts⸗ 
blätter befannt zu machen. 

Berlin, den 22. Februar 1827. er N 
Minifterium des Innern eg: der Sinangen. | 

und des Handels. Motz. | 
v. Shudmanm. 
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Reſcript des Königl. Miniſteriums des Innern, an die 
Königl. Regierung zu' Chn, daf die Forderungen Nies 
derländifher Anſtalten und Stiftungen an diesſeitige 
Gemeinden nicht anzuerkennen ſeien. | 


— — 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihre Anfrage vom 
30. December dv. J. erwiedert, daß die Koͤnigl. Niederläns 
diſche Regierung, wie eine Forderung der Armen» Verwal⸗ 
tung in der dieſſeitigen Commune N. N. an das jen ſeitige 
Ober⸗Quartler N. N. bewelſt, die Forderungen der dies 
ſeitigen Stiſtungen an jenſeitige Gemeinden nicht anerfennt, 
and daher ‚die Forderungen jenfeitiger Anftalten und Stifs 
tungen. an diefleitige Gemeinden nach $ 6. des Gefeges 
vom 7. März 1822 ebenfalls nicht anzuerkennen find. 

‚Berlin, den 15. Januar 1827. Me: 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 





Köhler 
ne m. 
"Staats » Einkünfte. 
1 A. * 


Finanz ⸗Verwaltung im Allgemeinen. 
De 27. ——— 

Circulars Deferipe des Koͤnigl. Finanz Minifteriumg an 
fimmeliche . Koͤnigl. Regierungen, das Verfahren bei 

öffentlichen Ausgeboten in Domainens und Forſt⸗ 

Angelegenheiten betreffend. 

Um einem Antrage der Koͤnigl. Ober⸗Rechnungs⸗Kam⸗ 

Mr zu genügen, veranlaſſen wir die Koͤnigl. Negierung, 


u ihrem Verwaltungss Bezirke die Anordnung zu treffen, 
Nunaleu. Heft I, 1827. € — 


4 


+ 
’ 


daß von nun am bei allen öffentlichen Ausgeboten in Dos 
ginen » und. Forſt⸗ Angelegenheiten, folche mögen Veraͤu⸗ 
| Gong Verpachtungen ‚oder Verdinge betreffen, — die 
erhan fühlt en, außer. dem ' Beftbietenden . oder Mindefts 
fordernden Alte von denjenigen beiden Individuen, welche 
zumächft vor jenen ihre Gebote oder Forderungen abgeges 
ben haben, mit unterfchriebem werden. .Da died aber mit 
Erfolg ‚nur, alsdann ‘verlange werden: kann, wenn in dem 
- Bedingungen ausdruͤcklich die Wahl unter den drei legten 
Geboten vorbehalten menden; iſt: fo wird die Königl. Des: 
giexung dafür zu fürgem haben, daß, wenn, außer dieſem 
Safle, jene; Misvoßziehung entweder verweigert: wird,. oder 
< and andern Gruͤnden micht Statt. finden ann, alddanıı 
wentaftend die. Namen, und Gebote der. beiden vorhergehen⸗ 
dem Lieuanten am Schluſſe der Protokolle vermerkt werden. 
- Berlin, den 29. Fanmarıng27. nun: ol 0 
— Finanz ⸗ Miniſteriumm. 
Geheral⸗ Verwaltung ee und Forſten. 
4232 eßler. 





28. 


Circular⸗ Reſcript des EIG Finanz Minifteriums an 
fämmtliche "König. Regierungen, diefelbe Angeles 
genheit betreffend. 

Wenn die Koͤnigl. Regierung nad ihrem Berichte 
vom 2 iſten v. M., die in der Circnlars Verfügung vom 
29. Januar d. 5. angeordnese Mitunterfehrift ‚der Licita⸗ 
tlons⸗ Verhandlungen ‚über Domainen⸗ und Forſt⸗Objekte 
Seitens der drei Licitanten, welche die beſten Gebote ab⸗ 
gegeben haben, bei kleinen Holzverkaͤufen nicht fuͤr aus⸗ 
fuͤhrbar haͤlt: ſo wird derſelben zuvoͤrderſt bemerklich ges 
macht, daß jene Mitunterſchrift von Seiten der drei beſt⸗ 
bietenden Licitanten keineswegs unbedingt vorgeſchrieben, 
ſondern ausdruͤcklich nachgelaſſen worden iſt, daß in Faͤl⸗ 
len, wo die Mitvollziehung des Protokolls von den beiden 
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Bietern, welche vor dem Meiftbietenden oder Mindeftfors 
dernden das legte Gebot gerhan, oder die geringile Fordes 
rung gemacht haben, nicht zur Bedingung gemacht: ift, und 
vermeigert wird, oder aus andern Gründen nicht gefchehen 
kann, nur die Namen und Gebote der beiden vorberges 
henden Bieter vermerkt werden, follen. 

Sodann liegt aber: auch der durch die gedachte Eirs 
culars Verfügung getroffenen Anordnung, nur die Abfiche 
zum Grunde, darüber eine vollftändige Veglaubigung zu 
erhalten, daß wirklich eine Concutrenz von DBietern flatt 
gefunden habe, und in diefer HDinfiche finder es fein. Bes 
denfen, daß in allen Fällen, wo mehrere minder wichtige 
Dbjekte, als 3. B. Brennholzverkauf in einzelnen Klaftern 
oder fonftigen Fleinen Quantitäten, einzelne geringe Baus 
und Nushotftücke von Feinem bedeutenden Tarwerth ıc. 
in einem und demfelben Termin ausgeboten, und darüber 
nur ein Protokoll aufgenommen wird, auch die Unters 
fopriiten derjenigen, welche auf die einzelnen Gegenftände 
die Beflbietenden geblieben, genügen, und ed bei jedem 
einzelnen Objekt dieſer Art, der Mitunterfchrift derjenigen 
beiden Licitanten, welche zunächft vorher: geboten haben, 
oder auch nur des Vermerks ihrer Namen, nicht bedarf, 
welches nur noͤthig if, wenn größere Brennholz: Dnanti« 
täten zufammen, oder aber Forſtparzellen im Ganzen oder 
einzelnen, ganze Dolzfabeln ıc. zur DVerfteigerung kommen, 
wovon der Taxwerth gewoͤhnlich ſchon ein bedeutendes Ob⸗ 
jelt ausmacht. 

Hiernach iſt daher zu verfahren, dabei aber auch auf 
der andern Seite nicht außer Acht zu laſſen, daß in allen 


Faͤlen, wo es darauf ankommt, auch ohne Ruͤckſicht af 


dad letzte Meiſtgebot oder auf die letzte Mindeſtſorderung 
die Wahl unter den drei Beſtbietenden oder drei Mindeſt⸗ 
fordernden zu behalten, alfo namentlich bei Verpachtungen 
ganzer Vorwerke, Mühlen und anderer mit Gebäuden vers 
fehenen Etabliffements oder bei dem DVerding von Bauten, 
wo die Perſoͤnlichkeit des Bieters weſentlich bei der Ent 
ſcheidung berückfichtige werden muß, die Bedingungen auch . 
Viernach gefaßt, und die Verhandlungen in folchen Fällen 
“ Ä € 2 
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auch von den drei legten Licitanten wirklich vollzogen wer⸗ 
den muͤſſen. 
Berlin, den 31. Maͤrz 1827- u 
Finanz» Minifterium. | —— 
General⸗Verwaltung für Domainen und Forſten. 
Keßler. 
An F 
die Königl. Reglerung zu Wachen. 2. 

Adfchrift Hiervon im Verfolg der Cireular⸗ Verfügung 
vom 29. Januar d. I. an fänmtliche übrige Königl. Dies 
gierungen zur Narhricht und Achtung. . 

Berlin, den 31. Maͤrz 1827. 
2 Finanz» Minifterium, — | 
Generals Verwaltung für Domainen und Forſten. 
| A Kepler 


— — — — 


—— | * u 
Circular⸗Reſcript der Könige. Ober⸗Rechnungs⸗Kam⸗ 
mer, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Ober⸗Lan⸗ 

desgerichte, die Termine zur Einſendung der zur Revi⸗ 
ſion ber erſtern gelangenden Rechnungen und No⸗ 
tatenbeantwortungen betreffend. 





Durch unſere Verfügung vom 29. Auguſt v. J., find 
zwar die Termine im Allgemeinen beſtimmt, in welchen die 
Rechnungen zur Reviſion an uns eingeſandt werden muͤſſen. 

Da indeſſen in Anſehung der Rechnungen pro 1825 dieſe 
Termine von einigen Behoͤrden nicht genau beachtet wer⸗ 
den,“ fo finden wir und veranlaßt, an deren punktlichſte 
Befolgung für die Zukunft zu erinnern, indem-biefe durchs 
aus nothivendig if, um die Nevifion und Berichtigung der 
Rechnungen in den von ded Königs Majeftät im $. 49. 
unferer Inſtruktion vom 18. December 1824 vorgeſchrie⸗ 
denen Terminen bewirken zu können. Die Königl. Regie⸗ 
rung hat mithin auch für die prompteſte Einſendung Der 
Rechnungen für das jegt zu Ende gehende Jahr 1826 der⸗ 


gefialt zu forgen, daß fie unfehibar vom 1. April E, J. 
ab, von Woche zu Woche in verhältnigmäßiger Zahl hier 
eingeben. 

Diefe fuccefive Einfendung der Nechnungen vom ı. 
April ab, if unumgänglich nothwendig, damit die Nevis 

ſion der Nechnungen auch hier gleich in der erſten Hälfte 
des Monatd April begonnen und ununterbrochen fortgefegt 
werden fann. Wir“ müffen daher auch auf erfiere fireng 
‚halten, und ed darf mithin, was 3. B. die Spezial-⸗Rech— 
nungen betrifft, die vom ı. April ab bis Ende Juni nad 
und nach eingehen follen, nicht wieder, mie e8 in diefem 
Fahre von einigen Behörden gefchehen, die Einfendung ded 
größern Theil Bis zum. Monate Mai oder gar bis zum 
Juni verfchoben werden, weil dies hier zu Gefchäfte-Stof, 
Zungen führt, und die vollſtaͤndige Berichtigung der Rech⸗ 
nungen innerhalb der vorgefchriebenen Frift behindert. 

In Betreff der -eimzufendenden Notatenbeantwortun« 
gen ift Hinfichtlich der Rechnungen aus der Periode bis 
1824 durch unfere Verfügung von 19. Januar vo J. ein 
Termin von 3 Monaten für die erfie Notatenbeantwor- 
tung und ein: Termin von 2 Monaten für die zweite 
Beantwortung beftimmf, in Anſehung der Rechnungen von 
1825 ab, aber weitere Beftimmung vorbehalten worden. 

Da die Erfahrung gelehrt Hat, daß die Notatenbes 
antwortungen in Eürzern Sriften, als in den vorgedachten, 
eingefendet werden müffen, wenn die für die Decharge der 
Rechnungen Allerhoͤchſt beſtimmten Termine eingehalten wer, 
den follen, fo fegen wir gegenwärtig die Termine zur Ein: 
fendung- der Notatenbeantwortungen auf die vom 2. Ja— 
nuar 1824 ab erfolgenden Nevifiond- Protokolle und Vers 
handfungen ohne Unterfehied der Jahre, für welche die 
Rechnungen gelegt find, ein für allemal | 

für die erfte Notatenbeantwortung auf zwei Monate 
und für eine zweite Beantwortung auf fechd Wochen 
hiermit fe. Dabei behalten wir uns jedoch vor, im den 
einzelnen Faͤllen, wo die Erledigung der Erinnerungen eis 
ten größern Zeitaufwand erfordern Eönnte, in Dem Dekret 
oder der Derfügung, womit dad Nevifiond; Protokoll oder 


27 - 


58 


die Verhandlung auf die erfie Motatenbeantwortung von. 


bier abgeht, einen längern Termin zu beftimmen. 

. Die König. Regierung har fi) aber die Befchleunis 
gung der Erledigung der Notaten auf alle Weife angeles 
gen fein zu laffen, und ununterbrochen darauf zu halten, 
daß die Beantwortungen vderfelben fterd im jenen im als 
gemeinen vorgefchriebenen oder. refp. in den, in. einzelnen 


Faͤllen beſtimmt werdenden Terminen prompt bier eingeben. 


Am Uebrigen behält es bei den Befimmungen unfe 
ver Verfügung vom 19. Januar v. J. überall fein Ders 
Bleiben, und findet folche namentlich auch binfichtlich der 
Einfendung der Notatenbeantwortungen auf die, bis zum 
31. December d. J. ausgefertigten Neviftons » Protokolle 
und Verhandlungen über Rechnungen pro 1825 Anwendung. 

Potödam, den 29. December 1826. 

Dbder : Rechnungs » Kammer. 
Aſchenborn. 





eu 30. | | 
Publifandum der Königl. Regierung zu Minden, bie 
Annahme fremder Scheidemünge bei dem nachbar⸗ 
lichen Berfehr betreffend. 

Zur Befeitigung irriger Deutung des $. 1. der Ab 
lerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 25. November 1826, 
wegen wirffamerer Verbreitung der durch das Gefeg vom 
30. September 1821 eingeführten neuen Scheidemünze in 


den weftlichen Provinzen der Monarchie, wird befannt ges 


macht: 

daß die darin nachgelaſſene Annahme fremder Scheide⸗ 
muͤnze bei dem nach barlichen Verkehr in den Grenz⸗ 
ſtaͤdten und Ortſchaften bis zur Binnenlinie nur fo zu 
verfiehen ift, daß Ausländer darin im Handel bier vers 


fehren, auch Einfänder, die im Auelande Verkehr treis 


ben, folche einbringen dürfen, dieſe legtern jedoch vers 


pflichtee find, fie wieder nach dem Auslande abzufegen, 
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daß aber damit durchaus Fein Verkehr zwiſchen 
Einländern in diefem Bezirk getrieben werden darf, 
und wo dies gefchieht, nach den gefeglichen Veſtimmun⸗ 
gen unnachſichtlich verfahren werden ſoll. | 
Minden, den 17. März 1827. 
König. Regierung. 
N 31. 43 * 
Circular⸗ Reſcript des Koͤnigl. Juſtiz⸗ Miniſtetn an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Ober »Landesgerichte, die Zuziehung 
ber betreffenden Verwaltungs⸗Behoͤrde bei Unterſuchun⸗ 
gen wegen Berfälfchung öffentlicher Papiere. bes 
treffend. : 

Des Könige. Majeftät En durch die Allerhoͤchſte 
Kabinets-Ordre vom 8. Februar c. zu beſtimmen geruhet, 
daß bei Unserfuchungen, , welche die Berfälfchung oͤffentli— 
her Papiere betreffen, die mit der Verwaltung diefer Pas 
piere befchäftigte Behörde, in irgend einer Art, zugezogen 
werden ſoll, weil diefelbe durch eine vollftändigere-Kennts . 

niß des Geſchaͤftsverkehrs den Inquirenten und den Rich⸗ 
ter, Behufs der Ermittelung der. That oder des Thäters, 
auf Geſichtspunkte zu leiten im Stande iſt, die ihm aus 
Unkunde des formellen Verkehrs leicht entgehen koͤnnen. 

Das Koͤnigl. Dberlandesgericht wird von dieſer Allerhoͤch⸗ 
ſten Beſtimmung mit dem Bemerken in Kenntniß geſetzt, 
daß es in jedem vorkommenden Falle von Erwägung der 
einzelnen Umſtaͤnde abhängen wird, ob die Zuziehung der 
betreffenden DBerwaltungss Behörde im Wege einer Theils 
nahme an der Unterfuchung, oder mittelft Vorlegung der 
— Unterfuchungs-Aften an dieſelbe, Behufs ih: 

rer gutachtlichen Aeußerung, zu bewirken iſt. 

Berlin, den 12. Februar 1827. 

Der Juſtiz⸗-Miniſter. | 
‚Graf v. Dandeman | 
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Publlkandum der Koͤnigl. Regierung zu Coͤlln, das 
Gold⸗Agio und bie Penfionss Beiträge von den Bes 

foldungen ber Königl, Beamten betreffend. 

Die in unfern Bekanntmachungen vom 20. Dechr. 1824 

und v. 28. Septbr. 1825 enthaltenen Beftimmungen wegen des 

Gold⸗Agios von dem fhnften Theile der Befoldungen und wegen 

der Beiträge zum Penfionss Fonds haben durch. mittlerweile 

erfolgte Allerhoͤchſte und höhere Vorfchriften ‘folgende Abs 
änderungen erlitten, welche wir hierdurch zur allgemeinen 

Kenntniß der dabei betheiligten Beamten bringen. 

3) Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Alterhöchfter 
Kabinetd-Drdre vom 24. Dftober v. J. das Golds 
Agio von dem fünften Theile der Befoldungen wie 
“für das Jahr 1826 auch für die Zukunft auf zehn 
Mrocent unter der Bedingung feftzufegen gerubet, daß 
die Gold- Zahlung gegen diefed Agio wieder allgemein 
an die zu deren Empfange Berechtigten eintrete, 

2) Wegen der Penflonds Beiträge hat das Koͤnigl. Ges. 
beime Staats Minifterium unter dem 14. April v. 

I. beſchloſſen, daß folche Fünftig von dem Gehalte 
ſelbſt, fo lange daſſelbe als zahlbar auf dem Etat 
belaffen, und nicht etwa als erfpart ganz abgefeßt; 
oder zu andern Behältern gelegt wird, entrichtet, 
mithin auch von dem vafanten Gehalte der Penſions⸗ 
Beitrag fortgezahlt, und die etwanige interimiflifche 
Dispofition über ein folches Gehalt zur Stellvertres 
sung, oder zu fonftigem Behufe, nur auf den, nach 
Abzug des Penfionds Beitrags bleibenden Gehaltes 
theil gerichtet werden fol; mithin werden auch von 
den Beträgen der Gnaden- Monate oder Quartafe 

‚ verfiorbener Beamten diefe Beiträge Eünftig in Abs 
zug gebracht. Ä 

3) Nach dieſem und einem anderweiten Befchluffe vom 
5. Juli v. 5. follen zur Erleichterung des Kaſſen⸗ 
und Nechnungs- Wefens, die Beiträge zum Penfionss 
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Fonds, fo wie die Abzuͤge für Gold» Agio Fänftig in 
den BefoldungssEratd_gleich in Abzug gebracht, und 
nur die bleibenden Beträge als zahlbare Befoldungen 
ausgeworfen werden, woruͤber dann auch nur von 
den Empfaͤngern zu quittiren iſt. 

Da dieſe Beſtimmung jedoch erſt nach und nah 
bei. Auffiellung neuer Etats zur Ausführung kommen 
fan: fo behaͤlt es bis dahin bei dem bisherigen 
Verfahren, wornach über den ganzen Befoldungs- de 
trag, einfchließiich der Abzüge für Penfions + Beiträge 
und Gold > Agio quittirt’ werden muß, fein Bewenden. 

4) Untere Beamte, die grundfäglich nur auf Kündigung 
angeftelle werden, haben, wenn die Anftellung in dies 
fer Art erfolgt iſt, feinen Anfpruch auf Penfion, alfo 
auch Feine Penfionds Beiträge zu zahlen. Iſt oder 
wird in eine folche Stelle jedoch ein Beamter blei⸗ 
bend oder ein folcher angeftellt, der aus feinem früs 
bern Dienftverhältniffe fchon Anfpruch auf Penfion 

hatte: fo wird. von ihm der Penſions⸗Beitrag ein⸗ 
gezogen.” 

Beamte diefer Kategorie, bei deren Anftelung die 
Kündigung nicht unbedingt für jeden 'Fal, wo von 
ihren Dienften fein weiterer Gebrauch gemacht wers 
den will oder kann, fondern nur für den Fall eines 
dienftwidrigen Benehmens vorbehalten iſt, werden hin⸗ 
ſichtlich der Penſions⸗Derechtigung und der Penſions⸗ 
Abzüge den bleibend angeſtellten Beamten gleich bes 
handelt. 


Ehemalige Militair Perfonen, welche in diefer Art - - 


angeſtellt find, oder noch angeftellt werden, und. die 
ſchon eine Militair⸗-Penſion genoffen haben, behalten 
bei ihrer ‚Entlaffung den Anſpruch auf den wieder 
zu gewährenden Genuß derfelben, auch koͤnnen, nach. 
Befinden der Umftände, höhere Penſions⸗Bewilligun⸗ 
gen für felbige in Vorſchlag gebracht werden. 

5) Bei Beamten, welche auf Tantieme gefegt find, wird 
der VenfionsBeitrag nach dem etatdmäßigen Betrage 
der Tantieme berechnet und entrichtet; auf den Mehr⸗ 


‚oder DMinder: Ertrag derfelben wird bemmächft nicht 
- weiter Nückfiht genommen, und hört die bisher am 
Jahresſchluſſe deshalb ftatt gefundene Abrechnung mit 
-- dem Beamten_auf. 

6) Auf Zulagen, welche ein Beamter erhält, durch wel⸗ 
he der Procent⸗Satz des Penſions⸗Beitrags erhoͤhet 
werben koͤnnte, iſt im Laufe der Etats⸗Periode nicht 
Mückficht zu nehmen, fondern bei dem Etate ſtehen 
zu bleiben, bis diefee bei der. nächften Etats⸗Ferti⸗ 
gung berichtigt wird, 

7) Besteht ein Beamter fein Einfommen aus mehreren 
Kaſſen oder Fonds: fo wird der Penfiond Beitrag 
‚nach dem für das ganze Einfommen geltenden Pros 
jentfage berechnet und in jedem Etat pro rata ab» 
gefeßt. 

Sollte bei den im Laufe der Etatö: Periode etwa 
entftehbenden Vakanzen dem Machfolger im Dienfte 
nicht das ganze Einfommen feines Vorgängers zu 

Theil werden, und er dadurch einen zu großen Abzug ' 
zum Penfiond Fonds zu erleiden haben: fo wird ihm 
der im Etat zu viel abgefegte Betrag bis zur naͤch— 
fien Etats⸗Regulirung befonderd vergütet werden. 

8) Sobald der laufende Penfiond- Beitrag in den Etats 
von den Befoldungen abgefegt if, wird auch nur der 
Beitrag des einen Zwälfteld von neuen DBefoldungen 
und Zulagen von der nach Abzug des laufenden Beis 
trags Bleibenden- Summe der Befoldung erhoben. 
Bis dahin behält es bei der bisherigen Beftimmung, 
wornach die fortlaufenden Penſtons Abzüge nur erft 
von dem Zeitpunfte ab eintreten, wo der Angeftellte 
in den Genuß des Dienfteinfommensd oder der Ges 
balts - Erhöhung tritt, mithin die Abzüge hierfür erft 
nach Verlauf desjenigen Monats anfangen, für wels 

‚then bereitd der ganze Betrag des Gehalts oder der 

Erhöhung zum Penfionss Fonds geflofjen. ift, fein ‘Bes 

wenden. 

In fofern die Ausführung. dieſer Beſtimmungen 
nicht von der Aufſtellung neuer Etats abhängig iſt, 
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- Haben die betreffenden Behörden und Kaffen darnach 
v. 1. Januar d. J. ab, zu verfahren, wegen ber Berrechr . 
nungsart des Gold-Agios und der Penfionds Beiträge 
aber noch nähere Anweiſung zu gemwärtigen. 
Coͤlln, den 20. Jannar 1827. . 
„önigl. Regierung. 


33. 
Reſcript ber Könige. Minifterien des Snuera und der 
"Finanzen, an die Königl. Regierung zu Minden, die 
Berechnung des Penfions- Zwölftels Beitrags bei neuen 
Anftellungen von Wartegelds⸗Empfaͤngern betreffend. 
Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihre Anfrage vom 
16. December v. J. eröffnet, daß dem als Kreis-Sekretair vers 
ſorgten bisherigen CalcularursAffi ftenten N. N., fo wie jedem . 
ju einer etatsmaͤßigen Anftellung gelangenpen Wartegelds 
Empfänger, bei Berechnung des „izteld, das er von feis 
nem neuen Gehalte zum Denfiond » Fonds zu entrichten 
hat, nicht bloß das ihm bis dahin ausgefegt gemwefene 
Wartegeld, fondern der Betrag der ganzen früheren Dienfts 
einnahme, aus welchem das legtere entftanden ift, zu Gute 
. fommen muß. 
Berlin, den 7. Januar 1827. 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der —— 
v. DAndmann- v. Moß. 


| | 34 F 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Duͤſſeldorf, die 
Verrechnung der Penſions⸗Beitraͤge und der Abs 
züge ‚an, Gold» Agio betreffend. 
Es iſt unbedenklich, daß die Penſton · Beitäge und 
die Abzuͤge an Gold⸗Agio u vom 1. Januar d. J. ab 


in allen Fällen, wo Ueberſchuͤſſe zu berechnen find, und 
fo auch‘ bei der Domainen⸗ und Forft: Verwaltung, den: - 
Heberfchüffen zugefchlagen, und. mit dieſen abgeführt wer⸗ 
den, indem in Anfehung. der bei den legtgedachten Vers 
waltungen durch diefe Zurehnung  entfiehende Mehrein⸗ 
nahme mit der Königl. Haupt Verwaltung der Staats 
ſchulden am Schluſſe des Jahres: eine Abrechnung im 
- Ganzen. fiatt finden wird. . 

‚Dies gereicht der Könige. Negierung auf Ihre Ans 
frage. vom 31. v. M. mit dem Beifügen zum Befcheide, 
Daß die Beftimmung im F. 7. der Derfügung. vom 14. 
November v. J. nur auf-die felten vorkommenden Fälle 
zu. beziehen iſt, wenn durch. eine im Laufe der Etats: Pe 
ziode eintretende Zulage der, Procentfag der von den etats⸗ 


- mäßigen Befoldungen bereitd in Abzug gekommenen Beis 


träge ſich erhöhen ſollte; diefe Befiimmung aber eben fos 


wohl, als die im $. 9. enthaltene vom 1. Januar c. ab 


in Anwendung fommen fann, wenn die laufenden Beiträge 
überall von den Befoldungen abgefegt wordem | 
| Berlin, den 22. Januar 1827. — | 
‚Der Minifter des Innern. Der Minifter der Sinanzen. 

v. Schuckmann. —VPF v. Motz. 


B. 
Steuern 


35 er | 
Regulativ des Königl. Finanz Minifteriums, über bie 
Erhebung und Kontrolle der Ein und Durchgangsab⸗ 
gaben in ber Stadt Erfurt, nach der Allerhöchfien 
Kabinets:Drdre vom 3. Dftober d. %. . 


<— 


Durch die Königl. Kabinets:Ordre vom 3. Oktober d. — 
G4. Stuͤck der Geſetzſammlung, Nr. 1028), wegen Regullrung 

der; nach dem. $. 12. des Allgemeinen Abgabengefeges vom 30. 
Mal 1820 vorbehaltenen Erfagftenern, iſt unter andern für die 


45 
Stadt Erfurt eine — und Darchgangeabgabe— nach der, 
dieſer Verordnung beigefügten Erhebungsrolle und: nach den 
Worfchriften, welche für die Hebung und Beauffihtigung der 
Abgaben, fo wie für die: Beftrafung der Kontraventionen ‘in 
der: Zollordnung vom: 26. Mai: 1818, und im: der. Verordnung 
vom 19. November, 1824. gegeben. worden, angeordnet, deren 
- Anwendung auf den Steuer⸗Bezirk Erin durch ein —* 
näher beſtimmt werden: ſoll. 
Demgemaͤß wird in Beyug auf — —— Veqh 

— zu Jedermanus Achtung: bekannt gemadt. 

5 ass 2 
Lu Shuyenstitgate für die Stadt: Erfurt. 
1) Bon welchen Gegenfländen fie zu entrichten. 

Der Eingangsabgabe find. die in der. zweiten. Abtheilung 
der -Erhebungscolle bezeichneten Gegenſtaͤnde, nicht nur, wenn 
fie: vom Auslande unmittelbar, - fondern ‚in der Regel auch, wenn 
fie, vom Landgebiet Erfurt. oder aus den übrigen ausgefchlofles 
nen, das heißt: außerhalb. der, Zoll, Linie gelegenen — 
len — mawerſes BE 


Sei 

Ausgenommen hiervon find ge Erpeugniife und Fabritat⸗ 
des Landgebiets Erfurt und der Übrigen ausgeſchloſſenen Lan⸗ 
destheile, wenn ihr Urſprung oder ihre Fabrikation gehörig nach⸗ 
gewleſen iſt. Branntwein, Eſſig, Bler, Müplenfabrikate, Back⸗ 
nnd Fleiſchwaaren find unter dieſer Aufnahme nicht aan 
ſondern erlegen die tarifmaͤßigen Eingangsabgaben. | 

— 

Atle Gegenſtaͤnde, welche aus dem frelen Verkehr des gs . 
ſchloſſenen Landes abſtammen, gehen unter den Vorſchriften der 
$.$. 43 und. 44. — in Erfurt ein. | i 
$. 4 | 

— Vorſchriften fuͤr den Waareneingang. 

Der Waareneingang in Erfurt iſt nur durch die ſechs 

Stadtthore, namentlich: 
das Bruͤhler⸗ 
das Loͤber, 
das Schmidtſtaͤdter⸗, 
das Kraͤmpfer⸗, 
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dab Johannesı und 

das — 

erlaubt 
| Durch das: fegtnanine: Pforichen ſollen nur ish: ‚Ge 
genftände eingehen, welche völlig abgabenfrei (Erhebuligärotte, 
Abtheilung I) und zugleich: unverpackt find, oder dergeſtalt vor 
Augen llegen, daß ihre Beſchaffenhet ohne ———— — 

gleich unzweifelhaft erkannt werden kann. 

Alle nubrige Eingaͤnge zut Stadt Erfurt lad für den 
Waareneingang "ohne: Unterſchied geichloffen. Wer es /unters 
nimmt, durch andere als die. vorgenannten Thore Gegenftände 
in Erfurt einpubeingen, made ſich der Defraudation ſchuldig. 

$: Fi 

Bei Dem Eingirige abgabenpflichtigee Gegenſtaͤnde, deren 
Schlußabfertigung nicht bet den Thorkontroͤllen erfolgt, muͤſſen 
die geraden Straßen, vom Thore dis zum Hauptſteueramte 
eingehalten, und die Ladungen oder Transporte unheruͤhrt ges 

laſſen werden; Auf dem Wege dahin darf nicht: vetweilt, ſon⸗ 
dern es muß der Transport in gerader Richtung und: ohne auf 
dem Wege —— — — — — ha 
ad as * 


am Thore ihre — ——— erhalten — ſo er 
folgt diefe, und die Waaren treten fogleih in freien Verkehr. 2 
Kann die Schlußabfertigung aber nur auf dem Hauptſteuer⸗ 
amte geichehen, fo muß der Transport mit der von der Thors 
kontrolle erhaltenen Vorabfertigung unmittelbar sum Haupt⸗ 
amte befördert werben, 


9. 7 
4) Erhebung der Eingangsabgaben. 
Die Eingangsabgaben werden von dem Hauptſteueramte 
oder von den Thorkontrollen erhoben. Bei den Thorkontrol⸗ 
‚ten kann die Erhebung gefcheben: | 
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a) von Getreide, Hallenfruchten, Samerelen ih in 
unbefchränkteer Menge; 

b) von Mühlenfabritaten und Beawaaten sis um Detrage 
von zwei Centnern; 

c) von allen übrigen Gegenſtaͤnden, bi 4 Sefäteeirge 
von eirrem Thaler für einen Transport. : 

Anmerkung Die Sclachtfteuer nach dem Geſetz work 
zo, Mai 1820 kann bis zu dem Betrage von: zwei Tha⸗ 
lern für eingehendes Eleities Vleh von dem: Ahortontrob 
len — werden. 

NE 8. 

Gefalleethebungen welche die m: — s. den. 
Thotkontrollen beigelegte Erhebungsbefugniß WRONG das 
fen nur von dem Hauptſteueramte geſchehen. 

Auch von Transporten, die dieſe Befugniß chellweiſe Abers 
fteigen, ſollen die Gefälle für den ganzen Transport nur bei | 
dem Hauptamte erhoben merden. 

Die bei den Thorkontrollen qufäffige Abgabenentrichtung 
kann nach der Wahl des Wanrenführers aud) beim Hauptamte 
geſchehen. 

Waͤhlt er das Letztere, fo iſt er den für folge Anfert 
gungen. vorgefchriebenen. Controllen uitenpofſen. — 


S 9. 
a) Wenn die Verſteuerung am forte zutarfı ig if. 

Der Waarenführer ſagt die zu verfteneinden Gegenftände 
der Thorkontrolle mindfih an, und lege fie derſelben fo weit 
offen vor, daß von der ‘Nichtigkeit der Anmeldung. Ueberzeu⸗ 
gung genommen werden .fann. .. | 

Findet ſich bei diefer Reviſion nichts zu erinnert, fo wer 
den die Eingangsabgaben entrichtet, der Steuernde erhält Quit⸗ 
tung darüber, und die Waaren treten in freien Verkehr. 


ei en | 

b) Wenn die Verftenerung auf dem Hauptamte gefcheben muß. 
Der Waarenführer übergiebt der Thorkontrolle ſaͤmmtliche, 

feine Ladung betreffenden Papiere, welche in feiner Gegenwart 
-eingefiegelt und an das Hauptſteueramt adreffiet werden müfs 
fen, und fage überdieß an: bie Zahl der Wagen und pferde, 


 ftehend-amgeordnete Verfahren mit der Abanderun Statt, daß 
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Dokumente werden mit dem auf den Grund ;der Anfage aus 
gefertigten Thorfchein, einem Stenerbeamten zur . Ablieferung 


an da Amt — wohin derſelbe das Fuhrwerk begleitet. 


II. 

Behauptet der MWaarenführer feine Seachtriefe ober über 

feine Ladung fprechende Papiere zu befigen, fo giebt er die. ges 

dadenen Städe mündlicd an, und der Mangel der Dokumente 
wird auf: dem: Thorjchein bemerft. 


& 3%, 
Beſtehen die eingehenden — nicht in ganzen 
Ladungen, ſondern in kleinen Transporten, fo. findet das vor⸗ 


— Begleitung unterbleiben kann. 
Die Thorkontrolle ift in folhen Fällen befugt, durch Ber, 
Zug der Gegenſtaͤnde und ——— die — 


| en fiher zu Bellen. 


§F. 13. * 
e) Wei die Eingangsabgaben zu entrichten hat. 
Der Waarenfuͤhrer iſt zu verſteuern verpflichtet, wenn er 
die Gegenſtaͤnde für eigene Rechnung einführt, oder. keine dar⸗ 


über fprechende, an einen Einwohner des Erfurtſchen Gebiets . 


gerichtete Frachtbrlefe oder andere Papiere beſitzt. 
$. 14. 
Sind die Gegenſtaͤnde mit ſolchen Frachtbrlefen oder an⸗ 


dern daruͤber ſprechenden Papieren begleitet, ſo kann die Ein⸗ 


— 


gangsabgabe von dem Waarenempfaͤnger entrichtet werden 


 ı 
| d)’ Anmeldung auf dem Hauptamte. 

Der Waarenführer oder deffen Begleiter übergiebt auf dem 
Hauptamte die bei der Thorkontrolle empfangene erabfertis 
gung mit den etwa dazu gehörigen Dofumenten, 

. 16 


Es iſt = zweifache, - nämlich eine mindti oder eine 


ſriſtho Anmeldung zulaͤſſig. 
Betragen die Eingangsabgaben eines PR nicht 
über zehn Thaler, und der —— iſt zugleich der 
Steu⸗ 


— 


— 


wo möglich auch die der geladenen Stuͤcke Die eingefiegelten 


— 


1 
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Steuernde, fo iſt derſelbe nur zu einer muͤndlichen Anmeldung 

von dem Inhalte deſſelben nach den Vorichriften des folgens ' 
den $. verbunden. NS Ei 
> i $, IT; 

Werden die Eingangsabgaben nad) $. 14. vom Waarens 
empfänger erlegt, fo ift der MWaarenführer jederzeie zur ſchrift⸗ 
. en Anmeldung der eingeführten Gegenftände verbunden. 

2 . 1% 

Die ſchriftliche Anmeldung jol enthalten: 

a) den Namen des Waarenführers, 

b) den Namen der Waarenempfänger. und deren Wohnort 

(mad) den Frachtbriefen), en 

6) die Zahl: der Colli, und die Zeiden und Nummern ders 
jelben, | | | 

d) die Gattung und die Menge der Waaren nach den Maaß⸗ 
ftäben der Erhebungsrollen, | | 

€) die Beſcheinigung des MWaarenführers, daß feine Angabe 
richtig ſei, und deſſen Unterſchrift. 


S. 19. | 
Beſitzt ber Waarenführer nicht die hierzu erforderlichen 
Hähigkeiten, fo kommen die Vorſchriften der Zollordnung 99. gı. 
und 82. in Anwendung. F | 
. » : 20, 
Die nöthigen gedruckten Formulare zu den Anmeldungen 
follen den Steuernden von dem Hauptſteueramte unentgeldlich 
verabreicht werden, - 
‚ §. 21. 
e) Revifion und Verſteuerung. 
Die Steuernden find verpflichtet, den Beamten bie Waa⸗ 
ten in einem Zuftande darzulegen, durch welchen fie ſich Ueber⸗ 
zeugung verſchaffen koͤnnen, daß die Gegenſtaͤnde nach Gattung, 
Zahl, Maaß und Gewicht mit der Anmeldung uͤbereinſtimmen, 
und muͤſſen die dazu erforderlichen Handlelſtungen, nach der 
‚ Anweifung der Beamten, auf eigene Gefahr und Koften vers 
richten. e * 
22. — 
Auf den Grund der muͤndlichen oder ſchriftllchen Aumel⸗ 
dung wird zur Reviſton der Waare gefchritten, und wenn jene 
Annalen: Hefti, 1827, D 


BR 


durch diefe als richtig beftärigt wird, erteigt die Entrichtung der 
fchuldigen Gefälle. 

Gegen Entrihtung des höchften Abgabenſatzes kann die 
Reviſton unterbleiben, wenn nicht Verdacht beabſichtigter Eins 
führung. verbotener Gegenſtaͤnde oder anderer im. $. 85. der Zoll⸗ 
ordnung bezelchneten Verbrechen obwaltet. 


SG =. 
Nah erfolgter Abgabenentrichtung fol dem Waarenfuͤh⸗ 
‚rer eine Quittung über die eingezahlten Gefälle ausgehändigt 
werden, jo tie er fämmtliche überlieferte Papiere, ein jetes 
Stuͤck mie dem Amtsftempel verfehen, zuräckerhaiten muß. 
N 24 
Bei einzelnen Transporten, die von der Thorkontrolle 
ohne Begleitung gegen Pfandhinterlegung abgelaffen iderden, 
empfängt der Waatenführer, nad) erfolgter Abgabenentrihtung, 
vom Hauptamte den bejchelnigten und abgeftempelten Thor⸗ 
ſchein, und gegen Aushändigung deſſelben an die Thorkontrolle 
das eingelegte Pfand von derſelben zuruͤck. 


$. 37. 


f) Wenn der Wanarenempfänger die Eingangsabgaben entrichtet. 

Auf den Grund der nah $. 17. gemachten fchriftlichen 
Anmeldung erfolgt die allgemeine. Nevifici der Waaren, und 
wenn ſich dabet nichts zu erinnern findet, erhält der Waaren⸗ 
führer das befcheinigte Duplifat der Anmeldung und fämmts 
liche überlieferte Papiere, jedes Stuͤck mit dem Amtsftempel 
verjehen, zum weitern Gebrauch zurücd, 

26. 

Ueber Gegenftände diefer Art muß fpätefteng binnen brei 
Tagen vor ihrem Eintreffen beim Hauptamte an gerechnet, die 
Anmeldung über ihre Verfteuerung oder weitere, Beſtimuung 
vom Waarenempfaͤnger eingereicht werden. 

8. 27. 

Erfolgt die MEER. nicht. binnen dieſer Friſt, fo iſt 
die Larifmäßige Eingangsabgabe davon verfallen; das KHaupts 
amt ladet den Empfänger ein, binnen 24 Stunden die Anmels 
dung einzureichen, und der Mevifion der Waaren beizumohnen. 
Geſchleht ſolches nicht, fo wird die Reviſion ohne ihn vollzo⸗ 





! 


gen, und die hlernach berechnete tarifmäßige Eingangsabgabe 
von demfelden gegen Zufertigung der Quittung ’ eingezogen, 

| §. 28. Br 
Iſt der Empfänger unbekannt, fo treten bie Beſtlmmun⸗ 
gen ber Zollordnung $. sr. ein, et | a 


— | 
Bei Reviſion und Verftenerung der Waaten, von welchen 

der Empfänger die Eingangsabgaben entrichtet; finden im Als - 
gemeinen dieſelben Vorfchriften Statt, welchẽ für die Waaren⸗ 
verftenerung auf ſchriftliche Anmeldungen duch den Waaren⸗ 
führer gegeben find, | = i 


6 90 - . | | 
e) Untichtigfeiten bei_ber Waarenanmeldung. F 
Haben ſich bei der Nevifion der Waaren Unrichtigkelten 
ergeben, daß entweder mehr Waaren als angegeben, oder vers- 
botene, oder höher befteuerte Segenftände, als die ‚angegebenen 
vorgefunden find, ſo erfolge die Anhaltung der Waare, und 
ein weiteres Verfahren im Wege des Prozeffes findet Statt. 
ZZ | $: 31. | u 
5) Gütereingang mit den Fahrpoſten. 

Die mit den Fahrpoſten fuͤr Erfurt ‚eingehenden Güter 
werden bei dem Hanptſteueramte revidirt und verfteuert.. Der . 
Empfänger folder Poftftücke meldet diefelben ‚unter. Vorlegung 
ber Adreffe, mit welcher fie eingegangen, dem Hauptamte an, 
und nimmst dleſelben nach Berichtigung der Eingangsabgabe von 
demfelben in Empfang. we — 

| $. 32 


ME Ettrapoſten. 
Extrapoſten mit Kaufmannsgütern, für Erfurt. beſtimmt, 
find den allgemeinen Vorſchriften über den Maareneingang uns 
terworfen. 0. — a 
‚ Mit, Ertrapoft Neifende, die in Erfurt bleiben, fönnen, 
mern fie fteuerpflichtige Gegenftände bei fih führen, ohne Ber 
ſchtaͤnkung der Thorkontrolle abgefertige werden. — 
N SE’ Ah We en, 
DD here Aare und Lagergeld, - 
Dach Abtheilung IV. Nr. 3. der Erhebungsrolle iſt eitie 
a D 2 


J 


5“ 
unverſteuerte Nlederlegung nur bei Brauntweinen — die 


in groͤßerer Menge, wohin wenigſtens drei, Eimer zw rechnen, 
eingehen. 


NV 3je 
Von dem zum Packhofslager angemeldeten Branntwein 
ze. wird die ermäßigte Abgabe von 15 Sgr. für den Eentner 
erft dann erhoben, wenn derfelbe zur weitern Verfendung nach 
dem Auslande gemeldet wird.- 

Diefe TerIepdungen muͤſſen mindeftens in der Menge 
von «einem * wofuͤr ein Anker gerechnet werden ſoll, 
geſchehen. 

§. 36. 

Die Lagerfriſt fol zwei Jahre nicht uͤberſchreiten. 
Ablauf derſelben muß die tarifmaͤßige Eingangsabgabe von dem 
lagernden Sure entrichtet werden. | 

$.. 37. / 

Eine Verminderung des Branntweins während. der Las 
gerung im, Solge, derſelben begruͤndet ‚feinen Anfpruch. auf 
Eteuererlaß. j 

9. 33. 

Wegen Entrichtang des Miederlagegeldes gelten die Vor⸗ 
ſchriften der Zollordnung $. 43. mit der Maßgabe, daß das 
Lagergeld, 

innerhalb dis erften Jahres monatlich einen Silbergro⸗ 

ſchenfuͤr den, Centner, und im zmelten Sabre monatlich‘ 

zwei Sildergroſchen fuͤr den Centner — 
betraͤgt. are 


$. 39. 

Andere Gegenſtaͤnde, als: Branntwein x Können nicht 
zur Packhofsnlederlage gebracht werden. 

Elngehende ‚Waaren, zu deren Verſteuerung der Waaten⸗ 
fuͤhrer nicht verpflichtet, und deren Empfaͤnger unbekannt iſt, 
oder deren Antahme der tm Frachtbriefe benannte Empfänger 
verweigert, ingleihen alle Gegenftände, die bie zur Anmeldung 
der Empfänger über ihre Verſteuerung oder weitern Beſtim⸗ 
mung von den Waarenführern . auf dem Packhofe abgeladen 
werden, unterliegen nur der allgemeinen amtlichen Auffiht, und 
de Te überninmne feine Gewoͤhrleiſtung dafür, 


— 
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$. 40. 

Wird Aber Waaren, deren Annahme der bezeichuete Em 
pfäniger verweigert, nicht binnen Jahresfriſt anderweit vers 
fügt, fo kommen bie Vorſchriften der ‚Seüorbunug $. sm. in 
Anwendung. | | 

F. 4. 

Waaren dieſer Kit, oder Segenftänibe, — —— 
unbekannt iſt, dürfen’ bei ſpaͤterer Anmeldung nur gegen Ent 
richtung der tarifmäßigen Eingangsabgabe Ne: erden. 

Ki m ; } 
9) Erleichterungen beim Waareneingange. 

Fremde Gewerbtreibende, welche die’ Erfurter Jahrmaͤrkte 
beſachen, follen von dem erweislich unverkauft wieder ausge⸗ 
henden Theil ihrer Waaren, nur die Abgabe vom unmittelba⸗ 
ren Durchgangsgut ‚entrichten. Wer dieſe Beguͤnſtigung in 
Anſpruch nimmt, muß fi) den vom Hauptſteueramte dafuͤr an⸗ 
zuordnenden Kontrollmaaßregeln unterwerfen. 

Auf — * dieſe Srteterung feine 
— 

g 4. | 
9 MOMEREIBRNB aus dem gefchloffenen Lande und den ausge: 
ſchloſſenen Landestheilen. 

Alle Gegenftände, welche erwelslich aus dem freien Vers 

keht innerhalb der Zollinie abftammen, mit. Ausnahme von 

Muͤhlenfabrikaten, Back, und Fleiſchwaaren Cinfofern folche nicht . 

mit Verfendungsfcheinen mahlfteuerpflichtiger Städte begleitet 

ſind), inglelchen die Erzeugniſſe und, Fabrikate des Landgebiets 
Erfurt und der übrigen ausgeſchloſſenen Landestheile, mit Auss 

(Hug von Bier, Effig, Branntwein, Muͤhlenfabrikaten, Bars 

und Fleiſchwaaren gehen abgabenfret tn Erfurt ein, | | 

9. 44. | 

Stammen bergleihen Gegenftände aus dem gefchloffenen 
"Lande ab, fo muͤſſen fie in der Regel mir Deklarationsfcheinen, 
nah BVorfchriften des beim Hauptfteneramte einzufehenden Syns 
fruftionsanhanges vom 12. Januar 1819 begleitet fein. 

. 4. 

Auch auf den Waareneingang aus dem gefchloffenen Lande 

mit den Fahrpoſten findet diefe Vorſchrift Anwendung. 


\ 


7 \ u 
46. 

Waaren, die nach der allgemeinen Heberolle für das ge⸗ 
ſchloſſene Land mit. feiner höhern Abgabe als 15 Sgr. vom 
Centner belegt find, ingleichen Getreide und Vieh ohne Unter⸗ 
fchled, auch alle übrige Gegenftände, deren Menge nicht ‚einen 
| viertel Eentner überftelgt, können aus dem benachbarten geſchloſ—⸗ 
fenen Lande, auch auf, Legitimationsſchelne der Graͤnzzollaͤmter, 
ftatt der — — abgabenfrei eingelaſſen werden. 


er ‚5 | 
Erzeugniſſe und Fabrikate des Landgebiets Erfurt, für 
welche beim Eingange in Erfurt die Abgabenfteiheit- in Ans 
ſpruch genommen wird, muͤſſen nach. näherer Beftimmung des 
Hauptſteueramtes mit Zeugniffen ‚der Drtsvorgeleßten über ihr: 
ren Urfprung, Erzeugniſſe und Fabrikate der übrigen ausge⸗ 
fchloffenen Landestheile. aber, mit Fr es der 
dortigen Steuerbeamten begleitet ſein. 
$. 48. | 2 
Die Sreifchreibung der Gegenftände erfolgt auf den Grund 
vorſtehend gedachter Beſcheinigungen vom Hauptamte, mit Aus 
ſchluß der auf Legitimationsfheine aus dem gefchlofienen Lande, 
und der mit Zengniffen der Drtsvorgefehten des Erfurter Lands 
gebiets eingehenden Gegenflände, die beim Eingange von der 
Thorkontrolle gegen Abgabe der Befcheinigungen in freien Ber - 
Echt gefegt werden koͤnnen, fofern der Transport nicht thelle 
welfe in‘ Abgabepflichtigen Gegenftänden beſteht, deren Abfektis 
gung die Befugniß der Thorkontrolle überfchreitet, j 
Sm fegtern Falle kann die Freigabe nur auf dem a 36 
amte "erlangte werden. 


49. 
10) Wonreneingang mit vorheriger Berührung des gefchloffes 
nen Landes. 

Giegenftände, weiche vom Auglande mit der Beftimmung 
nach Erfurt zuvor das gefchloffene Land berühren, und dert 
nad) der allgemeinen KHeberolle Feine höhere Eingangsabgabe 
als ı5 Sgr. vom Centner tragen, gehen in Erfurt frei ein, 
wenn die gefchehene Entrichtung dieſer Abgabe durch befchets 
algte Quittungen dargethan wird, 


s 
| . 50. 
Höher Sefleuerte Gegenſtaͤnde muͤſſen beim erften Eingangs; 
amte im gefchloffenen Lande, gleich als nach Erfurt beſtimmt 
‚ angemeldet werden, und gelangen: ſodann ohne Abgabenentriche 
tung im geſchloſſenen Lande, unter Begleitſcheinkontrolle nach 
Erfurt, | | 
. 6. Fe 
Wegen der Begleitſcheine kommen die Berfänfen der 
Zollordnung $. 6. bis 33. in Anwendung. 
$. 52 
Die auf ben: £urzen Straßenzügen über Telfturigen, Sl 
figenftade und Langenfalza, und über Lügen und Eckartsberga 
erlegte Durchgangsabgabe kommt gegen Vorlegung befcheinigter 
Aultugen, auf die — — zu Erfurt in —— 
| F. 53. | | 
"11. Befyndere -Beffimmungen. 
4) Erlaß der Eingangsabgaben: 
a) Mefien und Märkte. 

Erfurter Fabrikanten, welche mit eigenen Fabrikaten 
fremde Meflen beſuchen, ingleichen Profeffioniften und Kaufleus 
ten, welche die benachbarten Jahrmaͤrkte mit ihren‘ Waaren bes 
ziehen, follen bei der Ruͤckkehr des -unverkauften Theils folcher 
Gegenftände nah Erfurt, die Eingangsabgaben davon erlaffen 
werden, wenn die Ssdentität der Waaren außer Zweifel Ift. 

Nähere Vorfchriften megen Kontrolle diefes Verkehrs, des 
Aus und Eingangs der Waaren und. er Dezelhnung ers . 
theilt das Hauptamt. 


54% | 

Alle zur Waarenbezeichnung für folhe Fälle erforderliche 

Materialien muß der DVerfender liefern, wogegen die Bezeich⸗ 
nung an ſich unentgeldlich geſchieht. 
5. 55. 

Auf Gegenftände der Verzehrung findet der vorftehend ges 

dachte Abgabenerlaß feine Anmendung, 

$.. 56. 

b) Gegenſtaͤnde, die zur Veredlung oder Hmarbeitung ausgehen. 

Gegenftände, die von Erfurt nach dem Auslande oder 
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gefchloffenen Lande zur Weredlung oder Umarbeitung ıc. vers 
fandt werden, find in der, Negel beim Miedereingange in Ers 
furt als fremd zu behandeln. In befondern Källen können 
Ausnahmen hiervon gemacht werden, worüber Eu DePiite j 
mungen vorbehalten bleiben. 
$. 57. 
2) Großhandel mit Weln. 
Weinhaͤndlet, welche die Ermäßigung der Eingangsabga⸗ 
ben vom Wein, nach Abth. II. Nr. 23. zu d. der Heberolle 
in Anfpeuch nehmen, find verpflichter, im Monat Juni jeden 
Sahres ihr Lager abzufchliegen, und dem — Ihre Ä 
Weinbeftände nachzumelfen. 
8% 5. 
Weinhaͤndler, welche die Beguͤnſtigung diefet Gefaͤlleer⸗ 
muaͤßigung mißbrauchen, um auf Ihren Namen für andere Pers 
ſonen Wein einzuführen, trifft die in der Zollordnung $. 140. 
feftgefegte Strafe, 
$. 


59. 
8) Waarenverſendung nach dem gefchloffenen Lande. . 
Branntwein, welcher aus der Packhofsniederlage zu Er⸗ 
furt nad; dem gefchloffenen Lande verfandt wird, -gelangt unter 
Degleitfcheinkontrolle ‚unverftguert dahin, und entrichtet in Evs 
furt gar Feine Abgabe, 
. 60, z 
Andere ausländifhe Waaren koͤnnen von Erfurt meder 
anverfteuert noch verfteuert mit amtlichen Abfertigungen nad 
dem gefchloffenen Lande verfandt werden, fondern werden bei 
dem Uebergange dorchin wie ſolche behandelt, welche unmirtels 
bar vom Auslande eingehen. 
| 6 
- Branntwein, Eſſig und Bier, erweislich in Erfurt gefer⸗ 
tigt, geht bei unmittelbarer Werfendung aus den Fabrikationgs 
ftätten, auf Detlarationsjcheine des Kauptamts Erfurt abgabens 
. frei in dag geſchloſſene Land ein, 
| N 0. | 
Diefelde Abgabenfreiheic genleßen Muͤhlenfabrikate, Back⸗ 
und Fleiſchwaaren bei Verſendungen aus Erfurt nach dem ge⸗ 
ſchloſſenen Lande, Sind dergleichen Gegenſtuͤnde aber nad 
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mahl⸗ und fchlachtfteuerpflihtigen Städten beftimmt, fo muͤſſen 

fie außer dem Deklarationsfchein noch mit einem Verſendungs⸗ 

—* des Hauptamtes Erfurt begleitet ſein. 

9. 6. | Ä 

Die Vorſchriften, welche bei dem — aa Eu 

zeugniffe und Fabrifate der Stadt und des Landgebiets Erfurt 

in das gefihloffene Land zu beobachten find, wird das Haupts 
feueramt den rue befonders bekannt .. 
AR Tage ‚7 see ’ 

4) BWaarenntederlagen. * 

Unverſteuerte Waarenniederlagen, mit Ausffuß: “des auf 

dem Packhofe- niedergelegten Branntweins, find In. der «Stadt. 

und auf dem Landgebiete Erfurt unterfagt. Es koͤnnen daher 

auch keine zur Durchfuhr Wie MWaaren: dort niebergegt 


$. 65. | 
9 Buchführung der Kaufleute. 0 
Es kann gefordert werden, daß jeder Kaufmann in der 


‚werden. 


Stadt Erfurt. über den Handel mit eingangsabgabepflichtigen 


Waaren ordnungsmäßig Buch führt, worin die bezogenen fteuers 
pflihtigen. Waaren, und der Tag, an welchem bie Verſteue⸗ 
tung geleiſtet worden, beim Capfanse. der. Waare anzumerken. 
$. 66. 
6) Waarenbezug fuͤr die Landkramer. 

Kraͤmer und andere Gewerbtreibende auf dem Landgeblet 
Erfurt ſollen eingangsabgabenpflichtige auslaͤndiſche Gegenſtaͤnde, 
nur von ordnungsmaͤßlg Buch führenden Handlungen, wenn 
dieſe Buchführung gefordert Ift, und von Fabrikanten der Stadt 
Erfurt, inlaͤndiſche Fabrifate jedoch auch von Fabrifanten des 
Landgebiets Erfurt beziehen, folche lediglich in Ihrem Laden abs 
fegen und keine Verſendungen davon machen. Es foll indeffen 
den Krämern und Getwerbetreibenden auf dem platten Lande 
auch geftattet . fein, abgabenpflichtige Waaren direkt aus dem 
Ausfande, jedoch nur über. die Stadt Erfurt kommen zu lafs 
fen. Waaren diefer Art müffen beim Hauptamte tarifmäßig 
verſteuert, und koͤnnen dann erft vom Empfänger nad) deſſen 
Wohnort verführt werden. 

Kraͤmer und Gewerbtreibende des ro Srfart | koͤn⸗ 
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nen angehalten: werden, zur Kontrolle diefer Beftimmungen, 
über baummollene, wollene und, feidene Stuhls und geftrickte 
Waaren, Branntwein, Wein, Effig, Kaffee, Zucker, Reis und 
Tabak, Conto zu —— und den Zus und Abgang darin 
ee — 

* | $. .- 67. 

NE Durdhgangsabgaben. 
4) Bolftraßen und Mebenwege. 

Der Durchgang von Waaren ift im Erfurtifchen Gebiete, 
nur auf nachſtehend benannten, durch daffelbe und die wrade 
Erfurt. Sayfenden: Zollſtraßen erlaubt: | 
a) von. Arnftadt und der ER über Hochheim zum 

Bruͤhlerthor; 

b) auf der Chauſſee von Gotha zum Bruͤhlerthor; | 

c) von Langenſalza über Litterda und Tiefthal zum: Aus 
dreasthor ; 

d) von Gebefee, Andisieben, Walſchleben — Elxleben , Kühns 
hauſen und Gispersleben kil. zum Andreasthor; 

e) von Soͤmmerda, bei Stversgebofen vorüber zum: Johan⸗ 
nisthor; 

f) von Kerspleben in grader Gichtung zum Krämpfarthor: 

.g) auf der Chauffee‘ von Weimar zum Schmidtſtaͤdterthor; 

h) auf der fogenannten alten Nürnbergerftraße über. Nies 
derniffa, Urbich und: Dierelftäde zum Schmidtſtaͤdterthor, 
und 

j) auf der Straße, die unweit Waltersleben in das Erfurs 
ter Gebiet tritt, am alten Steiger vorüber zum Löberthor. 

Dieſe Zollſtraßen werden als ſolche ua Tafeln bes 


zeichnet, 
$. 68. 


Ale andere e Ottaßen des Erfurter Landgebietes find Mes 
benmege, und für die Waarendurchfuhr verboten. 
. 69% 
Frachtfuͤhrer und Fuhrleute, welche beim Durchgange abs 
gabenpflichtiger Gegenftände durch das Erfurter Gebiet won den 
Zollſtraßen abführende Seitenwege einfchlagen, trifft die Strafe 
der Defraudation der Dutchgangsabgabe, Zollordnung 95. um. 
und 123. j . 
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$. 70. | 

2) Anmeldung am Thore 

Wegen Anmeldung durchgehender Transporte bel den Thor⸗ 


kontrollen kommen die Vorfchriften des $. 6. für den Waarens 
eingang in Anwendung. 


\ .$. 71. 
Findet ſich bei der allgemeinen Reviſi on der Ladung, die 
hauptfächlih auf die Verfhnärung der Karren und Waaren, 
auf das Reiſegeraͤth des Frachtführers, und auf etwa loſe bets 
geladene Stuͤcke gerichtet werden muß, nichts zu erinnern; ſo 
erhaͤlt derſelbe einen Thordurchgangsſchein gegen Einlegung ei⸗ 
nes Pfandes zur Sicherſtellung' für die Ablleferung des. Thor⸗ 
ſcheirs im Ausgangsthore, und. wird mit demielben zur weitern: 
Abfertigung an das Houptauit verwieſen. 
„Se. 7 
Ob die zum Durhgauge augenitibere Waare beim Trans⸗ 
port zum. Hauptamte ganz oder theilweiſe verfchloffen und bes 


gleitee werden fol, beſtimmt die Thorkontrolle mie Ruͤckſi vi 
—* die Be der Ladung. 
Gt 73% 

m der Kegel muͤſſen auch die durchgehenden Güter vom 
Thore, ohne willkuͤhrlich anzuhalten, auf der grade Straße 
zum Hauptamte transportict werden, 

$. 74 

Dem durchgehenden Frachtfuhrwerk, welches frachtmähi— 
geladen und geſchnuͤrt, ohne Beiladung einzelner, oder leicht vor 
der Ladung zu trennenden Colll, Vormittag am Thore eins 
trifft, kann jedoch geftattet. werden, vor der Meldung beim 
Hauptamte im einem Wirthshauſe der Stadt auszufpannen, und 
dem nah 3 Uhr Nachmittag am Thore anlangenden Fradıts 
fuhrwerk von gleicher Beſchaffenheit kann ebenfalls erlaubt wers 
den, vor der Meldung beim Hauptamte in der Stadt zu uͤber⸗ 
nachten. 

Im erſten Falle wird die Ladung dem Hauptamte Nachs 
mittag bei eröffneten Dienftftunden, und im andern Falle am 
naͤchſten Morgen früh zur, Abfertigung geftellt. | 

Niemand hat aber ein Precht, diefe Ausnahme von ber 


— 
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Regel zu verlangen, ſondern das TREE ift befugt, 
diefelbe zu verfagen. | 
$. 7% | 

" Frachtführer, welche die Erfeidterung In Anfpruch neh⸗ 
men, muͤſſen ſolches der Thorkontrolle beim Cingange unter 
Angabe des Wirthshauſes, wo fie ausfpannen wollen, anmels 
den, und diefe Anmeldung wird auf dem Thorſchein unter Ans 
führung der Stunde des Eintreffens bemerkt. 

Ba - 

Auf dem Transporte vom Thore bie zum Hauptſteuer⸗ 
amte, und von diefem bis zum Ausgangsthore, ingleichen in 
den Wirthshaͤuſern, müffen die Ladungen unberührt gelaffen, 
und es darf feine Veränderung mit denfelben vorgenommen, 
noch weniger aber irgend ein Colli von denfelben abgeladen 
werden. Frachtführer, welche: gegen dieſe Vorſchrift handeln, 
werden als Defraudanten, und Gaſtwirthe oder andere, welche 
an dergleichen Unterſchleifen Theil nehmen, folchen begünftigen, . 
oder nur wiffentlich dulden, nach den nn} der Zolls 
ordnung $$. 118. und 119, .beftraft. 

$. 77. | 

Sind theilweiſe Durchgangsgäter und theilweiſe für Ers 
furt beftimmte Gegenftände geladen ,. fo” findet bei der Thor⸗ 
fontrolle eine Durchgangsabfertigung, fondern die in der erſten 
.—n wergefchriebene: Eingangsabfertigung Statt. 

$. 78. 
3) Erhebung der Durchgangsabgaben. 

. Die Durhgangsabgaben mit 5 Sgr. für den Centner 
werden von allen unmittelbar oder mittelft bloßer Umladung 
durch "Erfurt gehenden, in der zweiten Abtheilung der Erbes 
bungsrolle benannten Gegenftänden, fofern die tarifmäßige Eins 
gangsabgade davon nicht weniger beträgt, In welchem Falle nur 
dieje geringere Abgabe zur Erhebung kommt, entrichtet. 

Bei vollen Ladungen unmittelbar durchgehender Frachtgüs _ 
ter -kann die Ducchgangsabgabe nach Pferdesladungen mit Een . 
Thalern für das Pferd erlegt erden, 

8. 79. | 

Die Durchgangs abgaben werden vom Hauptſteueramte 


s = u | 6: 
erhoben. Ausgenommen. hiervon bleiben ale Gegenftände, die 
ihrer Gattung und Menge nah, die Erhebungsbefugniß der 


Thorkontrollen beim Eingange nicht Überfchreiten, und die von . - 


denfelben daher auch beim Durchgange ihre Sclußabfertigung 
erhalten koͤnnen, fofern fie nicht nach dem ee Lande 
beftimmt find, ! , 
80. 

Bei der Ankunft auf dem Hauptamte Abergiebt der Waa⸗ 
renfuͤhrer den bei der Thorkontrolle erhaltenen Thordurchgangs⸗ 
ſchein. Das Amt unterwirft die Ladung der Reviſion, bei 
welcher der Waarenfuͤhrer die Frachtbriefe und uͤbrigen uͤber die 
Ladung ſprechenden Paplere auf Verlangen vorzulegen verpflich⸗ 
tet iſt. Findet ſich dabel nichts zu erinnern, ſo wird die 
Durchgangsabgabe erhoben, der Waarenfuͤhrer empfängt Quit—⸗ 
tung daruͤber und den mit der Verrechnungsnummer verſehenen 
und abgeſtempelten Thordurchgangsſchein zuruͤck, und fuͤhrt die 
Ladung mit dieſen Papieren begleitet, unmittelbar vom Haupt⸗ 
amte der Thorkontrolle des Ausgangs zur Schlußabfertigung vor. 

— 

Gegenſtaͤnde, welche dem Hauptſteueramte vom Wearen⸗ 
fuͤhrer gleich Eingangs zum Durchgange mittelſt Umladung auf 
dem Packhofe, oder von Kaufleuten und Spediteurs in Erfurt 
zur weitern Verſendung vom Packhofe aus nach außerhalb bins 
nen der im $. 26. vorgeſchriebenen Friſt angemeldet werden, 
und für melde die Entrihtung der Durchgangsabgaben in Ans 
ſpruch genommen‘ wird, därfen nicht umgepackt werden, fondern 
muͤſſen in denfelben ungetheilten Colt, in welchen fieieingegans 
gen, und zwar binnen der vom Dauptamte zu beftimmenden 
Friſt, die niemals den Zeitraum von vier Wochen überfchreiteir 
foll, durchgeführt werden.  Meparaturen folcher Colli, fo weit 
fie zur Erhaltung der Waare nöthig, find erlaubt, möffen aber 
unter — Aufſicht auf dem Packhofe geſchehen. 

82. 

Von den mittelſt Umladung durchgehenden Gegenſtaͤnden 
wird jederzeit die Durchgangsabgabe nach dem Gewicht erhoben. 
Se 83. 

Fuͤr die Aufbewahrung folder Gegenftände im Packhofe, 
übernimmt die Steuer» Behörde keine Gerwährleiftung, und fie 
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Eönnen nur f weit trocken untetgebracht werde, als der Raum 
es geftattet. 

Dem Eigenthämer ift jedoch erlaube, dergleichen ai 

pas: mit feinem Privatfiegel zu verſchlleßen. 

. 8% 

Der Ausgang der-auf dem Packhofe —— Guͤter 
wird durch Begleitung bis zur Thorkontrolle beaufſichtigt. 


. 8. 
4) Ermäßigung der Durchgangsabgaben. 

Eine Ermäßigung der Durdgangsabgaden tritt bei Ger 
- genftänden ein, die auf dem kurzen Straßenzuge über Helligens 
ftade, Teiftungen und Langenfalza bereits die dortige geringere 
Duchgangsabgabe erlegt haben, und foldhes durch befcheinigte 
Quittungen nachmelfen. In diefem Falle kommt die auf jenen 
. Strafen entrichtete Abgabe, bei Erhebung der, Durchgangsab⸗ 
| a zu Erfurt in Anrechnung, 


$. 86 
5) Befreiung von den Durchgangsabgaben. 
Von Erlegung der Durdgangsabgade in Erfurt: bleiben 
befreiet: | 

a) die nah Abthellung J. der Erhebungsrolle ganz — 
benfreie Objekte; 

b) Transporte, welche ganz oder theilweiſe für das geſchloſ⸗ 
fene Land beftimme find, und bei welchen die Befreiung 
von der Durchgangsabgabe in Erfurt in Anſpruch genom⸗ 
men wird; 

us.@) Gegenftände, die erweislich aus -dem freien Verkehr des 

geſchloſſenen Landes abſtammen; 

qh ſolche, die auf einer andern Straße gleich hohe. oder ho⸗ 
here Durchgangsabgaben ſchon erlegt haben; 

e) Erzeugniſſe des Landgebiets Erfurt; 

H) Gegenſtaͤnde, die vermoͤge Staatsvertraͤge Abgabenfrelheit 
bei dem Durchgange durch den en Staat 9% 
nießen, | 

5. 837% 
Sm Falle zu a, können dergleichen Transporte, wenn ſich 
die Richtigkeit der Anmeldung am Thore ohne Aufenhalt pruͤ⸗ 
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fen läßt, und bie Ladung "nice — aus abgabepflichtigen 
Gegenſtaͤnden beſteht, deren Abfertigung die Erhebungsbefugniß 
der Thorkontrolle — von * in freien Verkehr ges 
fegt werden. 


Qu b. Transporte, die ganz oder theilwelſe nach dem 
geſchloſſenen Lande beſtimmt find, werden zur Sicherſtellung der 
Durchgangsabgabe unter Begleitſcheinkontrolle auf das ange— 
meldete Hauptzollamt des Eingangs abgelaffen, wenn der Was 
renführer diefe Abfertigung der Erlegung der Durcgangsabs 
gaben in Erfurt vorzieht. 


Zu c. erfolgt die Freiſchrelbung auf den Grund von De⸗ 
Horationsfheinen- oder Legitimatlonsſcheinen, von Seiten des 
KHauptamtes oder der Thorkontrolle, wie $. 48. beim Eingange 
vorgefchrieben worden. 


Deklarationsfcheine, die zum weitern — nach dem 
geſchloſſenen Lande ausgefertigt ſind, werden vom Hauptamte 
mit dem Paſſagezeugniß verſehen, dem Waarenfuͤhrer artcc⸗ 
gegeben. 


Zu d. muß die — Entrichtung der bereits — 
ten, gleich hohen oder hoͤhern Durchgangsabgaben durch Quit⸗ 
tungen und amtliche Beſcheinigungen erwleſen werden, 


Sind dergleichen Gegenſtaͤnde mit Begleitſcheinen ober 
Deklaratlonsſcheinen zum weitern Ausweis bei fernerer Beruͤh⸗ 
rung des geſchloſſenen Landes begleitet, fo werden ſolche Dokus 
mente mit dem Paffagezeugniß des Hauptamts verfehen, dem 
Waarenführer zum meltern Gebrauch wieder eingehändigt, Et⸗ 
twaniger Verſchluß der Ladungen für das serhloffene Land bes 
ſtimmt, wird in Erfurt nicht angenommen. 


Zu e. erhält das in Erzeugniſſen des Bandgeblete Erfurt 
beftehende Durchgangsgut auf Befcheinigungen der Drtsvorges ' 
feßten unter den im $. 48. vorgefchriebenen ENGE bet 
der Thorfontrolle feine Schlußabfertigung. 


84 £ merden die mit Fuͤrſtlich Schwarzburglſchen Paͤſſen 
durchgehenden Salys. und Deotatsinlabungen, ge dem Haupts 
amte abgabenfrei abgefertigt. 


4 
r 9. 8. * 


* Anrechnung derſelben beim weitern Transport durch das ge⸗ 
ſchloſſene Land. 


Die erwelslich in Erfurt erlegten Durchgangsabgaben 
kommen beim weitern Transport der Gegenſtaͤnde durch das 
geſchloſſene Land auf die dort zu ln Durchgangsabga⸗ 
ben in er 

5. 9. 

Ueber die gefchehene Entrichtung der Durchgangsabgaben 
in Erfurt muß fi der Waarenführer bei dem Gränzeingangss 
amte durch befcheinigte Dulttungen des KHauptfteueramtes zu 
Erfurt auswelſen, auf deren Grund die im. vorftehenden $. ge⸗ 
date Anrehnung erfolgt. Die auf diefen Quittungen vers 
merkte Feift zum Transport bis zum Oränzeingangsamte muß 
eingehalten werden. 
5. 90. 
gi n Anmeldung durchgehender Transporte beim Husgange. 

Beim Ausgange der zur Durchfuhr durch Erfurt beſtimm⸗ 
ten Gegenſtaͤnden, meldet der Waarenfuͤhrer ſolche unter Vor⸗ 
legung der’ bei der Thorkontrolle des Eingangs, und der auf 
bem KHauptfteueramte darüber erhaltenen Abfertigung der Thors 
Eontrolle des Ausgangsthores an, und flellt die Transporte zur 
Reviſion. 

9. 91. 


Findet ſich bei der letztern nichts zu erinnern, ſo wird 
dem Waarenfuͤhrer unter Zuruͤckbehaltung des Thordurchgangs⸗ 
ſcheines das darauf eingelegte Pfand zuruͤckgegeben, und die 
auf dem Hauptamte uͤber die erlegten Durchgangsabgaben aus⸗ 
geſtellte Quittung demſelben mit der Ausgangsbeſcheinigung und 
dem Thorkontrollſtempel verſehen zum weltern Gebrauch wies 
der eingehaͤndigt, der Transport aber zum Ausgange, aus der 
Stadt abgelaffen. 

Der Thordurdhgangsfchein gelangt abgeftempelt an bie 
—— des Eingangs zuruͤck. 

5. 92. 

Unter Begleitſcheinkontrolle des Hauptamtes ausgehende 

Durchgangsgäter werden beim Ausgange, wie im vorſtehenden 


eo s. 
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6: vorgefchrieben, nur mit: dem Unterſchiede behandelt, daß der 
Ausgang flatt an der — ‚auf. dem Deglfgel beſchei⸗ 
uigt wird. : | | 
$. 93. i 
112Der Ausgang durchgehender, nach geſchehener —* 
auf dem Packhofe abgefertigter Guͤter, wird auf der durch den 
begleitenden Beamten mitkommenden — beſcheinigt, 
die zum Hauptſteueramte zuruͤckgelangt. 
$. 94. | | 
Ergiebt fich bei der Reviſion durchgehender‘und aller ats 
dern: Transporte, derem richtiger Ausgang nachgewieſen werden 
muß, dringender Verdacht begangener Unterfchleife, oder werden 
wirtliche Unrichtigfeiten vorgefunden, fo wird der Waarenfühs 
ver mit dem Transporte zur nähern Unterſuchung auf das 
— aurdetgeführt. | 
8. .* 
—— 5) Fabrpoſten. 
Gegenſtaͤnde, welche mit den Fahrpoſten durch die Stabi 
Erfurt gehen, find Feiner Durchgangsabgabe unterworfen. 
$. 96. 
9) Ertrapofien. 
Da⸗ Relſegepaͤck der mit — Durqheelſenden unter⸗ 
llegt keiner Reviſton. 
un 8. 97. | 
Durchgehende Ertrapoften mit Kaufmannsgütern, werden, . 
mie durchgehende Trachten behandelt, gehen aber in der Abfers 
tigung. anderer Waaren vor. Zur Meßzeit Fann die Abferti— 
gung derſelben ausnapmgröelfe den Thorkontrollen aberroaten 
werden. | 
98. 


IV. Allgemeine Borfäriften für die Beamten und 
ublifum. 


4) Wifertionng der Steuerpflichtigen. 

Die Dienftftunden, in welchen die Steuer: Beamten zur 
Abfertigung der Steuerpflichtigen bereit fein müffen, follen für 
das Hauptſteueramt Erfurt folgende fein: in den Wintermonas 
ten Dftober bis Februar einfchließlich, Vormittag von 8 bie 

Annalen. Get 11827. | &, 
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12. uhr, und Nochmittag von 1* bls 5 Uhr, In. den uͤbrigen 
Monaten von;7.. biß 12 Uhr und von. 2 bis g Uhr: \ 

Für den Durchgangsverkehr werden die Ahfertigungsfkun 
den in den ‚Wintermonaten Oktober bis Februar einfaließlich, 
Vormittag von 74 bis 12 Uhr, und: Nachmittag von ı bis sg 
Uhr; in den übrigen Monaten von 7 bie 12 upr und Nachs 
- wittage von 2..bis 8 Uhr feſtgeſetzt. 
| Bei lebhaften Verkehr, befonders in den Sommermona⸗ 
ten, muß, wenn es nöthig iſt, mit der Abfertigung früher ans 
gefangen, und. fpäter damit fortaefahren werden, | 
| Die Thorkontrollen müffen. ihre Abfertigungen nach Maaß—⸗ 
gäbe des Verkehrs früher beginnen und fpäter ſchlleßen. Kein 
Steuerpflichtiger darf ungebuͤhrlich aufgehalten, und namentlich 
muͤſſen Reiſende unverzůgilch abgefertigt werden. 

58. 99. 


2) Anſtaͤndige Behandlung, Befcheidenheit bei Revifi orteit, ma⸗ 
annahme und Nichtanerdietung von Geſchenken. 


Es iſt Pflicht eines jeden Steuer⸗Beamten, den Steuer⸗ 
ſchuldigen anſtaͤndig zu behandeln, bei ſeinen Dienſtverrichtun⸗ 
gen beſchelden zu verfahren, und feine Nachforſchungen und Kies 
vifionen nicht über den Zweck der Sache auszudehnen. Von 
den Steuerpflichtigen wird aber auch erwartet, daß fie ihrerſeits 
zu keinen Beſchwerden über ihr Betragen gegen die Steuers 
Deamten Anlaß geben werden, 

Insbeſondere dürfen die Steuer s Beamten unter keinen 
— fuͤr irgend ein Dienſtgeſchaͤft ein Entgeld oder Ge⸗ 
ſchenk, es fei an Geld, Sachen oder Dienftleiftung, es babe 
Namen, wie es wolle, verlangen oder nehmen. Steuerpflichtige 
duͤrfen derglelchen dagegen unter keinen Umſtaͤnden und unter 
kelnerlel Vorwand geben oder nur antragen, o ohne ſich fraffäls 
ig zu machen, 

6. 100, * 
3) Richtige Berechnung und Erhebung der Gefälle. 
‚Die Beamten müffen bei der ihnen anvertrauten. Steuer 
u erhebung fi) genau nach den vorgefchriebenen Sägen. richten, 
und find dafür verantwortlich. Die bei, gehöriger Anmeldung 
zur Verfleuerung durch die Schuld der Beamten gar nicht oder 
unzureichend erhobenen Gefälle follen daher nicht von den Steuer⸗ 


N . 


#4 
ſchulbigen, ſondern von pr Ethebungebeamten eingezogen, und 
dieſen ſoll nur das Recht auf Eeſenans gegen jene vorbehals 
ten wetden, 

Zuviel erhobene Gefälle -foden Degegen aus der Staates | 
kaſſe zurückgezahlt. werden, wenn binnen Jahresfriſt, vom Tage 
der Verfteuerung am: getechriet, der Anfpruch auf Erfag ange 
meldet und befcheinigt wird. Geſchieht dies nicht, fo geht nach 
Ablauf diefer Frift dee Auſpruch verloren. Außer den durch 
bie Erbebungsrolle beſtimmten Abgaben wird nichts erhoben; 
Auittungen und Beſcheinigungen werben ‚seaapvenftel ertheut⸗ 

» 6, Jol. 
ä) ee bei Hausfuchungen und Waarenrebiſtonen, Verhalten 
- der Beamten und Gewerbetreibenden. 

Sind Stände vorhanden, zu vermuthen, daß ein Gewerb⸗ 
‚treibender oder ein Anderer ſich einer Lebertretung der Steuer 
geſetze ſchuldig gemacht Habe, fo find zu. deren Ausmittelung 
Hevifionen der Waarenlager und Unterfuchung über die. erfolgte \ 
Verſteuerung der vorgefundenen MWaaren, und felbft Hausſu⸗ 
chungen zulaͤſſig. 

Es muß jedoch ein dem Steueraufſeher vorgeſetzter Steuer⸗ 
beamter nach Pruͤfung der Verdachtsgruͤnde die Reviſtion oder 
Biſitation des Wanrenlagers leiten, oder dazu einen ſchriftlichen 
Auftrag ertheilt haben, Bei Hausfuchungen muß ein Gemelts 
debearhter zugezogen werden. 

6; 102; 

Diejenigen, bei welchen revldirt wird, und deren Gewer⸗ 
begehuͤlfen find verbunden, ſich ruhig und beſcheiden zu verhal⸗ 
ten, und den revldirenden Beamten diejenigen Huͤlfsdienſte zu 
leiſten oder leiſten zu laſſen, welche erforderlich ſind, um die 
Reviſton in den vorgeſchriebenen Graͤnzen zu vollziehen. 

$: 103. 

Die Steuerbeamten, welche ſich als ſolche ausweiſen, ſind 
befugt, Frachtfuhrwerke anzuhalten, ſich die daruͤber ſprechenden 
Papiere vorzeigen zu laſſen, und ſie dem Augenſchein nach mit 
den Ladungen zu vergleichen. Stimmen dieſe nicht uͤberein, ſo 
behalten fie die Bezettelung an ſich und begleiten dieſe Segetis 
fände zum Hauptamte. Kiepen» und Paskenträger, Handfuhr⸗ 
werke, beladene Lafithiere, welche nicht verpackte Waaren Füße 

i . € ä | 
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ven; find fie anf-der Stelle zu vevidiren befugt, in füfern es 
erforderlich Ift, um ſich Ueberzeugung zu verfhaffen, daß ent⸗ 
weder keine ftenerbaren Gegenftände geladen, oder diefe gehö— 
rig angemeldet find. - Ledig angegebenes Fuhrwerk, ohne Aus 
nahme, können fie anhalten, um Uebergengung zu nehmen, daß 
es wirklich unbeladen if. 

Teansporte von ftenerbaren Gegenftänden, welche auf ans 
dern als den F. 4. bezeichneten Zugänyen zur Stadt, und 
Durchgangsgüter, melde auf andern als den $. 67, vorgeſchrie 
benen Zollſtraßen durch das Landgebiet Erfurt angetroffen wer; 
= werden von den Auffehern in Beſchlag genommen unt 

a ag vorgeführt. 

$. 104, 

We Fahrwetk, Gepaͤck oder ſteuerbare Gegenſtaͤnde fuͤhrt, 
iſt den Steueraufſehern beſcheiden Folge zu leiſten, und dasje 
nige zu unterlaſſen verpflichtet, wodurch er ſie in Ausuͤbung 
ihres Amtes hindern wuͤrde. 

$. 105. 

Gemeinde⸗, Poltzet⸗ und Forſtbeamte ſind ausdruͤcklich vers 
pflichtet, die Steuerbehoͤrde thaͤtig zu unterſtuͤtzen. Sie haben 
beſonders Verletzungen der Steuergeſetze, welche bei Ausuͤbung 
ihres Dienſtes zu ihrer Kenntniß gelangen, moͤglichſt zu bin 
dern, und auf jeden Fall zur nähern Unterfuhung bei — 
Verantwortung ſogleich anzuzeigen, 

Um diefer Verpflichtung vollftändig zu genügen, Haben 
fie die Befugniß, bei erheblichem Verdachte, daß eine Verle— 
Kung der Stenergefeße beabfichtigt werde, Perfonen und Waas 
ven in ſoweit anzuhalten, als dieſes den Steuerbeamten jelbft 
verftattet if. Ste muͤſſen jedoch entweder ‚tn ihrer Untform 
gekleidet, oder dur ihre Beftallungen, oder durch Bruftfchilde 
ſich fogleih zu legitimiven im Stande fein. 

$. 106, 

5) Uebertretung der Steuergefehe und deren Beflrafung. 

Bei Uebertrerungen der Vorfchriften des gegenwärtigen Re— 
gulativs fommen die betreffenden Strafbeftiinmungen der Zolls 
ordnung vom 26. Mai ıgı8, $ ro. u. f. w. mit den durch die 
Sefeßfammlung verfündigten Deklarationen vom 20, San. 1820, 
zu $. 155. der Zolordnung vom 6. Dft. 1821, wegen fubfidlarts. 
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(her Verhaftung der Dienfiherren file Ihr Gefinde, und vom _ 
19. Aug. 1823, wegen der ‚von Gemerbtreibenden in den Gränzs 
bezirken nicht nachgewieſenen Verftenerung,. fo wie die Verord⸗ 
nung vom 19. Mov, 1824,, wegen Ergänzung’ der ‚Zellordnung, 
fo weit fie hierher gehört, zur Anwendung. —J— 
In allen Fällen überhaupt, woruͤber das gegentbärtige 
Reguſativ nicht: befondere Zeftfegungen enthält, treten die Vot⸗ 
ſchriften der Zollordnung: vpm 26. Mat-ısıg, bei Erhebung und 
Beauffihtigung der in Erfurt zu atricheenden rg und 
Durchgangsabgäben in Kraft: 
Rei, ben 27. December. 1826. :; 
Der Binanzminiker 
v. m o 6 


M a 2 36. aa —— | 
CircularsRefeript der Königl. Generals Direktion ber 
Steuern an fümmeliche Königl. Regierungen, die Her 
| emiehung der Handwertker zur Sewerbeſteuer be⸗ 
—8 treffend. — | | 
og bei der — der — zur Ge⸗ 
werbeſteuer nicht bei allen Regierungen nach gleichen Grund⸗ 
fügen verfahren wird, fo iſt es für nothwendig erachtet 
worden/ die nachftebenden in dieſer Hinſicht beſtehenden 
Beſtinmungen zuſammen zu ſtellen: 
1) Die Vorſchrift im $. 14. der Inſtruktion vom 10. 
November 1820, wonach eine Beſchraͤnkung des Ge 
Wwerbes in dem Maaße, daß es dadurch ſteuerfrei wer⸗ 
den müßte, erft bei der Veranlagung für das fol 
gende Fahr berickfichtiget werden fol, findet auf die 
... Handwerfer Feine Anwendung, Vielmehr foll den 
Bandwerkern, da fie auf der einen Seite verpflichtet 
find, falls fie ihr bisher ftewerfrei betriebenes Gewerbe 
in dem Maaße ausdehnen wollen, daß es fteuerpflich- 
tig wird, fölched vorher anzumelden, nnd fie ſodann 
dem Circular vom 13. December 1824 gemäß, pro 





rara temporis mit dem Mitteffage durch die Zugangs⸗ 
Nliſten zu beſteuern find, auch anf der andern Seite 
gefiattet fein, auch im Lanfe des Jahres, fobald fie 
"ihr Gewerbe fo weit befchränfen,- daß daffelbe aufs 
Hört, fienerpflichtig zu fein, folched anzumelden, und _ 
ſich dadurch von der Yortzahlung der Gewerbeſteuer 
:, für die: Zeit. wo das Handwerk im fleuerfreien Ums . 
: fang betrieben wird, zu befreien. - Die Steuer für 
diefe Zeit kommt dann nad näherer, Anleitung der 
Nro. 4. des $. 14. der Inſtruktion vom 10. No⸗ 
vember 1820 in Abgang, weshalb fo wie überall, 
wo Gewerbeftener- Abgänge auf den Grund einer Abs 
meldung des Gewerbes berechnet werden, das Das 
sum der Abmeldung im den Abgangs » Liften beſtimmt 
anzugeben if. e 
2) Es bleibt dagegen die Vorſchrift des $. 14. gedach⸗ 
ger Inſtruktion: wonach eine Abänderung des Steuer 
- faßes währen? des Steuerjahres durch: Erweiterung 
‚oder Befchränfung des. ſteuerpflichtig bleibenden "Ges 
werbes nicht eintreten, folche Erhöhung oder Ermäs 
Figung des Gteuerfaged vielmehr erſt im folgenden 
Jahre ftatt finden fol, auch ‚bei den Handwerkern 
"unverändert, 
3) Die ad i. geſtattete Abmeldung des durch Befchräns 
kung flenerfrei gewordenen Gewerbes finder aber nicht 
ſtatt, hei den im $. 6. der Sinfiruftion vom 10. Mos 
vember 1820 beifpieldweife genannten Baus Hands 
werfen, fo wie bei allen fonftigen Handwerfen, die 
ihrer Eigenthiümtichfeit nach, nur in der ihnen bes 
fonders günftigen Jahreszeit ‚oder überhaupt nur im 
einem Theile des Sjahres mit mehreren Gehuͤlfen bes 
trieben zu werden pflegen. 

‚Handwerkern diefer Art kann zwar, mwenn fie ihr 
Gewerbe erſt neu anfangen, fuͤr die Zeit, wo ſie das 
Gewerbe noch gar nicht, oder doch nicht im ſteuer⸗ 

pyflichtigen Umfange betrieben haben, Gewerbeſieuer 
"nicht abgefordert, ihre neu eintretende Gewerbeftguers 
pfpflichtigkeit kann nicht auf den derſelben vorangegan⸗ 
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genen Zeitraum tetrotrahirt werden , und ſie muͤſſen 
daher, wenn fie ihe Gewerbe zuerſt als fteuerpflichtig 
anmelden, nur von der Anmeldung. ab, befienert wer⸗ 
den; dagegen koͤnnen fie durch" Anmeldung: einer ftatts 
gefundenen Beſchraͤnkung ihres Gewerbes ſich von 
der Fortzahlung der Steuer nicht befreien. Da uͤber⸗ 
haupt bei der Anfertigung der Rollen und der Re⸗ 
partition. der Steuer, darauf Ruͤckſicht genommen 
werden ſoll, in welchem Umfange ber Gewerbtrei⸗ 
dende in dem ablaufenden Jahre fein Gewerbe bes 
trieben bat, fo find auch Handwerker der hier in 

Kede fiehenden Art, bei der Anfertigung. der Rolle | 
für das nächfte Jahr fogleich nach der Zahl der Ges 
hüffen, die. fie in dem ablaufenden Jahre gehalten 
haben, und. dem Zeitraum, während deſſen fie dies 
feiben in Arbeit gehabt Haben, zur Gewerbeſteuer 
abzufchägen, und dieſen Steuerſatz muͤſſen fie dem⸗ 
naͤchſt in dem folgenden Jahre fuͤr die ganze Dauer 
deffeiben bezahlen, wenn fie auch nur ‚während eines 
Theils deſſeiben ihr Gewerbe im ſteuerpfuchtisen Min 
fange betreiben. Wenn alſo auch nicht verhindert 
werden kann, daß Handwerker der hier in Rede ſte⸗ 
henden Art durch das Vorgeben: im kuͤnftigen Jahre 
ihr Gewerbe im ſteuerfrelen Umfange betrelben zu 


polen, erreichen koͤnnen, daß ſie mit dem Eintritt 


TDes neuen Jahres in Abgang geſtellt werden muͤſſen, 


10 muß doch dahin geſehen werden, daß wenn ſie 


demnaͤchſt im Laufe des Jahres wieder in Zugang 
gebracht werden, auch die ganze Dahresftener, wie 
fie bei Anfertigung der Note auf fie repartirt Mar, 
in: Zugang. gebracht - wird. | 
4) Nach $. 12. des Gewerbeſteuer-Geſetzes find Hans 
. werfer, welche außer den Jahrmaͤrkten, ein offenes 
‚Lager von fertigen Waaren nicht halten, gemwerbefteners 
frei, fo lange fie das Gewerbe nur mit einem erwach⸗ 
fenen Gehülfen und mit einem Lehrling betreiben. j 
Da es hiernach zweifellos tft, daß ein Handwerker, 
der eutweder zwei erwachſene Gehülfen, oder neben 


* 


einem Abachfenen Gehulfen mehr als einen Lehrling 


Nannimmt, gewerbeſteuerpflichtig iſt, dagegen aber noch 


zweifelhaft bleibt: wie es zu halten iſt, wenn ein 


2: Handiwerfer mehr als zwei Lehrlinge ohne erwachſene 
* Gehätfen beflhäftigt, ſo wird Hierdurch feftgefegt, daß 


in diefem Falle jedesmal anzunehmen ift, daß der 
Handwerker das Gewerbe, bei dem er ſich der 


3 Hilfe dreier demſelben Geiverbe fich widmenden Pers 


ſonen bedient, "in einem folchen Umfange betreibt, daß 


es nach der Abſicht des Geſetzes ſteuerpflichtig wird. 


—45642* 


“9 Wer als erwachſener Gehülfe, und wer Als Lehrling 


anzufehen ift, kann nicht unbedingt Danach entfchieden 


:— Werden, je nachdem der Gehätfe ſchon das ı ste Jahr 


zuruͤckgelegt hat oder nicht; vielmehr wird‘ da, mo es 
an fich nicht zweifelhaft iſt, daß der’ Gehälfe: wirk⸗ 


lich woch Lehrling ift, derfelbe auch in Hinſicht der 


—— dafür gelten muͤſſen. 
-Da’ das Gewerbeſteuer⸗Geſetz aber nicht auf die 


rn Zunfe-Verhätniffe Ruͤckſicht nimmt, und mithin unter 
erwachſenen Gehuͤlſen nicht lediglich Diejenigen ver, 


ſteht, die bei der Zunft als Geſellen anerkannt wer⸗ 


dben,“ ſo wird nur in ſolchen Faͤllen, wo es zweifel⸗ 


haft iſt: ob der Gehuͤlſe blos Lehrling iſt, und von 


den Gewerbetreibenden der Gehuͤlfe hauptſaͤchlich des⸗ 


halb fiir einen Lehrling ausgegeben wird, weil ders 


—ſelbe von der Zunft nicht als Gefelle anerkanut fet: 


daß After über 15 Jahr als Kriteriim dafür, daß 
der Gehälfe nicht mehr Lehrling fei, beizubehalten ſein. 
Berlin, den 26. Februar ıg27. 
Der er der Steuern.‘ 
| matt fe n. 
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37. 

Gubttfandem der Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die 
Gemwerbefteuer für die, die Badeorte beziehenden, und 
ihre Waaren dafelbft in offenen Läden feilbietenden 
Handwerfer ıc. betreffend. 





Es find darüber Zweifel entffanden, mie Diejenigen 
Verfonen zur Gemwerbeftener anzuziehen feien, welche als 
Handeltreibende, Schänfer ıc. die Badeorte beziehen, und 
dort in offenen Läden ihre Waaren feil Haben. 

Auf unſere desfallfige Anfrage bat der Herr Gene: 
ralsDireftor der Steuern mittelft Nefcriptd vom 2ten v. 
M. entfchieden, daß dergleichen Gewerbetreibende in dem 
gedachten Falle in Betreff der von ihnen zu entrichtenden 
Gewerbeſteuer ald Perfonen zn behandeln feien, die ein 
fiehendes Gewerbe am Badeorte betreiben, und daher für 
die Dauer der Badezeit mit einem für dem reſp. Badeort 
geltenden Steuerfag, der wenigſtens dem Mittelfag gleich 
kommt, in Zugang gebracht werden folen. 

‚Dabei follen fie nicht von der Verpflichtung einer bes 
fonderm Abmeldung ihres Gefchäftes entbunden werden, fon= 
dern muͤſſen für den ganzen Neft ded Jahres in Zugang 
‚und erft auf-erfolgte Abmeldung in Abgang gebracht werden: 

Dieſe Beflimmungen werden dem betreffeiden Publt⸗ 
kum, den Gewerbeſteuer⸗Aufnahme⸗Behoͤtrden von Badeor⸗ 
ten in unſerm Departement zur Nachachtung bekannt gemacht. 

Breslau, den 6. April 1827. 

RKoͤnigl. Preuß. Regierung. - 

— für die Domainen, Sorten und direkten 5 

Steuern. x 





* 
38. . 0 


Grtraft aus dem Meferipte des Koͤnigl. Miniſteriums 
des Innern, an die Königl. General: Rommiffionen zu 
Birslan und Münfker, den Quittungs-Stempel über 

die Gebühren der Belbunefier betreffend, 





Die Königt. General» Rommiffon- wird angeviefen, 
für bie. en der Feldmeſſer über ihre Gebühren, im 
ſofern fie zum Belage einer Rechnung erforderlich find, 
Die vor einer öffentlichen Behörde abgelegt werden muß, 
den Quittungs-Stempel beibringen zu laffen. 

. Berlin, den 2. Mär; 1827. 
atgerum. des Innern. Zweite Abtheilung. 
Koͤhler. 





39. 
Publit andum der Koͤnigl. General⸗ Kommiſſion zu 
Breslau; biefelbe Angelegenheit betreffend. 


— 


Den ſaͤmmtlichen in Ynseinanderfegungs + Ungelegens 
Seiten befchäftigten Könige. Feldmeffern machen wir be⸗ 
Fannt, daß nach einer Verfügung der Koͤnigl. Ober⸗Rech⸗ 
nungs⸗Kammer und eines Reſcripts des Königl. Hohen 
Peinifterii ded Innern vom ten d. M. gu den Quittuns 
gen über. Vermeſſungs⸗ - und Zutheilungs » s Gebühren in 
Anseinanderfegungs Sachen der im dem Gefege wegen der . 
Ötempeifteuer und dem Stempeltarif vom 7. März 1822 
- borgefchriebene Stempel, und zwar von soNthle. bis ein. 
ſchließlich 200 Athir. ein Stempel von 5 for., von 200 
Dirhir. bis einfchließlich 400 Rthlr. von’ 10 far., von 400 
Rthlr. bis einfchließlich 600 Rthlr. von 15 for. und fofors 
genommen werden muß, und mweifen wir daher die ſaͤmmt⸗ 
lichen in unferer Sefchäftsparthie angeftellten Königl. Feld⸗ 
meffer an, ihre Quittungen über. Vermeffungss und Zus 
sheilungs: Gebühren, die fie aus unferer Kaffe ausgezahlt 
erhalten, im fo weit folche mehr als so Rthlr. betragen, 


75 
jergeit bei Sebi der in dem $. 21. des Gefepeß 
wegen der Stempeiftener. verordneten Strafe, auf den ge⸗ 
ſetzlichen Stempel zu ſchreiben. 

Dieſe Beſtimmung findet jedoch nur dann Anwen⸗ 
bung, wenn für Vermeſſungen und Zutheilungen, der in 
den: SS. 83 bis 97. des Allgemeinen Feldmeſſer⸗Reglements 
vom 29. April 1813 beſtimmten Gebühren liquidirt wor⸗ 
den, und bedarf es dann, wenn fuͤr Vermeſſungen und 
Zutheilungen nicht die reglementsmaͤßigen Gebuͤhren, ſon⸗ 
dern vermöge des $. 102. des Feldmeſſer-Reglements Dis 
aͤten liquidirt werden koͤnnen, zu den Quittungen über der⸗ 
gleichen unfixirte Diäten feines Stempels. 

Beſteht aber ein Theil der ſeſtgeſetzten und auf un⸗ 
ſere Kaſſe angewieſenen Koſten aus ein und derſelben Li⸗ 
quidation in reglementsmaͤßigen Gebuͤhren und der Ueber⸗ 
set in Diäten und baaren Auslagen, ſo muß auch in Ans 
fehung der erftern der gefegliche Stempel, und daher wenn 
z. B. die ganzen Koften 300 Rthlr. betragen und darums 
ter 170 Rthlr. Gebühren begriffen find, ein Stempel von 
Sfgr. zu der Quittung genommen werden. 

Breslau, den 15. März 1827. - 

Koͤnigl. General⸗Kommiſſion von Schleſien. 





C. a * 
Forſt-⸗ und Jagd-Verwaltung. 
| a 40. — U 
Publikandum des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſteriums, bie. 


— des Koͤnigl. — bes. 
treffend. . 





Des Königs Majeftät haben die — 


des Koͤnigl. Hofjagdaͤmts definitiv zu beſtimmen, und den 


Wirkungskreis deſſelben auf die Jagden des groͤßern Theils 
des Potsdammer Regierungs⸗-Bezirks auszudehnen geruht. 
Der Hofſagdgmtg⸗Bezitk beſteht hiernach aus nachbenann⸗ 
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ten Forſtrebieren: Potsdam, Vernig, Eunersdorf ‚ Pepnin, 
Dipmansdorf, Scharfenbruͤck, Zinna, Cuminersdorf, Hanız 
mer, Wafferburg, Alt-Schadow,. Colpin, Wufterhaufen, 
Friedersdorf, Cöpnick, Küdersdorf, Spandow, Tegel, Hals . 
kenhagen, Muͤhlenbeck, Oranienburg, Liebenwalde, Größ« 
Schoͤnebeck, Grimniß—, Reihersdorf, Diefenghal, Liepe und 


Freienwalde. 


Die Wirkſameeit des Hofjagdauits besieht ſich auf 
die. ‚Abhaltung der Jagden für die Königl. Prinzen, und 
von Hofs wegen. „Die gewöhnliche Verwaltung ber; Jag⸗ 
den in dieſem Bezirke wird, wie. zeither, von der Königl. 
Reglerung und dem Ober⸗Forſtmeiſter derfelben geführt. 
Unter. der alleinigen Seitung des. Herrn. Ober: Jägermei: 
ſters fieht dad Hoffüchen: Gehege bei Berlin, die dortige 
Faſauerie „die al ale Am, der Eerlara bei 
Potsdam. 52* 
— ae, | den 28. Marz 1827. 
En Der Sinan« Mike — 
ug Wenn. ' un — u 
— ci Bd Tan / — 
Publikandum der abnig Regierung zu ofen, t die De 

fehreibung und Vertilgung der Tchädlichen Dolpsau 
per betreffend. 


Der vorjährige ungswößntiß heiße Sommer Begän 
‚ fligte. die Vermehrung der Holzraupen ungemein, und die 
Deforgniß, daß diefe Inſekten im diesjährigen Sommer 
den Kiefern⸗Forſten fehr nachtheilig werden dürften, bes 
gründet fi fih immer mehr. 

Wir finden und daher veranlaßt, eine Sefchreibung 
der Naupenarten, die den Forften am nachtheiligfien find, 
fo wie. die zweckmaͤßigſten Mittel zu. ihrer- Vertilgung bes 
kannt: zu machen. 

2 Die große Kieferraupe. (Phalaena hombyr Ä 
pini, Lin,) Ä 
‚Unter allen Raupenarten iſt dies die cadlichſe. 


| 1 — * 
Der Schmetterling iſt 1 bis 12 Zoll lang, und: aus⸗ 
gebreitet 23 — bis 3 Zoll breit, das Männchen iſt klei⸗ 


ner als das Weibchen. Der Hinterleib iſt eirund; die 


Fluͤgel ſind mittelmaͤßig groß, im Sitzen abereinander ge⸗ 


ſchoben und der Hinterrand ſtumpf gezaͤhnt oder gekerbt. 


Die Fuͤhlhoͤtner des Maͤnnchens kammfoͤrmig, des Weib⸗ 
chens borſtenfoͤrmig, mit ſehr kurzen Zaͤhnchen beſetzt, und 
roſtfarben. Die Beine ſind gelblich braun. Kopf und 
Bruſtſtuͤck ſind roſtgrau, ins aſchgraue fallend, der Hin⸗ 


terleib aſchgrau, roͤthlichgrau, ockerbraun oder ockergelb. 


Die Vorderfluͤgel haben meiſt 4 Felder, das ıfte und‘ 3te 
ift roſtbraun, zumeilen ind dunkelrothbraune übergehen, 


dad ate und 4te aber aſchgraulich, braunlich gemifche, ‘ \ 


mehr oder weniger Heil, jedes Feld ift vor dem andern 
durch eine ſchmutzig roftfarbene oder rothbraune, zackige 
NQueerlinie getheilt, beſonders iſt die letztere nach dem Fläs 


gelrande zu ſtark ſchlangenfoͤrmig gebogen; auf der Grenze 


des erſten und zweiten Feldes ſteht ein dreieckiger weißer 
Fleck; die Hinterfluͤgel ſind einfarbig roͤthlich aſchgrau, 
gelbgrau oder gelbroͤthlich; auf der Unterſeite der Fluͤgel, 
welche gelbgrau oder roͤthlich aſchgrau iſt, ſieht man nur 
zwei undeutliche Queerſtreifen von den zackigen Queerll⸗ 
nien der Oberſeite. Dieſer Nachtfalter erſcheint bisweilen 
in Faͤrbungen, die von dieſer hier angefuͤhrten abweichen, 
jedoch ſind die Linien und der weiße Punkt auf den Vor⸗ 


derfluͤgeln bleibend. Das Weibchen unterſcheidet ſich von 
dem Männchen durch feine beträchtliche Größe und Dicke, 


und durch die geftreckteren gewöhnlich helleren Flügel. 

,. Die Raupe erfcheint eben fo in verfchievener Farbe, 
als der Schmetterling, doch find der braune Kopf, die zwei 
Blauen Einfchnitte auf dem dritten und vierten Ringe, die 
rothen Punkte darunter, und auf dem vorlebten Ringe 
das Warzenbuͤſchelchen gewoͤhnlich charakteriftifch. Der 
Leib iſt aſchgrau, fleiſchfarbengelb, mit braunen und weißen 
Stecken, "ganz mit langen braunen Haarbuͤſcheln bedeckt. 


Cie wird 4 Zoll groß, bat 6 Bruſtfuͤße, 8 Bauchfuͤße 


und 2 Schwanzfüße. 
Die Puppe ift ı Zoll lang, am Vordeileibe ſchwarz⸗ 


— 
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grau und am Hinterleibe ſchwarzbraun mit tothbraunen 
Einfaffungen in den Gelenken, und liegt in einem länglis 
then gelblichen oder bräunlichen, mit dunklern Haaren vers 
miſchten Geſpinnſt, welches zwar dicht, aber nicht hart if: 

Das Weibchen lege nach der Begattung, im Juiius 
oder Auguſt, nach und nach 100 — 200 laͤnglich gelbgrüs 
ner Eier an mannshohe Stellen der Kiefern Stämme und 

Zweige, bald in die Ritzen der Borke, bald auf die Rinde 
ſelbſt, Dicht neben einander, aus denen nah 8—ı0 Tas 
gen die Kaupchen fih entwiceln. Sie fangen bald au 
zu frefien, und wachſen bis in den Dftober, wo fie. fchon 
4618 ı Zoll lang find. In der Mitte diefes Monats 
fuchen fie ihr Winterfager, theild unter der Rinde und in 
den Klüften der Baͤume, theild unter dem Moofe. Im 
Monat März fommen fie wieder hervor, begeben fih auf 
die Bäume, wo fie biß in den Juni freffen. Schnee, Eis, 
Froſt, Wafler fehader den Raupen im Winterlager nicht. 
Das 15 — zojährige Holz lieben fie vorzugsweife, und vers 
zebren zuerft den Maitried und die ‚Knospen, ehe fie Die 
alten Nadeln angehen. Ende Junt fpinnen fich die Rau⸗ 
‚sen ein, indem fie die Cocons an Zweige der Kiefern oder 
Unterholz hängen, auch an der Rinde trifft man viele 
Gefpinfte an. Nach drei Wochen kommt der Schmettets 
ling hervor, und iſt ſchon nach einigen Tagen zur dort 
pflanzung tüchtig. 


8) Die Nonne, (Phalaena bombyx monacha, Lin.) 


Die Raupe dieſes Schmetterlings iſt ebenfalls ſeht 
gefaͤhrlich, ſie greift nicht allein Kiefern, ſondern auch Sich 
ten. an. 

Der Schmetterling ift — 1 Zoll lang, 13—2 Zoll 
mit Audgefpannten Flügeln breit. Der Kopf ift weiß, 
die Kehlfpigen find ſchwarz, die Bruſt ‚weiß, der Brufts 
rücken zwifchen den Flügeln mit ſchwarzen Punkten. Die 
Fühlhoͤrner des Männchend Fammförmig und grau, bei 
dem Weibchen boritenförmig mit Faſern befegt, und ſchwarz. 
Der Hinterleib ift rofenrotd mit grauen und ſchwarzen 
Einſchnitten, die Vorderbeine find ſchwarz, die vier folgens 


den ſchwarz mit weißen Flecken, ‘die Vorderfluͤgel Haben 
eine weiße Grundfarbe. mit regelmäßigen, theils fpigen, 
theils runden. ſchwarzen Wellenlinien, am Rande mie Tängs 
lichen vierecfigen Punkten gleicher Farbe befegt, die Hin⸗ 
terflägel Haben eine gräufich weiße Grundfarbe, nach dent 
Leibe zu dunkler fchattirt, nachdem Rande Hin mit wei⸗ 
sen Queerlinien befegt; der Hinterleib läuft in einen Les 
geflachel- aus, mit welchem das Weibrhen feine Eier in 
die Nigen der Rinde legt. —. =. 
Die 14 Zoll lange Raupe bat häufig verfchiedene 
Zeichnungen. Gewoͤhnlich ift fie ſchwarz oder grau, und 
zeichnet fich durch Blaue und rothe Warzen, mit denen 
der Leib bedeckt ift, aus. _ Charakterifiifche Kennzeichen der 
Nonnenraupen find die Hinter dem Kopfe befindlichen lan⸗ 
gen Haarbüfchel, die auch in den Geiten hervorſtehen. 
Der Leid ift mit einzelnen Haaren befegt. Im Julius 
und Augaft ſchwaͤrmen diefe Nachtfalter, deren Leben 9 
— 10 Tage dauert, dad Weibchen legt Bo — 160 Eier, 
glänzend rörhlich grau oder blaßgruͤn, fcheibenfärmig im 
die Ritzen der Rinde, an Pfählen und ähnfichen Gegens 
fländen. Ende April und Anfang Mat Friehen die Raus - 
pen aus, zuweilen aber ſchon im Epätherbft, wo ſie fich 
dann, ohne Schaden zu leiden, an den Bäumen oder im 
Moos verbergen. Ste häuten fi viermal, und ändern 
jedesmal dabei die Farbe, zuerft find fie ſchwarz, dann bes 
ommen fie einen weißen Nückenfirelfen, nach der zweiten 
Häutung erhalten fie weiße Flecfe, und mach der dritten 
rothe und gelbe Warzen. Sie freffen 8 — 10 Wochen, _ 
wo fie ſich alsdann zwifchen den Neifern und in den Ritzen 
der Bäume mit wenig Fäden verfpinnen, fich zuerſt in eine 
grüne und dann in eine'goldgelde Puppe verwandeln, die 
mit ‚grauen oder gelblichen Haarbuͤſcheln beſetzt iſt, aus 
weicher in 14 Tagen bis 3 Wochen der Schmetterling ers 
ſcheint. 3 | | 


3) Der Kiefernfhwärmer, (Sphinx pinastri; Lin.) 


Die Raupen dieſes Schmetterlinge find minder ges | 
faͤhrlich, indeſſen auf jeden Fall zu beachten. Der männe 
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liche. Schmetterling iR 13 — 20 Linlen lang und mit aus⸗ 
geſpannten Fluͤgeln bis 25. Zoll breit, der weibliche uns 
einige Linien groͤßer, hat aber ſchwaͤchere Fuͤhlhoͤrner. Die 
Hauptfarbe iſt roͤthlichaſchgrau, die Fuͤhlhoͤrner weiß, uͤber 
deg. Hinterleib gehet ein aſchgrauer Streif durch eine 
ſchwarze Linie gethellt. Die Vorderfluͤgel ſind braungrau, 
in der Mitte mit drei ſchwarzbraunen Flecken, die Hin⸗ 
terfluͤgel dunkler, alle vier aber haben einen weißen braun 
punktirten Rand. Die Raupe iſt drei Zoll lang, hat auf 
dem Kopf ein ruͤckwaͤrts gekruͤmmtes Haar, ſieht vor der 
erſten Haͤutung gelb aus, und nach der zweiten gruͤnlich, 
nach der dritten erhält. fie einen rothgelben Kopf, hellgruͤ⸗ 
nen Unterleib, in den Seiten zwei gelbe Linien, auf dem 
Ruͤcken ein breite weißes Band, welches bei der vierten 
Häntung durch einen roſenfarbenen Ruͤckenſtreifen ge⸗ 
theilt wird. 

Der Schmetterling ſchwaͤrmt Ende Mai und Juni, 
naͤhrt ſich von Blumenſtaub, vorzuͤglich der Geißblattbluͤ⸗ 
then, wo man ihn auch am erſten bemerkt. Seine gelb⸗ 
lichen gruͤnglaͤnzenden Eier legt er an die Kiefernnadeln, 
woraus in 14 Tagen die Raupen erſcheinen, im Septem⸗ 

er in die Erde kriechen, und ſich in eine noch einmal ſo 

dicke als lange Puppe verwandeln, welche kaſtanienbraun 
iſt, und uͤber dem Saugruͤſſel eine beſondere Scheide hat. 
Die Zeit, wo dieſe Raupe frißt, fi nd die Monate Juli 
und Auguſt. 


4) Die Ferleule, (Phalaena noctua piniperda, Eeper) ) 


Die Ferleule iſt gefährlicher als der Kiefernſchwaͤr⸗ 
mer. Der maͤnnliche Schmetterling ift 5 Linien lang, 1 
Zoll 4 Linien breit, das Weibchen ein. bis zwei Linien grös 
Ger. Die Fuͤhlhoͤrner find borftenförmig und an der Spige 
ſchwarz, unten weiß, der DBruftrücen ift braunrotd, am. 
Kopf weiß eingefaßt, nach dem Hinterleibe zu weiß. ges. 
flreift, dee Hinterleib graubraun, die Vorderflügel brauns 
zorh, nach dem Leibe zu gelblich fchattirt, am Rande ges 
kerbt und ſchoͤn marmorirt. Ueber fie gehen zwei gelblich 
gefchlängelte rn. die ſich in die braunen Fran⸗ 

zen 


Be Bı 
zen. mit. gelblichen. Streifen verlaufen. Die Hinterflugel 
find ſchwarzbraun, zöchlich ſchimmernd, am Hinterrande 
mit weißen Sranzen, die Unterflügel ocfergelb, die hinterm. 
in dee... Mitte ‚mit. einem. fchwarzbraunen. Punkte. Die 
Raupe ift glatt, bis ı 3 Zoll lang, vor der erſten Häus 
tung weißgrün, nach der zweiten grasgruͤn, mit einem wei⸗ 
fen Ruͤckenſtreifen und zwei gleichen Seitenſtreifen, und 
bie an. den Fuͤßen hat fie an jeder Seite einen fchwefels 
oder nrangegelben Streifen. Der Kopf ift glänzend braum, 
der Bauch hellgruͤn. Sie hat 6 gelbe Bruft,, 8 Bauch⸗ 
und zwei Schwanzfüße, und friße, indem fie die. Nadeln 
zwiſchen die Bruftfüße nimmt und von oben gleichſam in, 
ſich hineinfchiebt. 

Mitte, April oder Anfang Mai erfcheint der Schmets 
terling,. und dad Weibchen legt 50 — 70 Eier, entweder 
einzeln oder zu dreien und vieren an die Spigen der Na⸗ 
dein vorzüglich von 40 — 6ojährigen Holze. Nach 14 Tas 
gen Eriechen die Raupen aus, find aber Anfangs gar nicht 
zu bemerken, da fie die Farbe der Nadeln haben, nur 
Klein find, und einzeln diche an. derfelben liegend an ih⸗ 
nen nagen. YUnfang. Juni werden fie bemerklich und frefs 
fen dann mit ungeheuerer Schnelligkeit bis Ende Juli oder 
Anfang Auguſt. Ihr fie bald verrathender Auswurf ifl 


dinn und laͤnglich, von beilgrüner Farbe und bedeckt den 


Boden, wo fie Häufig find, ziemlich dicht: Im Auguſt 
kriecht fie herunter: in die Erde und verpuppt ſich gewoͤhn⸗ 
ih ohnmweit.ded Stammes unter dem Moofe oder in der, 
bern Dammerdenfchicht. Die Puppe zeigt fich in einem 
ſchwarzen Gefpinnft, if fehe lebhaft, glatt, rothbraun oder 
ſchwaͤrzlich mit zwei Schwanzfpigen. Sie überwintert das 
felbft, bis im fommenden Rn der Schmetterlius 
auöfliegt. 


5) Der Sihtenfpand er, (Phalaena geometra piniä- | 
ria. Lin,) 


Der Schmetterling iſt 6 bis 9 Linien fang, ı 1 his 
13304. breit, auch bier iſt das Männchen Fleiner als das 
Weibchen. Bel dem Männshen find die ar ſchwaͤrz⸗ 


Annalen. Geftl, 1527. 


82 ne 


dich Fammförmig, der Leib fchlanf, weißgrau, ſchwarz bes 
ſtaͤubt, mit gelblichem After, die Vorderfluͤgel ſchwarzbraun, 
am Rande gelb geſprengt, in der Mitte mit einem laͤng⸗ 
lichen weißgelben Dreiecke gezeichnet, die Hinterflügel eben⸗ 
falls ſchwarzbraun, mit einem zweimal durchſchnittenen 
weißgelben unregelmäßigen viereckigen Flecke. Die Fran⸗ 
zen beider Fluͤgel ſind abwechſelnd weiß und braun. Auf 
der Unterſeite find die Vorderfluͤgel braungrau mit 2 gro⸗ 
ßen weißgelben Flecken, die hinteren ſind weiß mit grau⸗ 
braunen Punkten und mit 2 gelbbraunen Streifen beſetzt. 
Das Weibchen iſt mehr roſtgelb mit zwei hellbraunen durch 
alle Fluͤgel ſich ziehenden Queerſtreifen, die Fuͤhlhoͤrner ſind 
heller und fadenfoͤtmig. Die Raupe iſt 17—ı3 Zoll 
lang, grün mit 5 Längsftreifen, wovon der obere weiß, 
die beiden folgenden mweißgelb und die beiden untern ſchwe⸗ 
felgelb find, und über den Kopf weggehen, was bei der 
vorigen Raupenart nicht der Fall iſt; auch fehlen ihr wie 
alten Spannern die erſten 3 Paar Bauchfüße, weshalb 
fie Eriecht, ald wenn man etwas mit dem Handfpannen 
ausmißt, und fich ſtets in der Mitte in die Höhe Frümmt. 
Diefe Raupen figen gewöhnlich zufammen auf einzeinen 
Bäumen und freffen die Nadeln von oben herunter bis 
in die Scheide ab, doch greifen fie nicht ohne die größte 
Noth die legten Maitriebe an, und die Kiefern erholen 
ſich deshalb noch oft. Der Schmetterling erfcheint im 
April, Mai und Juni, und iſt der gewöhnliche im den 
Kiefernwäldern. Er trägt die Flügel wie ein Tagfalter 
aufrechtfiehend, und das. Weibchen lege die Eier an die 
Spigen der Nadeln, wo die Raupen nach 14 Tagen bis 
3 Wochen ausfriechen, und oft bis Mitte Oktober freffen, 
wo fie dann unter dad Moos und die Nadelftren Ertechen, 
um fih zu verpuppen. Die Puppe ift Z Zoll lang, hell⸗ 

braun und mit grünlichen Slügelfcheiden verziert. | 


6. Die Kiefern-Blattwespe. (Tenthredo pini. 
Lin.) | 

Dieſes Infekt Hat vierhäutige Flügel, welche durch 

in einander greifende Haͤrchen ſo verbunden ſind, daß beide 
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Glügef nur einer zw fein ſchelnen. Sie iſt 53 bis 6 Li— 
nien lang, der Leib if fchwars, bei dem Weibchen mit 
graugelber Zeichnung, die Fuͤhlhoͤrner find ſtark und gefie⸗ 
dert, die obern Flügel haben am Außenrande einen längs 
lichbraunen Fleck, die untern find am Dinterrande ſchwarz, 
am Ende des Körpers find beim Männchen zwei ‚braune 
Haken. Die Raupe ift blafgrün mit einem breiten grauen 
Ruͤckenſtrelfen, neben dem auf beiden Seiten eilf ſchwarze 
Punkte ftehen; der rothbraune Kopf ift fchwarz gefleckt. 
Die 13.300 große Raupe hat 6 Brufifüße, 14 Bauchs 
und 2 Schwanzfüße, lebt in Geſellſchaft und friße bis im 
den Auguſt, vorzüglich auf jungen Kiefernbeftänden, und 
fpinnt ſich au dem Kiefernzweigen, on Steinen und in der 
Erde in einen auf beiden Seiten abgerunderen Cocon ein, 
worin fie uͤberwintert und ſich dann zuerft fur; ‘vor dem 
Andfriechen in eine alle Theile des Inſekts enthaltende 
Nymphe verwandelt. Das Infekt Erieche im Mai und 
auch ſelbſt noch im Juli aus, wo dann das Weibchen 
die Nadeln auseinder fagt und zwiſchen diefelben die Eier 
legt, welche es mit einem Leime überflebt und befeſtigt. 
Dieſe Are erfcheine in verfchiedener Geſtaltung, fo wie 
denn überhaupt alle Naupenarten außerordentlich variiren. 

- Die Vorkehrungen, welche man zur Verminderung 
dieſer Inſekten angewendet, find fehr mannigfaltig, bis 
jege waren aber nachftehend angeführte Mittel die wırts 
fainften. 

Das einfachfte und beſte Mittel, die noch unter dem 
Moofe befindlichen Puppen mwegzufchaffen, if, daß man 
die Kiefern-Forften täglich mit Schweinen betreiben, : und 
die Heerden ganz langſam durchziehen läßt. Die Schweine 
fuhen dann die Puppen auf, freffen fie fehr gern, und 
befinden ſich wohl dabei. Wo aber große Kiefernraupen 
unter dem Moofe gefunden werden, hilft dad Betreiben 
mit den. Schweinen wenig, oft nichts, indem fie diefe 
Raupen nicht immer freffen und einen Abfchen vor ihnen 
in haben feheinen. Um diefe fchädlichen Raupen wegzu⸗ 
fhaffen, Bleibt Fein andered Mittel übrig, als fie durch _ 
Menfchen anffuchen und vernichten zu — Man ſtelle 

* 2 
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daher eine Anzahl Lente in eine Linie, und laſſe, gleich nach 
Abgang. des. Schneed oder ehe die Raupen noch ihr Wins 
‚ terlager verlaffen, vermittelft eined 10— 12 Zoll langen, 
Breit gefchnigten Holzes, dad Moos 15 — 20 Zoll um 
jeden Stamm herum wegnehmen, und die darunter bes 
findfihen Raupen in Kleine Körbe ſammeln. Dieſe Raus 
pen liegen. gewöhnlich zufammengefrämmt und erſtarrt, 
mit dem halben Koͤrper in der Erde, und ſind leicht zu 
entdecken, wenn dad Moos weggenommen iſt. Auch koͤn⸗ 


—nen alsdann die Puppen von den andern, oben genannten 


Inſekten mit. aufgelefen und vernichtet werden. Die Eins 
faminler muͤſſen jedoch Handſchuhe anhaben. —J 
| Wenn erft ein Difirift des Waldes von den Raupen 
angefallen if, fo ifolire man denfelben durch ı Fuß tiefe 
und 2 Fuß breite Gräben, deren Seitenwände ganz fleil 
fein muͤſſen, und in welche Hin und wieder Löcher einges 
ſtochen werden. In diefe Gräben ftürzen, die Raupen bei 
ihren Wanderungen, kommen nicht mehr heraus, und man 
kann fie dann leicht tödten. | 
Das Einfammeln der Schmetterlinge, Raupen, Pups 
gen u. ſ. w. ift ein Haupt⸗Vertilgungsmittel, und befons 
der8 muß man fuchen, die meiblichen Schmetterlinge, 
welche in der Begattungszeit gern am Buße der Stämme 
figen, tödten zu laffen. Bei erforderlichen Kraftaufwand 
kann dadurch viel gefchehen. Kleine jung beftandene Felds 
gehoͤlze, wo ſich die große Kiefernraupe befonderd gern 
einfpinnt, verbrennt man am beften fogleich, um die weis 
tere Verbreitung zu hindern. Wollte fih nach dem Vor⸗ 
hergefagten Jemand näher über die Natur. diefer Rays 
penarten unterrichten wollen, dem können wir Bechſteins 
Forst: infeftofögie, Gotha 1818, empfehlen, fo wie die fo 
eben erfchienene kleine Schrift des, Ober-Land-Forftmeifters 
Hartig „Anleitung zur Vertilgung oder Verminderung der 
Kiehnraupen, bei Dunfer und Humblot in Berlin“, welche 
‚0 Sgr. Eoftet. | ü | | 
Bereits durch unfere Amtsblatts⸗Verfuͤgung vom 8. 
September haben wir angeordnet: daß wenn die Ausrots 
tung oder Hemmung dieſes Waldübeld die Kräfte des 
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einzeluen Forſt⸗Eigenthuͤmers überfteigt, die Herren Land» 
räthe nach ihrem. beſten Ermeſſen die der Dertlichkeit ans 
gemefiene nöthige Kreishülfe anzuordnen haben. 

- Nach einem Reſkripte des Königl. Finanz: Minifterit 
vom 3. Febr. No, II. 6245 haben bereits die Minifterien 
des Funerwiund der Finanzen mittelſt Neftriptd vom 20. 
Febr. 1821: mit Bezug: auf das Allg. Landrecht $. 10. 
Tit. 17. TH. II. fefigefeßt, daß in allen: ſolchen Faͤllen, 
wo die Hemmung diefes Uebels die Kräfte des Wald-Ei⸗ 
genthuͤmers überfleigt, dem Ermefjen der verwwaltenden Ber 
hoͤrde überlaffen bleibt, die noͤthigen Anſtalten und Vor⸗ 
kehrungen zur Abwendung dieſer allgemeinen Gefahr zu 
treffen, und jeder Staatöbürger verpflichtet fei, das Wohl 
und die Siqerheit des gemeinen Weſens nach dem Ders 
hältniß feines Standes und Vermögens zu unterflügen. 
Nur if darauf zu fehen, daß die Maaßregeln zweckmäßig, 
und: die in Anfpruch genommenen Kreishuͤlfen nicht über 
Beduͤrfniß und unverhäftnigmäßig gefordert werden. Vor⸗ 
—* iſt die lebhafte Mitwirkung der Holzberechtigten 

ruch zu nehmen; da aber, wo die Gefahr ſelbſt 
* großer Bedeutung iſt, muß auch die Nachbarſchaft 
durch ein Aufgebot in groͤßeren Maſſen, zur Beſeitigung 
der Gefahr, oder zu deren moͤglichſten Beſchraͤnkung auf⸗ 
gefordert werden. Auch darf nur immer ein Theil der 
arbeitsfaͤhigen Mannſchaft aufgeboten, und ed muͤſſen 
Kinder und Frauen zugelaſſen werden. Kann der Forſt⸗ 
Eigenthuͤmer aber ‚die erforderlichen Vorkehrungen, mit den 
ihm zw Gebote fiehenden Mitteln, wenn auch mit beſon⸗ 
derer Anfirengung, oder durch die Hülfe der Holzberechtig- 
ten treffen, fo find andere Unmohner mit der Auffordes 
tung dazu zu verfehonen. Der Forft:Eigenthümer bleibe 
‚aber verhältnigmäßig immer zu größeren eeiftungen ats 
die Berechtigten verpflichtet. 

Dofen, den 17. März 1827. 
— rKoͤnigl. Preußiſche Regierung. 





‚Bof: Verwaltung. 
: : X 8* 42. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an den 
Herrn Ober⸗Praͤſidenten N. N., die Portofreiheit in 
“Berrfchaftlichen Landtags» Angelegenheiten betreffend. 





Em. Eyrellenz ermwiedere ich anf Ihre Anzeige vom 
7ten d. M., dag in Gemaͤßheit einer mit dem Herrn Ges 
neral- Pofimeifter getroffenen Vereinigung und des diefers 
halb. von Letzterem an ſaͤmmtliche Poſtaͤmter erlaſſenen Cir⸗ 
culars vom 8. Januar d. J. *), wovon ich eine Abſchrift hier 
beifuͤge, die von den Staats-Behörden' gebrauchte 
Nubrik: herrſchaftliche Landtags-Angelegen⸗ 
heiten portofrei iſt. Died wird auch genügen, da die 
Stände nicht unmittelbar in Landtags + Angelegenheiten zu 
correöpondiren, fondern fish in Angelegenheiten, welche die 
Einziehung von Nachrichten erfordern, nach $..35. des 
Geſetzes an den Landtags: Kommifjarius zu wenden haben. 
Den einzelnen Deputirten kann daher eine Portofreiheit 
eben fo wenig zugeflanden werden, als fie nothwendig iſt. 

Berlin, den 18. November 1826. 
Der Diinifter des Innern. 
v. Schuckmann. 


| 43. 
Ertraft aus dem Circulare des Könige, Generals Pofts 
amts, an fämmtliche Königl.. Poftanftalten, die Poftils 
lion⸗ a bei den orbinairen Fahrpoften bes 
treffend. 

Mit Bezug auf die ae vom heuti⸗ 

gen Sage, die Einführung der Pofidion, Dienfts Bücher 
*) Jahrg. 1826, iſtes Heft, ©. 58. 


8 
betreffend, wird wegen des, bei den: ordinairen Fahrpoſten 
Fünftig ſtatt findenden Poſtillion⸗Trinkgeldes, Folgendes 
verordnet. u. 0 u ee 

6. 1. Vom 1. Mai 1827 an, wird bei den etatds 
mäßigen ‚dreis und. vierfpännigen Poften, demjenigen Pos 
Rition, ‚welcher den. ordinären Wagen fährt, ein Trinkgeld 
Ban drei Silbergroſchen auf die Meile bewil—⸗ 
ist. a er 
2. Fuͤr die bei dieſen Poften befindlichen Beiwa⸗ 
gen wird fein Poftittion » Trinkgeld. bezahlt, , 

$.3. Auch finder diefe Beftimmung auf die Schnells 

poften, Perſonen /Poſten und Journalieren Feine Anwen⸗ 
dung. Die, bei diefen Poften beftehenden Anordnungen 
wegen der Trinfgelder, bleiben bis auf weitere Beflimmung 
in Kraft: Bei denjenigen Schnellpoften u. f. iw., wo dei 
Moöfitionen. noch Feine Trinkgelder ausgefegt find, behalte 
ich mie darüber befondere Beſtimmung vor. : 
664. Das Poſtillion⸗Trinkgeld iſt beftimmt, die 
Rage der Poſtillione zw verbeſſern, in ihnen mehr Luft und 
Siebe für den Dienft zu erwecken und zu erhalten, ih⸗ 
nen die Mittel zu gewähren, im Poft:Dienfie ſtets recht 
anſtaͤndig und reinlich gekleidet zw erfcheinen, umd die 
Dienſtbeinkleider, für den Sommer, don weißem Leder 
mit bohen- fleifen Stiefeln, für den Winter, von 
granem Tuch mit orangem Vorſtoß über die Stiefeln, fich 
anzufhaffen. - ur 

$. 5. Kein Pofthalter darf fih erlauben, den Poftil- 
lionen das bisherige Lohn, Koftgeld u. f. w., wegen der, 
ihnen von der Poftverwaltung zu Theil. werdenden Des 
wiligungen zw verringern, oder neu zw engagirende Poflil- 
lione deshalb fehlechter zw ſtellen. Die Poft- Amts: Dirls 
genten und Poft»Infpektoren haben hierauf unausgefegt 
ein wachfames Auge zu halten, und find für die Aufrecht- 
. haltung. diefer Beſtimmung ‚verantwortlih. Beim Engas 
gement neuer Pofihalter, muß wegen angemefiener Bezah— 
lung der Poſtillione, dad Nöthige bündig bevorwortet werden. 

$. 6. Das Trinkgeld wird dem Poſtillion von ber 
Poſt ⸗Anſtalt, wo er die Poft angebracht hat, bei der Uns 
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Eunft, jedo® nach vorheriger ueberzeugung, daß auf dee 
Fahrt keine Verſaͤumniß ſtatt gefunden hat, auch die Rei⸗ 
ſenden und der Schirrmeiſter keine ſonſtigen gegründeten 
Beſchwerden gegen denfelben haben, ausgezahlt. 


$. 7. In Verfinmniße und Befchwerden-Fällen wird 
das Trinfgeld für die Poft- Armen Kaffe einbehalten. Dies 
ſes finder auch flatt, werin iwider Erwarten der Poſtillion 
auf irgend eine .Weife den Verſuch gemachte bat, von dem 
Meifenden ein befonderes Trinkgeld zu erhalten. Er darf 
felbft ein ihm freiwillig dargereichted Trinkgeld nit ans 
nehmen, da er ſolches vom Reiſenden durch Die Pot = Ans 
ftalt Schon erhalten hat. Außer dem Verluſt des Trinte 
geides tritt die reglementsmaͤßige Strafe ein. 


"$13. Die Ausgabe an Trinkgeld wird durch Er. 
böhung des Perſonen⸗Geldes gedeckt, in der: Art, daß bei 
den dreis und vierfpännigen Sahrpoften, fiatt. 5: und. 75 
Sgr., vom ı. April E. J. ab, resp. 6 und 84 Ser. ‚pro 
Meile und Perſon erhoben werden. 


$. 14. Im Perfonen-Zettel wird der ganze einge 
forderte Betrag unabgerheilt vereinnahmt. 


$. 15. Im PaffagiersBilfet wird aber resp, 5 und 
73 Sgr. ald Perfonengeld her? ı Sgr. als Trin nfgeld pro 
Meile in Anfag gebracht; 
Perfonengeld pro 16 Meilen N 5 en mit 2 Ril. 20ſg. — pf. 
Poſtillion⸗Trinkgeld pro 16 Meilen 
Aa ıfo. . = RE ER 
und Das Einfchreibegeid. en —— 5 29 6% 


Summa . . . 3Rtl. 8f9. 6 pf. 


| $. 16. Da bei zweifpännigen Poften Fein Poſtillion⸗ 

Trinfgeld gereicht wird, fo bleibt bei diefen Poften ‚auch 
der biöherige Sag des Nerfonengeldes um fo mehr unver 
ändert, als die zweißfpännigen Poftwagen den. Neifenden 
nicht Diejenigen Bequeinlichfeiten gewähren, die fie in dem 
drei⸗ und Hierfpännigen Wagen haben, 
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.$& 17. Reiſende auf. Yoß-Steipäfe zahlen nach‘ wie 

vor nur die Einſchreibe Gebühren - und fein Zeinfgelt«. 
Srankfurt a M., den: 1. März 1827. er 
6 Generals Poſimeiſter. * ER. 





*w. Raster. 
* Bergwerks⸗Regale. 
44. 


Pojoeiorbming des  Rönigt. Der Bergamis; zu Soin 


“ng: 


den " Bergbaunsibenden zu ‚befolgenden Si herpeiter . 
a maapregein. Ei Safe 


— — 


——* viele kraurihe Ereighiſe von —— 
brüchen, namentlich auf den Steinkohlengruben des Be⸗ 
zirks Duͤren, und der dadurch veranlaßte Tod vieler Ar⸗ 
beiter die Nothwendigkeit dargethan haben, bei den zum 
Abbohren von Standwaſſern abzweckenden Arbeiten die. als 
lergroͤßte Vorficht anzumenden, um Menfchenieben zu fehos 
nen, und den Bergbau felbft vor großen Gefahren: und ° 
Nachtheilen zu fchügen; ſieht ſich das unterzeichnete Ober; 
Bergamt -veranlaßt, auf Grund ded Berg Poligeidefrets 
von 3. Januar 1813, Nachfiehended zu verordnen: 

Art. ı. Bei jeder Grubenarbeit, in deren Nähe Stand 
waſſer von aͤltern Bauen bekannt "int, oder - dergleichen 
nur vermuthet werden, fol dürch Vorbohren und andere 
zweckdienliche Sicherungsmaaßregeln die Gefahr eines ploͤtz⸗ 
lihen Durchbruches möglichft befeitigt werden. | 

Art. 2, Damit- die zur Sicherung der Arbeiter und 
des Grubengebäudes erforderlichen Maaßregeln mit Leber: 
legung und nicht einfeitig oder unvollkommen getroffen wer⸗ 
den, find alle Bergbautreibende gehalten, in jenem Falle, 
den Könige, Revier» Beamten fofort vom dein Verhalten 
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zu: benachrichtigen, und. die etwa vorhabenden ‚Arbeiten fo 
lange einzuſtellen, bis der Koͤnigl. Revier⸗Beamte ſich mit 
den zu nehmenden Maaßregeln einverſtanden erklaͤrt, oder 
daruͤber Beſtimmung getroffen hat. * 

Gleichwohl muß von dem Betriebsvorſtande und Stei⸗ 
ger ſofort alles Nothwendige vorgekehrt werden, um in 
dringenden Faͤllen Gefahr abzuwenden. 

Art. 3. Dem Koͤnigl. Revier-Beamten wird die Be⸗ 
fugniß ertheilt und zur Pflicht gemacht, alle ſolche Des 

triebs arbeiten, wobei nach feiner Kenntniß und Anſicht Ges 
fahr drohet, fo lange einftelken zu lafien, bis die nöthigen 
Vorlehrungen, als zum Vorbohren, Schutzdamm ⸗Vorrich⸗ 
tungen zc., getroffen worden find. 

Er hat mit dem Grubenvorſtande und den Öteigern 
die zweckdienlichſten, ſicherſten Maaßregeln in Berdthung 
zu nehmen, ob und in welcher Art vorgebohrt werden 
muͤſſe, ob zur Sicherung etwa Umbruchsoͤrter zu treiben 
ſeien, oder andere Aushuͤlfe ‚getroffen werden muͤſſe, und 
nach geſchehener Berathung und Lokalunterſuchungdie noͤ⸗ 

thig gefundene Beſtimmung uͤber die Art der — 
* Zechenbuch niederzuſchreiben. | 

Art. 4. Die Verobautreibenden find Diefen,, Beim 
mungen ‚bie. forgfamfte Folge zu leiften ſchuldig, und duͤr⸗ 
fen fi ch ohne ausdruͤckliche Gutheißung des Koͤnigl. Beam⸗ 
ten keine Abweichung von ſelbigen erlauben. 

Gleichwohl foll denfelben geſtattet fein, in ſolchen Faͤl⸗ 
fen, wo ſie gegruͤndete Einwendungen gegen Vorſchriften 
deſſelben machen zu koͤnnen glauben, auf die Entſcheidung 
des Koͤnigl. Bergamts zu provociren, bis zu deren Erfolg 
aber von den Anordnungen des Devier ⸗Veamten nicht abs 
gewichen werden: darf. 

rt. 5. Gegentwärtige Verordnung fol in den Berge 
amts⸗Bezirken Düren und Saarbrüäden Anmendung fin⸗ 
den, und durch die Amtsblaͤtter der Königl, Regierungen 
zu Aachen, Köln, Koblenz; und Trier publicirt werden. 

Art. 6. Ale Kontraventionen gegen dieſelbe follen 
vom Tage der Publikation an, mit Bezug auf die Bes 
ſtimmungen im Bergwerkögefege vom 21. April 1810, Art. 
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93 bis 96, und im: Bergwerfs»Polizeibefret vom 3. Ja⸗ 
nuar 1813, Urt. 22 und 31, Eonflatirt, und der: betref- 
fenden Gerichtss Behörde zur amtlichen: Verfolgung und 
Beftrafung uͤberwieſen werden, wobei noch insbeſondere die 
Grubeneigenthümer und andere betheiligte Perſonen, in 
Faͤllen, mo Verungluͤckungen durch Mangel an der gehoͤ⸗ 
rigen Befolgung der gegenwaͤrtigen Vorſchriften entſtehen 
möchten, die gerichtliche Ahndung nach Ars 319 und 320 
des Strafgeſetzbuchs zu gemärtigen haben, zugleich: auch, 
wo es ſtatt findet, ber Cioilſchadloshaltung nach Art. I 383 
des Eivils Coder ausgefegt bleiben. 

Vorſtehende  bergpolizeiliche. Verordnung: über: die 9% 
gen den Durchbruch von Standwaflern von. den Bergbaus 
sreibenden zu befolgenden Sicherheitsmaaßregeln ift, mits 
selft Reſcripts vom 21. Februar 1827 von des Heren Mis 
nifterd des Innern und des Bergweſens, Freiberrn von 
Schurkmann Excellenz, nach ihrem ganzen Juhalte ge- - 
nehmigt, und deren Belanntmachung und Musfahrung be 
fohlen worden. 

Bonn, den 6. März 1827: 


Koͤnigl. Preuß. Ober⸗Bergamt für die Niedertheiniſchen 
Provinzen. 


4,5. 
Pollzi⸗Verordnung des Koͤnigl. Ober: Berganits in 
Bonn, für die Braunfohlengruben. | 





A rt. 1. 

Die Gewinnung von Braunkohlen ſoll in der Regel 
nur. durch offenen Tagebau mittelſt Abraͤumen des Dach⸗ 
gebirgs geſchehen, wobei letzteres dem Braunkohlen⸗Abbau⸗ 
Stoß wenigſtens 3 Fuß breit vorabgeräumt und in einer 
Boͤſchung von 45° zurücgelegt werden muß. 

Art. 2. 
| Auf dergleihen Werken aber, wo ——— Be⸗ 
trieb zugelaſſen iſt, ſollen 
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ANdie Schaͤchte in ordentliche Bolzen⸗Zimmerung geſeht, 


und das dazu anzuwendende Holz nicht unter fünf 
Zoll im Quadrat ſtark fein. 


— Das Ausfuͤllen der Felder zwiſchen den Schachtge⸗ 


vieren ſoll mit hinlaͤnglich ſtarken Pfaͤhlen oder Bret⸗ 
tern geſchehen, und die. fogenannte Strohfpiegelung 
ht. mehr Statt. finden. 

3) Um in den Fahrfehächten die Fahrten bequem ein⸗ 
haͤngen zu koͤnnen, muͤſſen dieſe Schaͤchte wenigſtens 
4 Fuß lang und 3 Fuß breit gebaut werden. 


4) Wo jedoch das Dachgebirge ans Rollſand befteht oder 


fehr: druͤckend ift, fo daß das Abteufen aus. diefer 
Urſache nur mit Getrieben bewirkt werden kann, muß, 
um den zu dieſer Zimmerung benoͤthigten Raum zu 
gewinnen, die Schachtslaͤnge ı Lachter und die Weite 
3 Lachter in Lichten fein, und zur Auszimnterung 
folcher Schädte ſechsoͤlliges — angewen⸗ 
det werden. 


5) Sollen fänmtliche Schächte eines jeden Werks mit 


Thuͤren verfehen werden, — um den Wetterzug 
nicht zu ſchaden, aus ſtarken Latten gemacht werden 
koͤnnen. Die Ein⸗ und Ausfahrenden ſind verpflich⸗ 


tet, die Thüren auf den Fahrfehächten und die Hass 


pelfnechte diejenigen auf den Förderfchächten, nach 
jedesmaligem Gebrauch, wieder zuzumachen; der Steis 
ger des Werks aber ift befonderd verpflichtet, darauf 

zu halten, und jede Schachts Thür nach beendigter 
Schicht zu verfchließen. 

6) Die Strecken und AbbausDerter in dem Braun⸗ 
kohlenfloͤtz ſollen anf folhen Stellen, wo daffelbe die 
nothwendige Haltbarkeit nicht zeigt, tüchtig ausge⸗ 
zimmert werden, und muß dad Holz dazu wenigſtens | 
5 Quadrat⸗Zoll ſtark fein. 

7) Die Stöfen und Strecken, durch welche die Wetter 
ziehen, follen mit ordentlichen Wetterthüren verſehen 
und | 

8) wo der fogenannte Tummelbau noch befteht, der Ein- 
gang im denſelben (die Tummelthür) mit vier ober 
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fünf Paar, dicht neben-einander ſtehenden Thuͤrſtoͤk⸗ 
fen verwahrt werden; ferner fol 

9) derjenige. Raum, wo ein Tummel in der Grube ger 
bauen ‚wird, am der Oberfläche durch einen audges 
fiedten Strobwifch bezeichnet und der Umfang, in. 
welchem der Einfall deſſelben gefchehen wird, mit eis 
ner Barriere umgeben werden, welche bis zum wirk⸗ 
lich erfolgten Einfall forgfam im Stande erhalten 
werden muß, und endlich 

ı0) fol auf jeder mit -unterirdifchen Bauen betriebenen 

Braunfohlengrube, bei jeder Schicht, vor dem Ans 

fahren der Arbeiter, der Steiger oder fonflige Bes 

triebs⸗Vorſteher die Baue mit gehöriger Vorficht, in 

Abſicht auf das Vorhandenfein von flichenden Wet 

tern oder Echwaden, unterfuchen, und 'nur nach er; 

kannter Sefahrlofigfeit das Nachfahren und die Be- 
legung der Arbeiten geflatten. Ä 

Art. 3. | 

Dei. der Anwendung diefer Beflimmungen auf —— 
Faͤlle follen die Betreiber der Gruben die naͤhern Anwei⸗ 
ſungen des Revier» Beamten, eventualiter des Koͤnigl. 
Vergamis, einholen und ſich darnach achten. 

Art. 4. 

Alle Zuwiderhandlungen gegen den Inhalt dieſer Ver⸗ 
ordnung ſollen, mit Bezug auf die Beſtimmungen im Berg⸗ 
werks⸗Geſetze vom 21. April 1810, Art. 93 — 96. und im 
Dergwerfös Polizei: Dekrere vom 3. Januar 1813, At. 
22. und 31. conflatirt, und der betreffenden Gerichtsſtelle 
zur amtlichen Verfolgung und Beftrafung überwiefen wers 
den, wobei noch insbefondere die Gruben Eigenthümer in 
Fällen, wo Verunglückungen dur Mangel an der gehd- 
tigen Befolgung der gegenwärtigen Borfchriften entftehen 
möchten, die gerichtliche Ahndung nach Art, 319 und 320 
ded Strafgefegbuchd zu gewartigen haben, zugleich auch, 
wo es ftatt findet, der Eivil» Schadloshaltäng nach Art. 
1383 des Eivil: Coder ausgeſetzt bleiben. 

ME 3 

Segenwärtige Verordnung durch die Amisblaͤt⸗ | 
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ter der Koͤnigl. Regierungen zu Coͤlln, Aachen und Co⸗ 
blenz zur Offenkundigkeit gebracht, auch in Verbindung mit 
der durch die genannten Amtsblaͤtter bereits publizirten 
Verordnung des unterzeichneten Ober⸗Bergamts vom 23. 
April 1824, wegen Fahtbarmachung der Schächte, noch 
befonderd: in einer hinreichenden Anzahl von Exemplaren, 
zur Mittheilung an die Gewerkſchaften und Gruben» Dffi- 
zianten, gedruckt werden. 
Honn, den ı5 Januar 1827. 
Königl. ‚Preuß. Obei⸗Bergamt Tür. die Bicdendeintchen 
Provinzen. 


46. 
Polizei⸗Verordnung des Koͤnigl. Ober⸗Bergamts in 
"Bonn, die Sicherung der Schacht⸗Oeffnungen bes 
‘ treffend. | 
Da die bei den Treibfchächten der Steinkohlen⸗Gru⸗ 
ben angebrachten Rollbuͤhnen und Riegel nicht unter allen 
Umſtaͤnden den an der Schachtoͤffnung arbeitenden Foͤrder⸗ 
leuten: die erforderliche Sicherheit gewähren, vielmehr ver⸗ 
ſchiedene in kurzer Zeit auf den Gteinfohlengruben im 
Bergamts⸗ Bezirk Düren vorgekommene Ungluͤcksfaͤlle, des 
ren Unzulaͤnglichkeit bewieſen haben, fo verordnet das uns 
terzeichnete Ober; Bergamt, wie folgt: 
5 Yrt. ı. 

Auf allen Steinfohlengruben, wo die Deffnung dee 
Sreibfchächte in der Sohle der Schachtfaue liegt, fol mit 
der Rollbuͤhne ein bewegliches Schußgatter dergeftale im 
. Verbindung gefegt werden, daß es die offene Arbeitäfeite 
des Schachtes in demfelben Augenblicke fchließe, wenn die 
Rollbuͤhne zurückgegangen if, und die Schachtoͤffunng nur 
fo lange zugänglich laffe, als dieſelbe durch die Rollbuͤhne 
verſchloſſen iſt. 

Art. 2. 


Dieſe Vorrichtung ſoll, in Holz oder in Eiſen, nach 


\ 


Angabe ded Revier. Bergmeifterd, auf. der Grube Abgunfk 


und Kämpchen im Bergamts⸗Bezirk Düren ausgeführt 


worden, und dort, oder in einer bei dem Revier⸗Beamten, 
im Saarbrücdenfchen Bergamts⸗Bezirke ‘aber bei dem dafis 
gen König. Bergamte niedergelegten Zeichnung einzuſe⸗ 


hen * 
Art. 3. 
Binnen drei Monaten ‚ vom Tage der Vublikatlon 


dieſer Verordnung an, muß bei allen Treibſchaͤchten, welche 
ſich in dem Art. 1. naͤher bezeichneten Falle Befinden, dieſe 


Vorrichtung vorhanden fein, auch jederzeit in gehörigen 


Stande gehalten werden. 
Yrt 

Ale Zumiderhandlungen' gegen diefe Verordnung “ 
Sen, mit Bezug auf die Beſtimmungen im Bergwerksge⸗— 
fege vom 21. April 1810 Art. 93 —96. und im: Bergs 
werkös Polizei Dekret vom 3. Januar 1813 Art. 22. und 
31. Eonftatirt, und der betreffenden. Gerichtöftelle zur amt⸗ 
lichen Verfolgung und Beftrafung überwiefen werden, wo⸗ 
bei noch insbefondere die Gruben » Eigenthiümer in Fällen, 


wo Verungläcfungen durch Mangel an der gehörigen Bes 


folgung der gegenwärtigen Vorſchriften entftehen möchten, 
die gerichtliche Ahndung nach Art. 319 und 320. des 
Strafgeſetzbuchs zu gemwärtigem haben, zugleich auch, wo 
ed Statt findet, der Eivil-Schadloshaltung nach an; 1383 
des. Civil⸗Codex ausgefegt bleiben. 

Art. 5. 

Gegenwärtige Verordnung fol durch die Amtsblat— 
ter der Koͤnigl. Regierungen zu Aachen, Trier und Co⸗ 
blenz zur Offenkundigkeit gebracht werden. | 

Bonn, den 30. Januar 1827. 

Königl. Preuß. Ober⸗Bergamt für die Niedetrheiniſchen 
Provinzen. 





dem Muſter derjenigen ausgeführt werden, welche nach der, 


8 


47. 
Verordnung bes Koͤnigl. DberBergamts in Bonn, bie 
Eafanunz der Frauengz Perfonen von der Gru⸗ 
| benarbeit betreffend. 

Nach Einficht des Berpolizei-Dekrets vom 3. Januar 
‚1813 Tit. IV. Sect, 2, welches offenbar voransfegt, daß 
bei dem Betriebe der Bergwerke, ſowohl unter als über 
Tage, nur männliche Arbeiter gebraucht werden. 
In Erwägung, daß die meiften bei dem Betriebe der 
Gruben vorfommenden Arbeiten dem weiblichen Geſchlechte 
nicht angemeſſen ſind; daß gleichwohl die Grubenbefiger eis 
nen Vortheil dabei finden, verfchiedene diefer Arbeiten durch ‘ 
Srauensperfonen verrichten zu laſſen, aber nicht allgemein 
die Grenze wahrnehmen, welche polizeiliche Sicherheit und 
Schicklichkeit bezeichnen, und dadurch bereits Ungluͤcksfaͤlle 


herbeigefuͤhrt worden find, 


verordnet das unterzeichnete Dber» Bergamt wie folgt; 
Art. 1. 

Srauendperfonen ſollen von allen eigentlichen Gru⸗ 
benarbeiten in Schaͤchten, Stollen und Strecken entfernt 
bleiben. | 

| Art. 2. a 

Ueber Tage koͤnnen Frauensperfonen nur in Arbeit 
genommen werden auf den Halden, in den Erz, Kohlens 
und Materialien; Magazinen, bei den Erzwälchen; keines⸗ 
wegs aber bei der Förderung, oder bei irgend einer Art 
von Grubens oder Aufbereitungs >» Mafchine, vom Haspel 
bis zur Dampfmaſchine. 

Art. 3. 

Gegenwaͤrtige Verordnung fol durch die Amtsblaͤt⸗ 
ter der Koͤnigl. Regierungen zu Aachen, Coͤlln, Coblenz 
und Trier bekannt gemacht, und durch die Koͤnigl. Berg⸗ 
aͤmter zu Düren und Saarbruͤcken zur Ausführung ger 
bracht werden, welche gehalten find, Contraventionen ger 
gen diefelde, ald Vergehen gegen bergpolizeiliche -Verords 
nungen, auf den Grund der Art, 93—96. um allgemeinen 

Berg⸗ 
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Berowerts /Geſehe vom 21. . April 1810 / und des Art. 31, 
im Bergwerks⸗Polizei⸗Dekrete vom 3. Januar 1813, zur 
— Verfolgung anzuzeigen. 


* * 
* 


Vorſtehende Verordnung iſt durch des Koͤnigl. Mis 
niſters des Innern und des Bergweſens Herrn Freiherru 
von Schuckmann Excellenz unterm 24. Januar a. c., 
genehmigt, und deren Bekanntmachung und Ausführung 
befohlen worden. 

Bonn, den 9. Februar 1827. 


Königl. Preuß. Ober⸗Bergamt fuͤr die eee⸗ 
Provinzen. 


— 


IV. 
Landes-⸗Kultur. 


42 . — 
Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, die in den Weſtpreußiſchen 
Kontributions⸗-⸗Kataſtern blos zu Schutzgeld ans 
gefegten Ruftifal» Stellen betreffend. 





Aus dem über die gutsherrlich- bäuerlichen Regulirun⸗ 
gen in Weftpreußen durch das Staats: Minifterium an 
Mich erfiasteren Bericht habe Ich erfehen, welches Ne: 
fultat die fommiffarifche Unterfuchung des Sachverhaͤlt⸗ 
niffes rückfichtlich der in den Weftpreußifchen Kontribus 
tions = Kataftern blos zu Schuggeld angefegten Ruſtikal⸗ 
Stellen gegeben hat. Da ed biernach anderweitiger ges 
ſetzlicher Beftimmungen zur Vervollſtaͤndigung ded Ge- 
ſetzes vom 14. September 1811 und der Deklaration 
vom 29. Maia816 nicht bedarf: fo hebe Ich hierdurch 
die. durch Meinen Befehl vom 27. Juni 3822 ange⸗ 
ordnete Suspenſion der darüber anhaͤngigen Prozeſſe wies 
dee auf und will, daß die Entſcheidung un den 
Annalen. Geftl. 1827. — — G 








re 
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Gerichten nach dem beftehenden Gefege. überlaffen werde, 
welchem gemäß. Sie das Erforderliche zu verfügen haben. 
Berlin, den 31. December, 1826. ı - 
Friedrich Wilhelm. 


An 
- die BIS: Miniſter v. Schuckmann 
und Graf v. Danckelman. 





— | 
Defonstmadung der Könige, Minifterien des Innern 
und der Juſtiz, die Leiſtung von bäuerlichen Spann 

| dienften betreffend. 

Bet Gelegenheit einer, in einem obgefchwebten Dienfts 
prozeß geführten Immediat⸗Beſchwerde ift es mißfällg wahr« 
genommen, daß das. betreffende Gericht in dem hiernächft 
publizirten Erfenntniffe, die Entſcheidung hauptſaͤchlich auf 
diie irrige Anficht baſirt hat, als ob eim wöchentlich mit 

zwei Pferden einmal zu leifiender Spanndienft um Dess 
Halb zu den durch das Gefeg vom 21. April 1825 auf 
gehobenen Perſonal⸗Frohnen zu rechnen ſei, 

weif der Dienfipflichtige fein Gefpann begleiten, und 

die Fuhre entiweder perfönlich oder durch feine Domes 

FM beforgen muͤſſe. 


Es fpringt in die Augen, daß bei einer fo erfünftele 
ten Auslegung das alfegirte Geſetz, 


welches nur die rein perfänlichen Dienſte $ 3.) als 
Perfonaf» Srohnen bezeichnet, 


gänzlich umgangen, und dem Gutäheren Die Sibepaltenen 
Dienfte völlig entzogen werben würden. 


In Gemaͤßheit des an die Koͤnigl. Miniſterien des 
Innern und der Juſtiz diesfalls ergangenen Allerhoͤchſten 
Befehls, werden die Gerichts⸗Behoͤrden ſowohl als die 
Eingeſeſſenen / auf jene irrige Anſicht aufmerkſam gemacht, 
und haben ſich insbeſondere die letzteren jeder geſetzwidri⸗ 
gen Reniten; wodurch * in — und koſtſpielige 


rer 
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Prozeffe vermicelt werden würden, wohlbedaͤchtig zu ent⸗ 

halten. e — | | 

ı . Berlin, den 6, Februar 1827. | 

"Der Minifter des Innern. Der Juſtiz⸗Miniſter. 
u Shudmann. Graf v. Dandeiman. 


50 
Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifterinms der Geifte 
lichen, Unterrihtss und Medizinal- Angelegenheiten an 
fämmtliche Koͤnigl. Regierungen (ausfchließlich ‚derjenis 
gen zu Magdeburg) die Dispofition über das Gehalts, 
Einfommen der vom Amte fuspendirten oder beffelben 
entſetzten Geiftlichen und Schullehrer. betreffend. 

Der Koͤnigl. Regierung wird hierneben eine Abſchrift 
des an die Könige: Regierung zu Magdeburg erlaſſenen 
Reſkripts (sub Hr. a.) mit der Aufforderung zugefertigt, 
anzuzeigen, welched Verfahren von ihr, in den Fällen, wo 
Geiſtliche und Schullehrer ihres Amts entfegt worden find, 
von der refervirten Hälfte ihred Gehalts, nach Abzug der 
Vertretungs⸗ und. UnterfuchungssKoften, noch eine dispo⸗ 
nible Summe übrig. geblieben,. bisher beobachtet worden, 
und welchen Grundfägen die Königl. Negierung dabei ges 
folge if. - es, 10, . 

‚ Berlin, den 29. Januar 1827. 
Minifterium der Geifllihen, Unterrichtss und Medicinals 
2 Angelegenheiten. | 
a v. Ultenfein. 
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Wenn auch das Miniſterlum mit: der Koͤnigl. Reglerung 
darin uͤberelnſtimmt, daß die in der Kriminal⸗Ordnung F. 221 
und. 222. wegen der Staatsdigner, die einer. Kriminal⸗ Unterſu⸗ 
hung verfallen, ausgefprochenen geſetzlichen Beſtimmungen, anas 


logifh bei der Suspenfion der zur Disciplinarsiinterfuchung ges 
zogenen Geiftlihen und Schullehrev angewendet werden können: 


fo theilt es doch die Anſicht nicht, daß ein jeder, der in Folge 


einer‘ folhen Unterfuhung feines Amtes für verluftig erklärt 
worden, grundfäglich fhon vom Aufange der Unterfuchung an, 
and mit der eingetretenen Suspenſion den Anfprud auf ſei— 
nen Gehalt verloren hat. Daffelbe glaubt vielmehr den ges 
rade entgegengeſetzten Gtundfag feſthalten zu muͤſſen, daß ein 
jeder Beamte des Staats, mithin auch ein Geiſtlicher und Schul⸗ 
lehrer, in der Regel auf. fein Dienftelnfommen ein Recht 
habe, ‚bis, er. fein. Amt niedergelegt hat, oder deſſelben rechts⸗ 
Eräftig entſetzt worden if, und daß eine, Ausnahme davon, wie 
z. B. bie Beftimmung,, daß. einem Suspendirten, defien Amtes 
entſetzung ſich vorausſetzen läßt, nur der nothduͤrftigſte Unter⸗ 
halt gereicht werden ſolle, nur auf den Grund einer ausdruͤck⸗ 
lichen geſetzlichen Vorſchrift anzunehmen ſei. Hiernach wuͤrde 
in thesĩ dem feines. Amts entſetzten Prediger dasjenige, was 
von der reſervirten Haͤlfte ſeines vormaligen Dienfteinfommens, 
nad) Abzug der Vertretungs- und Unterfuchungs ⸗ Koften noch 
übrig iſt, ausgezahlt werden muͤſſen. Da es jedoch in: dem 
vorliegenden Falle hier nicht uͤberſehen werden kann, ob nicht 
von Selten⸗ des Pfarrlehns, des Patrons oder der Gemeine 
ein Widerſpruch gegen dieſe Maaßregel erhoben wird, fo hat 
die Koͤnigl. Reglerung die Auszahlung: der gedachten Summe 
nur dann erfolgen zu laflen, wenn fie die Ueberzeugung hat, 
daß ein folher Widerfpruch nicht gemacht werde, weil auf den 
Fall der Einwendung ‚der Prediger in den Rechtsweg zu vers 
seien feln würde, mobei das Minifterium vorläufig bemerkt, 
daß die im $. 852, Th. 2. Tit. u. des allgemeinen Landrechts 
gegebene Beftimmung hier Feine Anwendung leidet, weil bie 
wirkliche Vakanz nicht mit der Suspenfion des Beamten, fons 
dern mit feiner Entlaflung eintritt. Das Minifterlum erwar⸗ 
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tet über den weitern Erfolg den Bericht der Aal Res 
gierung. 
2... Berlin, den’ 29. Januar 17. 
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51. 


CirkularsRefeript des Könige. Miniſteriums der Geiſt⸗ 


lichen, Unterrichts⸗ und Medizinal + Angelegenheiten an 
—— Koͤnigl. Regierungen, die beſtimmungsmaͤßige 
Vewendung Koͤnigl. Baabengeſcheute betreffend. 
Es iſt der Fall — daß ein —— 
ſchenk, welches des Koͤnigs Majeſtaͤt zum Bau einer neuen 


Kirche dem Patron zu bewilligen gernht Haben, nicht be⸗ 


ſtimmungsmaͤßig verwendet worden iſt. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher aufgefordert ind 
angemwiefen, dafür gehörige Sorge zu tragen, daß in fols 
chen Fällen, wo des Königs Majeſtaͤt zu: beſtimmten Zwe⸗ 
cken gewiffe Summen oder außerordentliche Beihülfen aus 
Gnade zu vermwilligen geruhen, das Königliche Gnadenges 
ſchenk nicht eher ganz ausgezahlt wird, als! bis die Ers 
reishung des in Rede fiehenden Zwecks fiber gelungen ift. 

‚ Berlin, den 19. Januar 1827. 

Dinifterium der Geiftlichen, Unterrichts und Medizinal-Ans 
gelegendeiten, Geiftliche Abtheilung. 
Nicolovius. 





Miniferium der — —ESkS und —2* 
| Angelegenheiten. da einemit 


— 
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CirfularReffript des Koͤnigl. Miniſteriums ber Geifttis 
chen, Unterrichtss und Mebizinals Angelegenheiten: an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen (ausfchließlich berjenis 
‚gen in ben Rheinprovinzen und in Stralfund), die Aufs 
bringung der Gerichtsfoften in Prozeffen ber Kirchen, 
Pfarren, Küftereien und Schulen, oder die Geltendmas. 
Hung des ehe für felbige betreffend. 


— — 


Da in Anſehung der Gerichtskoſten i Progeffen ber 

Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen nicht überau 
auf gleiche Weife verfahren wird, fo findet fih das Mis 
nifterium beranlaßt, nachſtehende Grundfäge jur allgemei⸗ 
nen Befolgung für alle Provinzen, in denen das Allges 
meine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung ein⸗ 
— * vorzuſchreiben. | 


-3) . Richie betrifft, fo find : 
a, alle Kirchen, fie mögen fiskaliſchen oder Privat⸗Pa⸗ 
Parrpnars fein, inſoſern fie vermoͤgend find, ſpor⸗ 
telpflichtig, 
b. welche Kirche für vermoͤgend zw erachten iſt, muß 
nach $. 713. Tit. 11. Th. 2. des Allgemeinen Lands 
rechts beurtheilt werden; 
Kirchen, welche hiernach als arm zu betrachten ſind, 
genießen alle Beguͤnſtigungen, welche die Allgemeine 
Gerichtsordnung den zum Armenrecht verſtatteten 
Partheien bewilligt, wobei es nicht darauf ankommt, 
ob der Prozeß fuͤr die Kirche von dem Patron und 
den Kirchen-Vorſtehern oder von einem fiskaliſchen 
Bedienten gefuͤhrt wird, wie denn auch unvermoͤ⸗ 
genden Kirchen von den Gerichten, ein Mechtöbeis 
ftend ex officio zuzuordnen iſt; 
d. 95 eine Kirche nach dem Grundfaße des $. 713. cit. 
unvermoͤgend fei Drogeßkoften zu zahlen, muß von 
ben geiftfirden Obern in der Uutorifation zur. Ans 


‚c 


= 
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fiellung der Klage: oder; zur Einfoffung auf diefelbe 
jederzeit ausgefprochen werden; 


e. wird von den Kirchen⸗Vorſtehern die Antorifation 


der geiftlichen Obern zur Klage nicht bei deren An⸗ 
fiellung, und dad Approbationd:Defret zur Einlaf- 
fung auf eine Klage nicht während des Prozeſſes 
den Gerichten eingereicht, fo geht der Prozeß nach 


$.652 — 656. Tit. 11. Th. 2. des Allgemeinen Lands 
rechts auf Gefahr und Koften der Kirchenvorfteher. 


2) Die Pfarren und Küftereien find  _ 


A. 


inſofern ſie vermoͤgend ſind, ebenfalls ſporteipflichtig; 


b. eine Pfarre oder Kuͤſterei iſt fuͤr unvermoͤgend zu 


erachten, wenn die Einnahme die etatsmaͤßige Aus⸗ 
gabe incl. der Befoldung der für den Gottesdienſt 


angeſtellten Beamten, nicht überfleigt, worüber von . 


den geiftlichen Obern ein Atteft auszuftelen iſt; 


c 


— 


wenn dad Kirchen-Vermoͤgen, wie in der Regel nicht 
der Fall iſt, für die Beduͤrfniſſe der Pfarre oder Kuͤ⸗ 
fierei fubfidiarifch haftet, ſo muß zur Begründung 


‘der Sportel-Sreiheit außer dem sub’ b. vorerwähns 


ten Atteſt, auch das Umvermögen der Kirche auf die 


‚sub 1. d gedachte Art nachgemiefen werden; 
. Pfarren und Küftereten, welche hiernach als arm 
zu betrachten — genießen alle Beguͤnſtigungen, 


weiche die Allgemeine Gerichtsordnung den zum 
Armenrecht verftarteten Partheien bewilligt, wobei 
es nicht daranf ankommt, ob der Prozeß von dem 


Pfarrer oder Küfter oder von einem. fiöfalifchen Ber 
"dienten geführt ‚wird, much ift den unvermögenden. 
Pfarren und Küftereien von den Gerichten ein Rechts⸗ 


beiſtand ex officio zuzuordnen; 


. hat ein Pfarrer einen Prozeß nur wegen feines ei⸗ 


genen zeitigen Intereſſes geführt, fo fallen ihm auch 
die Prozeßkoſten zur Laft, infofern er nicht fein per 
ſoͤnliches Unvermögen, Prozeßkoſten zu_zahlen, den 
Gerichten nach Vorfchrift der Gefege nachweiſet; 


hat ein Prozeß theils das zeitige Interefie des Pfars 


vers, theild die Rechte der Pfarre zum Gegenſtand, 


— 


8* 5 j » 
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ſo muß eine Vertheilung der Koften nach Berhälts 


niß des beiderfeitigen Intereſſes eintreten, und ruͤck⸗ 
ſichtlich eines jeden Litiskonſorten nach den vorftes 

henden Grundſaͤtzen beurtheilt werden, ob. er uns 

vermögend fei Prozeßfoften zu zahlen oder nicht. 


) Bei den Schulen treten uͤberall die sub 2. aufge⸗ 


fuͤhrten Grundſaͤtze ein, inſofern ſie von der Kirche 
abhängig und nicht etwa Kommunal⸗Anſtalten find, 


und deshalb die Prozeßkoften von der Kommmne ges 


sragen werden müffen. 
Berlin, den 29. Januar 1827. 


en der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinals 


Angelegenheiten. 
dv. AUltenfein. 


53. 

Ppnblikandum der Königl. Regierung zu , Münfker, die 

Aufhebung derjenigen Stolgebühren, welche von Fathos 

liſchen Slaubensgenoffen an evangelifche Civil» Pfarrer, 

und umgefehre von diefen an erftere entrichtet werden 
| mußten, betreffend. 


- 





Veermoͤge Allerhoͤchſter Kabinetsordre vom 24; Mai 
1809 follen Stolgebühren, welche von katholiſchen Glau⸗ 
bensgenoſſen an evangelifche Eivil-Pfarrer und umgekehrt 


‚ entrichtet werden mußten, gänzlich ‚aufgehoben fein, und 


‚nach diefer Beftimmung in allen ähntichen Fällen verfabs 
ren werden, und nad Verfügung des Königl. Minifterit 
der Geiftlichen zc. Angelegenheiten vom 23. Nov. v. J. dies 


fe8 auch in hiefiger Provinz Anwendung erhalten; es IND: 


daher feftgefeßt: 

1) Glaubensgenoffen, (evangelifche oder fatholifche) welche 
bereitd bei einer Pfarrei ihrer Konfeffion eingepfarrt 
find, haben nur dem Pfarrer-und den Kirchendies 
nern ihrer Konfeffion die herkoͤmmlichen Stolgebuͤh⸗ 


4 


_ 


2) 


* 


| | 205 _ 
ren für die von benfelben verrichteten pfarramtlichen 
Handlungen abzutragen. 

Einzelne Glaubensgenoſſen und Samilien, weiche in 
ihrem Wohnorte oder in dem Kirchfpiele, worin fie 
leben, Eeinen Pfarrer oder Geifilichen ihrer -Konfefs 
fion haben, und ſich noch nicht an eine benachbarte 
Eonfeffionsverwandte Kirchengemeine mit Genehmigung 
der geiftlihen Obern angefchloffen haben, find, bis 


eine folhe Wahl erfolgt fein wird, bererhtigt, fich zu 


ihren privan,pfarramtlichen Handlungen, als da find: 
Taufen, Trauungen, Rranfenbefuche, Kommunion und 
Begräbniffe, eines benachbarten Seiftlihen ihrer Kon⸗ 
feffion, ſowohl in ihrem eigenen als in deſſen Wohn⸗ 
orte zu bedienen. Dieſer Geifiliche wird forthin fo 
lange als ihre Pfarrer betrachtet, bis böhern Orts 
eine andere Einrichtung. der Pfarreien beſtimmt fein 
wird. 


3) Auch ganze Gemeinden, welche noch zu Feiner Ries 


chengemeinde ihrer Konfeffion gefchlagen ſind, koͤnnen 
fih für oben genannte pfarramtlihe Handlungen, 
nach getroffener gegenfeitiger Uebereinfunft, gemeins 
fchaftlih zu einem der naͤchſten Pfarrer oder. Geifts 
lichen ihrer -Konfeffion halten, der nur fo lange ihr 
Pfarrer bleibt, bis die höhere Behörde eine Abändes 
rung genehmigt. oder die Loͤſung diefed Pfarrverban⸗ 
des bei einer neuen KirchensOrganifation verfügt bas 
ben wird. 


4) Gedachter . Geiftliche, welcher. nach g. 2. und 3. mit 


Glaubensgenoſſen feiner Konfeffion, die außerhalb ſei⸗ 
ner Parochie. leben, in eine Pfarr⸗Verbindung getres 
ten ift, hat davon mit Bezeichnung der Namen und 
der Wohnörter folcher Glaubensgenoſſen, die Anzeige 


bei und zu machen und unfere Genehmigung für jene 


Dfarr-Verbindung einzuholen, welche dann auch für 
den Nächfolger jenes Pfarrers bis zu anderweitiger 
hoͤhern Entfcheidung beftehen bfeibt. 33 


5) Kein Pfarrer darf die im $. 2., 3. und 4. ausge⸗ 


fprochene Freiheit fremder in feiner. Parochle leben⸗ 
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oder Staubensgenoffen, die nicht feiner Konfeffion find, 
„- Hören oder ihnen ferner für ihre nicht von ihm. vers 
langten noch vollzogenen pfarramtlichen Handlungen 


Stolgebuͤhren abfordern. Dieſe werden nur demje⸗ 


nigen Pfarrer, der ſolche verrichter bat, nach freier 


wechfelfeitiger. Uebereinfunft vergütet. 


Pr Alle einzelne. Staubensgenoffen und Familien, fo wie 


die in ganzen Gemeinden, welche fih aus dem im 
$. 2. und 3. angeführten Grunde eines benachbars 


‘ sen Seelforgerd ihrer Religionsparthei bedienen, find 


: gleichwohl verpflichtet, fo lange fie nicht definitiv ir⸗ 


gendwo eingepfarrt find, vor ihren Verehelichungen 
das Aufgebot in derjenigen Kirche der andern Kons 


— feſſton, wohin ihre Wohnort gehört, zu bewerkſtelli⸗ 
gen, und die diesfällige Befcheinigung (dem Losbrief) 


von dem Drtöpfarrer beizubringen. Auch muͤſſen die 
Geburten, Taufen, Trauungen und Sterbefälle der 
FHrigen dem letztgedachten Pfarrer ihres Wohnorts 
oder Kirchſpiels, welcher die Kirchenbuͤcher führt, ge: 
börig angezeigt werden. 


7) Derjenige benachbarte Geiftliche, welcher bei folchen 


nneingepfarrten Glaubensgenoſſen die vorgenannten 


 sfarcamtlihen Handlungen verrichtet, ift nämlich ver- 
bunden, folcye nicht nur felbft in feine Kirchenbücher 


einzutragen, fondern davon auch orbnungsmäßige 
Zeugniffe zum Behuf der Einzeichnung in die amts 
lichen Kirchenbücher derjenigen Gemeinde, in welcher 
jene Glaubensgenoſſen ihren Wohnfig haben (auf 
Sreipapier und zur Verhütung des Mißbrauchs zu 
anderen Zwecken, mit der am Nande beizufügenden 
Bemerkung: „Zur Berichtigung der Kirchenbücher 
zu No. )* umentgeldlich auszufertigen, und ſpaͤte⸗ 
fiend 8 Tage nach jedem Quartal:Schluffe dem Bes 
zirföpfarrer' frei mitzurbeilen. — In vielen Zeugnif: 
fen iſt gleichwie im Kirchenbuche, dad Datum, worauf 
ed ankommt, nicht bloß mit Zahlen, fondern auch mit 


Buchſtaben auszudrücken, und die Zeugniffe- ſelbſt 
muüuſſen mit dem Sirchenfiegel beftätigt werden. 
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/ 8) Ebene if derjenige. Pfarrer, welcher in feinem Kirch: 


un 


d 


fpiele die amtlichen Kirchenbuͤcher Führt, verpflichtet, 


die ihm. durch jene Zeugniffe beglaubigten pfarramt⸗ 


lichen Dandiungen mit Bemerkung des Orts mo, 
und des Geiftlichen, durch welchen fie vollzogen find, 


auf beſondere Hierzu zu beftimmende Blätter: feiner 


Kirchenbücher forgfältig einzutragen, und die gedache 
ten Zeugniſſe in feinem Pfarr Archive aufzubewah⸗ 


. ven. — Er hat aber folchen ihm bloß angezeigten 


Parochial⸗Akten Feine an die von ihm felbft: vollzoges 


nen Handlungen ſich anfchließende, ‚fortlaufende Num⸗ 


mer in feinen Kirchenbüchern zu geben, auch: Diefels 
ben nicht in die nach dem Jahresſchluß einzureichen , 
den gewöhnlichen Liſten aufzunehmen. 


9) Für die Eintragung jedes bloß angezeigten Afts in 


die Kirchenbücher werden denjenigen Pfarrer, : welcher 
feine: Stolgebühren mehr für eine ſolche amtliche 


- Handlung empfängt, 3 Silbergrofchen Schreibgebuͤh⸗ 


zen bewilligt, welche von den den Akt verrichtenden 
Geiftlichen zugleich mit. feinen eigenen Gebühren eins 


zuziehen und vierteljaͤhrig mit den —— der, | 
- vorgefommenen Fälle jenem einzufenden find. -. 


10) Die Beerdigungen der fremden Gtaubenägenoffen ges 


ſchehen in der Tegel, wenn. nämlich nicht fie. feldft 
oder: ihre Angehörigen eine andere Wahl ‚getroffen 
haben, allemal aber, ‚wenn fie an einer anftecfenden 
Krankheit geftorben find, ohne Berückfichtigung ihrer 
Konfeffion, auf dem Begräbnißplage derjenigen: Ges 
meinde, in deren Bezirke die Todesfälle erfolgt find, 


gegen Entrichtung der gewöhnlichen Beerdigungs⸗Ge⸗ 


bähren. Hierdurch erwaͤchſt aber ‘dem Drtöpfatrer 
and den übrigen Kitchen DBedienten fein Anfpruch 


-auf Gebühren für Feierlichfeiten, die nicht von ihnen 


zu vollziehen verlangt werden. Nur der zugezogene 
benachbarte Pfarrer von der Konfeffion des zu Beer 
digenden kann ſolche fordern, wenn er gleich die Des 
erdigungs = Ceremonien nach. den. Gebräuchen feiner 
Kirche nur im Sterbehaufe und nicht auf dem ber 


> \ 
andern: Religionds Geſellſchaft a angehört 
ADSgen Kirchhofe verrichtet. 
Er); Dagegen, daß. diefleitige evangelifche Unterthanen ſich 
an auswaͤrtige evangeliſche Pfarrer, in fo fern fie 
? feine Pfarrer ihrer Konfeſſion in: der Nähe. haben, 
wenden, ift nichts zu erinnern, vorausgeſetzt daß der 
Län — ſich zur Beobachtung der Vorſriften 
Allgem. Landrecht IL: 11. $ 254. folg. 
gegen uns verpflichtet, zu welchem Zwecke den Glau⸗ 
bensgenoſſen, die einen auswaͤrtigen Pfarrer waͤhlen, 
Maufgegeben wird, uns von der Baht: Anzeige zu 
"machen. 
* In Abſicht des Militalrs wird durch — 
Allerhoͤchſte Kabinets-Otdre und demnach durch dieſe 
2: MWerordnung in der Verfaſſung und im den Befug⸗ 
niſſen der Militair- Prediger nichts. abgeändert.. 
42) Wir erwarten eine genaue Befolgurig diefer Vers 
0. ordnung und insbefondere wechfelfeitige chriftliche Dul⸗ 
og und. freundliches Entgegenfommen, wovon das 
Gegentheit nach, Befinden :firenge geahndet werben 
wird, —. Die betreffenden geiftlichen. Vorgeſetzten und 
die Landrärhlichen Behörden werben angewieſen, wis 
der Verhoffen vorkommende Hebertretungöfäße alsbald 
Bu Anzeige zu bringen. 
Manſter, den 28. Januar 1327. 
— Regierung. a 


54- 
Reſcrit der Koͤnigl. Miniſterien der Geiftlichens, Uns 
terrichts> und Mebizinals Angelegenheiten, fo wie des 
Innern, an die Königl. Regierung zu N. N., ben Ues 
bertrite der SSfraeliten zum Chriſtenthume betreffend. 





Der Bifhof zu N. N. bat darüber Beſchwerde ger 
führt, daß die Königl. Regierung die. Pfarrer angemwiefen, 
keinen Iſraeliten, der zum Chriſtenthum übergeben will, 
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eher zu tanfen, als dis er dat von Ihr die Ertanomp 
erhalten Hat, 

Dieſes Verfahren — nicht gebilligt werbenz ins⸗ 
beſondere iſt der von Ihr angegebene Grund Ihrer An⸗ 
ordnung, daß durch die Taufe die Beſtimmungen uͤber den 
Aufenthalt des Profelyten im Lande außer Wirkung tre⸗ 
ten, nicht ausreichend, die Verweigerung der — zu 
rechtfertigen. | 
Se. Könige: Majeftät Haben ausdrücklich beſohlen, 
darauf zu halten, daß den Juden, welche zum Chriſten⸗ 
thume uͤbergehen wollen, gar keine Schwierigkeiten gemacht, | 
vielmehr, ihnen darin möglichft Vorſchub geleiftet werden ſoll. 

Die -Königl. Regierung hat daher Ihre diesfällige 
Derfügung zurückzunehmen. 

Der Biſchof ift hiervon in Kenntniß. geſeht, derſelbe 
jedoch zugleich veranlaßt worden, zur Erhaltung der poli⸗ 
zeilichen Ordnung, den Pfarrern aufzugeben, von der voll⸗ 
jogenen Taufe der Koͤnigl. Regierung Anjeige zu machen. 
Berlin, den 2. Februar 1827. 

Der Minifter der Geiſtlichen⸗ Une Der Minifter des Innern. 

terrichs⸗ und Medizinal⸗An⸗ v. Schuckmann. 

| gelegenheiten. u 
v. Altenfein. 


BE — 
' Deffentlicher Unterricht. 

3 = 55. a 
Circular⸗Reſcript des Könige, Minifteriums ber Geiftlis 
hen, Unterrichts: und Medizinal- Angelegenheiten, an 
(immtliche Königl. Regierungen, Konfiftorien und Pros 
vinzials Schul: Kollegien, die Pruͤfung ſtudierter Lehrer 

fuͤr Buͤrgerſchulen betreffend. 


— der Pruͤfung Rudierter Lehrer für Bürs 
gerſchulen, deſignirter Rektoren in kleinen Staͤdten und 


110 


besjenigen Indibiduen, die zu den Elementar⸗Schullehrern 
nicht gerechnet werden koͤnnen, aber auch nicht als Lehrer 
am ſolchen Anſtalten zu betrachten find, welche zur Vor 
bereitung auf die zweite oder dritte Klaſſe einer zur Uni⸗ 
verſitaͤt entlaſſenden Schule dienen (Edikt ‚vom 12. Juli 
1810 $: 5.) befonderd aber aller- derer, die das Studium 
der Theologie abfolvirt haben, und fich zu einem Schul: 
amte der bezeichneten Art melden, bat bisher, wegen Mans 
geld genauer Vorfchriften, ein ungemifjes, und nach Ders. 
fehiedenheit. der Provinzen anders — Verfahren 
Statt gefunden. 

Namentlich hat es ſich als zweckmaͤßig nicht bewaͤhrt, 
daß, wie hin und wieder geſchehen, und auch vom Mini⸗ 
ſterio nachgegeben iſt, evangeliſche Kandidaten des Predigt⸗ 
amts auf den Grund ihres beſtandenen theologiſchen Exa⸗ 
miens ohne Weiteres für fähig zur Verwaltung einer Leh⸗ 
rerſtelle an einer ſtaͤdtiſchen Schule angenommen worden 
find, vielmehr hat ſich genugſam bewieſen, daß oft: ders 
gleichen junge Männer, wenn fie auch in ter theologifchen 
Prüfung ehrenvoll befinden find, dennoch zur Verwaltung 
einer: Schulftele des erforderlichen Gefchickes und der nd, 
thigen pädagogifchen Kenntniß und Lehrfertigkeit entbehren. 

Um daher zu bemirfen, theild, daß dergleichen für 
den Schulftand nicht geeignete Subjefte von demfelben zus 
rückgehalten werden, theild, daß diejenigen Literati, die fich - 
am -Anftelung bei flädtifchen Spulen bewerben wollen, 
auch die dazu nöthige Dualififation zu erlangen ſich bes 
muͤhen; theils endlich, daß hinſichtlich der mit ihnen vor⸗ 
zunehmenden Pruͤfung allenthalben ein uͤbereinſtimmendes 
Verfahren beobachtet werde, wird hierdurch Folgendes feſt⸗ 
geſetzt: 

) Alte Literati, welche ſi ch um ein S Schul⸗Amt bewer⸗ 
ben, ſollen eine vorgaͤngige auf ihre Befaͤhigung zur 
Verwaltung dieſes Amtes beſonders gerichtete Prũ⸗ 
fung zu beſtehen haben. 

2) Dieſe Prüfungen ſollen, in ſofern ſolche nicht nach 
dem Edift vom. ı2. Juli 1810: und in Gemaͤßheit 

desjenigen, was nachher im; Art. 9. wegen Prüiung 


\ 
\ 


% 
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der ordentlichen gehrer ‚an höhern Realſchulen feſtge⸗ 
fegt iſt, vor die wiffenfchaftlichen Prüfungs Kommifs 
fionen gebören, in jeder Provinz von einer Kommiſ⸗ 
fion vorgenommen werben, die and den Schulräthen 
ded Provinzial» Schufs Kollegii. und der betreffenden 


- Königl. Regierungen und dem Direktor des Schuls 


lehrer⸗ Seminars der Provinz oder. ded Regierungs⸗ 
Bezirks zufammengefegt ift. 


3) Diefe Prüfungen follen an gewiſſen vorher oͤffentlich 


bekannt zu machenden Terminen in der Regel zwei⸗ 
mal im Jahre, und am Beſten an dem Sitze des 
Schullehrers Seminars in derjenigen Zeit, im wels 
cher auch die ElementarsLehrers Prüfungen dort abs 
gehalten werden, jedoch nicht mit diefen zugleich ans _ 
geftellt werden. | 


4) Diefe Prüfungen folfen fih auf das Materielle ber 


‚ Kenntniffe der. Kandidaten in der Regel nicht und 


nur ausnahmsweiſe in dem Falle erfirecken, wenn 


ans den vorzulegenden Schufs Univerfitätd: und Cons 


fiftoriaß Prüfungszeugniffen, oder auch durch die ſchrift⸗ 


fichen Ausdarbeitungen und die Probeleftionen, ims 
gleihen bei der mündlichen Prüfung, ein Zweifel be⸗ 
gruͤndet wuͤrde, daß der Eraminandus dad Maaß der 
zur Berwaltung einer Schulftelle erforderlichen Kennt⸗ 
niffe nicht befige. Dagegen follen diefelben vorzugs⸗ 
weife auf defien formale und praktische Befähigung 
zum Lehrflande, alfo darauf gerichtet werden, ob der 
Kandidat über Zweck, Einrichtung und Ziel der Schus ' 
fen und ihrer. Arten und Stufen, über die Behands 
lung ‚der -verfchiedenen. Leurgegenftände im Allgemei⸗ 
nen und im Befonderen und. über deren inneren, 
organifchen Zufammenhang, über die literarifchen und 
technifhen Hülfsmittel bei den einzelnen Lehrobjeften, 
. über: dad Wefen der Erziehung überhaupt und über 
ihr Verhaͤltniß zum Unterrichte insbefondere, über 


.: die Grundfäße der Schuldisciplin und über ihre Ans 
‘wendung, alfo ganz vorzüglich über die Verbindung 
Fr ber: ‚religiöfen ‚und. fittlichen Bildung, mit der; Intels 
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lektuellen, endlich aber über den Beruf, die Pflichten 
und das Verhalten eines Lehrers, richtige, klare und 
gründliche Begriffe und zugleich das nöthige praftifche 
Geſchick und die erforderliche Lehrfertigkeit befige; zu 


welchem Ende er ſowohl Aufgaben zur fchriftlihen 
Ausarbeitung erhalten, als einer mündlichen Prüs 


fung unterworfen, ald auch eine oder nach Befinden 


er ® 


der Umſtuͤnde mehrere Probe Lektionen zu halten, 
Rangewieſen werden foll. 


9 Evangelifche Kandidaten des Predigt-Amts, welche 


füh zu diefen Prüfungen melden, follen das theolo⸗ 
2 Examen pro Candidatura vor dem Conſiſtorio 


bereits beſtanden haben, und uͤber deren Ausfall ein 


— 5* vorzuweiſen gehalten ſein. 


5 F Ueber das Reſultat der nach Art. 4. angeſtellten Pruͤ⸗ 


fung ſoll ein Prüfungs⸗Zeugniß ausgeſtellt werden, 


— in welchem unter ſpezieller Beziehung auf die ſonſti⸗ 


gen von den Examinanden beigebrachten testimonia 
und auf das daraus zu entnehmende Maaß ihrer 
Kenneniffe ein -möglichft genau und charakteriftifch 


ausgedruͤcktes Urtheil über ihre ſchriftlichen Arbeiten, 


über das mündliche Eramen und über die aufgegebe⸗ 


nen Probe -Leftionen enthalten, und auf den Grund 
‚deffelben ihre Gefammt, Qualififationen durch ein 


“einfaches Prädikat bezeichnet werden fol, defien Wahl 
den Prüfungs: Kommiffionen jedoch mit dem Bemer⸗ 
ken überlaffen wird, daß der Ausdruck: „Genügend“ 


ald die unterfie Stufe, „Borzüglich“ aber als Die 


“ oberftie der Befäbigung angenommen werden foll. 


* Einer aͤhnlichen Pruͤfung, jedoch unter Zuziehung 


eines Kommiſſarii der biſchoͤflichen Behörde, ſollen in 
der Regel auch diejenigen katholiſchen Geiſtlichen uns 
terworfen werden, welche zu Benefizien, womit die 


Beſorgung des Schuluntertichtes neben ihren geiſt⸗ 


3 


lichen Pflichten verbunden ift, berufen werben. 


8) Auch behaͤlt fi das Minifterinm vor, die Prüfung 


derjenigen Individuen, ſie mögen Univerfitärd: Stu, 
Adlen gemacht haben, oder and welche daſſelbe zu 
ordent⸗ 
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ordentlichen Lehrern an Schullehrer⸗Seminarien bes 
ſtellen will, den durch gegenwaͤrtiges Circulare anges 
ordneten Kommiſſtonen zu uͤberweiſen. Da ——— 
. 9) Was dagegen Die ordentlichen wiffenfchaftlichen Leh⸗ 
rer am den höheren Bürger-, Handlungs, Gewerbes 


- oder Real⸗Schulen in größeren Städten, alfo an 


= demjenigen Anſtalten betrifft, in welchen eine ‚über 


das ſchulpflichtige Aiter hinausgehende, auf die Zwecke 


des hoͤheren Gewerbes: und. Handelsſtandes und an⸗ 


derer ähnlicher Berufsarten berechnete, unmittelbar 


„in die Fünftige Lebens⸗Beſtimmung einführende Bits 
dung, Namentlich in der Mathematik, in den Naturs 


wiſſenſchaften, in der Geſchichte und Erdbeſchreibung 


in. der deutſchen Litteratur, im der Terpnolggie und, 

fo ſoll deren Anfiehung künftig nur nach vorgängis 

ger mwohlbeftandener Prüfung vor «iner Koͤnigl. wife 

, fenfhaftlihen Prüfungs s Kommiffion erfolgen koͤnnen. 
n Prufi Not ne 


| * ER 
Das Koͤnigl. Konfifiorium und Provinzial» Schul 
Kollegium wird hierdurch veranlaßt, über ben. Inhalt die⸗ 
ſer Verfuͤgung mit den Koͤnigl. Regierungen dortiger Pro⸗ 
vinz in Communikation zu treten, in Gemaͤßheit derfelben 
an die Könige. wiffenichaftlichen Prüfungs-Kommiffionen das 
Erforderliche mirzusheilen, und zur. Ausführung der ana 
geordneten Maaßregeln das Behufige einzuleiten. | 
| De z 


0: * | 

Die Koͤnigl. Regierung wird hierdurch veranlaßt, nach 

dorgaͤngiger Cemmunikation mit dem Koͤnigl. Konſiſtorium rc. 

das Weitere einzuleiten, und die erforderlichen Bekannt⸗ 

machungen durch das Amtsblatt zu erlaſſßen. 
Berlin, den 29. März 1827. 


Miniſterium der. Geiftlichen,, Unterrichts. und Medizinals 


Ungelegenheiten, | F 
o. Altenſtein, 8 


3 * 
— 


rinnaten. Heft I. iaꝛ .c.... 6 


„en neuern fremden Sprachen erworben werden fon; 
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Eikcular»Keferip des Konigl. — der Geiſt⸗ 

lichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten, an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Mitwirkung der 
—2 — Behörden bei ven Wahlfaͤhigkeits⸗Pruͤfun⸗ 

‚gen — Schulamtsbewerber ie 


+? 9 





Da Vedenten entſtanden ſind, und ker eniſtehen 
— ob der Inhalt der beiden unterm 1. Juni v. J. 
vefp. an die Koͤnigl. Provinzial⸗Schulkollegien und am die 
Könige. Regierungen über die Prüfung und Anftellung der 
Sletnentars Schulamts: Kandidaten erlaffenen Verfügungen 
auch auf die Facholifchen Schullehrer in allen Punkten ans 
wendbar ſeien; fo wird ſolches, um allen Mißverſtaͤndniſ⸗ 
fen’ vorzubeugen und unnöchigen Anfragen zuvorzukom⸗ 
men, hierdurch noch ausdruͤcklich angeordnet, zugleich aber 
feſtgeſetzt: | 
"to g) Daß zu den in den katholiſchen Schullehrer⸗ Ges 
minarien ſowohl mit den abgehenden Seminariſten als 
den nicht in Seminarien gebildeten Bewerbern vorzuneh⸗ 
menden Pruͤfungen jedesmal auch ein Kommiſſarius der 
biſchoͤflichen Behörde hinzuzuziehen iſt, von welchem die Pru⸗ 
fungs⸗ und Wahlfaͤhigkeitszeugniſſe zugleich mit den Kom⸗ 
miſſarien der Koͤnigl. Behoͤrden vollzogen werden muͤſſen. 

2) Eine gleiche Zuziehung und Mitwirkung des bi⸗ 
ſchoͤflichen Kommiſſarius ſoll auch Statt finden bei der 
Prüfung katholiſcher Seminariſten in denjenigen Seminas 
rien, in welchen Bis jetzt noch ſowohl evangelifche . als 
katholiſche Zöglinge zufammen vorbereitet werden. 
| 3) Da, wo den Fatholifchen Bifchöfen obſervanzmaͤ⸗ 
fig die Beftätigung der den Schullehrern zu erthellenden 
Vokation zufteht, fol darin zwar nichts geändert werden; 
die Biſchoͤfe folfen aber gehalten fein, dabei ganz nach den 
Grundfägen zu verfahren, welche im Art. 9. des an. die 
Königl. Provinzial Schulkollegien und im Art. 8. des an 
die Königl. Regierungen erlaſſenen Circulars vom 1. Juni 
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pr. feſtgeſetzt ſind, und ſollen mithin die zu vocirenden 
Lehrer, fofern ſolche Seminariften geweſen find, nach In⸗ 
haft des Art. 9. des Eirculard an die Koͤnigl. Provinzials 
Schulkollegien, fofern fie aber nicht in Seminarien vorbe⸗ 
reitet find, in Gemäßdeit des Art. 8. des Eirculars an 
die Könige. Degierungen nur proviſoriſch ins Amt zu 
fegen, befugt fein, wobei die hinſichtlich der letztern nach» 
gegebene Dispenfation von einer abermaligen Prüfung vor 
‚ihrer definitiven Anſtellung jedenfall! nur von des betref- 
ı fenden Koͤnigl. Regierung ertheilt werden kann. | 


4) Bon den folchergeflait beſtaͤtigten Vocationen der 
proviſoriſch angeſtellten Schullehrer follen die Biſchoͤfe je⸗ 
desmal den betreffenden Koͤnigl. Regierungen Anzeige zu 
machen verbunden, auch die etwa noͤthig erachtete Wieder⸗ 
Entlaſſung der noch nicht definitiv Angeſtellten innerhalb 
der feſtgeſetzten Friſt von reſp. ein, zwei und drei Jahren 
eigenmaͤchtig zu veranlaſſen nicht ermaͤchtigt, ſondern ge⸗ 
halten ſein, ſolche Faͤlle zur Kenntniß der betreffenden 
Koͤnigl. Regierung zu bringen, von welcher fodann nach 
Befchaffenheit der Umſtaͤnde verfahren werden wird. 


5) Die definitive Anſtellung der Schullehrer erfolgt 
nach Ablauf der beſtimmten Friſt jedenfalls nur mit aus⸗ 
drücklicher Genehmigung und unter Beftätigung der betrefs 
fenden Koͤnigl. Regierung. | 


6) Da, wo. eine Anſtellungsbefugniß der biſchoͤflichen 
Behoͤrden bisher durch Obſervanz oder auf andere Weiſe 
nicht begruͤndet geweſen iſt, verbleibt es lediglich bei dem 
bisher uͤblichen, namentlich durch die Inſtruktion fuͤr die 
Koͤnigl. Regierung vom 23. Oktober 1817 angeordneten 
Verfahren. £ 


7) In Provinzen endlich, worin katholiſche Schul⸗ 
fehrersSeminarien nicht Hefindfich find, muͤſſen die anzuftellen- 
den Fatholifchen Elementaeſchullehrer jedenfalls ein Zeugniß der 
Anſtellungsfaͤhigkeit, welches von einer biſchoͤflichen Bes 
hoͤrde des Inlandes mit vollzogen iſt, vorzuweiſen haben. 

An die Biſchoͤfe iſt Abſchrift dieſes Reſcripts mitge⸗ 
theilt worden, der Koͤnigl. Regierung aber wird uͤberlaſ—⸗ 

— H 2 
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fen, den Inhalt deſelben zur Sfentihen Kenntniß zu 
bringen. 
Berlin, den 22. März; 1827. 
Minipeeium der Geiſtlichen⸗, Unterrichtd + und Medlinat⸗ 
EBENE , 
v. Altenfein. | 


Da 


| Kefeript der Königl. Miniſterien der Geiſtuchen⸗ Uns 
terrichts⸗ und Medizinals Angelegenheiten, ſo wie des 


Innern, an die Königl. Regierung zu Coblenz, betreffend 
die Bildung eines Frauen» Vereins in Coblenz, zur Er⸗ 
ziehung und zum Unterrichte. armer oder verlaſſener Kins 
ber weiblichen Geſchlechts, ſo wie zur Unterpügung 
duͤrftiger Perfonen. 

Der Königi. Nesierung wird auf den Bericht vom 
15. Sebruar d. J. eröffnet, daß die unterzeichneten : Mint 
fierien den eingereichten Statuten des dortigen Frauen⸗ 
Bereind ihren Beifall ‚nicht verfagen können, und daher 
auf den Grund derfeiben diejenige Urkunde. für. den Ver⸗ 
ein ausgefertigt worden ift, welche Fhr anliegend (sub lit, 
a.) zur weiteren Veranlaſſung übermacht wird. 
Diie Statuten erfolgen hierbei zuräd, 

Berlin, den 16. Junt 1826. 


Der Minifter der Geiftlichen-, Uns Der Minifter des — 


terrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
In deren Abweſenheit. 
Suͤvern. Köhler. 


a. | 

Nachdem die Mitglieder des zu Coblenz bereits feit mehr 

reren Jahren beftandenen FrauensDVereins, um fid) ald Corpo⸗ 

ration zu conftltuiren, und ihre zeitherige wohlthätige Wirkſam⸗ 

keit noch mehr zu ordnen und ficher zu fleilen, durd gemein, 
fame Uebereinftimmung folgende Artifel feſtgeſetzt haben: 
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Art, I, ? Br N 


. De et acht Jahren unter den Frauen und Jungfrauen | 


"der Stadt Coblenz beftehende Wohlthätigkeitss Verein fol unter 


dem Namen Frauen-Verein ferner fortbefiehen, und durch 


Statuten, und höhere Beftätigung feine bleibende Organiſecten 


erhalten. 
—JJ— | 
De Zweck des Frauen Vereins iſt: 


1) die Erziehung und der Unterricht armer Kinder welbli 


chen Geſchlechts in der von dem Vereine bereits errichte— 
teten Armen s Schule, in welcher dieſe Kinder zur einfa— 
chen bürgerlihen Haͤusllchkeit gewoͤhnt, zum fittlichen und 


religiöfen Wandel gebildet und zu der Beſtimmung vor 


‚ bereitet werden, demnaͤchſt als Brade Dieafnten if Uns 
terfommen zu finden, | 
3) Die Mitobforge und Mitaufft St — die ——— al⸗ 


ler verlaſſenen Kinder, welche auf Koſten des Armen⸗ 


Fonds untergebracht und unterhalten werden. 

3) Sonſtige Unterſtuͤtzungen duͤrftiger Perſonen, fo welt ſie 
Innerhalb der Grenzen weiblicher Sorgfalt und der Huͤlfs⸗ 
mittel des Vereins liegen. 


Dieſen Bemühungen werden feine Schranfin geſetzt; 


doch befchäftigen ſich die Mitglieder des Vereins vorzügr 


lich damit, armen und“ Eranfen Wödmerinnen, ſo wie 
überhaupt "den Hausarmen in Krankheit und Noth Hülfe 


4 


und Beiſtand zu leiften, und felbft mit darauf zu wachen, 


daß die Gaben der Wohlthättgkett auch zweckmaͤßig und 
zu Ihrer wahren Unterſtuͤtzung verwendet werden. 


In den vorftehend unter 2. und 3. gedachten Bemuͤhun⸗ 
gen betrachten ſich die Mitglieder des Vereines als Organ der 


- fkädtifchen Armen» Kommiffion, zu. deren’ Erleichterung dies ges 
reicht, und mit welcher fie daher durch ihren unter Artikel VII. 
gedachten Vorſtand In Werbindung bleiben, damit nicht einzelne 


Ara, ‚zum Nachthelle der uͤbrigen, doppelt unterjtäßt werden. 


Art. I. 
Die- Diitel zur Erreichung vorgedachter Zwecke beftehen: 
1) ia Arbeiten weiblicher Kunftfertigkeit Im Sticken, Nähen, 
Stricken u ſ. w,, welche die Mitglieder ſowohl als am 
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ders Frauenzimmer zum Beſten des Vereins verkaufen 
oder verlooſen laſſen, und deren Ertrag vorab jur Er⸗ 
haltung der (Artikel II. pos. ı. gedachten Armen / Schule 
beſtimmt iſt; 

2) in Stiftungen, Schenkungen und Vermãchtniſſen, welche 
dem Vereine zufallen, und die als Kapitalien "angelegt 
werden, wenn es der Wille der Geber und Stifter vors 
ſchreibt, oder auch ohne diefe Vorſchrift ber Zuftand der 
Kaffe es erlaubt; '. 

3) in einzelnen Geſchenken an Geld, Naturalien und Klei⸗ 
dungsftücen, welche dem Vereine zur Verwendung gege— 
ben werden; 

H in dem Ertrage der Concerte, welche der Muſik Verein 
zum Beſten des Inſtituts giebt; 

) vor allem auch in der Defonomie, welche die Verwen⸗ 

dung der Gaben nad dem Bedärfniffe einrichtet, und fie 
nur nach und nach im Merhältniffe zum Beduͤrfniſſe ſelbſt 
zufließen läßt; fo mie in der Bemuͤhung der Mitglieder, 
diefe Verwendung bei Kranken perfönlich zu beforgen, 
damit der KHülflofe, neben Troft und Pflege, auch an 
Nahrungsmitteln nur dasjenige von befonnener Hand ers 
halte, was feinem Zuflande angemeflen if. 

Art, IV. 


Die Zahl der Mitglieder des Vereines ift Eeinee Be⸗ 
ſchraͤnkung unterworfen, und diejenigen Frauen und Jung 
frauen, welche das ftille und einfahe Wirken deſſelben theilen 
wollen, menden fid) dieferhalb. an eine der Vorſteherinnen. 

Der Austritt aus dem Vereine Ift ebenfalls. an feine Bes 
dingung geknüpft, indem. nur ein freimiliges Wirken feinen 
Zweiten entfprehen kann. I 

Are V. | 


Die Mitglieder verfammeln ſich, wo möglich wöchentlich, 
in einem dazu beftimmten ftädtifhen Lokale, wo ſowohl die ein 
zuliefeenden Arbeiten nach den einzelnen Anerbietungen vers 
tbeilt, als auch die übrigen Angelegenheiten und Maaßregeln 
für die Schule, die Armentpenden | uf. w. beraten und ver 
abredet werden. 


— 
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Art VL SR 


Die Mitglieder wählen unter fih mehrere Vorfteherinnen, 
ſowohl zur Leitung der Gefhäfte im Ganzen, als zur ſpezlellen 


Aufſicht der Schule und der verlaſſenen Kinder (Art. II. pos. 


1. und 2.) | 
Art. VII 
Zum formellen Gefchäftsbetriebe waͤhlt ſich der Verein ei⸗ 


nen männlichen. Vorſtand an drei Mitgliedern, deren eines bie 
Beforgung der ſchriftlichen Arbeiten: übernimmt und bie Pros : 


tofolle führt. 


Art. VII. u 
Ehen fo waͤhlt / er einen Nendanten für Einnahme, Aus 
gabe und Verwahrung der eingehenden Gelder und Naturalien. 


Art. IK - . j 


Der Rendant lege jährlich feine Rechnung ab, welche eb 
nen Monat hindurch in den Verſammlungen des Vereines zur 
Lenrtniß der Mitglieder offen liegen muß. , Nachdem diefelbe 
von den zeitigen Vorſteherinnen in materieller Hinſicht gut ges 
heißen iſt, wird fie von dem umter Artikel VII. ermählten 
Vorſtande rechnungsmaͤßig gepruͤft und abgeſchloſſen. Eine ſum⸗ 
mariſche Ueberſicht der Rechnung wird jährlich öffentlich bekannt 
gemacht. J Fe | a 

| Art. .X. 


Sollte der Frauen» Derein ſich dereinft auflöfen, fo gebt 
der ganze Ihm angehörige Fonds an bie ftädtifche ArmenVer⸗ 
waltung über, ‚melde damit zugleich auch bie ‚Verpflichtung 
übernimmt, diejenigen Bedingungen zu erfüllen, welche bie 
Stifter von Kapitalien oder: Reuten an den Beſitz und Genuß 
derfelben gekuüpfe haben werden. —* er? 
| So wird von dem Minifterium der Geiſtlichen / ꝛc. Ans 
gelegenhelten und des Junern, da von dem Verelne ſelbſt ſo⸗ 
wohl als von der Koͤnigl. Regierung zu Coblenz auf Beſtaͤti⸗ 


J 


gung angetragen worden iſt, ſolche, in Anerkennnng der wohl⸗ 


thaͤtigen Geſinnungen des Verelnes und der durch ſelblgen be⸗ 
reits bewitkten und ferner zu erwartenden vortheilhaften Res 
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fultate, hiermit pet und darüber Hegenwartige Urkunde aus⸗ 
geſtellt. 7 
‚Berlin, den 16. Juni 1826. 
(L. S.) (L. S. 
Des Miniſter der GeiſtllhHen⸗ Unter; Der Minifter des Innern. 
richts⸗ und Medizinals Angeles 
genheiten. 
In deren Abweſenheit. 
"Süvern. | Köhler 
"Urfunde 
für den Frauen⸗Verein zu Coblenz. 


J 





58. | " 
Publifandum der Könige. Regierung in Gumbinnen, 
tegen- bes hoͤhern Orts beftätigten Neglements für bie' 
in bem RRegierungsbezirfe Gumbinnen zu errichtende 
Schullehrer⸗ Wittwen⸗ und EEE = 
Anſtalt. 

Nach einem Erlaffe des Koͤnigl. Miniſteriums der 
Geiſtlichen, Unterrichtds und Medizinal-Angelegenheiten 
vom 11. December. v. J. haben des Königs Majefiät das 
von und entworfene Neglement für die in dem biefigen 
Megierungsbezirfe zu errichtende Schulfehrer-Wittwen: und 
Maifen s Unterftügungs : Anftalt Allerhoͤchſt zu genehmigen, 
und der Anftalt ein Dotations⸗Kapital von Eintaufend Tha⸗ 
fern allergnädigft zu bewilligen gerußt, welches auch ſeſenn 
uͤberwieſen iſt. 

Indem wir nun gedachtes Reglement nebſt der es 
fiätigung des hohen Minifteriums sub Air. as hier zur öffent 
lichen Kenntniß bringen, bemerfen wir, daß die Herren 
Superintendenten, wegen der Wahl der Kreisvorfiände, 
baldigſt mit weiterer Inſtruktion verfehen werden follen. 

Gumbinnen, den 20. Januat 1827. 


Koͤnigl. Regierung. 





\ 4 Ei m 
a. 
Reglement. 


der Unterfägungs- Anflale für Schullehrers Wittwen und 
Waiſen im Bezirke der Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen. 


ı) Zweck der Anſtalt. 
Der Zweck diefer Anſtalt iſt die Unterſtuͤtzung der hin⸗ 


terbliebenen Wittwen und ag machen Sanlehree durch 
Jahrgelder. 


a) Mitglieders Aufnahme in die Anſtalt. 


a) Alle im Bezirke dieſer Regierung vom 1. Jan. 1827 ab, 


angeftellte Öffentliche und beſtaͤtigte ElementarsSchullehrer 
an Schulen: Königl. Patronats in Städten oder auf 
dem platten ‚Lande find verpflichtet, der. Anſtalt von ih⸗ 
rer Anſtellung ab, beizutreten, 


by Nur die Kirch-⸗Schullehrer, welche liudirt haben, Ind. bie 
gemeinhin nach einigen Jahren der Schulverwaltung in 
ein Pfarramt befördert werden, find von. ‚biefer Verpflich⸗ 


tung ausgenommen; desgleichen diejenigen Elementats 


Schullehrer, melde den Einkauf ihrer Ehefrauen in die 


allgemeine. Abll ¶ Witrwen Werforgungs»Anftalt nachweiſen 


c) 


"e) 


folten. * 


Auch koͤnnen alle (don vor dem 1. San, 1827 angeftellie 


Elementars Schullehrer der Anftalt beitreten,. wenn ſie 
nicht ſchon das ssfte Lebensjahr uͤberſchritten haben, und 
nicht etwa an chronifhen Krankheiten leiden.  , 

Der Eintritt kann daher hier nur nach Belbringung 
eines Taufſcheins und eines von einem gehörig appro— 
bieten praftifchen Arte ausgeftelten Geſundhelts/Atteſtes 


erfolgen. 


Endlich ſoll der Beitritt auch allen: Elementar⸗Schulleh⸗ 
rern an Stellen, die nicht Koͤnigl. Patronats ſind, frei⸗ 
ſtehen, wenn ſie ſich den Bedingungen dleſes Reglements 
"unterwerfen und die ad c) erwähnten Atteſte beibringen. 
Allen aufgenommenen Mitgliedern wird vom. Vorſtaude 


der Anftalt ein Rezeptlonsſchein ansgefertige, 


ı22 
3) Berpfligtungen der Mitglieder. 
a) Diejenigen Schullehrer, welche von ihrer Anſtellung ab, 


der Anſtalt beitreten muͤſſen, oder binnen 6 Monaten — 


| nah Bekanntmachung diefes Neglements ihren frelwilli⸗ 
"gen Beitritt erklären, zahlen kein Beitrittsgeld, aber das 
gegen follen alle andere, fpäter der Anſtalt freimillig bei⸗ 
tretende ı Rthlr, wenn das Dienfteintommen 100 Rthlr. 
oder weniger nach den ‚bei der Regierung befindlichen 
Gehalts, und Emolumenten ; Tabellen der Schuls Stellen . 
beträgt, fonft aber ı Prozent vom Ertrage der Stelle an 
Eintrittsgeld zahlen. - Leberdies kann auch den fpäters 
Hin freimillig beitretenden Schullehrern die Nachzahlung 
der jährlichen Beiträge von der Zeit der Errichtung der 

Anftalt an, nicht erlaffen werden. 
) Alle Mitglieder der Anſtalt zahlen jaͤhrlich In halbjaͤhri⸗ 
—gen Raten einen Beitrag von ı Rthlr. 10 Sgr. an die 

Kaſſe der Anſtalt. J 
Wenn ein Mitglied zu einer beſſer dotirten Schulſtelle 
"befördert, und fein Einkommen um so Rthlr. und mehr 
dadurch erhöhet wird, fo hat es dem zehnten, Theil der,‘ 
Zulage als außerordentlihen Beitrag neben. dem 
gewöhnlichen Veitrage diefes Jahres an die Kaffe 
der Anftalt zu entrichten. 
d) Kein Mitglied darf ſich meigern, Anthell an der Ge⸗ 
ſchaͤftsverwaltung der Anſtalt zu nehmen. Jedoch ſoll ſich 
dieſe Verpflichtung nur auf 6 Jahre beſchraͤnken, ſo daß 
eine längere Verwaltung von ihm nicht gefordert wer⸗ 
den darf. 


Rechte der Anſtalt. 


a) Die: Anſtalt ‚genießt ‚alle Rechte einer moralifchen Perſon. 
b) Der Anftalt fteht die erekutivifche Eintreibung ruͤckſtaͤn⸗ 
diger Deitrittsgelder und Beiträge durch die Kreis: Polls 
elbehoͤrden zu. | 
° Die Anftalt kann Gefchenke, Erbſchaſten und Vermacht⸗ 
niſſe, unter Beobachtung der in dieſer Beziehung den’ 
wohlthaͤtigen Anſtalten und Vereinen are geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen annehmen, 
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EN Sr ſteht die Portofrelheit Hinſichte der —— 
und Geldverſendungen zu, welche zwiſchen der Regierung 

und ihrer Kaffe ‚mit den gr and umge⸗ 

kehrt Statt finden. 

e) Zum Beſten der Anſtalt fon jährlich eine air chen ⸗ Kol, 
lekte Im der ganzen Provinz gehalten werden. 

f) Jede Kichfpiels: Schultaffe ſoll einen jaͤhrlichen Beitrag 
von Ibis 2 Nthir, im Verhaͤltniſſe Ihrer Mittel nach 


der- Beftimmung der Provinzial: — zur Kaſſe 
der Anſtalt zahlen. 


5 Einkünfte der Anſtalt. | 


Diefe werden teils in deRändigeh;‘ helle in und 
ſtandigen beftehen. 

A. a) Zu den erftern gehören die Zinfen des auf Stnatsfonds 
bewilligten Stamm » Kapitals von 1000 Rthlr., eines in 
Staatsfchuldfcheinen angelegten, durch "Sammlung gebil⸗ 
deten Kapitals von 300 Rthlr., fo rote derjenigen Kapls 
tallen, welche nach der beabfichtigten Vereinigung: ner bis, 

herigen Privat Anſtalt für. die Witten und: Walſen res 
formirter Schullehrer mit diefer Provinzial Anftalt der 
Kaffe der legtern zufallen werden. 

Die Zinfen des Kapitals follen, um der Anfalt eine 
Hinreichende Feſtigkelt zu geben, in den erſten 15 Jahren 
nicht zur jährlichen Vertheilung kommen, fordern unter 
genauer Befolgung der tvegen Austhuung-ber Mepofltals 
gelder beftehenden gefeglichen Vorſchriften zinslich anger 
lege werden. In den folgenden 10 Jahren Tommt nur 
die Hälfte der Zinfen zur Vertheilung, die anpire Sure 
wird zum Kapital geichlagen. 

b) Die jäprlihen Belträge der Mitglieder 6. 3. bi), dieſ⸗ 
muͤſſen bis zum Ableben des Mitgliedes, wenn es auch 
inzwiſchen einen: Adjunkt erhalten Haben ſollte, geleiſtet 
werden. Sollte ein Mitglied bei feinem Abſtetben mit 
der Zahlung im Nefte geblieben fein, ſo witd der Wittwe 
oder den Waifen der Reſt von der erſten Penſionsrate 
in Abzug gebracht, oder wenn keine Erben find, gegen 

welche die Anſtalt eine UnterfiägungsWerbindlichkeit bat, 


2 
= ı- 
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der Reſt aus-dem Nachlaffe des — Mitgliedes 
entnommen. 


Ueberall, wo Lehrer Gehalte aus Koͤnigl., ftädtifchen 


se Kirchfpiels Schulkaffen beziehen,. wird der Beitrag 


zur Kaffe der Anftalt ihnen halbjäyrig in Abzug gebracht, 
und dem Kreisvorftande zugeſtellt. Verabſaͤumen bies 
die Rendanten, der erhaltenen Anmeifung zuwider, fo fol 
der Beitrag von ihnen, jedoch mit Vorbehalt ihres Rech⸗ 
tes an das Mitglied, eingezogen werden. er 

Die Beiträge werden den 1. San, und. ı. Jull vers 
aus bezahlt. Verabſaͤumen Mitglieder, die nicht aus oͤf⸗ 
fentlihen Kaffen einen Gehalt beziehen, die Einzahlung 
des Beitrages an den Kreis-Vorftand, fo tritt 14 Tage 
nach abgelaufenem Termine die erefutiviihe Eintreibung 


des Beitrages und eines Strafgeldes von 5, Sgr. außer 


den. Erefutions;&ebühren, ein. 


* Der Ertrag aus der jaͤhrlichen Kirchen-Kollekte, welche 


eu 
den. Sonntage In der Provinz gehalten wird. Vierzehn 


an- einem von dem Koͤnigl. Minifterium der Geiftlihen, 
Unterrichts und Medizinal Angelegenheiten zu beftimmens 


Tage. nach. gehaltener Kollekte müflen ale Sammlungen 
mit der Beſcheinigung des Geiftlihen durch den Kreis 


: Superintendenten an die Kafle der Anftale. eingefandt 


werden. 


4) Der jaͤhrliche Beitrag von mbis 2 Rthlr. aus jeder Schul; 


kaſſe. (efr. $. 4. f.) Der Beitrag wird jaͤhrllch vorauss 
bezahlt, und bis; zum. ıo. San. an. den Kreise Superin· 
tendenten eingefandt, 


B. Zu den,unbeftändigen — 


a) Die Beitrittsgelder neuer Mitglieder und die außerors. 


dexitlichen Beiträge derjenigen, - welche zu beſſer dotirten 
Stellen gelangen. ($. 3.,a. und c.) 


3 b) Die Strafgelder für verfpätete Einzahlung der Beiträge. 
ce) Alle Schenkungen und außerordentlihe Sammlungen, die 


‚jederzeit unmittelbar an den Provinzial s Borftand einzus 


-fenden find, 
Diefe geben dem Kapital ber Auſtalt zu, wenn nicht 


in ‚der Schenkungs⸗Urkunde oder vom Sammler nach dem 


— 


a) 


b) 


€) 


a) Die Walſen eines — Mitglledes echaiten, ſo 
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Willen der Geber etwas anderes beſtimmt iſt. Die Ein⸗ 
nahme ad a und b sieht der — ein. 


6) Ausgaben der Anſtalt. 

| Allgemeine Beſtimmungen. 
Wenn ein -Schullehrer + Jahre hindurch Mitglied der 
Anſtalt geweſen iſt, fo erlangt: er Anſpruͤche auf eine Uns 
terſtuͤtzung aus der Kaffe: für feine es Wittwe und 


die nach feinem Tode ‚imeßegehiirhenn, ie — Ehe 


erzeugten Kinder. 

Unter folgenden Umſtaͤnden Ka aber diefe Auſptuche 

auf kanftige Unterſtuͤtzung der Wittwen und Watſen auf: 

1) wenn ein Mitglied erſt auf dem —— von 
dem es nicht aufkommt, heirathet; 

2 wenn es von ſeiner Ehegattin geſchieden joe. In 
dieſem Falle ſollen aber die nad) dem Tode des Va⸗ 
ters zuruͤckbleibenden ‚Kinder, wenn fie bel deſſen Tode 
noch nicht ı5 Jahre alt find, die Hälfte der ſonſt der 
Wittwe und den Waiſen gemein ſchaftlich zukommenden 
Unterſtuͤtzung genießen, und zwar In der Art, daß ber 
Antheil der das ırte Lebensjahr Überfchreitenden oder 
fterbenden Kinder den uͤbrigen jüngern Kindern zu⸗ 
kommt, und von dieſen fo fange bezogen: noird, :bis 

auch das jüngfte Kind i5 Jahr alt! wird . 

Die der Wittwe bewilligte Unterſtuͤtzung ſoll aufhoͤren: 

1) wenn fie wieder heirathet. Den hinterbllebenen Kin⸗ 
dern des Mitgliedes wird aber die andere Haͤlfte der 
Unterſtuͤtzung fortwährend, bis das jüngfte Kind ı5 
Jahr ale iſt, durch die vernmudſchaſcuiche en 
hörde ausgezahlt, 

2) Wenn fie durch einen, —— Aergetniß gebenden 
Lebenswandel, nach der Erklärung der vormundſchaft⸗ 
lichen Behörde ſich der Unterſtuͤtzung unmärdig und 

der chriſtlichen Ergiehung ihrer Kinder unfählg madıt; 
die volle Unterfiügung geht fodann an die Kinder 
über, und wird an die vormundfchaftliche Behoͤrde ger 


zahlt, 3— 
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lange die Wittwe lebt, außer In Faͤllen b nnd e feine 
beſondere Unterſtuͤtzung. Stirbt ein Mitglied als Wirts 
wer, fo erhalten feine Kinder, die das ıste Lebensjahr 
noch nicht  Äberfchritten haben, zuſammen die volle Uns 
tesftägung, welche feine Wittwe erhalten haben wuͤrde, 
„fo. fange, bis das jüngfte Kind das ıste Lebensjahr beens 
digt hat, durch die vormundihaftlihe Behörde, Die 
MPenſtonsAntheile von allen Kindern, welche fterben, oder 
1. dad, ıste Lebensjahr zurückgelegt ‚haben, fallen den übri⸗ 
gen genußberechtigten Kindern zu. 

e) Stirbt auch. die Wittwe des Mitgliedes, fo genießen - die 
binterlaffenen Kinder des Mitgliedes. die volle Unterſtuͤtzung, 
wie vorher beſtimmt ıff. 

f) Die Unterftägung beginnt mit dem erften Tage des Vier⸗ 

1” seljabhre, das auf das Gterbequartal folgt. 

) Wird die Penſion nicht mindeſtens in 9 Monaten nach 
dem. Jahresſchluß mbeten fo verfällt: fie für diefes Jahr 
‚ber Kaſſe. Ä 


. ðreg⸗ der zu bewilligenden Unterſtuͤtzung. 
Belsubringende Atteſte. 


Da gegenwärtig noch nicht genau überfehen werden — 
wie hoch die jaͤhrliche Unterſtuͤtzung für die, Wittwen und Wats 
fen verſtorbener Mitglieder nad den der Auſtalt zu Gebote 
ſtehenden Diitteln zu beſtimmen fe, fo wird feftgefest, daß: 
a) erſt nach Werlauf von 25 Jahren eine fefte Penfionsrate 

nah den fodanıı gemachten Erfahrungen beftimmt wer; 

ben; daß aber 
b) bie zu biefee Zeit am Schluffe jedes Jahres tel der 
jährlichen zur Wertheilung beftimmten Einnahmen gleiche 

mäßig unter die vorhandenen Wittwen nebſt Waifen im 

balbjähriger Worausbezahlung vertheile werden follen, wo⸗ 

fern diefe Einnahmen noch nicht von der Größe find, 
daß daraus das weiterhin beftimmte Maximum ſogleich 
gezahlt werden kann. 

Das Maximum einer Rate wird aber fuͤr dieſen 

Zeitraum auf 12 Rthlr. jährlich feſtgeſetzt. Der etwas 

nige Ueberſchuß wird zum Kapital geſchlagen, weil: die 
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| Ausgaben jedes‘ biheidin Jahres bis zu dem Zeltpunkte 
uimmer ſteigen, wenn die Anſtalt eine der vorhandenen 
Zahl' aller im Departement angeftellten. Lehrer angemefs 
fene Anzahl Witwen zu unterftägen haben wird. 
e) Die Wittwen haben, um zum Genuß der Unterflägung 
30 gelangen, ein Atteſt über den erfolgten. Tod des Ehe⸗ 
mannes durch den Kicchfpiels / Geiſtlichen einzuſenden. 
d) Für elternloſe Kinder ſendet die vormundſchaftliche Be⸗ 
hoͤrde ein Atteſt uͤber das Alter der in der Ehe erzeug⸗ 
ten, noch nicht i5 Jahr alten Kinder ein. 


r Die Quittungen der Wittwen muͤſſen vom Kirchſpiels⸗ 


Geliſtlichen in der Hinſicht beſcheinigt ſein, daß erſtere 
"no wirklich am Leben- und nicht verheirathee find. 


9 Die Auittungen für diejenigen Kinder, welche die Unter⸗ | 


ſtuͤzung durch die vormundſchaftlichen Behörden. beziehen, 


muͤſſen zugleich eine Beſcheinigung der Letztern enthals 


ten, daß mihdeftens noch eines derfelben am Leben ſei. 
Auch find die Kinder einzeln in der Beſcheinlgung zu 
benennen. 


Pe der Anfale 
Geſchaͤftsfuͤhrung. Kaffenverwaltung. 

a) Die Geſchaͤfte diefer Anftalt in jedem Kreife werden durch 
den Superintendenten als Dirigenten des Kreis Vorftans 
‚des, einen Geiftlichen, als Stellvertreter des erſtern, und 
zwei Mitglieder aus dem Schullehrers Stande verwaltet. 
Den ftellvertretenden Geiftlihen ernennt. die Provinzials 
Schulbehörde, die beiden Mitglieder werden von ſaͤmmt⸗ 
lichen Schullehrern des Kreifes durch Stimmenmehrheit 
unter Leitung des Superintendenten auf 6 Jahre ermäßlt. 
Der Abgang bei diefen wird durch denjenigen, der bei 
der Wahl nähft Ihnen die meiften Stimmen. gehabt hat, 
erſetzt. Dei gleicher Stimmenzahl entſchetdet ber Su⸗ 
perintendent. Die Stimmen haben bie waͤhlenden Schul⸗ 


lehrer bei dem Kirchſpiels-Gelſtlichen abzugeben. Die 


Wahlen beſtaͤtigt die Provinzlal-Schulbehoͤrde. 
b) Zu den Geſchaͤften des Krels Vorſtandes, der alle Oblies 
genheiten unentgeldlich verwaltet, und nur die Bea 


— 
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jenen ‚Auslagen für Egrabneinialen veblest erhält, 
un. gehören: 

I die Prüfung der Geſuche um Aufnahme in die An⸗ 

ſtalt, welche mit elnem Gutachten an den ‚Provinzial 

u. + MWorftand befördert werden; I et * 

* die Einziehung aller Einnahmen aus dem Krelfe (mie P 
. Ausnahme der $. 5. A. a c und B. c genannten) 

und Leiſtung aller Ausgaben auf Anweiſung des Pros 

; vinzialVorftandes; 

s) die Anfertigung eines. vierteljäßrigen Kaffen-Afchluffes 
der 14 Tage nach Ablauf eines aa Biertsljahres 
einzureichen. iſt; 
4) die Rechnungslegung am Jaheesſchluh bie zum. 15, De. 
nebſt Einfendung des Kaflenbeftandes an die Kaſſe des 
Provinzlal⸗Vorſtandeßß 
die Prüfung der Geſuche um. Penfi ion, die ‚gleichfalls 
mit einem Gutachten zu begleiten find; 

6) die Führung eines Verzelchniſſes aller wirkllchen Dit, 
glieder der Anftalt im Kreife und aller penfionirten 
Wittwen und Waifen nad) einem befondern, dei Kreiss 
vorſtaͤnden mitzuthellenden Schema, . .; 

"c) Alle Geſuche um: Aufnahme oder. um PDenfiong » Bewillt- 
4%, gung ‚gelangen daher zundrderfi an den Kreisvorftand, 
d) Diefer, :verfammelt. fih vierteljährig. bei dem Dirigenten, 
7 der die Gefchäfte gleihmäßig unter die ‚Mitglieder zu vers 
— thellen hat. Die Rechnung fertigt das. eine Mitglied 
aus dem Lehrerftande an; das Kaflen Manual führt der 

. „ Superintendent, die Reinſchtiften der Berichte beſorgen 
die beiden Mitglieder aus dem Lehrerſtande. 

e) Alle Berichte unterzelchnen ſaͤmmtliche Mitglieder des 
Kreisvorſtandes. Das Dienſtſiegel der Inſpektion wird 

zugleich vom Kreisvorſtande zu ſeinem aͤmtlichen Schreis- 
ben, aber nur in Gegenwart des Superintendenten denutzt. 

f) Dei jeder Verſammlung wird der Zuſtand der bei dem 
Dirigenten befindlichen "Kaffe unterfutht, das inzwiſchen 
eingegangene Geld durchzählt, und zu dem übrigen Bes 
ftande gebracht, das zu den. genehmigten Ausgaben ers 
forderlihe Geld aber aus der Kafle ausgegeben, Jede 

— Un⸗ 
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regelmaͤßlgkeit Bei der Kaffens Verwaltung iſt jedes Mies 
glied des Kreisvorftarides jederzeie fogleich dem Provinzlals : 
Vorftande anzuzeigen, bei eigener Vertretung verpflichtet. 

8) Für die fihere Aufberwahrung des Geldes — der Dis 
rigent des Kreisvorſtandes. 

9) Provinzial s Vorſtand. 
Hauptkaſſe der Anſtalt. 

a) Die Regierung bearbeitet. alle Angelegenheiten diefer Ans _ 
ftalt eben fo, wie andere SchulzAngelegenheiten, und bes 
dient ſich der KreissVorftände als Organe bei dieſer Ge⸗ 
ſchaͤſtsverwaltung. 

b) Sie entſcheidet über die Aufnahme und die zu Geroifligenden | 
Penſionen, ſorgt dafuͤr, daß in allen Kreiſen die Geſchaͤfte 
vorſchriſtsmaͤßig verwaltet, und die Gelder ihrer Beſtimmung 
gemaͤß verwandt, auch die Beſtaͤnde eingeſandt werden. 

c) Sie beſtimmt nad) den aus den Kreiſen eingegangenen 
Jahresrechnungen, deren Reviſion ihr obliegt, die Höhe 

der für das naͤchſte Jahr zu bewilligenden Penſionen, 
bis dieſe einſt nach veiflih gemachten Erfahrungen bei eis 
ner gehörigen Feftigkeie der Anftale für die Dauer feſt⸗ 
geſetzt werden koͤnnen. 

d) Sie laͤßt die von den Krelsvorſtaͤnden —— 
oder unmittelbar an fie eingeſandten Gelder von derjenis 
gen Königl. Kafie, welche die Provinzial: Schulfonds ver: 
waltet, vereinnahmen, und kontrollirt die richtige Ders 
waltung der Kaſſe. Alle disponiblen Beſtaͤnde muͤſſen 
gegen depofltalmäßige Sicherheit zinslic angelegt werden, 

ö Sie giebt dem Publikum eine jährliche. Ueberſicht über 
die Einnahmen und Ausgaben des verfloſſenen Jahres 
durch das Amtsblatt der Provinz, und flattet dem vors 
geſetzten Koͤnigl. Minifterlum einen jährlichen Bericht über 
den Zuftand der Anftalt ab, 

f) Da die möglichfte Sicherung der Anftalt ein vorzäglicher 
Gegenftand der Aufmerkfamfelt des Provinzialvorftandes 
fein muß, hierzu aber befonders die Sorge gehört, daß 
die Anftalt flets in der Lage bleibe, ihre Verpflichtungen 
zu erfüllen; fo bat derfelbe, wenn der Zuftand der Kafle 
Beſorgniſſe der Art erregt, den — ausfaͤhr⸗ 

inualen. Heſt 1. 1827. J 
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liche Mittheilung zu machen, und die erforderlichen Maaß— 
regeln in Vorſchlag zu bringen, die in der Regel in eis 


‚ner einftweiligen Erhöhung der jährlichen Beitraͤge und 


in einer Verminderung der Penfionsraten befteben mer; 
den. Die Kreisvorftände geben das Reſultat ihrer Be⸗ 
rathung, in der die Stimmenmehrheit entfcheidet, mit Ans 
gabe der Gründe zu Protokoll, in das aber auch die abs 
weichende Meinung der Minoritaͤt aufgenommen wird. 
Wenn der :Provinzialsorftand bei der Prüfung die Vers 
bandlungen.. aller Kreisvorftände übereinftimmend findet, 
und auch von feiner Seite kein Bedenken gegen bie eins 
heilig vorgefchlagene Maafregel Hat, fo kann er leßtere 
fofort beftätigen. WBel eigenem Zweifel.oder bei der we— 
fentlihen Verſchledenheit der Gutachten, hat er die Ents 
fheidung des Königl. Minifterlums der Geiftlihen:, Uns - 
terrihts> und Medizinals Angelegenheiten einzuholen. 

Sn gleicher Art iſt zu verfahren, wenn der gute Vers 
mögenszuftand der Anftalt die Erhöhung der Penfionss 
taten oder. die Ermäßigung der Beiträge der Mitglieder 
als zuläßig erfcheinen laffen follte, nur wird in diefem Falle 
die Genehmigung des vorgefesten Königl. —— 
jederzelt nachzuſuchen ſein. 

Gumbinnen, den 28. Auguſt 1826. 


Königl. Preuß, Regierung, Abtheilung des Janern. 


Das angeheftete Reglement zur Errichtung einer Schuls 


lehrer⸗ Wittiwen s und Waifen, Unferkügungsanftalt in dem Res 
gierungs Bezirke Gumbinnen wird auf den Grund der Allers 
hoͤchſten Kabinets, Ordre vom 30, v. M. hiermit überall nad) 


feinem Inhalte beftätigt, und, zugleich, der Auſtalt die Rechte 


einer moralifchen Deren. ausdrücklich beigelegt. 


Berlin, den 11. December 1326. 
‚(L.S.) 


Rinifertum der Geiftlichen,, Unterrichts⸗ und Desiginal, 


Angelegenbeiten. 
v. Atsafkels, | 
Betätigung 


der in dem Megierungs-Bezirfe Gumbinnen 
.ju_ errichtenden allgemeinen. Schullehrer- 
Wittwen⸗ und Walfen-Unterfügungsanftalt. 


Gin. ee ann 
 ommänkr Weltn. ee 


59. 
— des Koͤnigl. Miniſteriums des — an die 
Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, die Vereidigung - 
der —— Perſonen betreffend; 
Ueber daB nach dem Berichte der Königl. Negierung 
vom 26.November v. F. flatt findende Hinderniß bei Außs 
führung der Maßregel, über welche Sie Sich im jahre 
ı822 in Bezug auf „die. Vereidigung der: Dorfgerichtds 
Derfonen mit dem Dbers Landesgericht zu nfterburg vers 
einige, tft mit dem Könige: Juſtiz⸗Miniſtirium communi⸗ 
cirt worden. Im abſchriftlichen Anſchluß (sub lit. a.) 
„wird der Koͤnigl. Regierung das diesfaͤllige Schreiben des: 
Winiſteriums des Innern vom 20. v. M. u. J., fo wie 
die in Folge deffelben von des Herrn Jüſtiz⸗Miniſters Ers 
celfen; unterm 29. ejd. an gedachte Dber: andesgeriche 
erlaffene Verfügung (Ant. b.) zus: Nachricht und: Nach⸗ 
achtung zugefertigt.- 
Berlin, den 18. Januar, 1827. 
Minifterium des —— en Abtheilung 
Köhler. 
a. 


Em. Excellenz beehre ich mich den in Urſchrift anllegen. 
den Bericht der Regierung zu Gumbinnen vom 26. v. M., 
die Vereidigung der Mitglieder der Dorfgerichte und die Ers 
theilung von Beſtallungen für diefelben betreffend, 
mit dem ganz ergebenften Erfuhen zu Überfenden, dem Antrage 
der Regierung deferiren zu wollen. 

Uebrigens ſcheint es nicht nöthig ‚ daß dei Landrath und _ 
eine Sufttz s Perfon bei der Vereldigung zugegen ſeien, und des⸗ 
halb zu einem Termine zuſammen kommen. Die Vereldigung 
kann uno actu von elner Juſttz / Hetſon, ohne daß die Ser 
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genwart des Landraths noͤthig iſt, ſowohl für die gerichtlichen 

als für die polizeilichen Funktionen der Dorfſchulzen erfolgen, 

welches, wenn Ew. Excellenz damit: einverftanden fein follten, 
beiden Landes; Kollegien zu eröffnen fein wuͤrde. 

Berlin,‘ den 20, December 1826. 

' ——— v. Sſch u ck m ann. 


Zur 


An . F 1 ’ 5: 
des Könial. Geheimen Staats» nnd 
Juſtiz⸗ Miniſters, Heren Grafen 
v. Dandelman 
Excellenz 


| b 


+. Em. Excellenz ermangele ich nicht, "den mir mit dem-ges 
ehrten Schreiben: vom ‘20, d. Mi, gefälligft , mitgetheilten 
-Bericht der. Regierung zu Gumbinnen- som 26. v. MM, | 
die Wereidigung der Mitglieder der Dorfgerichte- und die 
Ertheilung von Beflallungen für dieſelben betreffend, + - 
ganz ergebenft zuruͤckzuſenden, indem ich Denenfelben Abſchrift 
der hierauf am das Dbers Landesgericht zu Inſterburg unterm 
heutigen dato erlaſſenen Verfügung (Anl. c.) mitzutheilen. mic - 
beebre. a ea | — 
Berlin, den 29. December 1826. FE. 
Graf v. Dandelman.ı 
des Köni In wieffichen Geheimen Staats⸗ 
Diintilers und Minifters des Innern, 
Herrn v. Shudmann 
Excellenz. 
| | | — | 
Nah einem von der Regierung zu Gumbinnen an dag 
Königl, Minifterlum des Innern etftatteten und ‚dem. Juſtiz⸗ 
Minifter mitgetheilten Berichte, vom 26: November d. J. hat 
bie gedachte Regierung ſich mit dem Koͤnigl. Ober Landesgericht 
fhon im Jahre 1922 dahin vereinigt, daß um die durch das 
Publifandum wegen der Dorfgerichte vom 8. Juli ıgıs sub 
No.a2, vorgefhriebene doppelte Vereidigung der Dorf: Serichtss 
perfonen zu vermeiden, die WVereldigung duch den Landrarh mit 
Zuzlehung des ordentlichen Richters nach einer feftgefegten Ei⸗ 
des, Norm vorzunehmen fe. Auch haben den Mitgliedern der 
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Dorfgerihte Beftallungen erthellt werden follen. Die Ausführ 
rung diefer Maaßregel iſt aber nad) der Anzeige der Regierung 
dadurch aufgehalten morden, daß das Koͤnigl. Ober » Landesges 
richt fein Berfprehen, Entwuͤrfe der Fidesnorm und der Des 
ftallungen mitzutheilen, noch nicht’ erfüllt hat. "Das Kollegium 
wird hlerdurch angemiefen, wegen der zu gebrauchenden Eides⸗ 
norm mit der Regierung fofort in Kommunlkatlon zu treten. 
. Die Bereidigung felbft kann, womit das Koͤnigl. Meinifterlum 
des Innern einverftanden ift, durch die Juſtlz-Behoͤrde erfols 
gen, ohne daß es der Zuzlehung des Landraths bedarf. Die 
Ausfertigung von Beſtalſungen ift dagegen, fo weit von den, den 
Dorfgerichten obliegenden gerichtlichen SeRgktten die Rede it, 
nicht erforderfich. 
Derlin, den 29: December 1826. 
* Juſtiz ⸗Miniſter. 
* Graf v. —— 
Das Ring Syst t net: 
nBlgip; Dis zn 7 1.4 HER IE: aa. 7 
ein Rehau? mama Zan Bdln bg" ut nie 
* in. 60: a Per ie 4 13 
Kefeript bes Kö  Minifteriums des Sunken und bet 
Polizei, an bie ehia. Regierung zu Marienmerder, das 
liren der Magifträte und die Verwendung 
der Snonrin bernd 


Be ; 
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* den Bericht der: Koͤnigl. —— vom 3. — 
tember v. J., wird Derſelben hierdurch erwiedert, daß nach 
deu Allgemeinen beim Miniſterio "des Innern beobachteten 
Grundfägen von den Magifträten nur in folchen Fällen, 
bei welchen das reine. Privat nterefje eined Dritten eins 
tritt, Sportuln erhoben werden dürfen, welche denn nach 
Analogie der in der Sportultare für die Untergerichte vor- 
gefchriebenen Sägen zu erheben find. Es bleibe der Kö: 
nigl. Regierung überlaffen, hiernach die Magiſtraͤte Ihres 
Departements zu befcheiden, auch ihnen, wenn Sie es für 
nochmwendig findet, eine hiernach eingerichtete und den bei 


we 


den Magifiräten vorkommenden Gefchäften angepaßte Spors 
nl Drpuuns, oder. Reglement worzufchreiben. . - - 
Bemerkt muß hierbei werden, daß in. folchen Fällen, 
in "welchen eine. Stadt als Parthei eintritt, 3. B. bei Ders 
»arbsungen, Deränßerungen u. ſ. w. der Gegenparthei: die 
Euntrichtung ou, Gebühren. für, ‚diejenigen. Arbeiten „ ‚welche 
der, Magiſirat als Vertreter der Stadt anzufertigen hat, 
nicht angeſonnen werden kann, da in keinem Gefchäfte Die 
fer Art der einen Parthei Die Bezahlung der Gegenpars 
thei oder. ihred Bevollmaͤchtigten obliegt, und die Erfchwes 
zung, folcher ‚Gefchäfte mit Communen, durch Sportuln nur 
den Schaden der —— ſelbſt zur Folse or mößen 
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Was die ee der. ‚Spornin” ——— ſo iſt 
allerdings die Regel feſtzuhalten, daß ſie nicht den Ma⸗ 
giſtrats⸗Mitgliedern oder Subalternen fuͤr ihre Perſonen 
zu uͤberweiſen, ſondern zu den Kaͤmmetei⸗ Kaſſen zu be⸗ 
rechnen ſind. Hierauf wird bei allen kunftigen Anſtellun ⸗ 
gen Ruͤckſicht zu nehmen und keinem Neuanzuſtellenden 
ein Sportulgenuß zu bewilligen ſein Wo indeß den g@ 
genwärtigen Magiſtrats, Mitgliedern, obſervanzmaͤßig 5 
Sportulgenuß perſoͤnlich zuſteht, und nicht nachgewie 
werden kann, dag fie fich deſſelben gegen ausdruͤckliche Be⸗ 
ſtimmiung oder ſonſt unrechtmaͤßiger Weiſe angeniaßt has 
ben, da find fie-für Ihre Perſonen im Genuſſe dieſes Emo⸗ 
Inments nicht zu ſtoͤren, wenn nicht die Communen fich 
mit ihnen über eine. Entſchaͤdigung vrrebetgen.⸗ pe 
ur — den: 3. Februar 1827. DER 

Miniſterlum des —— — ubrheitung:” 

| 231 58. warn 5 


Ss en zo, 

Zu 61. Ki 

Mefeript des Könige. Minifteriums des Innern, an die 

Königl. Regierung zu Wromberg, das Sportelverfahren 

bei den Unters Behörden, befonders in adminiftrativen 
7. EpefutionssAngelegenheireh.. betreffend. 





Zur Erwiederung auf die im Berichte vom 30. Jar 
nuar d. J. enthaltene Anfrage der Königl. Regierung in 
Betreff der Gebührenfäge in adminiftrativen Erefutiond» 
Angelegenheiten, werden Derfelben anbei abſchriftlich die an 
die Regierungen zu Danzig und zu Frankfurt erlaſſenen 
Verfügungen vom 7. Januar *) und. 14: November ja 
v. J. mitgetheilt, aus welchen Sie erfehen wird, welche 
- Grundfäge das Minifterium des Innern in Hinfiht auf 

das Sportuliren der Magifträte ‚beobachtet: -Hiernach uns 
terliegt es keinem Bedenken, daß auch in dem Falle, mo, 
wie in dortiger Stadt gefchehen, in Verfolg der Erefution 
eine. Sequeftration eintritt, nach Analogie der Unterge⸗ 
richtds Sportultare ‚Tiquidirt werden kann. Indeſſen iſt 
zu erwarten, daß dergleichen Faͤlle nicht oft vorkommen 
werben, da der Magiftrat dort ſelbſt, wenn er die ftädtls 


fchen Gefälle zu rechter Zeit beitreibt, und nicht mit einer 


meiftens in der Folge für. die Debenten ſelbſt verderblichen, 
Schonung die Reſte ſich aufhäufen läßt, in der Negel leich⸗ 
ter zum Ziele kommen twird. jedenfalls ift aber eine Bes 
legung der Mieths⸗Zinſen mit Arreft der Sequeſtration 
vorzuziehen, welche ſehr ſelten einen erwuͤnſchten Erfolg hat. 
Berlin, den 3. Maͤrz 1827. 2 
Miniftertum des Innern. Erſte Abtheilung. 
— — F Koͤhler. | 
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62. | 
Schreiben des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an 
das Koͤnigl. Juſtiz⸗ Miniſterium, ob Stadt⸗Communen 
zur Erwerbung von Grundftücen höherer Geneh⸗ 
migung bebürfen ? 


Ew, Ercellenz ermangele ich nicht, unter Ruͤckgabe 


der Vorſtellung ded Magiftratd zu N. N., auf daB ge, 


ebrte Schreiben vom 29. v. DM, ergebenft zu ermwiedern, 
daß die Frage: ob Stadt» Communen zur Erwerbung von 
Grundftücken auch nach. der Städte» Ordnung noch hoͤhe⸗ 
rer Genehmigung bedürfen? nach den Motiven, biefer Vor⸗ 
ſchrift in zwei zerfaͤllt, nemlich: 


ob dieſe Genehmigung noch wegen der von der Staat. | 


Behörde zu führenden Dberaufficht über den Dantpate 
der Eommunen erforderlich fei? 
oder 
od fie um deshalb flatt finden müffe, weil, wie $. 83: a. 
2. Tit. 6. ded Allgemeinen Landrechts, fo auch anans 


deren Orten, die Erwerbung von Grundflücden und ans 


derem Vermögen von Communen und Stiftungen, in 
deren DBefige fie in todter Hand find, erſchwert und von 
der Genehmigung der höheren: Behörde abhängig ges 
macht ift? 

Die erfiere Frage ſtehe ich nicht. ah, mit ber Regie⸗ 
rung unbedingt zu verneinen, da die engen Grenzen der 
Staats-Oberaufſicht über die Städte F. 1. und 2. der 
Städte, Ordnung beſtimmt vorgezeichnet find, $. 189. auch 
vorgefchrieben ift, daß der Magiftrae mit Concurrenz der 
Bürgerfchaft die ganze Verwaltung beforgen, und die Eins 
bolung der Genehmigung der Brovinzial s Behörde in 
den einzelnen Admintftrationd » Fällen nicht weiter erfor⸗ 
derlich fein fol. - Auch die Deränßerung von Coms 


munal-Grundftücen, bei welchen doch die Ober⸗-Vor⸗ 


mundfehaftds Behörde wenigſtens eben fo fehr, als bei der 
Ermerbung, interefjirt fein würde, kann nach der weiteren 
Folge diefer Gefepftelle ohne Genehmigung derfelden ers 
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folgen, wenn nur bie vorgeſchriebenen Sormalitäten beob⸗ 
achtet werden. Ich muß daher: im dieſer Beziehung 
den $. 83. Thl. 2: Tit, 6. des Landrechts durch den Eins 
‚gang der StaͤdteOrdnung für aufgehoben erachten. _ 
Zweifelhaft dagegen iſt ed, ob die in der zweiten Frage 
bemerklich gemachte landespolizeiliche Vorſchrift da⸗ 
durch aufgehoben ſei. 
In anderen Faͤllen haben zwar die Gerichts» Behörs 


den Feine Bedenken deshalb erhoben, mie denn namentlich 


die Stadt Berlin noch in der neueren Zeit mancherlei 
Grundftüce erworben hat, ohne daß die Gerichts⸗Behoͤrde 
zue Berichtigung bes Beſihztitels meine Genehmigung der 
Erwerbung erfordert haͤtte. 

Wegen der Zweifel des Ober⸗Landesgerichts zu N. N. 
aber Allerhoͤchſte Beſtimmung mir zu erbitten, halte ich 
nicht für nothwendig, da der Fall, daß Stadt⸗Communen 
Srundſtuͤcke erwerben, bei der faſt allgemeinen Verſchul⸗ 
dung der Städte gegenwärtig ſehr ſelten vorkommen, und 
daher die Nachfuchung der Genehmigung und die Prüfung 
foicher Gefuche nicht beſchwerlich fein wird. | | 

Ich Habe daher, um über die Sache wegzufommen, 
bie Regierung zu N. N. angemiefen, die Genehmigung zu 
der vom dortigen Mägiftras beabfichtigten Acquifition, wenn 
fonft fein befondered Bedenken entgegenftebet, zu ertheilen. 

Berlin, den 13. Januar 1827. 


Der Miniſter des Innern. 
9. Schuckmann. 


Abſchrift hiervon der Könige. Regierung zu N. N. 
zur Nachricht und Nakharhtung und SED bes Mas ' 
giſtrats. | 

Derlin, den 13. Januar 1637, 

Der . des Innern. 
v. Schuckmann. 
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ul Ber de 63. og En 
Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern, an 
die Königl. Regierung zu N. N. die Abbrechung ober 
Veraͤnderung der Stabtmauern, unter —— der 
| Steuerbehörden, betreffend. ., 


—— — — 


Die Koͤnigl. Regierung zu N. N. erfieht aus der 
‚Deiginal-Beilage, was der Provinzial StenersDirertor über 
‚die Abbrechung eines Theils der Stadtmaner von N. N. 
angezeigt, aus der. beigehenden Abfchrift aber, was des 
Herrn Finanz Minifterd Ercefenz darüber ‚geäußert hat. 

Nun hat ſchon unter der Sächfifchen Regierung dens 

jenigen Behörden, welche. die Stadtmauern zu unterbäls 
sen verpflichtet waren; eine willführliche Dispofition - dar⸗ 
über nicht gugeflanden ,: indem befanntlich zw jedem durch 
die Mauern zu brechenden Ausgange die. Genehmigung 
der Accife- Behörde hat eingeholt werden müfen Bei 

dieſem Grundfage muß es auch ferner bewenden, und ba 
wo fih Fiscus im. Befige befindet, die Stadtmauern zum 

Schutze feiner indirecten Stenern zu benugen, derfelbe bei 
dieſem Beſitze erhalten werden, und den Behörden jede 
willkuͤhrliche Aenderung in Hinficht der: Stadtmauern nad) 

‚wie vor unterfagt bleiben. Am meiften ift dies in folchen 
Drten erforderlich, an welchen die Communen Zufchläge 
zur Mahl: und Schlachtfteuer beziehen, wo daher durch 
Erhöhung der Steuer der Neiz zur Defraude und mit die 
fem die Nothwendigkeit der Schutzmittel dagegen vermehrt 
wird. 

Die Koͤnigl. Regierung bat daher biejenige Behörde, 
welche zu Erhaltung der Mauer verbunden war, anzus 
weifen, ungefäume eritweder durch Erhöhung derfelben oder 
durch Wegfchaffung der daran liegenden Erde den nach 
dem. Ermeffen-der. Steuer s Behörde dem Zwecke genügen 
den Verſchluß der Stadt wieder herzuſtellen. 

Dafern dieſer Anweiſung in der zu ſetzenden Friſt 
nicht genuͤgt werden ſollte, ſo hat die Koͤnigl. Regierung 
durch Ihre Baubeamten die Wiederherſtellung auf Koſten 


‚I 
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des Verpflichteten bewirken zu laſſen. Sollten aber dars 
Aber, wer: mid. derpflichtet zu betrachten ſei, Zweifel ent⸗ 
sieben; und die Einziehung der Koſten mit Schwierigkeit 
erbunden ſein, ſo iſt deshalb der. Wiederherſtellung den⸗ 
mnoch kein Anſtand zu geben: vielmehr ſind die, Koſten 
Jolchen · Falls aus dem Ertrage der ſtaͤdtiſchen Mahl⸗ und 
Sclachtſteuer ⸗Zuſchlaͤge zu entnehmen, und den, daran 
| und bei der Wiederherfielung der Stadtmauer ‚betheiligten | 
jehörden zu uͤberlaſſen, ſich deshalb auseinander zu ſetzen. 
Ueber den; Erfolg iſt Anzeige zu. sparen. 
in m Berlin, den 12, Zebruar- 3837: \ 


ae Der un. des Junern. 
ann. DE BOSEROBN 
‚% gs‘. nr er 

G 17 Iyu! iR j 


Reſcript ber Köntgt. Miniſterien des Innern und ber 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regieriing zu Gumbinnen, 
"de Heranziehung der. Königl. Beamten zu den Coms 
- munalfoften nach Berhältni bes wirklich bezogenen 
‚Behalie, und bie Penfions-Abzüge von den mit Arreſt 
* belegten Oedältern. —— 





mn. And. dem Berichte der Koͤnigl. Desierung. yon 3. 
v. M. tft erfehen worden, was Diefelbe, — in Beziehung 
‚auf;die Eircnlars Verfügung vom 14, Nov. v. J. wegen 
des Gold. Agio von, den Befoldungen und der Beiträge 
zum. Penfiond- Fonds, — bei diefer Gelegenheit auch mes 
gen anderer vorfommender Abzüge und deren Negulirung 
in Anregung zu bringen, Eich veranlaße gefunden hat. 
Was in dieſer Hinfiht die Pofition - 
ad 3. betrifft; fo wird der Könige. Regierung bemerklich 
gemacht, daß den. obigen Penfionds Beiträgen und 
dem Gold⸗Agio der 2 Procent, welche von den Ber 
foldungen der Beamten zum Beften der Staats⸗Kaſſe 
in Abzug gebracht werden, diejenigen Beiträge, wel⸗ 
che von den verheirarheten Beamten zur Generak 


* 
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Wittwen ⸗Kaſſe entrichtet werden’ müffet und vom je- 


sen, ihrer Natur nach, ganz verfchiedem find ‚nicht 
gleich geftelle werden Finnen, und daher in Ruͤckſicht 
derfelben das Verfahren, wie folches wegen: der Mens 
ſinos/ Beiträge und ded Gold Agio von @- Procent 
Durch die Cireulars Verfügung vom 14. Nov. v. J. 


C¶. 7957.) vorgeſchrieben if, nicht Statt‘ ſiuden — 


Wenn dagegen 


ed 4. die dortigen Beamten, nad Inhalt des Geſebes 


vom 11. Juli 1822 und nach den darin vorgeſchrie⸗ 
benen Procent⸗Saͤtzen, zu den Commungl⸗Koſten ans 
gezogen werden; ſo erſcheint es jetzt gerechtfertiget, 
daß dieſe Procente nur von dem im Etate als wirk⸗ 
lich zahlbar angegebenen Gehalte entrichtet werden; 
wonach die Koͤnigl. Regierung alfo daher verfahren kann. 


ad 5. Möüffen allerdings, wie ſolches auch ſchon früher durch 


"den Staatd-Minifterial: Befchluß: vom 13. Juli 1825 


feſtgeſetzt iſt, bei den mit Arreſt belegten Gehaͤltern 


der Staatd-Beamten die Abzüge zum Penſions⸗Fonds 
als eine. Verminderung des Gehalts betrachtet wer⸗ 
den, fo daß z. DB. bei einem Gehalte von 1000 
Kehlr., wovon 15 Rthlr. zum Penſions-Fonds ents 
richtet worden, nur 985 Rthlr. dergeſtalt zur Bes 
rechnung fommen, daß davon 400 Nthir. dem Bes 
amten ganz frei bleiben, von den übrig bleibenden 
585 Rthlr. aber nur die Hälfte für die Gläubiger 
in Befchlag zu nehmen iſt. Ein Gleiches findet nur 
auch wegen des Gold. Agio. von 2 Procent von den 
Befoldungen Statt, wogegen aber die Wittwen⸗Kaſ⸗ 
fen: und Communals Beiträge von den Beamten 
felöft, und zwar aus den ihnen: frei bleibenden Ges 
halts⸗Theilen, entrichter werden muͤſſen. 
Berlin, den 2. Februar 1827. 


Der Minifter des Innern. Der en. ber —* 


v. Schuckmann. Mo. 
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Reſcript des Könige: Minifteriums bes Innera an den 

Herrn Oberpraͤſidenten N. N., die Beitragspflichtigkeit 

der, verſchiedene Wohnſitze habenden Gewerbtreibenden 
zu den Communal⸗Laſten betreffend, 

Ew. ꝛc. ꝛc. theile ich anliegend eine Beſchwerde des 
Magiſtrats zu N. N. über eine wegen der Beitragspflich⸗ 
tigfeit des Fabrikanten N.N. dafeldft zu den. Communal⸗ 
Laften. unterm 30. Nov. v. J. erlaffene Verfügung famme 
Beilage mit, und beinerfe dabei, daß ich mich mit dieſer 
Verfügung und der Anwendung meines Reſcripts vom 
4. Juni 1824 auf den vorliegenden Fall nicht einverſtan⸗ 
ven erklären kann. s 

Das Iehtere fpricht nämlich von Grundbefigern, die 
in einer Stade Grundeigenthum, jedoch nicht ihren Wohn⸗ 
ſitz haben. 

Im vorliegende Falle hat der N. N., der zwar in 
N. N. wohnt, in N. N. aber eine Fabrik betreibt, nach 
$. 15. Tit. 2. Th. 1. der allgemeinen Gerichts⸗-Ordnung 
einen doppelten Wohnſitz im rechtlichen Sinne, und muß 
ohne Zweifel auch die Gerichte in N. N., wo er Gewerbe 
treibt, als ſeinen perſoͤnlichen Gerichtsſtand anerkennen, 
daher aber auch analog zu den Abgaben vom Gewerbe 
gleich den anderen perſoͤnlich dort anweſenden Gewerbe⸗ 
treibenden beitragen. * 

Ew. ꝛc. ꝛc. erſuche ich ergebenſt, hiernach entweder 
die Beſchwerde zu erledigen oder mir die Gruͤnde Ihrer 
abweichenden Meinung mitzutheilen. 

Berlin, den 27 Januar 1827. 


Der ne des Innern. 
v. Shudmann. 
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Refeript des Königl. Minifteriums des Innern, an die 
Königl. Regierung zu N. N. in Weftphalen, daß die 
von den Communen aus fpeziellen Rechtstiteln zu bes 
ziehbenden Einnahmen nicht durch adminiſtrative 
Exekution erfolgen koͤnnen. 

Die Gründe, welche die Koͤnigl. Regierung im Des: 
richte vom 12. v. M. zur Nechtfertigung: ded von Ihr 
angeordneten Verfahrens bei Einbringung folcher: Commu⸗ 

nal-Gefälle, weiche auf fpeciellem Rechts⸗Titel beruhen, ent 
wickelt, können dad Minifterium des Innern nicht beftimmen, 
von der früheren im Einverfländniffe mit dem Herrn Juſtiz⸗ 
Minifter geäußerten Anficht abzugeben. Was während der 
früheren dortigen Verbindung der Juſtiz und Adminiſtra⸗ 
tion beobachtet morden,. kann natürlich. nach ‚deren Teens: 
nung und nach Einführung der Preußifchen Gefeßgebung: 
nicht mehr in Anwendung fommen, fondern es muß die 
Sache dort, wie anderwärtd, to die Preußiſchen Gefege 
eingeführt find, behandelt werden. Nun fiehet es aber 
überall feft, daß in Beziehung auf die von den Communen. 
aus fpeciellen Nechtd:Titeln zw. beziehenden Einnahmen die 
Eommunen den Privatperfonen gnleichgeachtet werden, und 
daher die Eintreidbung folder Zahlungen nicht durch ads 
miniſtrative Erefution, fondern durch den Richter erfolgen 
muß, und wird dem von der Königl. Negierung angezoger 
nen Anbange der Negierungss nfiruction nirgends eine 
andere Deutung gegeben. Auch in den ‚Rhein Provinzen 
wird biernach verfahren. Es muß daher auch in dortigen 
Provinz dabei bis auf andere gefegliche Deftimmung bes. 
menden. 

Berlin, den 19. Februar 1827. 

Minifterium des Innern. Erfte een 

“ | Köhler, 
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Kefeript der König. Minifterien des Innern ab. der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Ein 
ziehung der von Stabtgemeinen und ftädtifchen Einfafs 
fen zu entrichtenden Domainen- Abgaben, und die Exe⸗ 
kutions⸗Vollſtreckung ruͤckſichtlich derſelben betreffend. 





In Beſcheidung auf die in dem Berichte vom 13 
Dezemb. v. J. enthaltenen drei Fragen, 
betreffend die Einziehung der von GStadtgemeinden EN 
ſtaͤdtiſchen Einfaffen zu entrichtenden Domalnen» Abgaben, - 
wird der Königl. Regierung Nachſtehendes zu erkennen ge 
geben; und zwar auf bie 
erfie Frage: — | 

Aus tem was .die Königl. Regierung ſelbſt Mei 
geht hervor, daß unterfchieden werden muͤſſe zwifchen fol- 
ben Domainen» Gefällen, die der Magiftrat, Namens der 
Commune, an dad: Amt entrichtet, und die derfelbe, mit. 
den ftädtifchen ‚Abgaben, nach den beftehenden Seftfeguns 
gen wieder einzieht, und zwifchen Praͤſtationen einzelner Ein⸗ | 
wohner an den Domainen-Fiscus. 

Sn den Fällen ‚der erfteren Art bat es kein Bedens 
fen, daß der Magiftrat die Einziehung, wie bisher gefches 
ben, auch ferner bewirken müffe. Wenn aber einzelne Eins 
wohner einer Stadt an. den Domainen-Fiscus befondere 
Präftationen zu entrichten haben; fo kann im Allgemeinen 
der Magiftrat nicht. für verbunden geachtet werden, fie 
einzutreiben.» Eben fo wenig ift eine Verbindlichkeit der 
Stadt: Commune vorhanden, diefe Abgaben zu vertreten. 
Denn alle von Einzelnen zu entrichtenden Präftationen dies 
fer Art beruhen auf. fpeziellem. Rechts: Titel, und. fo mes 
nig irgend -ein Dritter die Einbringung deffen, was ein 
Einzelner ihm zu ensrichten verbunden iſt, vom Magiftrate 
verlangen kann, fo wenig läßt ſich ein folches Verlangen 
von Seiten des Fiscus begründen. Der $. 54. Sit. 7. 
Theil 2. des Allgemeinen Landrechtd, wenn, er auch, auf 
Hürgermeifter und Stadt s Communen analoge Anwendung 
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finden koͤnnte, würbe bennoch ein ſolches Anfinnen wicht 
rechtfertigen, zumal ec von sffentlichen‘ Abgaben 
fpricht, Präftationen an den Domainen⸗Fiscus aber auf 
fpeziellen Rechts⸗Titeln berußen, und daher, da Fiscus 
als Gutsherr dabei eintritt, privatrechtlicher Natur find. 
Ausnahmen von diefer Regel würden bloß dann ein- 
» teeten können, wenn der Fiscus fein Recht von der Stadt, 
Commune die Eintreibung und Vertretung biefer Präftas 
tionen zu verlangen, ebenfalls auf einem privatrechtlichen 
Tritel, auf Vertrag, Verjährung ꝛc. begründen koͤnnte. Im 
Weigerungeéfalle würde hierüber im —— Re 
werden müffen.. 


Die zweite Frage: 


ob den ſtaͤdtiſchen Contribuenten zugemuthet werden koͤnne, 
daß fie ſtets an ihre Amtsbehoͤrde nach dem Amts-Sitze 
auch dann zahlen ſollen, wenn folcher entferne fei? 
muß in den einzelnen Fällen nach Urbarten und DVerträs 
gen, nach dem Befigftande und der Vorſchriſt Thl. ı. Tit. 16. 
$. 53. ded Allgemeinen Landrechtd. beantwortet werden. 
Bei Beantwortung der Dritten Frage: 

- 05 die Domainen: und Forfts Aemter befugt feien, in 
die Städte direfte Erefutionen zu ſchicken, oder ch fie 
fi) der Orts Behörde durch Nequifition bedienen muͤſſen? 

kann es auf die Jurisdiktions-Verhältniſſe nicht ankom— 

men, da die Befugniffe der Koͤnigl. Regierung und Ihrer 

Unterbehörden nicht aus der Jurisdiktion entipringen, fons 

dern in der Derordnung vom 26. Dezember 1808 ihren 

Grund haben. In den Fällen, in. denen den Magifträ: 

ten die Einziehung obliegt, muß diefen auch die Erefution 

überlaffen werden: wenn aber die Einziehung durch die 

Domainens und ForfsAemter, oder durch andere Unters 

behörden der Königl. Regierung unmittelbar erfolgt, To 

find diefe auch befugt, bie Erefution unmittelbar vollſtre⸗ 
efen zu laſſen, jedoch wie ſich von felbft verfteht, unter den 
in der. gedachten Verordnung und der Allerhoͤchſten Cabi⸗ 
nets- Drdre vom 31. Dezember 1825 enthaltenen Maaß⸗ 
gaben. N ra, wird es dabei allerdings fein, wenn 
der 

4 
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der Ereeutor. den Bürgermeifter zuvor in Kenntniß fest, 
um Mißserfländniffe und Differenzen zu verbäten. , 
"Berlin, den 8. Februar 1827. | 
Der Dinifter des Innern. Der Miniſter der Finanzen; 
v. Schuckmann. m Mo 





| 68. | | 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Coblenz, die Entſcheidung in 
Communal⸗Kriegs⸗Schulden⸗ Sachen in ben wieder ers 
oberten und neu erworbenen Provinzen betreffend. 

Wenn die Koͤnigl. Regierung in Ihrem Berichte vom 
5. Febr. d. J. die Anwendharkeit der Allerhoͤchſten Cabi⸗ 
nets Ordre vom 27. DElob. 1820 auf die dortigen Com⸗ 
munal⸗Kriegs⸗Schulden bezweifelt, weil das Geſetz vom 
9. Juli 1812 in der Provinz nicht pußlizire worden fe: 
ſo bat fie die Alterhöchfte Verordnung vom 3. Juni 1816 
überfehen, durch welche dieſes Geſetz auch auf die wieder 
eroberten und neuerworbenen Provinzen und auf die Jahre 
1813 für anwendbar erklaͤrt worden iſt. | 

Auch ſteht die Allerhoͤchſte Cabiners: Didre vom 20, 
Juli 1820, durch welche das Naffanifche Geſetz wegen 
Ausgleihung. der Kriegslaſten aufgehoben worden iſt, der 
Anwendbarkeit des durch jene erfiere Cabinets⸗Ordre vor⸗ 
geſchriebenen Verfahrens nicht entgegen, da ſichs von 
ſelbſt verſteht, daß, wenn eine Kriegs⸗Forderung auf den 
Grund des aufgehobenen Gefeged gegen eine Gemeinde 
‚geltend gemacht werden: follte, die Forderung gleich jeden 
anderen nicht, gehörig fundirten Anfpruche zuruͤck gewieſen 
werden u * 

Im vorliegenden Falle wird jedoch der Anſpruch nicht 
allein auf jene Ausgleichung, ſondern auch zum Theile, 
wegen der Entſchaͤdigung für verlorene Spannung auf ei⸗ 
nen von den Gemeinden angeblich unter ſich abgefchloffenen - 
Kontraft begrünvet. 7 — 

Annalen. Heft, 1827. ° | K 


Die Koͤnigl. Negierung möge daher der Statt N.N. 
überlaffen, ihre Forderung gegen die an deren Gemeinden 
gehörig zu fubftantiiren, und demnächft in Gemäßheit der 
Gabinetö: Drdre vom 27. Öftober 1820 unter Vorbehalt 
des Rekurſes darüber entfcheiden. ) 7 
Berlin, den 3. März 1827. 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
Köhler 
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Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern, an.bie 
Königl. Regierung zu Bromberg, das Verfahren über 

fireitige Forderungen gegen den Departements⸗ 
| Communals Fonds betreffend. 


— — 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
5. dieſes, u 
in Betreff ded Verfahrens über fireitige Forderungen 
gegen den Departementd: Communals Fonds, 
hiermit eröffnet, daß es Iediglich bei dem Reſcripte vom 
4. Dezemb. v. J. verbleiben muß. | 
Denn wenn auch nicht eben fämmtliche Vorfchriften 
der Prozeß Ordnung jederzeit mit der größten Genauigkeit 
angewendet erden; fü ift doch eine fubftantlirte Klage, 
eine volftändige Klage» Beantwortung, eine Auswerfung 
der Streitpunkte, Beibringung der Vollmachten und die 
Aufnahme eines Inſtruktions⸗Protokolls unerlaͤßlich. 

Der Umſtand, daß der Inſtruent auch als Decernent 
und Referent die Sachen bearbeitet, iſt zwar nicht weſent⸗ 
lich; jedoch hat die Koͤnigl. Regierung Sich zu bemuͤhen, 
auch dies, ſo weit es die Organiſation des Collegii geſtat⸗ 
tet, zus vermeiden. 

Berlin, den 21. Februar 1827. | 

Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler 
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Extract aus dem Refeript des König. Minifteriums des 
Innern, an die Königl. Regierung zu N. N. die einfts 
meilige Unterbringung der zur Schuldentilgung 
vorräthigen Gemeinde⸗Gelder betreffend. 

Auf den Bericht der Konigl. Regierung vont 12. Jan. 
d. J., die gegen den Steuer- und Gemeinde: Empfänger 
N. N. beabſichtigten Maaßregeln betreffend, theile ich 
Derfelben dasjenige abfchrifelich mit, maß ich wegen des 
Gegenftanded unterm 3. v. M. (Ant. a.) an das Königl. 
Finanz Minfterium erlaffen habe, und was mir darauf von 
leßterem unterm 28. v. M- (Ant. b.) erwiedert worden iſt. 

Im übrigen ift es kuͤnftig lediglich dem Befchluffe der 
Gemeinden zu überlaffen, ob- fie die vorhandenen Geldbes 
fände, welche nicht fofort ausgezahlt werden Finnen, inmit⸗ 
telft bei ‘der Bank belegen, oder zur Negierungd: Haupt: 
Kaffe zum Depofito infenden, oder an Drt und Stelle 
für fihere Verwahrung forgen wollen. Im leßteren Galle 
wird die Königl, Regierung nur die Zweckmaͤßigkeit der 
 beabfichtigten Maafregeln zu Eontrolliren haben. - 
Berlin, den 19. März 1827. 


Der Minifier ded Innern. | 
N v. Schuckmann. 


ä, 

.  Dte Verfügung der Negierung, durch welche fie die Ge— 
tmeinden zwingt, die zur Schuldentilgung vorräthigen Gemeinde - 
Gelder bis zur Auszahlung bei der Haupt; Kaffe zu deponiren, 
‘ kann das Minifterlum des Innern durchaus nicht billigen, da 
durch dieſe zu weit gefriebene Euratel Unordnungen und ers 


tretungen mancher Art entftehen koͤnnen, und es keinem Br 


denken unterworfen iſt, dem Beſchluſſe der Gemeinden . es zu 

überlaffen, ob fie die Gelder, wenn fie lange mäßig liegen 

würden, und die Größe der Summe eine einftweilige Belegung 

rathſam macht, beider Bank belegen oder fonft für fichere 

Aufbewahrung forgen mollen, Jene Anordnung wird daher 
| i K 2 
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vom Minlſterio des Innern wieder aufgehoben werden, womit 
Ein Königl. Hochlöblihes Finanz s Minifterium um fo mehr 
einverftanden fein dürfte, als es dem Intereſſe Deffelben nicht 
zufagen kann, in der- Haupt» Kafle dergleichen fremdartige, die 
Ueberſicht erfehtverende Gelder aufhäufen und die Geſchaͤfte ber 
Beamten dadurch zum Nashtheile ihres Hauptgeſchaͤfts vermeh⸗ 
ven und verriceln zu laffen. | 
Berlin, den 3. Februar 1827. | 
Miniſterlum des Innern. | 
| v. Schuckmann. 


b. 


Wenn Ein Koͤnigl. Hochloͤbliches Minifterium, nach dem 
mit feinen Beilagen hlerneben zuruͤckgehenden geehrten Voto 
vom 3. d. M. die Reglerung zu N. N. dahin anzumeifen bes 
abfichtigt, daß fie es dem Beſchluſſe der Gemeinden überlafen 
möge, ob fie ihre Geldbeftände bis zur Verwendung entweder. 
bei der Danke belegen, oder aber anderweit für fichere Aufs 
bewahrung forgen wollen, fo findet fich dagegen Diesfelts nichts 
zu erinnern, obgleich) die Niederlegung von dergleichen Geldern, 
event, deren Belegung bei ‚der Banfe, für die Regierungs— 
HauptsKaffe-mit weſentlicher Beläftigung eben nicht verfmäpft 
fein möchte. | k | 

Berlin, den 28. Februar 1827. - 

| Der Finanz» Minifter 
__ i v. Mo. 





71. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Nichtausftellung der, mit 
dem Berfprechen Fünftiger Wiederaufnahme der Ausgewan⸗ 
. berten-verfehenen fogenannten Heimathefcheine betreffend: 

Die Könige. Regierung empfängt in der abſchriftli⸗ 
chen Anlage den von der Könige. Gefandfchaft in der 
Schweiz eingereichten, von dem Vorſteher der Gemeinde 


P} 
> 
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N.N, ———— und von dem Landrathe beglaubigten 
Heimathſchein des N. N. mit der Anweiſung, ſowohl den 
Landrath als den Schulzen wegen Ausſtellung dieſes Hei⸗ 
mathſcheins mit. einem Verweiſe zu belegen, und darauf 
zu halten, daß dergleichen Scheine nicht weiter ausgeſtellt 
werden; indem in den Geſetzen uͤberall keine Verpflichtung 
begründet ift, Perfonen, welche ausgewandert find, wieder 
aufzunehmen, welches für gewiſſe Sale hoͤchſt laͤſtig wer⸗ 
den kann. 

Der Koͤnigl. Regierung wird hiermit uͤberlaſſen, in 
Ihren Amtsblaͤttern die Unter-Behoͤrden wiederholentlich 
anzuweiſen, ſich der Ausſtellung mit dem Verſprechen kuͤnf⸗ 
tiger Wiederaufnahme verſehener ſogenannter Heimath⸗ 
ſcheine zu enthalten. | 

Berlin, den 14. Maͤrz 1827. 


Minifterium ded Innern. Erſte Abtheilung. 
| ir | Köhler: 


W ——— 72- 
Exktakt aus dem Reſcripte des Königl. Miniſteriums 
bes Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, 
die Begründung des Domizils von Seiten des Geſin⸗ 
des und der Hirten betreffend, 





Uebrigens wird die Koͤnigl. Negierung noch darauf 
ufmerffam gemacht, daß auch das Gefinde ein eigenes 
omicil conſtituiren kann, wenn es propriam oeconomi- 
am während des Dienens fuͤhret. 

Wenn daher ein Hirt nicht aus der Kuͤche ſeines 
Brodherrn verpflegt wird, ſondern Deputat erhaͤlt, und 
ſich in beſonderer Haushaltung dann felbft bekoͤſtigt; fo 
wird er allerdings fuͤr einen ſolchen zu achten der 
ein Domicil conſtituirt hat. 

Wenn etwa ein ſolches Verhaͤltniß bei dem Hirten 
N. N. obgewaltet haben au fo würde die fragliche Laft 
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(die Unterfiägung deſſelben aus Sffentlichen Sonde) den be; 
treffenden Gemeinen zu ‚überweifen fein. | 
Berlin, den 10.März 1827. 
Der Minifter des Innern. 
v. Shufmann. 


VIII. 


A. 
Im Allgemeinen, 


73 | 
j Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und Br 
Polizei, an die Königl. Regierung zu. Königgberg in 
Pr., die Befegung ber. Polizei⸗Sergeanten⸗Stellen 
betreffend. 





Auf den Bericht der Königl. Negierung vom 8.0; - 
tober v. J. ift vor weiterem Beſchluſſe über den Antrag: 
die Beſetzung der Polizeis Sergeantenftelen durch Feld⸗ 
webel und Unteroffiziere von der Armee, welche 9 Jahre 
gedient haben, ausnahmsweiſe zu geflatten, 
mit ded Herrn Kriegs» Minifters Ercellenz Ruͤckſprache ges 
nommen worden. Der erwähnte Herr Miniſter glaubt 
ſich nur für den Fall damit einverffanden erflären zu koͤn⸗ 
nen, daß Polizei, Sergeantenftellen überhaupt mit anderen, 
als verforgungsberechtigten Invaliden befegt werden, wenn 
unter den Iegteren in vorkonimenden befonderen Anftels 
Iungsfälten keine für den Polizeidienft geeignete Leute ſich 
vorfinden follten. Seine Excellenz bezmeifelt inzwiſchen, 
daß dieſer Fall eintreten koͤnne, indem von den Königl. 
Generals Ronmandos und Truppenbefehlshabern, fo tie 
- von der Abtheilung des Königl. Militair : Defonomies Des 
partements für dag Invaliden-Weſen in der Negef zu den 
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Polizei⸗ Sergeantenſtellen hinlaͤnglich qualificirte und koͤr⸗ 
perlich rüftige Invaliden mit Verſorgungsſcheinen werben 
nachgewieſen werden, wenn die betreffenden Behörden fich 
"an jene wenden. * | | 
. Die König. Regierung bat hiernach dad dortige Pos 
ltzei⸗Praͤſidium anf feinen diesfäligen Antrag zu be⸗ 
foheiden. F 
Berlin, den 12. Jahuar 1827. 
Miniferium ded Innern und der Polizei. 
| 2 Köhler. 





| | 74 j | 
Bericht der Könige. Regierung zu Magdeburg, die Ans 
ſtellung der. untern Polizei Beamten auf Probe 
zeit betreffend. | | 

Die vor einiger Zeit in die Zahl der erecntiven Pos 
lizei⸗ Beamten eingetretenen Polizei» Sergeanten N. N, 
welche Militair⸗JInvalide und mit Civil: Verſorgungoͤſchei⸗ 
nen verfehen find, haben fich während einer mehrmonatli- 
hen. Probezeit als brauchbar bewährt, und wir haben das 
her heute deren definitive Anſtellung genehmigt. Wir find 
hierbei von der Anſicht amsgegangen, daß Polizet⸗Ser⸗ 
geanten nicht zu denjenigen Beamten gehören, von denen 
nur mechanifche Dienfileiftungen verlangt werden, und die 
verfaſſungsmaͤßig nur auf Kündigung angeſtellt werden 
‚dürfen; denn auch Die Polizei» Offizianten der unterſten 
Grade maͤſſen fehriftliche Auffäge fertigen und häufig in 
wichtigen Fällen auf der Stelle ohne ſpecielle Inſtruktidn und 
Lelitung handeln. Unzweifelhaft aber iſt es wohl, daß fie 
ihre Pflicht mir. größerer Thätigfeit, Treue und Unficht 
erfüllen werden, wenn ihre Lage gefichert iſt. Dabei Haben 
wir. aber aufs Neue den Grundfag eingefehärft, daß bei 
der Anftellung neuer Individuen, welche aus der Klaſſe 
der Verforgungd = Berechtigten zu wählen find, nach mie 
vor eine längere Probezeit und eine firenge Pruͤfung ih⸗ 
rer Rechtlichkeit und Brauchbarkeit Statt finden muͤſſen. 


X 


ns. 
Jene Anfichten fcheinen uns nun zwar auch durch 
„bie befiehenden Verordnungen völlig begründet, wir haben 
"aber nicht unterlafien wollen, Ew. Excellenz unſere Ver⸗ 
fahrungsweiſe ganz gehorſamſt anzuzeigen. 
Magdeburg, den 8. Januar 1827. | 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung de3 Innern. 


An 
des Köntgl. wirklichen Geheimen Staats⸗ 
Winiſters des Innern und der Polizei 
Herrn v. Schuckmann 
Excellenz. 
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Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, 
Aiejelbe Angelegenheit betreffend. u, 
Das in dem Bericht der Koͤnigl. Regierung vom 8, 
d. M, angezeigte Verfahren bei der definitiven Anſtellung 
der beiden Polizei⸗Sergeanten N. N., fo wie überhaupt 
bei folcher Anſtellung erecutiver Polizei: Beamten, wird 
Zu hierdurch als vorſchriftsmaͤßig und angemeſſen genehmigt. 
Berlin, den 24. Januar 1827. 
Miniferium des Innern und der Polizei, 
| Köhler. 





Ä 76. FE: 
Extrakt aus dem Reſcripte des Könige. Minifteriums 
des Innern, an die Königl. Regierung zu N. N., die 
Beſchaffung der Fourage fuͤr die Gendarmerie ber 
| treffend. . | 


! Was demnaͤchſt die von der Konigl. Regierung er⸗ 
waͤhnten Bedenken und Schwierigkeiten Hinſichts der tänfs 
tigen Anfchaffung der Fourage in den übrigen Gendarme- 
rie-Gtationdorgen besrifft, fo find toi lediglich eine Folge 


* 
“ 


dieſerhalb befiehenden ıgefeglichen Vorſchriften. 


Die Kreife Haben allerdings Feine Verpflichtung zur 


Beſchaffung des Fourage> Bedarfs für die -Gendarmerie. 

Dagegen iſt aber die diesfaͤllige Verpflichtung ber 
Eommunen, in melden die Gendarmen flationirt find, 
durch den $. 12. der Allerhoͤchſten Dienft- Inſtruktion vom 
30. December 1820 Klar und unzweifelhaft dahin feftges 


ſtellt worden, daß diefe, fo meit die Fourage nicht aus 


 Mifitgir» Magazinen oder durch Entrepriſe geliefert wird, 


den Bedarf gegen Vergütung der mittleren Marktpreife 


anſchaffen muͤſſen. 
Hierdurch erhaͤlt alles, was die Koͤnigi. Regierung 
in dieſer Beziehung ausgeführt hat, feine Erledigung, fo 


wie fih dann daraus von felbit_ergiebt, daß die Verfü: | 


gung, welche Sie wegen der aus den Kreis: Communal: 


Kaſſen vorfchußweife anzufaufenden Fourage an die Lands 


räthe erlaffen bat, nicht genehmigt, Ihr vielmehr nur, mie 
hierdurch gefchteht, aufgegeben werden kann, die Sache in 
ben geſetzlichen eg zurückzuleiten, und die Lieferung 
überall, mo weder Magazine vorhanden noch Entrepreneurs 
‚angenommen worden find, Durch die Communen gegen 
Dergürung der mittleren Marftpreife bewirken zu laffen. 
u Für diejenigen Drte, an welchen feine Fouragemaͤrkte 
abgehalten werden, find die Preife der naͤchſten Marke⸗ 
ſtaͤdte zum Grunde zu legen. 


Hiernach iſt eine gefebliche Deklaration, ‚ tote fie von 


der Königl. Regierung für den Fall, daß der Staat nicht. 


ins Mittel treten follte, für nöthig erachtet worden, nicht 


erforderlich, und es erfcheint auch weder nothwendig noch 


zuiäfig, auf den Antrag der Könige, Regierung, das Ge 


fchäft der Fourage: Anfchaffung für. die Gendarmetie den 
Tegierungen abzunehmen, ‚und den Militair: Intendantu: 
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einer mißverftändlichen. Anfiche über die: Anwendung ber 


—, 


ren zu uͤbertragen, einzugehen. Letztere werden jedoch, wenn - 


die Königl. Megierung fie deshalb reqniriret, gern geneigt ° 


fein, auch ferner, wie es nach Ihrer Anzeige bereit ges 


ſchehen ift, die Lieferung der Fourage für die an den Gar, 


niſonsorten ie Gendarmen mit zu verdingen, und 
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das Miuniſterium des — wird alsdann keinen Anand 
nehmen, die Militairpreife zu genehmigen. Ä | 
Berlin, den 29. December 1826. 
Der Minifter des Innern. 
v. Schuckmann. 





77. 

Ertrakt aus der Reſolution des Miniſteriums des In⸗ 

nern an den Kreis⸗Deputirten N. N. in Schleſien, die 

Befugniß der Regierungen, Inhaber von Dominien 
mit Ordnungoſtrafen zu belegen, betreffend. 





Die Em. ıc. von der Königl. Regierung zu N. N. 
anferlegte Drdnungsfirafe, wogegen Sie mittelft Vorſtel⸗ 
lung vom 31. v. M. reflamirt haben, ift für wohlverdient 
anzufehen, kann daher nicht erlaſſen werden, ſondern wird 
vielmehr hiermit beſtaͤtigt. Denn Ihr Verlangen, in Ih⸗ 
zer Eigenſchaft als Inhaber des Dominii N. N. nicht 
Nittergutsbefiger, fondern Stand titulirt zu werden, bes 
ruht auf offenbarem Irrthum, indem die berührte' Eigen: 
ſchaft diejenige eines Abgeordneten zum Provinzialsfandtage - 
nicht involvirt, eine andere Standfchaft aber in Schlefien 
bekanntlich nicht eriflirt. ıc. 

Endlich iſt die Befugniß der König. Kegierung, In⸗ 
haber der Dominien als ſolche bei Gelegenheit dienſtlicher 
Vergehungen mit Ordnungsſtrafen zu belegen, darin be⸗ 
gründet, daß ſolchen die Verwaltung der. Orts, Polizei un⸗ 
ter Leitung der geordneten Behörden obliegt. 

Berlin, den 16, Februar 1827. 
Minifterium ded Innern. Erfte Abtheilung. 
Köhler. 
Abſchrift vorftehenden Befcheides der Königl. Negies _ 
rung in N. N. zur Nachricht. 
Berlin, den 16. Februar 1827. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| Köhler. 


ı55 


78. 
Kefeript d ber Königl. Minifterien an den —* Ben 
ral⸗Prokurator Herrn Ruppenthal, und an den Koͤ⸗ 
nigl. ProvinziakSteuer-Direftor, Herrn Geheimen Ober: 
Finanzrath Schü, zu Coͤlln, fo wie abfchriftlich zur 
Nachricht an die Königl. Rheinifchen Regierungen, bie 
Verwandlung ber Geldbußen in — 
betreffend... 

Nachdem Se. Majeftät der König durch die den Ber 
börden längft zur Nachachtung zugefertigte Allerhoͤchſte Kas 
binets⸗Ordre vom 18. September 1824 die Zwangshaft 
als Erekutionsmittel von Geldbußen, mie fie früher nad 
den Art. 52. und. 53. des Rheiniſchen Straf-Gefegbuches 
befanden, aufgehoben und im Unvermögendfalle die Subs 
ftitution einer Sefängnißftrafe nach den Beftimmungen des 
Allgemeinen Landrechtd anzuordnen gerubet haben, fo uns 
terfiegt ed keinem Bedenken, dag in den Faͤllen des $. 3. 
der Deklaration. vom zo. Januar 1820 (G. ©. p. 34.) . 
die dort für die Nheinifchen Gerichte gemachte Ausnahme 
wegfällt, und auch diefe nach den, für die übrigen Pros 
vinzen gegebenen Vorfchriften, zu verfahren haben; 

Hiernach haben die betreffenden Verwaltungs Behörs 
den im Falle des $. 3. 1. c. die Akten an den betreffen: 
den Ober⸗-Prokurator, unter Befcheinigung der Infolvenz 
der Verurtheilten, zur Bewirkung der gerichtlichen Vers 
wandiung der Geldbuße in. Gefängnißftrafe einzureichen; 
der Ober: Profurator bringt die Sache dann mit feinem 
Antrage zur Straf-Rathskammer des Fandyerichtes, wel⸗ 
ches, ohne weitere Inftruftion, und ohne in die Beurthei⸗ 
lung der Sache einzugeben, dieſe Verwandlung nach den 
Grundfägen des Allgemeinen Landrechts durch einen, Feis 


nem Rechtsmittel unterworferien Beſchluß ausfpricht, für | 


deſſen Signififation und Vollſtreckuns ſodann der Ober⸗ 
— zu ie bat. 
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Hiernach Haben Sie die betreffenden Behörden zur 
Nabachtung in Kenntniß zu fegen. i 
| Derlin, den 2. Februar 1827. 

Der Minifter ded Innern. Der Miniſter der Juſti. 
| ». Shudmann. + Gr.v. Dandelman. 
Der =. der. Finanzen, 

Moog 


| 79. ! 
Refeript der x Konigl. Minifterien des "Innern und der 
"Finanzen, an die Königl. Regierung zu Marienwer⸗ 
— ber, die Verwendung der Geldſtrafen betreffend. 





Auf den Berichte der Königl. Negierung von 18. 
Januar 1825, wird der Koͤnigl. Regierung eröffnet, daß 
nach der Ihr mitgetheilten Allerhoͤchſten Kabinetd-DOrdre _ 
vom 3. Dftober 1821 die Städte, welche, nach DBefreis 
ung von den Beiträgen zu Unterhaltung der Gerichtd- 
Behörden, noch die Äbrigen Laften der Gerichtsbarkeit tra- 
gen, dagegen auch. die Gerichts - Rugungen mit Ausſchluß 
der Sportuln, als des unmittelbaren Erwerbs der Bes 
hoͤtden, beziehen follen. 

Hieraus und aus dem hierbei feitend gewefenen all: 
. gemeinen Grundfage, daß, wer die Laften zu tragen, auch 
die ihnen gegenüberfiehenden Vortheile zu beziehen hat, 
ergiebe fich von felbft, daß diejenigen Städte Ihres Bes 
zirks, welche von allen Gerichtöfaften befreit worden, und 
noch jegt im Genuſſe diefer Befreiung find, auf den Bes 
"zug ber Gerichts-Nutzungen aller Art Eeinen AUnfpruch 
. haben, und daß die Reglements von 1773 und 1794,.100 
diefe, in Hinficht der Laften außer Anwendung gefegt find, 
auch auf die Nugungen nicht länger Anwendung finden 
koͤnnen. 

Hiernach moͤge die König. Regierung das weiter Er⸗ 
forderliche anordnen, und Einleitung treffen, daß uͤberall 
wo Fiskus die Koſten der Gerichtsbarkeit trägt, auch die 


J 


W 


Gerichts⸗ Nutzungen in die betreffenden fiskaliſchen Kaſſen 
verrechnet werden. | — 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß wenn in den Geſetzen 


den Geldſtrafen eine beſondere Beſtimmung angewieſen iſt, 


dieſer nachgegangen werden muß. | 
Berlin, den 3. Januar 1827. 


Der Deinifter ded Innern. Der Minifter. der Sinanzen 
| v.mMg 


v. Schuckmann. 





| | Br, 
Extrakt aus dem Reſcripte des Koͤnigl. Minifteriums 
des Innern, an bie, Königl. Regieryng zu N.N. in ben 


Rheinprovinzen, die Verwaltung und Verwendung des 


Polizei⸗Strafgelder⸗Fonds betreffend. 


— e — 


Aus der von der Koͤnigl. Regierung mittelſt Berichts 
vom 17. v. M. u. J. eingereichten Nachweiſung uͤber die 


Verwendung der Polizei⸗Strafgelder hat das Miniſterium 
erſehen, daß Dieſelbe pro 1825 und retro über 800 Ril. 


für die Verpflegung von: Wahnfinnigen in Ausgabe ver 


fehrieben hat... = * | 
Nach der Verfügung vom 31. December 1822 $. 4. 


fann aber eine Verwendung jened Fonds zu Zwecken dies 


fer Art nur dann flatt finden, wenn fih nah Erfüllung 
des im $. 2. ausgedrücten Hauptzweckes Weberfchüfle ers 
geben, was jedoch nicht der Sal if, da bie Königl, Re 
gierung ſelbſt anführe, daß der Hauptzweck in ben vers 
gangenen Jahren nur mangelhaft erfüllt worden fei. 
Berlin, den 3. Januar 1827. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
ge 7 Köhler: 


._ 
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Cirkular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien an ſaͤmmtliche 

Koͤnigl. Rheiniſche Regierungen, die Niederſchlagung 
der inexigiblen Strafen und Gerichtskoſten betreffend. 


N 2 


— —ñ— — 


SEGs iſt beſchloſſen worden, den Rheinſchen Regierun⸗ 
gen die ſelbſtſtaͤndige Niederſchlagung der inexigiblen Stra⸗ 
fen und Gerichtskoſten in der Vorausſetzung zu uͤberlaſ⸗ 
fen, daß fie fich von der Inſolvenz der Debenten auf dem 
bisherigen gefeglichen Wege befriedigende Ueberzeugung vers 
Schaffen werden. Dabei wird Derfelben- zugleich die Aller⸗ 
hoͤchſte Cabinets-Ordre vom 20. Dftober 1825 in Erinnes 
zung gebracht, nach‘ welcher die Anwendung der Zwangs⸗ 
baft, der Koften wegen, abgefchaffe, und ein dem in den 
älteren Provinzen analoges Verfahren angeordnet if. Auch 
wird die Königl. Negierung angemwiefen, in vorfomntenden 
: Fällen von der erfolgten Niederfchlagung der gerichtlichen 
Geldſtrafen die Ober; Profuratoren zu benachrichtigen, das 
mit diefe hierauf dad Nöthige wegen Vollſtreckung der Ges 
- fängnißftrafe veranlaffen können. >» 
Berlin, den 19. Januar 1827. — 
Der Miniſter des Innern. Der Miniften der Juſtiz. 
v. Schuckmann. Gr. v. Danckelman. 
Der Miniſter der Finanzen. 
Mo 


— 





u ie 
HSrdnungd: Polizei. 
82. | | 
Extract aus dem Referipte des Königl, Minifteriums 
des Innern und der Polizei an das Königl. Ober⸗Cen⸗ 


fur-Sollegium, ‚die Cenfur der Privat Kalender bes 
treffend. 


— 


Den gewoͤhnlichen Cenforen iſt in den, Verfügungen 
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vom 15. Nov. und 29. Des. v. J. keineswegs, wie. ae 
genommen worden zu fein ſcheint, die Cenfur der chros 
nologifchen., genealögifehen-, Poſt-⸗, Eourd:, Meß, und 
Jahrmarkt⸗Artikel (der PrivatsKalender) zur Pflicht. gemacht, 
fondern nur beftimme worden, daß fie bei der Durchges 
dung des ihnen vorgelegten Manuferipts darauf ihre Aufs 
merkſamkeit richten follen, ob die von der Kalender-Depus 
sation, nach der Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre vom 28. April 
.1820 und der Verfügung vom 9. Mat ejd. a. zu ents 
nehmenden Artikel fi mit der beglaubigenden Nachweis 
fung dabei befinden, und wenn dies nicht der Fall if, 
daß fie die Verleger veranlaffen, folche dem Gefuche um 
das Imprimatur beizufügen, indem fie außerdem fich 
wegen der für dad Ganze ertheilten — ver⸗ 
antwortlich machen wuͤrden. 
Berlin, den 31. Maͤrz 1827. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
J v. en. 


83. 
Publifandum der Königl. Regierung zu Bromberg, bie 
ſelbe Angelegenheit betreffend. 
Den meiſten der von Privat⸗-Verlegern herausgege⸗ 
benen Kalendern ſind die Worte vorgedruckt: 
„Mit Genehmigung der Koͤnigl. Kalender⸗Deputation“ 
eine an fich irrige Bezeichnung. | 
Die Könige. Kalender, Depntation kann von dem Ins 
halte eines Kalenders nur dasjenige vertreten, was die⸗ 
ſelbe den DVerlegern als authentifch liefert, nämlich: 
den ganzen aftronomifchen Theil mit: Einſchluß ber 
Monatstafeln, 
die Genealogie, 
die Jahrmärfte und 
die Poftfourfe, Ä 
und auch diefes alled nur info fern, als es gerade fo _ 
abgedruckt wird, als dieſelbe es liefert, 
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Was aber der Derandgeber eines Kalenders zu def: 
fen Ausfattung fonft noch hinzu zu fügen für gut finder, 
dafiir kann Die Könige. Kalender - Depntation um fo wenis 
ger einſtehen, als die Cenſur der Kalender nicht ihr, fonz 
dern der gewöhnlichen Cenſurbehoͤrde obliegt. 
Auf den. Antrag der Königl. Kalender « Deputation. 
vom 25. 9. M. wird daher den Kalenders Verlegen hies - 
durch unterfagt: Be e — 
fernerhin ſich in jener allgemeinen Faſſung auf die 
Genehmigung der Koͤnigl. Kalender⸗Deputation zu 
beziehen. | —J 
Dasegen bleibt es ihnen unverwehrt, diejenigen ſpeziel⸗ 
len Gegenſtaͤnde, welche ihnen durch die Koͤnigl Kalenders 
Deputation zugekommen ſind, als ſolche zu bezeichnen, und 
liegt ihnen die Verpflichtung ob, ſich vorkommenden Falls 
über getreuen Abdruck auszuweiſen, zu welchem Ende die von 
‚ der Koͤnigl. Kalenders Deputation abzufendenden Normals 
Motizen jedesmal mit der Unterfchrift und dem Stempel _ 
derfelben verfehen fein. werden. | 
. Bromberg, den 23. März 1827. 
Abtheilung des Innern. 





84. 
Publikandum des Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidiums der Provinz 
Brandenburg, die Cenſur der Kupferdruck⸗ und. litho⸗ 
graphirten Schriften betreffend, — 
Der erfle Artikel der Cenſur⸗Verordnung vom 18. 
Dftober 1819 beſtimmt wörtlich: un I 
alle in unferm. Lande berauszugebende Bücher und 
Schriften, follen der in den nachfiehenden Artikeln - 
‚  verordneten Cenſur zur Genehmigung vorgelegt, und 
ohne deren ſchriftliche Erlaubniß weder gedruckt noch 
verkauft. werden, — — a 
‚und nach einer erläuternden Beſtimmung des Könige. Mi- 
niſteriums der Geiftiichen,, Unterrichtd- und Medisinal-Ans“ 
gelegenheiten, fo wie ded Innern und der a 1 
ers 


—— | 16: 
Hieraus, daß die Vorfchriften der gedachten Cenſur⸗Verord⸗ 
nung auch anf diejenigen Schriften ' angewendet werdet 
möffen, welche, in. Kupfer geftochen oder lithographirt werden. 

Berlin, den 9. Februar 1827. . 
Der ae dent der Provinz Brandenburg. 
v. — ewig. 


x 


— — —— — — 


| 85. 
Publifandum der Königl. Regierung zu Bromberg, die 
Genfur der Steindruckſachen betreffend. 


Den Magifträten an denjenigen Drten, in — 
Steindruckereien kuͤnftig entſtehen moͤchten, machen wir hier⸗ 
mit bemerklich, daß, in ſofern ſich Steindruckereien nur 
mit ſolchen Druckſachen befaſſen, auf welche die Beſtim⸗ 
mung des letzten Satzes im Artikel IV. des Cenſur⸗Ge⸗ 
ſetzes vom 18. Oktober 1819 paßt, namentlich mit Ge 
legenheits-Gedichten und Schriften, Schulprogrammen und 
andern einzelnen Blättern, im diefem Falle die Cenfur dies 
fer Steindruckgegenftände, dem, der am Drte zum Cenfor 
beſtellt üft, jedoch unter Aufſicht und Kontrolle des Königl. 
Dber-Präfidit verbleibt. Sobald jedoch das fithograppirte 
aus den. Grenzen der, der polizeilichen Cenſur überlaffenen 
Gegenftände hinausgeht, müffen die zu lithographirenden 
Sachen den ordentlihen Cenſoren der Provinz vorgelegt, 
und zu dieſem Behuf dem Königl. Ober Praͤſidio der Pros 
vinz eingereicht werden. | 

Die Inhaber der Steindruckereien find daher zu feis 
ner Zeit vorzufordern, von vorftehenden Beftimmungen zu 
unterrichten und zur Unterfchrift der diesfälligen, von ih. 
nen zu volziehenden und zu den magiftratualifchen Akten 
zu nehmenden DBerhandlungen zu veranlaffen. 

Dromberg, den 28. Sebruar 1827. 

Abtheilung bed Innern, 





Annalen. Seftl. 1827. | N 
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Reſcript des Königl. Miniſteriums des — und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Danzig, bie 
Ertheilung von Leichenpaͤſſen betreffend. 


Die Koͤnigl. Regierung 18 erhält anf Ihren Bericht vom 
19. v. M. wegen der Ertheilung der Leichenpäfle, das auf 
eine ähnliche Anfrage unterm 2. April 1825*) an die 
Kegierung zu Magdeburg erlaflene Reſcript bierbei zur 
Nachricht und Beachtung in Abfchrift. 

Berlin, den ı3. März 1827. 

Minifterium ded Innern und der Polizei. 
Köhler. 


87- | 
Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern an den 
Herrn Ober⸗Praͤſidenten N. N., die Erhebüng einer Ab- 
gabe von Öffentlichen Tanzluftbarfeiten zu den Orte 
| Armen-Raffen betreffend. 


1 





Von dem Magiſtrat zu N. N. iſt daruͤber Beſchwerde 
erhoben worden, daß die Koͤnigl. Regierung zu N. N. ihm 
die Erhebung einer Abgabe von den Tanzluſtbarkeiten zum 
Beften der Armen⸗Kaſſe abgefchlagen. habe. 

Nun bat allerdingd die vom Minifterio genehmigte 
Erhebung folcher Abgaben in mehreren Faͤllen Reclama⸗ 
tionen veranlaßt, welche nicht immer abzumeifen gemwefen 
find, da fich ergeben hat, daß durch diefe Abgaben einzelne- 
Gewerbetreibende wefentlich beläftige, worden find. Ich 
pflege daher Anträge der vorliegenden Art infoweit, als 
nach folchen die Tanzinftbarfeiten bis zur Polizeiftunde bes 
fteuert werden follen, nur in den bringendflen Fällen zu 
genehmigen. 

Was dagegen die über die Polizeifiunde auszudeh- 
nenden Öffentlichen Tanzluftbarkeiten anlangt, fo verdienen 
*) Jahrg. 1825, 2tes Heft, ©. 418. 


| 165: 


diefelben Überhaupt Feine Begänftigung, da durch: folche die 
nächtliche Schwärmerei und Ausſchweifung der niederen, 
und beſonders der dienenden Klaſſe befördere und zu Eu 
eefjen mancherlei Art DVeranlaffung gegeben wird, Des. 
Halb und. da auch zu diefen legteren Luſtbarkeiten befons 
dere polizeiliche Erlaubniß nöthig iſt, welcher: die Bedins 
gung einer Abgabe zur Armen⸗Kaſſe beigefügt werden kann, 
bleibt Ew. ꝛtc. anheimgeſtellt, auf Anträge der Communen 
eine folche Erhebung, welche jedoch in den Schranfen der 
Maͤßigkeit bleiben muß, zu geflatten, auch die vorliegende 
Befchwerde hiernach gefällign zu entſcheiden. 
Berlin, den 27. Januar 1826. 
Der Miniſter des Innern. 
| v. Shudmann, 


88. 
Refeript des Könige. Minifteriums des Innern, an den. 
Magiftrat zu Frankfurt a. d. D., diefelbe Angelegenheit 
0 betreffend. ' | 


Dem Magiſtrat zu Frankfurt wird auf Seine Bor- 
flellung vom ı2. d. M., den Antrag ‚enthaltend, es bei 
der früher bewilligten Abgabe von den Tanzluſtbarkeiten 
ohne Ruͤckſicht auf die Polizeifiunde zu belaffen, zu erfen- 
nen gegeben, daß das Miniſterium des I "ern wegen der 
viefen gegen die unbedingte — aller Tanzluſtbar⸗ 
keiten eingegangenen Neclamationen f ne frühere. Berfü, 
gung in der Urt, wie die eingereichte Negierungs s Kefofus 
tion vom 19. Dezember v. J. (Anl. a.) es deſagt, zu 
modificiven fich bewogen gefunden hat, und es. hierbei fein 
Bemwenden behalten muß. a 

Berlin, den 21. März 1827. | 
Minifterium des Innern. u” Abtheilung. 


oͤhler. 
a. 


In Gemaͤßhelt eines hier eingegangenen Reſeripts des 
»- 29 
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Koͤnigl. Minifterli des, Innern geben wie dem Magiſtrat, in 
Verfolg der Verfuͤgung vom 5. Oktober dr, hiermit: auf, 
die zum Beſten der Armen s.Kafle eingeführte. Beſteuerung der 
öffentlichen ZTanzluftbarkeiten, inſofern dieſe nicht länger" als. bie 
10 Uhr Abends fortgefeßt werden, gänzlich einzuftellen, und die 
dafuͤr bis jetzt gezahlten zo Sgr. nicht weiter zu erheben. Die 
Beſteuerung der bis uͤber die zehnte Stunde Hinauswähs 
renden. Tanzluftbarfeiten, findet jedoch mit einem ‘Thaler zehn 
. Silbergrofchen, nach wie vor, flatt. EEE 
Sranffurt a, d. D., den 19. Dezember 1826: ° 
Koͤnigl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


un 
den Magiſtrat bterfelbfi. 


| G; 
Daß; Polizei. 

Ertraft aus dem Reſcripte des Königl. Minifteriums 
des Innern und der Polizei, an bie Königl. Regierung 
zu Bromberg, die Verwendung der Paßgebühren 
betreffend. Ze 


— 





Indem das Miniſterium die weitere diesfaͤlige Ver⸗ 
fuͤgung der Koͤnigl. Regierung uͤberlaͤßt, wird Derſelben 
auf Deren Anfrage wegen der Verwendung der Paßgebuh⸗ 
ren überhaupt eröffnet, daß nicht allein die Kreisfchreiber, 
fondern auch andere landraͤthliche Buͤreau⸗Gehuͤlfen, als 
Subalternen der Polizeivermaltung, aus den gedachten Ges 
buͤhren Gratififationen erhalten fönnen, in fofern diefelben 
fonft dazu geeignet befunden werden, — 

Berlin, den 23. März 1827. 
Miniſterium des Innern und ber Polizei. 
| Ä Sa Köhler. 


165° 
Ayer ana 0 90. F F | 
Kefeript des Kdnigl Miniſteriums bes und ber 
Polizei, an, bie Königl. Regierung zu N.. N., daß Res 
when ‚an. ber. Berstheilung ber Paßge 
buͤhren nicht — nehmen fünnen. : 





Da Bielerunge ⸗Veamte keineswegs zur BARON 
der Polizei: DOffizianten gezählt ‘werden Finnen, fo finder‘ 
das unterzeichnete Minifterium auf’dven Bericht der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung vom 23. December ©. J. nicht zutäßtg, 
die Unter» Beamten Fhres Collegii an der Vertheilung der 
Paßausfertigungs = Gebühren Theil nehmen zu — 

Berlin, den 5. Januar 1827. 
Miniſterium des Innern und der Wolie 
_ Köhler. 


— 
Eigahei voluit on 


great mein 
Reſcript des igiz Miniſteriums des Snnen;ı an bie 
Königl. Regierung zu Marienwerder, die Bewilligung 
und Auszahlang ‚von Prämien. für die N 

— Brandſtifter betreffend. mn 

Der Koͤnigl. Regierung wird "auf Ihre — in: 

den Berichte vom ro. v. M. wegen Bewilligung und Aus⸗ 
zahlung der Praͤmie für die Entdeckung vorſaͤtzlicher Brands 
ſtiſter zum Beſcheide eröfftier, daß Sie durch die von Ihr 
in Bezug genommene Verfügung vom 21. Junt 1822 nur 
ermächtigt worden, demjenigen, welcher ohne Ruͤckſicht, ob 
er fchon durch Dienftpflicht zw dieſer Ermitrelung ver 
Hunden iſt oder nicht, einen vorfäßlichen Brandftifter ders 
supelt, daß — — verurtheilt wird, ent⸗ 
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deckt bat, eine Prämie vom 100 bis 300 Rthlr. nach 
Maafgabe der befonderen Umftände des Falls zu verſpre⸗ 
chen, und darüber Bekanntmachung zu erlaſſen. Zu der 
Beſtimmung in konkreten Zählen, ob und welche Prämie 
deshalb bewilligt werden koͤnne, muß gen hier die Ge⸗ 
nehmigung eingeholt, und: deshalb ein gutachtlicher Bes 
richt unter Beilegung der ge begründenden Vers 
handlungen .erfiattet werden. Der Betrag der auszuſetzen⸗ 
den Prämie auf die Feuer: Societätd-Kaffen anzumeifen,, 
iſt nicht beabfichtige worden, und wird in den Fällen, mo 
diefelben flast finden, der Fonds, aus dem — zu ee 
find, beſtimmt werden. 

Berlin,.den 2. Februar 1827. 


Minifterium des Innern, Erſte ER f 
| Köhler, 


, 
Äh 
+ 





92. 

Keferip des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung Ju Frankfurt, die 
Siggebühren und Lagerungsfpften für Vagabonden 
F und Transportaten betreffend. 


— — 


Da der jetzt in dem Berichte der Koͤnigl. Reglerung 
vom 12. v. M. gegebenen Auskunft zufolge der Anſatz von 
Silbergroſchen 3 Pfennigen an Sitzgebuͤhren und Lager 
rungslkoſten täglich, bei den Transporten der Bagabonden 
und anderer auf polizeiliche Anordnung fortzufchaffenden 
Derfonen im dortigen Verwaltungs» Bezirke‘ obſervanzmaͤ⸗ 
Big ſtatt findet, fo kann ſolcher auch fernerweit bis auf 
andere Beſtimmung unbedenklich beibehalten werden. : We⸗ 
gen des Fichtgeldes bedarf es Feiner weiteren Feſiſetzung 
Was dagegen die Heitzungs-Koſten betrifft, fo erſcheint es 
nothwendig, deshalb ebenfalls einen angemeſſenen feſten 
Unfag a, die Wintermonate zu Auilimnen in wiefern 


* 
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nicht, wie als mahrfcheinlich angenommen werden muß, des⸗ 
halb bereitd eine Obſervanz Befteht. 

Berlin, den 2, Februar 1827. 


Der Pe des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. * 


93. 

Reſcript des Konigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Bromberg!, bie 
Entrichtung der Transportfoften für Ausgewiefene 

. betreffend.’ | 





Unter Beziehung auf die allgemeine Befcheidung über 
die Anwendbarkeit der in dem Bericht der Koͤnigl. Regie⸗ 
rung vom 30. November v. J. erwähnten Beftimmung wes 
gen Entrichtung, der Transportfoften für die Ausgewieſe⸗ 
nen, welche Derfelben in der Verfügung vom 22. De 
tember v. J. ertheilt worden, ift zur Erledigung ded ges 
genwärtig in deren Bericht vom 29. v. M. mieber vorge 
tragenen Zweifels nur noch bemerklich zu machen, daß nach 
dem darin amgedeuteten Prinzip die Verpflichtung zur. Kos 
fien»Webertragung für den Polizeis oder KriminalsFonde 
davon abhängt, od bie Ausweiſung über die Grenze in 
Folge einer" richter lichen oder poltzeilichen Anord⸗ 
nung: erfolgt. 

Berlin, den 15. Februar 1827. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


94. 

SRefeript des s Khnigl. Minifteriums des Innern, an bie 
Könige. Regierung zu Merfeburg, die Aufhebung bes 
Erbfolgerechts der vormals Sächfifchen Zucht⸗ und. 

Arbeitshaͤuſer betreffend. 


Da das Erbfolgerecht der vormals Saͤchſiſchen Zucht⸗ 


\ 
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und Arbeitapänfer,, weshalb die Koͤnigl. Reglerung den 


Bericht vom 2. d. M., erſtattet hat, nicht. anf, ſpeziellen, 


den betreffenden Inſtituten verliehenen landesherrlichen 


Privilegien beruhet, fondern die hierunter beſtandene Eins 
richtung aus einer allgemeinen gefeglichen Beſtimmung, 
nach welcher diefelben den Hospitaͤlern, Armen: und Wais 
fenhäufern, jedoch, auch nur mit Befchränfung auf die eins 
gebrachten Sachen gleich gefeßt worden find, hervorgegans 
gen ift; fo kann nach erfolgter Aufhebung: dieſer Geſetzge⸗ 
bung Fein Anſpruch auf. das. fragliche Erbfolgerecht ges 


macht werden. Dagegen verſteht fich von felöft, daß, wenn 


die Inſtituts⸗Kaſſe als Gläubiger Anforderungen an den 
Nachlaß eines Sträflingd zu marhen bat, felbige dadurch 
nicht aufgehöben find, fondern im gehörigen Wege geltend 
— werden koͤnnen. 
pe; den 19. Januar 1827. . 
Miniſterium be Innern. 5 en u * 





oͤhler. 
Pollet gegen gti, 
— —* 


Reſerpe des Koͤnigl. Miniſteriums des — und den | 
Polizei, an die König. Regierung zu N. N., die polia. 
zeilihen Maafregeln gegen das zu frühe — 
ben der Leichen betreffend. 
| „Die in. dem Vericht der Koͤnigl. Regierung vom 3. 
v. M. erwähnten, und demſelben abſchriftlich beigefügten 
Publifanden Detfelben. gegen das zu frühe Begraben der 


‚Leichen, vom 16. November 1822 und 14. November 1824, 


find in dem Umfange, wie fie gefaße find, ohne eigene 
Leichenſchau⸗Anſtalten nicht wohl ausführbar und fogar 
für die Geſundheit 'gefährfich, weil nicht genugfam auf 


diejenigen Ärmeren Bewohner, welde nur Ein Zimmer 


69 . 
dewohnen, und fuͤr die —— eines Leichnams kein 
anderes Lokal haben, fo wie auf diejenigen Orte, wo kein 
Arzt oder Wundarzt zu haben iff, Rück. genommen 
morden.- 

Die Koͤnigl. Regierung bat daher anderweit anzu⸗ 
ordnen: | 

1), daß es zwar bei der Vorſchrift ‚nach ‚Welcher Nies 
mand vor Ablauf von 72 Stunden nach feinem Abs 
Ieben beerdigt iverden ‚darf, der Negel nach verbleiben 
muͤſſe; 

2) daß aber ein fruͤheres Beerdigen, außer den Faͤl⸗ 
len, wo ein ſolches ſogar geboten ſei, wie 5 B. bet 
Epidemien ꝛc., auch in den Fallen nachsegeben wer⸗ 
den koͤnne, wenn: 

a) entweder ein approbirter Art oder. Bundarze ber 
zeugt, daß die Leiche alle Sonren des wirklichen 
Todes an fich trage, 

| b) oder an Drten, wo Fein Arzt iſt, der Biürgermeis 
fier oder der. Dorfſchulz mit zwei erfahrnen Maͤn⸗ 
nern, mit Rückficht auf die in dem Gutachten des 

‚ Ober » Collegium sSanitatis vom 31. Dftober 1794 

(Anl. a.) angegebenen Vorſichtsmaaßregeln die Vers 

haͤltniſſe unterfucht, und die frühere Derdiauns gen 

flattet hat. 

‚Berlin, den 2. März 1827. 
——— des ers und der Polurei. 
ei 
2 
Gutadhten. 

Um das Lebendigbegraben zu verhäten, und die Hücktehe. 
zum Leben bei_Scheintodten zu befärdern, muß fein Geftorbes 
ner, wenn auch gleich die Zeichen des. Todes bei ihm wahrge⸗ 
nommen werden, fogleich entfleidet in falten Zimmern hinge⸗ 
legt werden, fondern man muß: ihn, im Sommer, Frühjahr 
und Herbſt, wenigftens einen bis zwei, und im Winter drei 
bis vier Tage in mäßig warmer Luft bekleidet liegen laſſen. 

In diefer Zeit nun muͤſſen yntee den Verfuchen zur Mies 
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derbelehbung, wenn auch zu andern MWerfuchen feine Gelegenheit , 
wäre, wenigſtens das Auftröpfeln, des Falten Waflers auf die 
Herzgrube, fo hoch als es angeht, das Auftröpfeln des Kochen, 
den Waflers auf eben diefe Gegend, das Vorhalten des bren⸗ 
nenden Lichts vor die. Augen, das Abbrennen einer Feder uns 
. ter der Naſe, und das ſtarke Einreden in die Ohren des ans 
ſchelt. enden Todten, öfters veranftaltet werden, und vorzüglich 
muß man bei’ anfchelnend todtgebornen Kindern, außer dem 
Reiben, Bürften und Baden, das Einblafen der Luft in ihre 
Lunge fogleich nad) ‘der Geburt nicht verabfäumen, 

Sollten ſich aber bei allen diefen Verſuchen keine Zeichen 
des Lebens zeigen, fo iſt dann der Körper als Leiche gewaſchen 
und bekleider in einem offenen Sarge unter -gehöriger Aufficht 
von Wächtern in Eühler Luft Hinzuftellen, und dann muß man 
Ihn im Frühjahr, Sommer und Herbſt etwa noch einen oder 
zwei, und im Winter noch zwei oder drei Tage bis zum Bes 
graben liegen laſſen; da ſich denn in dieſer Zeit die erften 
Zeichen der wirklichen und allgemeinen Fäulnif bei wirklichen 
Todten zeigen und die Gemwißheit des Todes - geben werden. 

Am nörhigften indeffen iſt diefe genaue Vorſchrift vorzuͤg⸗ 
lich bei Menfchen, welche plöglid, oder auch nad) einer Kranks 
beit von wenigen Tagen anfcheinend geftorben find, — fü * 
vorher ganz geſund waren. 

Dahin gehoͤren beſonders folgende Todesarten: 

i. Diejenigen, welche in heftigen Anfälen von Nervenkranks 
heiten, als im Schlagfluß, Starrfucht,  fallender Sucht 
oder in andern Convulfionen, in bypochondrifchen und 
hyſteriſchen Krämpfen, im Magenframpf, nad heftigen 
Leidenfchaften, nah Beraufhung durch hitzige Getränke, 
nach heftigen Schlägen auf weiche, fehr empfindliche Theile, 
insbefondere die Hoden, und nad) einem Fall oder Schlag 
auf den Kopf, ploͤtzlich erfolgten, 
Diejenigen, welhe vom Genuß, oder anderer Anwendung 
betäubender Gifte oder Nahrungsmittel veranlaßt wurden, 
Die Anwendung des Mohns und Saffrans In Spelfen 
und das Raͤuchern mit Saamen des DBilfenkrauts bei 
Zahnfhmerzen, kann auf dem Lande dazu. Gelegenheit 
geben. 


2 


1. 


I 3. Sheeutgen, welche nach ftarfer Verblutung oder nach an⸗ 
"dern ſtarken Ausleerungen erfolgten. 
4. Diejenigen, welche von großen Schmerzen veranlaßt wurden. 


$ ‚Diejenigen, welche nah fchmeren Geburten erfolgten; . 


am. 


bier kann der Todesfall entweder Mutter oder Ein, oder 


‚beide zugleich betreffen. 

6. Derjenige, welcher nad) erlittenem — erfolgte ‚be 
fonders wenn die Kräfte des Körpers zugleich art an⸗ 
geſtrengt wurden, 

7. Diejenigen, welche nach uͤbermaͤßlgem Eſſen und Trinken, und 

8, Diejenigen, welche durch Erſtickung erfolgten. Die Er—⸗ 

ſtickung kann von Außerer Gewalt, Erhenken, Ertrinken, 
ober. ſie kann auch von erſtickenden Dünften herruͤhren. 

Dergleichen Dunft ift im Kohlendampf, in tiefen Bruns 

‚nen oder Kelern; auch fleigt er aus gährenden Dingen, 

vorzuglich aus Bier und Weinmoft hervor, uud außer⸗ 

dem findet er fih auch in dem Dufte ſtark riechender Blumen, 

Solche Menfhen, welche an langwierigen und befons 
ders an abzehrenden Krankheiten fterben, oder auch am 
Hisigen Ausſchlags⸗ und andern Fiebern, welche fieben 
Tage oder darüber dauerten, darf man nur etwa die 
Hälfte der oben feftgefegten Zeit auf die obige Art bes 


handeln. Es iſt alfo nur nörhig, fie im Winter fünf, 


und im Sommer drei Tage bis zum Begraben liegen zu 
faffen, und man fann fi fie fhon am ‚Wrieiten Tage in den 
offenen Sarg legen. 

Del. Menſchen endlich, weiche an faulen: Flebern, Ruh⸗ 
ren, bösartigen Pocken und ähnlichen Krankheiten, wo 
Anftefung zu beſorgen tft, ftarben, iſt es hinreichend, den 
Verſuch des Auftröpfelng des Falten Waflers in die Hery 


grube am Todestage, oder allenfalls noch am naͤchſtfol⸗ — 


genden, einigemal zu machen. Man darf den Todten 
ſchon am Todestage in einen offnen Sarg legen, und ihn 


im Sommer am Ende des dritten Tages, oder nach etwa 
fehzig Stunden, vom erfolgten Tode an gerechnet, im 


Winter aber am Ende des vierten Tages, oder etwa nad) 
achtzig vom Tode an verlaufenen Stunden, begraben, 
Leichen dieſer Art muͤſſen, fo lange fie ‚über der Erde 
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find, in einem von. der. Wohnung der übrigen. Menfchen 

fo viel möglih entlegenen und mit Zugluft verſehenen 

Orte aufbewahrt werden. 
Das zum Verhuͤten des Lebendigbegrabens — 
längere Aufbewahren ‚der. Leichen gefchieht am. beſten in einem 
befondern Zimmer des Haufes, worin der Menſch ſtarb, und 
unter der Aufficht eines oder: zweier furchtlofen Wächter, „welche 
‚die Leiche oft genau beobachten. . Da aber in. den. Städten, 
und noch mehr auf dem Lande, viele Bürger. eine befondere 
Zimmer zur Aufbewahrung der. Leichem ihrer Angehörigen bers 
geben, und die Koften der Wächter. beftreiten können, fo find 
zu. diefem Zweck öffentliche Leihenhäufer vorgefchlagen,, und auch 
in verfchledenen, Städten, 4. B. Weimar, Brauuſchweis und 
Berlin, wirklich. errichtet worden, 1 

Da aber eine allgemeine Einrichtung der Leichenhänfer auf 
dem platten Lande, vor ‘der Hand wenigſtens, - unausführbar 
zu fein ſcheint, fo iſt ſtatt derfelben auf dem platten Lande ein 
transportables Leichenzelt und ein leicht beweglicher Sargdeckel 
in Vorfchlag gebracht worden. Im Sommer, Frühjahr und 
Herbſt, Könnten die Leichen unter einem ſolchen Zelte in einem 
Garten, Hofe, oder auch, wenn eine Kirche Im Dorfe wäre, 
In der Kirche felbft, fhon vom dritten Tage bis zur Beerdis 
gung hin, beigefeßt, und zumellen von dazu beftellten : Pers 
fonen benbachtee werden, - Bel Leichen folcher Perſonen, die an 
anſteckenden Krankheiten farben ,. könnte diefes Beiſetzen ſchon 
den zweiten Tag gefchehen. Noch beffer wuͤrde es aber fein, 
wenn in jedem: Dorfe eine Kammer eines entlegenen Hauſes 
zus gemeinfchaftlichen Aufbewahrung der Leichen, und etwa der 
Nachtwaͤchter zugleich zum Lelchenmächter beftimmt werden koͤnnte. 

Im Winter wird wohl der einzige, auf dem Lande alle 
gemein ausführbare Vorſchlag diefer fein, daß man einen Abs 
ſchlag eines gut zugemachten Kuh- oder Pferdeftalles, zu dem 
diefe Thiere zwar nicht kommen, aber Ihm doch Wärme mit 
‚ theilen können, zum Aufbewahren der Leichen anmende. Hier 
kann man fie dann unter der Auffiche eines Wächters in einem 
offenen Sarge binftellen, und mit Kleidungsſtuͤcken locker bes 
decken, fo daß tveder Mäufe noch andere im Stalle befindliche . 
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kleine ae ſchaden Finnen, und zugleich ber etwa erwachſende 
—— auch feinen Erſticken ausgeſetzt iſt. 

Das Leichenzelt kann auch in jedem Stalle —— 
* der bewegliche Sargdeckel darf ebenfalls bei Ermangelung 
eines Waͤchters angewendet werden. 
Berlin, den: 31. Oktober 1794, 
Koͤnigl. Preuß. Obet : Collegium Lanitatis. 





96. | 
Cirkular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern: 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, die 
Abfhaffung. der: an den Stabes Thorflügeln: befindlichen 

ſogenannten Schwengel oder Leiſten betreffend. 

Nachdem die Gefaͤhrlichkeit der oft am den: Thorfluͤ⸗ 
geln befindlichen ſogenannten Schwengel oder: Leiften, wel⸗ 
che. in. horizontaler Lage an dem einen Flugel befeftige find, 
und über. den ‚andern hinweggehen, um durch eine Vers 
Bindung mit dem. Thorpfoften. das Thor. zu verfchließen, 
neuerlich durch einen unglücklichen Vorfall ſich erwieſen 
hat, indem dadurch bei unvorfichtigem Fahren ein Reiſen⸗ 
der bedeutend befchädigt worden ift, fo hat des Herrn 
Generals Poflmeifterd Excellenz den Wunfch geäußert, daß 
allgemein ein weniger gefährliches, Verſchließen der Thore 
angeordnet werden moͤgte. 

Es laͤßt ſich zwar nicht verkennen, daß bei unvor⸗ 
ſichtiger Handlungsweiſe faſt jeder Gegenſtand Gefahr brin⸗ 
gen kann; es leuchtet aber auch ein, daß die gedachten 
Schwengel, ſelbſt bei gehoͤrig angewandter Vorſicht, z. B. 
bei ſtarkem Winde, beſonders zur Nachtzeit gefaͤhrlich wer⸗ 
den koͤnnen. 

Die Koͤnigl. —— erhaͤlt daher hierdurch den 
Auftrag, darauf zu halten, daß dergleichen Schwengel bei 
den Thoren, durch welche Landſtraßen und. Öffentliche Wege 
führen, nicht allein. in dem Falle eines Neubaues oder bes 
deutender Reparatur gänzlich vermieden, fondern auch, fo 


174 
weit die Umftände und vorhandenen Mittel es geflatten, 
bei dem jegt noch brauchbaren Ihorflügeln nach - und nah 
foregefchafft, und Statt derfelben andere Einrichtungen zum 
Verſchließen gewählt werden, in welcher Hinficht, das von 
der Königl. Ober Bau» Deputation darüber erforderte, in 
Abſchrift (sub lit, a.) beifolgende, Gutachten mebrert Vor⸗ 
fchläge enthält. | Ä 


Berlin, den 23. Märf 1827. 


Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Syudmann. 


a. 


Em. Creellenz verfehlen wir nicht, auf ı das — its 
ruͤckgehende, verehtliche Dectet vom 38. v. M. mit Bezug: 
nahme auf unferen Bericht vom 27. Sanuar d.* J. beifpiels, 
weiſe einige Mittel anzugeben, durch welche die Schwengel der 
Thorwegsfluͤgel entbehrlich gemacht werden können. - 


1) eiferne Ueberwärfe, welche an einem Flügel befe 
ftige find, und über eine Kramme an den andern Fluͤgel 
gelegt und nad) Umftänden durch einen Vorſteckangel oder 
ein Vorlegefhloß an der Kramme gehalten werden. 


Dieſe ſehr einfache und wohlfeile Vorrichtung if jes 
doch nur bei leichten Bitter: Thorwegen von mäßiger Größe 
anwendbar; fie erfordert auch, mie die folgenden unter 
2, 3 un) 4, in der Mitte der Oeffnung einen kleinen 
AnhaͤngePfoſten mit Kloben zum Ketteln des einen Flu⸗— 
gels oder einen elngepflaſterten Stein mit eingearbeiteter 
‚ Vertiefung, in welche ein, an dem Flügel angebrachter 
Regel geſchoben wird, oder endlich eine, unter ber in 4 
twegsöffnung durchgehende Schwelle, 

2) Riegel, nach Umftänden von Holz oder Eifen von. — 
ver oder geringerer Länge, welche an einem Fluͤgel befe⸗ 
ſtigt find und in horizontaler Sichtung vor den andern, 
mie Ktammen verfehenen Flügel geſchoben werden.  - - 

Der Verfhlug kann durch. ein Worlegefchloß- am Nies 
gel oder durch ein gewoͤhnliches Schloß bewirkt werden. 


3 Looshoͤlzer, nad Umftänden von Doppel. 
Latten, Rollenholz oder Kreuzholz, welche 
nach dem nebenſtehenden Profil in eiſerne, 
an den Thorpfoſten oder Thorpfeilern, ſo 
wie an den Thorwegsfluͤgeln befeſtigte Has 
fen gelegt und beim Oeſfnen der Fluͤgel 
herausgehoben werden. 


Befindet ſich die Thorwegs-Oeffnung Im 
einer Wand oder Mauer, welche mit der Oeff— 
nung in Einer Ebene fiehet und an einer 
Seite wenigftens die Länge der Deffnung hat; 
fo kann Statt des Loosholzes 


4) ein Hölzerner Riegel von angemefjener Stärke ans: 
gebraht werden, der in Krammen von entiprechender 
Meite Über den ganzen Thorweg vors und beim Oeffnen 
surückgefchoben wird. 

Diefe Vorrichtung iſt ſehr tüchtig, aber etwas umftändfich, 

Schlägt endlich der Thorweg unten gegen eine Schwelle 

und oben gegen einen Rahm oder ein Latteiholz; fo gu 
nügen 

5) Schubriegef an einem Flügel, am welchen der andere 
mit einem horizontalen Niegel, mit einem Ueberwurf oder 
mit einem Schloß verbunden wird. _ 

Em. Excellenz werden aus biefer , möglihft kurzgefaßs 
ten Angabe hochgenelgteft erfehen, daß die Umftände fehr vers 
fhieden und die-Combinationen derfelben fehr mannisfaltig find; 
daß alfo der Verſuch vergeblich fein würde, eine, auch nur die 
meiften Fälle berährende Anmelfung zu ertheilen. Indeſſen 
wird unferes Dafürhaltens in jedem einzelnen Falle die Wahl 
eines angemeffenen Mittels zur Vermeidung der gefahrbringen, 
den Conftruction der Thormegsflügel mit keinen 
Schwierigkeiten unterliegen, 

Berlin, den 3. März 18:7. 
König. Ober, Baus Deputat! on. 


des Meng "Birtlihen Geheimen 

Etantsminifters des Innern und 

der Polizei ıc. Hr. v. Schumann 
Excellenz. 
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97. 
Refeript des Konigl Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, den freiwilligen Aus⸗ 
tritt einzelner Sintereffenten aus der Nagdeburgſchen 
Land⸗ Feuer⸗ Sogierät betreffend. 


Meder aus dem von der Koͤnigl. Regierung mittelft 
» Berichts vom 19. v. M. eingereichten Reglement der eis 
gentlich nur für das platte Land des Herzogthums Mag⸗ 
deburg unterm 26. Septbr. 1789 errichteten Brand: Vers 
fiherungs: Gefelifchaft, noch ans den vorgelegten fpäteren 
Erläuterungen beffelben refp. vom 28. Mai 1804 und 6. 
Nov. 1808, welche Piecen hiebei zurück erfolgen, laäßt 
fi) im Allgemeinen die Folgerung ziehen, daß, wenn flädts 
ſche Eorporationen beitreten und aufgenommen werben, 
alsdann für die einzeinen Gebäude, Befiger die bei dem 
platten Sande wegen der Unterthamen»Befigungen feſt⸗ 
geſetzte Zwangs-Verpflichtung von felbft eintreten muͤſſe, 
da vielmehr dieſe fingulaire Beſchraͤnkung ihren alleinigen 
Grund in den bier feine Anwendung findenten Unterthas 
. nenVerhältnifien gehabt hat. Eben fo wenig if von eis 
ner ſolchen Verbindlichkeit damals, ald der Zutritt der 
Stadt Erfurth eingeleitet wurde, die Rede gewefen, wie 
foiched aus den ‚deshalb bier eingefcehenen Akten der ehe⸗ 
maligen Special:Drganifations-Commiffion zu Heiligenftade 
erhellet. Der in dem früheren Berichte der Königl. Res 
gierung vom 16. Januar d. J. erwähnte Beſchluß der 
Magdeburgfchen Lands Feuer: Sozietät hinfichtlich des freis 
willigen Austrittd einzelner Intereſſenten erſcheint daher 
ganz richtig und vollfommen begründet, und es iſt durch“ 
aus feine Veranlaſſung vorhanden, der Brand» Verficherungss 
Geſellſchaft anzufinnen, die einzelnen GebäudesBefiger als 
Zwangsverpflichtete anzuerkennen und zu behandeln. Hier⸗ 
nach alfo hat die Koͤnigl. Regierung den Magiſtrat zu Er⸗ 
furth mit Beſcheidung zu verſehen. 
Berlin, den 23. März 1827. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler, 
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ae ae ee 
Bericht des Königl. Ober⸗Praͤſidiums zu Pofen, an 
das Königl. Minifterium des Innern, die Erhebung der 

Brands Entfhädigungss Gelder aus ber Feuers 
Sogieräte, Kaffe betreffend. 
Durch die verehrliche: Verfügung ‚von 9: Septenber 
— ). haben Ew. Excellenz auf meinen Bericht vom 23. 
Knauf v. J. zu genehmigen. erubt, 

daß der Nachweis des Retabliſſements abgebrannter ' 
Gebaͤude auf dem platten Lande, Behufs der aus der 
Seuers Sozietätd> Kaffe zu  leiftenden Verguͤtigung durch 
ein Atteft des Woyts unter Ziziehung der Baus Hands 


iverfer, durch welche der Viederaufban bewerkſielliget — 


worden, gefuͤhrt werden koͤnne. 

Die haͤufigen Klagen, welche von den Staͤdte⸗Bewoh⸗ 
nern därüber gefuͤhrt werden, daß fie jur Erhebung der 
letzten Mäte der Brands Entſchaͤdigungen nicht gelangen 
fönnen, weil die mit Arbeiten fehr überlaterien Baube- 
dienten weder gelegentlich noch auf äusdruͤckliche AUufforkes 
zung in die Städte kommen, wo Retabliſſements⸗ Atteſte 
auszuſtellen find, hat der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direltion Veran⸗ | 
lafung zu dem Wunfche gegeben, | 

auch rückfichtlich der Retabliſſements/ Atteſte in dei Staͤd⸗ 

ten, nach, Ew. Excellen; oben gedachten Verfügung ver: 

fahren und ein vom Buͤrgermeiſter unter Zuziehung der 

Bau⸗Handwerker —— Atteſt fuͤr ausreichend au⸗ 

nehmen zu duͤrfen. | 

Deögleichen hat fie darauf Angetragen, daß den At⸗ 
teſten zuverlaͤßiger Dan» Condukteure die nehmliche Glaub⸗ 
wuͤrdigkeit als denen der Bau⸗Juſpektoren beigelegt werde: 
Meiner Anſicht nach fiehet diefen Anträgen nichts 
entgegen, und da eine fehr wünfchenswerthe Erleichterung 
fär das Publikum Da beabſichtiget und erreicht wird, 


N conf: Sabıg. 1836) zfieg Be ©. 504: 
rinnalen. Heft I: 1827. | M 
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. fo ftelle Ew Erceilen; ich ganz gehorfamft anheim, — 
zur Wilfahrung, diefer Wunſche zu authoriſi ren. 
Poſen, den 36 — 1827. 
2 \ Baumann. 
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Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des — an das 
Koͤnigl. ————— zu Poͤſen, dieſelbe — 
betreffenb. 
Die von PN Hochwohlgeboren mittelſt Serie von 
31. v. M. bevorworteten, von ‚der Feuer-⸗Sozietaͤts⸗Direk⸗ 
tion. Dinfichte des Verfahrens in. den Städten bei Aus— 
ſtellung der Atteſte über ‚dag Retabliſſement abgebrannter 
Gebaͤude in ‚Antrag gebrachten Modifikationen erſcheinen 
ganz zweckmaͤßig, auch ſonſt, inſoſern von der Feuer⸗So⸗ 
zierätd-Direftion die gehörige. Auſmerkſamkeit bei den diee⸗ 
faͤlligen Prüfungen angewendet ‚wird, dem. Intereſſe der 
Sozietaͤt ſelbſt nicht nachtheilig. 
Ew. Hochwohlgeboren uͤberlaſſe ich, die weiteren An⸗ 
ordnungen hiernach zu treffen, wuͤnſche jedoch, von ‚dem 
Inhalte derfelben Anzeige zu erhalten. 
Berlin, den 9. Februar 1827. - 


a Minißer des Innern. 
v. — 
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Verfügung des Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidiums zu Poſen, an 
die Koͤnigl. Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion daſelbſt, die 
| felbe Angelegenheit betreffend. 


Auf den Bericht vom 18. v. M. wegen der Auss 
ftellung der Retabliſſements-Atteſte in den Städten, babe 
ich die von der ic. Direktion gemachten Anträge bevorwor⸗ 
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tet, und darauf den abſchriftlich beillegenden Veſcheid er⸗ 
halten. 

Hiernach ‚kann alſo mit den Retabliſſements⸗Atteſten 
in den Städten ſo wie mit denen für das platte Fand 
verfahren und ſtatt der Baus Infpeftoren ein zuverläffiger 
Bau⸗Condukteur gebraucht werden. ' 

—Ich darf mich Übrigens verfichert halten, daß die ir. 
"Direftion bei der Prüfung folder Attefte die von des Hr. 
Min iſters Excellenz noch’ befonders empfohlene an 
keit pflichtmäßig anwenden wird. 

Poſen, den 18.: Februar 1827. 
Der Ober » Präfident a: Sroßherzogthums Poſen. 
——— | 


0i. 


Reſcript der Koͤnigl. Minifterien des — und der 

Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Coͤlln, die fuͤr 

Abgebrannte aus dem Remiſſions⸗Fonds zu bewilligen⸗ 
den Unterflügungen betreffend: 

Auf ıden Bericht vom 4. Dftober ‘a. pr. wird geneh⸗ 
migt, daß den abgebrannten Einwohnern N. N. aus dem 
Nemiffiond-Fonds eine -Unterftügung von 60 Mehir., wor⸗ 
aus: jedoch ihre etwanigen Grundſteuer⸗Reſte zuvoͤrderſt zu 
decken ſind, verabreicht werde. 

Uebrigens kann in dringenden Faͤllen von der Koͤnigl. 
Regierung ſogleich, ohne vorherige Anfrage eine Unterſtuͤ⸗ 
gung aus dem Remiſſions⸗-Fonds angewieſen werden; nur 
muß der zur Uebernahme der unbeibringlichen Grundfteners 
Quoten beftimmte Fonds dadurch Feine Deeinträchtigung 
erleiden: 

Berlin, den 1. Februar 1827. 

. Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen: 

v. Schuckmann. v. Mo tz. 


30 laſſen. 
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Allerhochſte Kabinetss Orbre, bie Verſicherungen in ber 
Weceſtpreußiſchen Feuer» Sozietät betreffend. , 


Auf Ihren über die Zunahme der Feuersbruͤnſte in 
Weſtpreußen Mir erftasteten Bericht genehmige Ich nach _ 
Ihrem Antrage, daß die Regierungen zu Danzig und Ma-⸗ 
rienwerber befugt fein follen, bei etwanigem Verdacht einer, 
den Werth der verficherten Gebäude. überfteigenden Aufs 
nahme in das Katafler der Land⸗Feuer⸗Sozietaͤt andermeis 
tige Adfchägungen zur Beſtimmung des dermaligen Werths 
der Gebäude zu veranftalten, welcher hiernaͤchſt nicht nur 
Bei den Verguͤtigungen der Feuerſchaͤden, fondern auch bei 
den von dem VBerficherten zu leiftenden Beiträgen zum 
Grunde gelegt werden muß. Dieſe Maaßregel ſoll fo 
lange zur Anwendung fommen, bis die wegen ded Feuers 
Verficherungd-Wefend bereitd eingeleiteten allgemeinen Be⸗ 
fimmungen bekannt fein werben. Be ee’ 

Ich üherlaffe Ihnen dieſemgemaͤß, das Erforderliche 
zu verfügen, und durch die Amtsblaͤtter der beiden Regies 
rungen zur Öffentlichen Kenntniß der Intereſſenten bringen 
. Berlin, den 4, December 1838. 
u | Friedrich Wilhelm. 
den Stange Minifter v. Shufmann .. 


| | 103. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, den Betrieb 

des Schorufteinfeger» Gewerbes betreffend. 
Da die Erfahrung gelehrt hat, daß die durch bie 
Verfügung vom 6. December 1811 von bem allgemeinen 
Polizei⸗Departement angeordneten Schornſteinfeger⸗Zwangs⸗ 
Bezirke keinesweges ihrem Zwecke entſprechen, vielmehr im 
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großen Durchſchnitte Die Polizei- Behörden ohne den ge. - 
wünfchten. Effekt. durch die Streitigkeiten der Einwohner 
mit den Schorufteinfegern mit einer Menge von Geichäfs 
tem bebelliget worden find, insbefondere auch die Nachläs 
ßigkelt der Schornfleinfeger und die Feuersbrünfte unge. 
mein zugenommen. haben, und endlich der Feitfiellung einer, 
Taxe, die. bei einem. Zwangss Bezirke unumgänglich ift, im - 
Allgemeinen fih unabwendbare Hinderniffe entgegenftellen: 
ſo wird. man alletdings nur bei den Worten des Gefeges 
vom 7. September 1811 fiehen bleiben müffen. In die: 
ſem Geſetze iſt $. 204. verordnet: 

„die Zwangs⸗Bezirke der Schornfleinfeger werden ans 
‚polizeilichen Gründen, und. da die Schornfteinfeger für 
„die ordentliche Ausübung ihres Handwerk verantworts 
„lich, und dazu in ihren Diſtrikten verpflichter find, Deis \ 

„behalten.“ Ä —— 

Da hierin nur von Beibehaltung jener Bezirke 

die Rede ift: fo folgt, daß die Einrichtung neuer 

Zwangs⸗Bezirke an Orten, wo fie früher nicht ſtatt ges 

habt haben, keinesweges nothwendig fet, und ed wird nur 
darauf anfommen, wie die im Gefege zugleich mit anges 
gebene Abficht, nemlich daß außer dem Eigenthümer noch 
ein Anderer für die ordentliche Neinigung der Schornfleine 
verantwortlich gemacht werde, auf andere Art zu erreichen 
if. In diefer Beziehung wird der Antrag der Koͤnigl. 
Regierung in Ihrem Berichte vom 25. März d. J., 

| ie Difrifts »Einthellung in ſoweit fie nicht ſchon vor 
Publikation. ded Gefeded vom 2. November 1810 und 

deſſen Deklaration. vom 7. September 1811 beftanden, 

„aufzuheben, und den Dausbefigern die Wahl eines nach 

S. 103. des letztgedachten Gefeges qualificirgen Schorns 
fieinfegerd, und die Anzeige diefer Wahl Seitens der 
Hansbefiger bei der Polizei zu überlaffen, 

Hiermit genehmigt. Sollten in dem Departement der Kos 
nigl. Regierung Oerter vorhanden fein, an welchen die 
Lokalitaͤt und die Bauart es erfordert, daß den Hausbe⸗ 
ſitzern die eigene Neinigung der Schornfteine nachgelaffen 
werde, als welches jedoch nur ausnahmsweiſe, und ur 


ıBo | | 
da, wo es früher der Fall geweſen, geftattet werden kann: 
fo muß noch eine befon:ere Vorkehrung getroffen werden, 
‚wodurch die Polizei: Obrigkeit von den gehörigen Neinigen 
ſolcher Schornſteine verfichere wird. Im Allgemeinen 1äßt 
fih darüber nichts beſtimmen; jedoch dürfte es in vielen: 
Fällen ſchon genigen, wenn dem nächften Ortsvorſteher, 
3. B. dem Schulzen zur Pflicht gemacht wuͤrde, in gewiſ⸗ 
fen Terminen ſich durch den Augenſchein zu überzengen. 
In der Regel aber muß das Gegen durch einen qualifis‘ 
cirten Schornfteinfeger gefchehen. Diefer muß dafür, daß 
in den gehörigen Zeitraumen und zwar ordentlich gefegt 
werde, der Polizei verantwortlich bleiben, und es: ift Mies 
manden die Ausuͤbung diefed Gewerbes zu geflatten, ‘der 
nicht das vollfommene Vertrauen verdient, daß er hiers 
unter ordentlich verfahren werde. BR 
WUebrigens muß es der Königl. Regierung überlaffen 
werden, wie tie Anzeige der Hansbefiger an die Polizeis 
Obrigkeilen von dem gewählten Schornfteinfeger, und vom 
den in diefer Wahl gesroffenen Veränderungen geſchehen 
ſoll, und ob vielleicht, um hierbei deſto ſicherer zu gehen, 
außer der Anzeige von den einzelnen Hausbeſitzern auch 
noch die Anzeige jedes Schornſteinfegers uͤber die Schorn⸗ 
fieine, deren Reinigung er übernommen hat, zu erfordetn 
fein dürfte. — in 6 
| Endlich wird die Könige. Regierung aufmerkfam dar⸗ 
auf gemacht, daß auch da, mo die Zwangs-Bezirke vor 
der Gefeßgebung vom Jahre 1810 und ıgır beſtanden, 
und wo fie alfo beibehalten werden mäffen, doch ‚bei jeder 
Veranlaſſung forgfältig im Auge Behalten werden müffe, 
daß dies nur aus polizeilichen Gründen geſchehe, 
daß daher den Schornſteinfegern ſelbſt durchaus Fein Wis 
derfpruchsrecht oder ein Anfpruch auf Entfehädigung bei 
etwa fünftig durch ein Geſetz einzufährenden andermeiten 
Einrichtungen zuzugeſtehen iftz daß auch jene Zwangsbe⸗ 
zirfe ihrem Umfange nach fo einzurichten find, daß bie 
Schornfteinfezermeifter für ihre Perfon im Stande find, 
die Arbeiten ihrer Gehülfen durch eigenes Nachfehen ges- 
hoͤrig zu kontrolliren; Daß letzteres durch die Schotuſtein⸗ 
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eger felbit, und nicht durch Subſtituten gefchehe, rückfichts 
jich deren Zuverläßigfeit and Gefchicklichfeit die Polizet 
außer dem unſicheren Arbitrio des Schornfieinfegermeifterg 
feine Gewähr hat; und daß die Schornfteinfeger, welchen 
die aus polizeilichen Gründen beibehaltenen Zwangs: Bes 
jirfe anvertraut worden, nicht als lebenslaͤnglich angeftellte 
Dffijianten, fondern lediglich als folche Gewerbetreibende 
angefehen werden, mit denen die Behörden beliebig, je nachs 
dem es das Intereſſe des Zwange⸗ Bezirkes raͤthlich macht, 
wechſeln koͤnnen. 
Berlin, den 26. November 18.22. 
Der Miniſter des Innern. 


v. Schuckmann. 


An 

die Konial. een⸗ 

zu Poted 
— allen — Koͤnigl. essrungen jur tie 
mäßigen Nachachtung. 

Berlin, den 26. November — 

Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 


104. 
Extrakt aus dem Reſcripte des — Miniſteriums 


des Innern, an bie Koͤnigl. Regierung zu N. N., dies 
felbe AUDI HE betreffend. | 


Uebrigens kann, wenn die Koͤnigl. Regierung Pr | 
etwa fisfalifhe Grundſtuͤcke im Auge bat, von einer Ans 
ffellung oder Anfegung eines Schornfteinfegerd Sei: 
send der Könige. Regierung, nicht die Nede fein; indem 
ein Schornfteinfeger durchaus nicht als Dffiziant, fondern 
als ein Gemwerbtreibender- anzufehen ift, der fich felbft an 
einem beliebigen Drte niederlaſſen kann. Die. Königl. Ne 
gierung bat nur über die Qualififation der Schornſtein⸗ 


= — — — 
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ſeger ja — die Kundſchaft aber muͤſſen fie, wie 
andere Profeſſioniſten, ſich ſelbſt ſuchen. 
Berlin, den 27. Februar 1827. 
Minifterinm des Suse. Erfte Abtheilung. 
—— | Köhler, 


105. 
Heferipe des Königl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., dieſelbe Angelegen⸗ 
heit betreffend. 

Die im Urfchrift Hierbei erfolgende Vorſtellung der 
Schornfteinfeger Witwe N. N., deren Geſuch, dem Schorns 
ſteinfeger-Geſellen N. N. das einigen der Schornfieine 
in N, N. zu überlaffen, betreffend, wird. der Königl. Re⸗ 
sierung zur Berichts, Erflattung mit dem Bemerken zuges 
fertigt, wie es anffallend ift,. daß Diefelbe im Ihrer Ne _ 


.  folution vom 11. v. M. von einer Schornfteinfeger- 


Stelle redet, ald wenn ein Schornfteinfeger ein Offiziant 
ſei; und daß, wie die Supplifantin anzeigt, der Landrath 
die Schornfteinfeger angefegt habe, welches alles dem 
General- Neferipte vom 26. November 1822 entgegen if, 
Berlin, den 14. Mär; 1827. 
Minifterium des Innern. — 
Koͤhler. 


106. 
Reſcript bes Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., daß die Zahl der anzus 


ſetzenden Schornfleinfeger nich bheſchrantt werden 
koͤnne. 





Die Auſicht, welche die König. Otegierung in Ihrem 
Bein dom 26. v. M. Über die Anfegung der Schorns 
fteinfeger äußert, kann das Miniſterium nicht peilen. Denn 


R 


\ 


ri 
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da das Geſetz die Zahl der Schornfleinfeger niche firire, 

fo kann fehon deshalb von Ihr nicht angeordnet werden, 

daß nur fo viel und nicht mehr zujulaffen fein. 
Die Vermehrung diefer Gewerbtreibenden ift an und 

für ſich eben fo wenig bedenklich, als es in der Kegel 

bei anderen Gemerben der Fall if. Sollte ein Schorn⸗ 

fteinfeger nicht bloß von dem Derdienfte, den er für, das 

Keinigen der Schornfteine bezieht, leben fönnen, fo wird | 

ee bei der jegt ſtatt findenden Gewerdefreiheit durch Ne⸗ 

benverdienft das Fehlende ergänzen Fönnen. 


Daß Übrigens, mie die Könige, Regierung bemerft,. 
das Gewerbe eines Schornfteinfegerd je mit der Erwer⸗ 
bung eines Grundſtuͤcks verknüpft geweſen, iſt dem Mini⸗ 
ſterium nicht erinnerlich; es kann aber auch daranf, wat | 
etwa früher ftatt gefunden, nach Erfcheinung des Edikts 

vom 2. November ıgro und 7. September 1811 nic 


mehr ankommen. — 


Hiernach muß die Koͤnigl. Regierung lediglich ange: 
wiefen werden, das Nefeript vom, 4. Dftober q. zu ber, 


— 


folgen. — 
Berlin, den 12. December 1826. er 
Miniſterlum des Innern. Erſte Abtheilung, 
— Koͤhler. 


N 
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————— | 107. 
Reſcript des Königl. Minifteriums bes Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Aachen, die Bes 
ſteuerung her Hunde betreffend, . 


— — — 


Der Koͤnigl. Reglerung wird auf den die Einfuͤh⸗ 
rung einer Abgahe für Hunde betreffenden Bericht vom 
12. September v. J. überlaffen, den Gemeinden Ihres 
Verwaltungs⸗Bezirks, welche feldit eine Beſteuerung ber 
Hunde wuͤnſchen/ folche in, dem Maaße, tie das bier in 


x Abſchrift beigefuͤgte Reſcript vom 24. September 1824 *) 


an bie Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg befagt, zu geffatten. 
Berlin, den 13. Januat 1827. | 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
| | Köhler. 


ir | F, 
Armen: Polizei. 
a & 108. 
Extrakt aus dem Referipte des Könige. Minifteriums 
des Innern und ‚der Polizei, an den Magiftrat zu 
Berlin, die Einführung einer, Armen Ordnung daſelbſt 
| | „betreffend. — 





Dem hieſigen Magiſtrat wird das eine der unterm 

3. d. M. eingereichten beiden Exemplarien der entworfenen 

Urmens Ordnung **) remittirt, und Demſelben nicht nur 

überlaffen, darnach zw verfahren, fondern auch wegen Be⸗ 

kanntmachung derſelben und Inſtruirung der Behoͤrden 
das Noͤthige einzuleiten. 

Nochmalige Durchſicht in Hinſicht der Correktheit 


wird zwar zweckmaͤßig ſein, indem es z. B. F. ı1. heißen 
muß ıc. Sonſt aber iſt gegen den Inhalt der Armen:Drds 
nung nichts zu erinnern, nur verfieht es fih von felbft, 


daß, ſo tie. überhaupt die Armen Drdnung nur über die 
Ansfährung ber Gefege nach den Lokalverhaͤltniſſen Beſtim⸗ 
mungen enthalten, in den Geſetzen und beſtehenden Rechts⸗ 
verhaͤltniſſen aber nichts aͤndern ſoll, auch det $. 20. nur 
in fofern zur Ausübung gebracht werden kann, als gefegs 
lich giftige Stiftungen nicht entgegenfieben. 

Berlin, den 10. November 1826. 

FE, Der Minifter des Innern. 

——— u I v. Schuckmann. 
Jahrg. 1824, 3tes Heft, ©. 900. EIER: 
Anlage a., wie folche ſpaͤterhin im Druck erfhlenen if. 
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a, a. ( 
ArmensOrdnung für die Reſidenz Berlin, 
| J. Ab fh nite 
Vom ſtaͤdtiſchen Armenweſen überhaupt und von deſſen der 
auffigtigung und Verwaltung Im’ Defonbeven. 


6. 1. 
Verwaltung des —— und — Armen - Anſtalten durch die 


Nach den Kersten — vom 3. Mai und 
33. September 1819 ift das Armenwefen der Stadt Berlin, mit 
dern dozu gehörig gemeienen Anftalten und milden Stiftungen, 
nebſt deren Vermögensftüden und Einkünften, die Charite al 
fein ansgenommen, ganz der Commune in den Grenzen, welche 
die Städteordnung vom 19. November 1808 beftimme, aberlaſſen 
worden. 
Zu den — Anſtalten gehören namen: 
ı) das Arbeitshaus, 
2) s große Friedrichs: Walfenfaus, 
3) ⸗Neue Hospital, 
4) s. Dorotheen Hospital, 
$) s KRoppenfhe Hospital, 
6) ⸗Spletthaus, 
7) ſechs Erwerbſchulen und 
8) die übrigen Freiſchulen. 


RE 
Die Leitung des Armenmefens gefhieht von einer beſon⸗ 
deren ftädtifchen Deputation, welche den Namen | | 
ArmensDireftion 
füßet, und zu dem Magiftrat in eben dem ee ftebt, als 
die . zen ‚Deputationen. _ 
3 

Armen Direktion. 

Die Armen-Direktion hat. alſo die Aufſicht Über das ganze 
Communal ; Armenmefen, fo wie bie Verwaltung und Kontrolle 
deffelben, jedoch mit: der Verpflichtung, die von dem Magiſtrat 
und der Stadtverordneten ⸗ Ver ſammlung feſtgeſtellten und vom 
Staate genehmigten Verwaltungs, Srundfäge zur Ausführung 
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zu — — der milden Anſtalten die fundatlonsmaͤßi—⸗ 
gen Einrichtungen fortzuſuͤhren und darin nichts ohne Geneh⸗ 
migung des Magiſtrats zu veraͤndern und Sorge zu tragen, 
daß die den Armen beſtimmten Schenkungen. und Vemaͤchtuiſſe 
genau nach dem Willen der Geber verwendet werden. In Ber 
hördens Beziehung iſt fie dem Magiſtrate zunächft untergeords, 
net. Ihr Einfchreiten im die Verwaltung wird ſich aus den 
folgenden $$. ergeben. Sie beſteht: | 
1) aus einem Buͤrgermeiſter der Stadt, weldyer den Vorfig hat, 
| 2) aus dem - Polizei; Intendanten, oder aus einem beim 
= Polizei» Präfidio in Aktivität befindlichen Poltzei, Rathe, 
welchem als Mitglied. der Armen s Direktion obliegt: für 
die gewöhnliche Verwaltung eine: Verbindung mit . der 
Orts, Polizei» Behörde zu unterhalten, während in allen 
wichtigen Dingen mit detfelben ſchriftlich verhandelt wird, 
3) aus vier — von welchen einer ein Syndikus 
fein muß, 
4) aus vier bis acht Stodtoerorhneten, ar 
5) aus einigen Aerzten, Chirurgen und Geiſtlichen und 
6) aus mehreren andern geachteten Einwohnern der Stadt, 


9. 4. 
Armen⸗Kommiſſionen. 

Unter Leitung dieſer Armen⸗Direktion fol in der Hegel 
In jedem der 102 Stadtbezirke eine. beſondere Armen Kommifs 
fion gebildet. werden, welche die Armenpflege beforgt. Befinden 
fih in zweien oder mehreren angrenzenden Stadtbezirfen nur 
wenige Armen, fo genuͤgt eg, für ſolche zuſammen nur eine 
Kommiſſion zu erricheen. 


— 5. 5. | A 

Jeder Huͤlfsbeduͤrftige hat fih zunächft an die Armen⸗ 
Kommiffion feines Bezirks zu menden, und nur dann erſt, 
wenn er glaubt, daß er nicht ausreichend unterftüßt worden 
fet, ſteht es ihm frei, ſich bei der Armens Direktion zu melden, 
Bel’ der letzteren iſt zu diefem Behuf ein befonders ‚dazu: ber . 
ſtellter Beamte angewieſen, die ettwanigen Anträge und fans 
Be der Armen KEG aa * 
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Bute ber Armen⸗Kommiſſionen; Wirkſamkelt derſelben, 
a) bei Hausarmen. 

Die Mitglieder einer Armen, Kommiffion theilen: fih in 
den Bezitk aifo, daß eim jedes von ihnen die fpezielle Auffiche 
über eine gewiſſe Zahl Häufer erhält. Won ihnen. werden die . 
Unterfuhungen geführt und in monatlihen Berathungen die zu 
teiftenden Unterftügungen feftgefeßt, die jedocd) ohne Anfrage bei der 
Armen;Direktion für einen Monat und eine Familie oder-Pers 
fon die Höhe von Fänf Thalern nicht uͤberſchrelten dürfen, In 
fchleunigen Fällen kann jedoch, aud ohne Kommiffionsbefchluß, 
jedes Mitglied der Kommiffioen, in Hebereinftimmung mit dem 
Vorfteher derfelden, eine Unterſtuͤtzung von dreb Thalern ſofort 
beröilligen. Dagegen dürfen die ArmensKommiffionen, ohne Ges 
nebmigung der Armen,Direktion, feine fortlaufende Unterftüguns 
gen anmeilen. Bis diefe Genehmigung eingegangen oder übers 
haupt Befcheid ertheile ift, bleibt es ihnen aber unbenommen, 
die nothwendigen außerordentlihen Lnterflügungen, nach Bes 
wandniß der Umftände und. des vorhandenen Beduͤrfniſſes fort 
zufegen. Die hiezu nöthigen Mittel werden durch die Armens 
Direktion den Kommiffionen monatlich üÜberwiefen. 


— % ’ 
b) bei der Aufnahme in die Armen-Anflalten. 

Wenn die Aufnahme eines Armen in eine, öffentliche Ans 
ſtalt nothwendig wird, fo hat die betreffende Armen Kommiflon 
es ber Armen; Direktion, unter Anführung der mL zur 
weitern Verfuͤgung anzuzeigen. 

5.8. 
ec) Aufſicht auf Waiſen bei den Hfege-eitern- 

Die Armen Kommilfionen find verpflichtet, auf die in ihr 
ven Bezirken bei Pflegeältern untergebrachte Waiſen eine ges 
naue Auffiht zu führen, damit fie gut behandelt, chriftlich ers 
zogen und zur Schule angehalten werden. (Conf, $. 33.) 


9. 9. | 
d) auf beit Schulunterricht der Armenkinder. Ä 

Auch Haben die ArmensKommiffionen ein vorzügliches Aus 
genmerk darauf zu richten, ob die Kinder armer Aeltern den 
erforderlihen Schulunterricht genießen, Iſt diefes nit ber 
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Fall und find die Aeltern unvermögend das Schulgeld zu zabr 
fen, fo.ift den Kindern. der nöchige freie Schulunterricht in den 
vorhandenen Freifhulen fofort zu verfchaffen, oder wenn ſich 
Behinderungen finden, deshalb bei der re aan 
an when. (Conf. $.:34.) | 
x r $ ‚Io, 

e) bei Krankheiten: . 
Degen derjenigen - Armen, welche, ärztlicher Hülfe und, Ar⸗ 
‚zyenel bedürfen, ertheilen. die Kommiffionen. die ‚nöthigen Atmen⸗ 
Actteſte, wodurch die. Kranken entweder den Armen⸗Aerzten oder 


Chrurgen zur eigenen Behandlung, oder zur Aufnahme in die 


Charitẽ uͤberwieſen werden, Sm -erfieren Fall Haben fie da 
für: zu forgen, daß dem kranken Armen die nöthige Pflege. ges 
„währt werde, welche der ‚Arzt oder Ehirurgns. für nöthig findet. 
‚(Conf. Abſchnitt IV.) 

Die Armen Rommiffionen find aud) verpflichtet, darauf zu 
halten, daß den Kindern der Armen die San, einges 
‚uaple werden. ee R 


j. f) ie | 
Bei dem Abfterben eines Armen. forgen die Kommiſſionen 
mit für deffen Begraͤbniß und falls hlezu keine Mittel vorhans 
den find, ſuchen ſie die. Koften der Beerdigung bei der Armens 
Direktion nad. Die Beerdigung foll zwar ‚überhaupt einfady 
und wohlfeil, jedoch durchaus anſtaͤndig beſorgt, und daher auch 
bel den Leichen: der Seibſtmoͤrder oder verungluͤckten Perfonen 

ein einfacher ſchwarzer Sarg gebraucht werden. 

Wollen Angehoͤrige oder Freunde eines verſtorbenen Ars 
men deſſen Leiche die legte Ehre erwweifen und .fie auf Ihre Kos 
‚ften begraben, fo bleibt ihnen dies aunbenommen. 

6. 12. 
8) bei Einſammlung von Geldbeitraͤgen. 

Endlich gehört es zu den Geſchaͤften der Armen Kommiſ⸗ 
ſionen, die monatlichen freiwilligen Armen Beiträge von dem 
Einwohnern ihres Bezirks einzufammeln und an die Haupt 
Armen Kaffe monatlich abzuliefern. (Conf. % 45.) 

$. 13, R 
bh) bei Einziehung der auf fremde Armen verwendetett Koſten. 

Die nach dem Vorſtehenden, einem bier fi anfhaltenden 


\ 
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Armen von der Armen-Kommiſſion zu leiftende Hülfe, darf 
demfelben deshalb, meil er einer andern Ortsgemeinde zugehört, 
oder meil eine dritte Behörde oder Perfon zu deffen Unterhalt 
verpfllchtet iſt, dennoch nicht verfage werden; wohl aber liegt 
der Armen⸗Komiſſion in ſolchem Fall es ob, der Armon⸗Direk⸗ 
tion davon jur weltern Verfügung Anzeige zu machen, 


IL Abſchnitt. 
Von ber Fuͤrſorge für die Armen. 
| 9,1%. 
Wer als Armer zu betrachten. 

Als ein, zur Verpflegung und Unterſtuͤtzung geeigneter 
Armer, iſt geſetzlich nur derjenige anzufehen, welcher weder hin⸗ 
relchendes Vermoͤgen noch Kräfte beſitzt, ſich und den nicht ars 
deueſabigen Seinigen, den zum Unterhalt durchaus noͤthigen 
Bedarf an Nahrung, Kleidung, Obdach und Feuerung vollſtaͤn⸗ 
dig zu verſchaffen. ar vom 8. ©eptember 1804. 6. 1.) 

. fe 
Arme muͤſſen arbeiten. 
Ber ‚hinreichende Kräfte beſitzt, ſich und den Seinigen den 
Nothigen Unterhalt zu verſchaffen, iſt verpflichtet, ſich ſelbſt nach 
erlaubten Mitteln und nach Gelegenheit hiezu umzuſehen, Indem 
- er nur in dem Fall, wenn er überzeugend nachzumeifen im 
Stande Ift, daß er es an eigenen Bemühungen, dergleihen Mits 
tel und Gelegenheit aufzufuchen, nicht habe fehlen laſſen, deren 
Nachweiſung von Anderen verlängen kann. (Ibid, $. 2.) 
$. 16, 
Gegenſtand der Armenunterſtuͤtzung. 
Die Fuͤrſotge fuͤr Arme erſteckt ſich auf: 
ı) Beſchaͤftigung, 
2) Unterhalt, 
3) Krankenpflege und 
4)' Erzichung nebſt Lnterricht. 
9. 17. 
Zuweiſung "von Arbeit. 

Bei der Pflicht eines jeden arbeitsfählgen Menfchen fi 
ſelbſt Arbeit ‚zu fuchen, können, mie ſchon oben bemerkt tft, 

nur Diejenigen Orts, Einwohner auf Zuweiſung von Arbeit durch 


/ 
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- tie Armenbehörde Anfpruch machen, welche gehörig nachweiſen, 
daß fie aller angewandten Bemühungen ungeachtet, die Geles 
genheit dazu nice haben finden Fönnen. 
Sie find aber auch verpflichtet, jede ihnen ER 
ſchickliche und Ihren Kräften angemefierie Arbeit, die ihnen über, 
tragen wird, unweigerlich zu übernehmen. (Patent vom 8. Sept, 
1304. 9. 3.) 
8. 
Desgleichen. 
| e⸗ (äft fi) erwarten, daß die hiefigen Einwohner gern 
bereit fein werden, der Armens Direktion hiebel Mittel und Ges 
legenheit zur Befchöftigung arbeitsfähiger und williger Perfos 
‚nen möglichft zu verfchaffen und es ift zu wuͤnſchen, daß ein 
Jeder, welchem es am Arbeitern mangelt, der Armen; Direktion 
hiervon mit Angabe der Arbeit und des Lohne Anzeige machen 
möge, um etwa RS: .. Subjekte * ——— 
zu koͤnnen. 


s 19. Ä 
Art der Unterſtuͤtzung. | 

— Fuͤr den Unterhalt der Armen ſoll dergeſtalt geſorgt wer⸗ 
den, daß dieſelben nach Beduͤrfniß, entweder in die zum Armen⸗ 
Weſen gehoͤtige milde Anſtalten aufgenommen oder durch Ver⸗ 
abreichung von Naturallen oder baarem Gelde unterſtuͤtzt werden. 


§. 20. 
Aufnahme in Armenanſtalten. 

Die Aufnahme in eine milde Anſtalt geſchieht, inſofern 
nicht beſtimmte Kollatoren durch ein Stiftungsgefes ernannt 
“wurden, allein durch die Armen, Direktion, nach vorgängiger ge⸗ 

nauen ie der Umftände des Armen, , ' 
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Allmofen find nur zur Nothdurft. 

. Nur auf den nothöfieftigften Unterhalt des Armen für. 
ſich und die arbeitsunfählge ©einigen kann bei der Uhterftä, 
tzung Nücficht genommen werden und fol folhe im der Kegel 
nicht als fortlaufend angewieſen, fondern nach dem, ermittelten 
Beduͤrfniß, für jeden Fall befonders — und vetebdeicht 
werden. 

$. 22. 


, Mntechnung der Privat-Wopltpater. 2. 
Um indeß genauer auszumitteln, welche Unterftünung für 
- einen Armen Erforderlich iſt, und wie Ihm am zweckmaͤßigſten 
Huͤlfe geleifter werden kann, iſt ed der Armen⸗Olrektion noͤthig, 
davon unterrlchtet zu fein, ob und welche Unterſtuͤtzung der ſich 
meldende Arme von andern äffentlichen oder Privarı Wohlchäs 
tigkeits-Anftalten erhaͤt. | a we 

Die Armen, Direkelon iſt ‚In dieſer Hinſicht dutch bie 


' 


Allerhoͤchſte Königl. KabinetsOrdre vom 3. Mat 1819 ermaͤch⸗ 


tigt, von ſaͤmmtlichen hiefigen Wohtthätigkeitg, Anflalten genaue 


Nachwelſungen einzuziehen, Indem. es in der gedächten Königl; 
Kabinets,Drdre ausdruͤcklich heißt: „tie die, von dem .Armens 
„Direktorio nicht abhängigen oͤffentlichen Armen s Anftalten und 


yPrivat/Wohlthaͤtigkeits ⸗/Verelne mit der ſtaͤdtiſchen Armen Di. 
„reftion in Verbindung zu fegen, bleibe dem noch zu entwer⸗ 


„fenden Geſchaͤfts Regulativ vorbehalten. Jedenfalls ſollen die 


„Vorſteher jener Anſtalten und Vereine gehalten ſein, ſich ſol⸗ 
„hen Einrichtungen zu unterziehen ‚ daß die Armen, Direktion 
„von den, durch diefelben bewirkten Umerfi.nungen in ununs 
„terbrochener Kenhtniß bleibe.” ! | 
Zur Erreichung diefer Allerhöͤchſten Abſicht iſt daher fol. 
gendes zu beobächten: Ey 
a) Feder ſich Bildende Werein, welcher Zwecke ber Wohlthaͤ⸗ 
tigkeit in hleſiger Commune aus zuuͤben wuͤnſcht, muß ein 
Statut entwerfen, darin den Zweck des Vereins und die 


rn 


Mittel, denfelden zu erreichen, „Aufnehmen und daſſelbe 


dem Magiſtrat zur Pruͤfung einreichen. | 
Dleſer erfordert darüber das "Gutachten der Armen; 


Direktion, und bewirkt fodan die Genehmigung der hö⸗ 


heren Behörde. — Iſt dieſe erfolgt, fo wird das Statut 


vbm Magiſtrate beſtaͤtigt und dadurch die Erlaubniß er⸗ 


theilt, die darin enthaltene Beſtimmungen zur Ausfüh; 
rung zu bringen. | 


b) Eben fo muß jeder berelts bereöß, Bfhene Privat: 


Wohlthaͤtigkeits⸗ Verein dem Magiftrate, feine Statuten 


einreichen, welcher der Armen⸗Direktlon davon Mitthei⸗ 


lung macht. — 
Annalen. Heit 1. 1827. | NR 
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Inſofern diefe Statuten noch von keiner Behörde be— 
ſtaͤtigt ſind, wird dies vom Magiſtrate veranlaßt werden. 


e) Keiner dieſer Vereine darf zur Erreichung feines Zwecks 


neue Einrichtungen treffen, welche dem Statute deſſelben 


nicht entſprechen, wenn ſolche nicht zuvor die Beſtaͤtigung 


J 


des Magiftrats erhalten Haben, wozu von letzterem noͤ—⸗ 
thigenfalls die Höhere Genehmigung einzuziehen iſt. 


d) Jeder Verein iſt verpflichtet, der Armen Direktion halb: 


jährlich ein vollftändiges Verzeichniß der Perfonen zus 


kommen zu laffen, welche von demfelben ſowohl fortlaus 


fend, als außerordentlich unterflügt worden fü nd, mit Bes 


merkung des Standes und Gewerbes diefer Perfonen und 


ihrer Wohnung, fo wie mit Angabe des Geldbetrages der 
Unterſtuͤtzung oder worin diefelbe fonft beſteht, auch ob 
fie fortlaufend oder in welcher fonftigen Art verabreicht wird. 

Für die Folge braucht aledann jeglicher Verein der 


Armen: Direktion nur halbjährlich ein DVerzeichniß von dem 


Ab: und Zugange, mit Bemerfung der etwanigen Ders 
“ Andernngen im Abficht der Huinfagunge« "Fupamem und 
der Wohnungen mitzuteilen, 


Menu Jedoch. in außerordentlichen Fällen die Armen; 
Direktion aud) außer diejer Zeit einer befondern Auskunft 


von Seiten eines Vereins bedarf, fo ift derfelbe ſolche 


auf ihr Erfordern zu erthellen ebenfalls verpflichtet. 


e) Damit aber and jeder Verein feinerfeirs die Ueberzeugung 


erhalte, ob "und welche Unterfiügung Jemand, der ſich 


oder von Armen» Anftalten, die von derſelben nicht abhärs 
dig, find, bezieht, fo bleibt es jedem Vereine überlaffen, 


von den ſich bei demfelben meldenden Indlividuen vie 
Beibringung eines Attefts hierüber zu fordern, und darf ° 
fh felbige nicht weigern, dergleichen Atteſte zu ertheilen, 


ARE: - FOREN 
Haupt-Armen-Lifte _ 
Bon allen dur die Commune unterftägten Perfonen fol 


bei der Armen; Direktion ein Hauptbuch in alphabetifcher Orbnung 
und ein Journal zur allgemeinen Ueberfiht gehalten und darin 
Name, Stand oder Gewerbe, Alter und Wohnung des Ar, 


Bel demfelben um Huͤlfe meldet von der Armen Direktion 


—— — — 


2195 
men, Betrag der Unterfiägung. und. Gründe, welch⸗ für bie 
Umerpäpung regen, venaes werden. 

‚24. 
achrichten —* ——* ‚Uber Arme 

Da es auch ıdei ‚der ‚forgfältigften Unterſuchung nicht 8 
mer: möglich. iſt, ‚das Vermögen oder; Einkommen. und die Tuͤch⸗ 
tigkeit zur. Selbſthuͤlfe deslenigen, ‚welcher. Unterſtuͤgung nach⸗ 
ſucht, vollſtaͤndig zu ermitteln und alſo leicht ein Fall eintreten 
kann, daß Demand zur Ungebuͤhr Almoſen bezieht; fo wird es 
der Armen Direktion fets silfoinmen fein, wenn fie auf der, 
gleichen, Faͤlle aufmerkfam gemacht wird, und folivon jeder 
Nachricht, aͤbet Die näberen. Umſtaͤnde und MWerhältniffe eines 
Almofen ; Empfängers der, zweckmaͤßigſte Gebraud gemacht wer⸗ 
den, ohne daß derjenige, ‚welcher die Anzeige gemacht hat, fuͤrch⸗ 
ten darf, dadurch auf irgend eine Meife u... ee in Un⸗ 
annehmlic;keiten ‚verwickelt ‚zu ‚werden. | 


1 Abfhniek 
Kon den. ſtaͤdtiſchen Armen ——— 
| $. 25. 
Kuratoren und Adminiſtration der Aemen Anllalten 

Die groͤßeren Anſtalten, als das Neue Hospital, das Ars 
beitshaus und das Waiſenhaus, , werden verfaflungsmäßig durch 
beſondere Adminiſtrationen verwaltet, die mit. den ‚deshalb noͤ⸗ 
ehigen Inſtruktionen verfehen: find: . 

Jeder Auftalt find aus. der. Mitte der Armen s Direktion, 
zur, Vertretung ‚derfelben, Kuratorxen beigeordnet, die darauf ſe— 
bev, daß die. Verwaltung, mad) den vorhandenen: Beftimmungen 
- ununterbrochen fortgeführt und alles zue Ausführung gebracht 

weg mas Seuen⸗ ber. Armen-Direktion m... RE 
| u 95: " re 
— der Fonds der Armen - Anflalten | 

‚Das Kapital Vermögen det Armen:Anftalten wird bei ber 
Haupt: ArmensKoffe durch. die Armens Direktion verwaltet, jedoch 
An der. Art: daß die Vermoͤgens⸗Beſtandthelle der vwerfchledenen 
Anftalten nicht unter einander vermengt werden, vielmehr jede 
Anftalt: ide abgefoudertes: Vermögen. behält, von- welchem dies 
m bie —— — aus der Haupt: Armen⸗Kaſſe ii 

M2 
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Da aber. diefe Zinfen nicht ausreichen, um die Verwaltung zu 
beſtrelten, ſo wird das Fehlende aus der Haupt⸗ Armen⸗ Kaffe 
zugeſchoſſen. Vermaͤchtniſſe oder Geſchenke werden mit puͤnklich⸗ 
ſter Gewiſſenhaftigkelt nach den Beſtimmungen der Teſtatoren 
und Geſchenkgeber verwendet. Inſofern dieſelben aber nichts 
Naͤheres verordnet haben, werden Summen von 100'Rthle. 
und darüber, welche den Armens Anftalten zufallen, nicht für 
das. laufende Beduͤrfniß benugt, ſondern ale Zuwachs bes 
Kapitals Vermögens betrachtet. und. zinsbar ,''fo' wie das übrige 
Vermögen der Anftalten, gegen puvillarifche Sicherheit belegt 
und die dankbare Erinnerung -an diejenigen, welche den Armens 
Anftalten ‚dergleichen Gaben zumandten, wird dadurch. erhalten, 
daß ihre Namen in den Regiftern der Kapitalien bei "denfelben 
aufgezeichnet werden. Kleinere Geſchenke unter 100 Rthlr. wer⸗ 
den. dagegen nicht zu Kapital geſchlagen, ſondern zum Beſten 
der Anſtalten, denen fie zugewandt find, tn der Art benutzt, 
daß nicht die gewoͤhnlichen Beduͤrſniſſe daraus beſtritten ſon⸗ 
dern daß dieſe Gaben zur beſonderen Erquickung und Aufs 
munterung den Armen der Anftalten gefpendet werden, Die 
darüber fprechenden Dokumente werden in das Magigrato⸗ 

ae verwahrlich niedergelegt. 

8. 27. 
Aufnahme in das Neue Hospital 

Alte, abgelebte, hinfaͤllige, ſieche, * aid arbeite, 
unfähige Leute, die nicht im Stande find, ſich ſelbſt zu ernaͤh—⸗ 
ren, oder bet: einer Geldiinterftägung zu beſtehen, die auch keine 
ſolche Verwandte haben ‚welche geſetzlich verpflichtet und des 
Vermoͤgens ſind ſie zu unterhalten, werden inſofern ſie nicht 
durch fruͤhere Immoralitaͤt dieſe Wohlthat verſcherzt haben, in 
das Neue Hospital ‚aufgenommen, woſelbſt fie mit‘ allem,’ zum 
Lebensunterhulte Nöthigen. verfoßen und bie, an ide Lebensende 
EAN — werden. Er 
$; 28. | irım ne 
——— in‘ das Arbeitshang > — 
— dagegen dergleichen hinfaͤllige und arbeltsunfäßige 
Leute einen verbrecherifchen : oder fcandaldfen Lebenswandel ge⸗ 
‚ führt, ſo daß den unbefcholtenen Hospitaliten nicht zugemuthet 
werden kann, mit ihnen. in mähere Gemeinfchaft zu treten, fo 
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werben fie in die erſte oder fogenannte Hos pital⸗Klaſſe des Ar⸗ 
belts hauſes aufgenommen, woſelbſt ſie zwar mit allem zum Le⸗ 
bensunterhalte Noͤthigen gleichfalls verſehen werden, jedoch eis 
ner groͤßeren, durch die Hausordnung bedingten eier 
unterliegen, \ 

$. 29. 
Arbeitshaus. | 

In das Arbeitshaus merden auch diejenigen Perfonen 
aufgenommen, die wegen Obdachloſigkeit, oder wegen mangeln« 
der Arbeit fi melden, um als Freiwillige angenommen zu wers 
den, um nach ihren Kräften dort zu arbeiten und um dadurch, 
jo welt. es reicht, die Koſten ihrer Verpflegung zu verdienen, 
Ferner gehören dahin diejenige Blödfinnigen und. Schmwachfins 
nigen gutmüchiger Art, die arbeitsfähig find und ohne einer be⸗ 
fonderen Aufſicht zu bedürfen, gleichfam nur ftil fort vegetiven 
und die Hausordnung eben fo wenig flören, als den übrigen 
Hospitaliten läftig werden; wogegen Wahnfinnige,, Tobſuͤchtige 
und bösartige Gemuͤthskranke, die einer fpeciellen Aufſicht bes 
duͤrfen, andermwärts in die dezu beſtimmte Anſtalt unterzubrin⸗ 
gen ſind. 

$. 30. 

— und Roppeit» Hospital, Spletthaus. 

Alte Perſonen weiblichen Geſchlechts, die nur wenig Ars . 
beitsfaͤhlgkelt beſitzen, einige Unterſtuͤtzungen von Privat⸗Wohl⸗ 
thaͤtern erhalten, oder ſonſtige unzureichende Zugaͤnge haben, 
einen anftändigen Lebenswandel führen, und nur im Stande 
find zu beftehen, wenn ihnen Obdah und einige Belhuͤlfe ges 
währt wird, find zur Aufnahme in das Dorotheen s Hospital, 
in das Koppenfhe Hospital und in das Spletthaus geeignet, 
wofelbft ihnen, außer der Wohnung, freies Brenn; Material 
und eine 0 Geld » Unterftägung gewaͤhrt wird. 

— 
Klaſſen des Arheitshaufes. 

Muthwillige Bettler, Arbeitsfchene, Herumtreiber, Vaga⸗ 
bonden ꝛc. werden in der aten Klaffe des Arbeitshaufes und 
in der mit dieſer Anſtalt verbundenen Befferungs; Anftalt zur 
Arbeitsfamkelt angehalten und nad Möglichkeit Anem beſſeren 
Lebenswandel entgegengeführe. in gleiches geſchleht mie treus 
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loſen Dienftboten und ſolchen Krimtal; Arreftanten, die fid) 
nur Vergeben geringerer Art zu Schulden kommen laffen, und 
gegen welche auf Arbeitshaus s Strafe. erfannt worden; jedach 
bilden dieſe letzteren die zte Klaſſe des Arbeitshaufes. . 
Ä 6. 3. 
Waiſenhaus. 

Ueber die Grundſaͤtze, nach welchen die — in 
das Waiſenhaus geſchieht, oder die Wohlthaten deſſelben außer 
demſelben verabrelcht werden, ergehen beſondere ——— 

$. 33. 

Walſen werden auch bei Pflege⸗Aeltern untergebracht. 

Da es aber der huͤlfloſen Kinder viel mehr giebt, als das 
Walfenhaus zu faffen vermag, fo wird eine angemeſſene Zahl 
Walſen bei rechtlichen Leuten theils unentgeldlich, theils gegen 

Bewilligung von Koftgeld in Pflege gebracht, wo fie dann von 
ihren Pflegeältern, unter Auffihe der Bezirks» Kommiffionen 
und der Armen, Direktion (conf. $. 8.), Unterhalt und Er» 
ziehung, nebft Unterricht In den Freifhulen erhalten, 

Das zu zahlende Koftgeld wird in jedem einzelnen Fall 
nad den obmwaltenden Werhältniffen feftgefegt, und die mit den 
Pflegeaͤltern deshalb zu treffenden Einigungen find nicht, wie 

früher geſchah, einer feſtgeſetzten Norm unterworfen. 
$. 34 

‚Schulunterricht armer Kinder. | 

Kinder, deren eltern noch leben, aber unvermögend find, _ 
Ihnen den nöthigen Schulunterricht erteilen zu lafien, werden 
ben Erwerbs und Feeifchulen zugendiefen, oder. es wird in ans 
deren Schulen das Sqhutgeld fuͤr ſie bezahlt Cconf, $. 9.) 


Iv. Aslfdnten 
Bon der Kranfenpflege der Armen. 


S. 35 

Armen⸗ Medizinal . Perſonen. 
Da die Charitẽe, theils nicht geraͤumig genug iR, alle 
kranke Armen aufzunehmen, theils viele von ihnen oft befler 
In ihren Wohnungen geheilt, und dann nicht fo fange von den 
Shrigen und ihrem Gewerbe entfernt werden, fo find Behuis 
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‘ver unentgeldlihen Heilung - kranker ‚Armen außerhalb der 
Charite Be 
zwoͤlf erste, 
zwölf: Wundärzte, 
ziwet Augenärzte und . 
ein Sehnen 000 
angeftellt worden. 7 j — | 
Dleſes Perfonal iſt den Bezirks Armen » Kommiffionen 
dergeftalt zugetheilt, daß dadurch eine Eintheillung der Stadt 
und ihrer Umgebungen in 12 Medtzinal; Bezirke entfteht. ’ 
Au: werden ſechs ftellvertretende Aerzte und drei ſtell 
vertretende Wundärzte tm Voraus ernannt, um bei temporairer 
. Abwefenheit der angeftellten Beamten zu vicariren, oder Im 
Fall des Ausſcheldens derjelben vorzugsweije angeſtellt zu werden, 
Wenn dieſe Otellvertreter jedoch zu entfernt von dem 
Bezirk wohnen, in welchem fie ſolche Geſchaͤfte interimiſtiſch 


übernehmen. müßten, fo follen die angeftellten Aerzte ber br 


nachbarten Bezlrke dergleichen Stellvertretungen nach der jedes . 
maligen Beftimmung der Armen s Direktion übernehmen. 


7 


Beſondere Armen; Hebeammen werden nicht angeftellt, da 


jede zunaͤchſt wohnende Hebeamme verpflichtet iſt, wenn ſie zu 
einer Kreißenden gerufen wird, derſelben belzuſtehen. Iſt dies 
eine Arme, fo erhält die Hebeamme dann für die Entbindung 
die gewöhnliche Verguͤtigung von 15 Sgr. | 
wa * $. 36. 
Sollen im ihren Beiirken wohnen. J 
Jeder Medizlnal/-Beamte iſt verpflichtet, in dem ihm an⸗ 
vertrauten Bezirk zu wohnen, der Armens Direktion jedoch vers 
ſtattet, in Hinſicht der bei der 'erften Organıfation ſchon im 
Amte befindlich gemwefenen Aerzte, wenn fie Eigenthämer find, 
hierin Ausnahmen zu beiilligen, wenn die Entfernung der 
Wohnung des Beamten vom Bezirke nur gering iſt, auch eine 
ſolche Ausnahme denjenigen Medizinal, Beamten zu geftatten, _ 
welche einen vor den Thoren belegenen Medizinal Bezirk vers 
fehen follen, fofern fih ihre Wohnung nur in der Mähe des 
Bezirks befindet. _ PR | | 
| =. Bon den Armen nichts annehmeit. 


Bon den ihnen anvertrauten krauken Armen dürfen fle 


vun’ 


200 
‚ weder Gebühren — noch die ihnen gebotenen oder ge⸗ 
—— Geſchenke annehmen. 
$. 37. 
| Behandlung der Kranken. 

Nur diejenigen, welche die Armen » Beyieks » Rommiffionen 
für Arme anerfanuten, haben Anſpruch auf unentgefdlichen aͤrzt⸗ 
Ulichen und wundaͤrztlichen Beiſtand und nöthigenfalls auf freie 
Arzenel; legtere darf nur auf die zunächft gelegene und zur 
Lieferung beftimmee Apotheke angemiefen werden. 
| In dringenden Fällen find jedoch die Armen s Medizinal⸗ 

Beamten verpflichtet und ermächtigt, auch vor Unterfuchung dir 
Armen» Dualififation der Kranken, den noͤthigen Beiſtand zu 
leiften. . 
r Auch iſt es den Aerzten frelgeſtellt, in den dazu geelgne⸗ 

ten Faͤllen den kranken Armen veränderte oder verbeſſerte Nah⸗ 
rungsmittel, als Heilmittel zu verordnen. Die Hierzu noͤthigen 
Geldunterſtuͤtzungen werden aus den Fonds der Bezirks⸗Kom—⸗ 
miffionen beſtritten. 


$ 38. 
Pflichten der Medizinal» Perfonen. 

. Jeder Armen» Arzt, Armen» Wundarze ıc. iſt verpfgeit, 
die kranten Armen feines. Bezirks ſelbſt, und zwar mit eben 
der Sorgfalt zu beſuchen und zu behandeln, welche er anderen 
„Kranken, die feiner Huͤlſe bedürfen ‚ widmen würde. Er muß 
fi) daher bei dem Patienten, zu welchem er gerufen wird, ohne 
Aufſchub einfinden, und außerdem noch taͤglich eine Stunde 
feſtſetzen, damit Kranke ſeines Bezirks, welche im Stande ſind, 
ohne Nachtheil ihre Wohnungen zu verlaſſen, ſich zu diefer Zeit 
bei Ihm in feiner Wohnung Raths erholen toͤnnen. 

9. 39. 
Aufnahme in die Charitẽe. 

Wichtige, für ſich und andere gefaͤhrlich wetdende, an 
Gelſteszerruͤttung leldende, aus mediziniſch⸗ polizelllchen Gruͤn⸗ 
den von dem Publlko zu trennende, oder bedeutende chirurgi⸗ 
ſche Operationen verlangende und ſolche Kranken, die gar keine 
Wartung, oder. nicht die zu ihrer Kur weſentlich erforderliche, 
in ihrer Wohnung haben können, werden zur Charitde beförs 
dert, jedoch bis zu Ihrem Abgange dahin forgfältig behandelt, 
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damit duch etwanige Verzögerungen der Kut und Pflege Ihre: 
Wiederherftellung nicht ſchwieriger werde. | 

Ruͤckſichtllch Gemuͤthskranker muß, vor der Abfendung m 
die Charite, die Genehmigung der Orts » Polijel» Behorde | 
— werden. 

‚ Transport nach der Charitee. | 
| Kenn kranke Armen nach der Charitẽe ER werden 
follen, die nicht im Stande find, fich felbft dorthin. zu begeben, - 
oder ‚die Feine Angehörigen haben, durch melde der Transport 
beſchafft werden Eönnte, fo. fertigen die Armen: Kommiffionen 
Anwelſungen auf freie Fuhre an den Unternehmer aus, mit 
weichem die ArmensDireftion deshalb ein Abkommen gerrofs 
fen bat, | 
Ä Dar 
| Gebrauch der Bäder. | 

Es iſt dafür geſorgt, daß dazu ſich eignende kranke Ar⸗ 
men die am biefigen. Orte eingerichteten Bades Anftalten bes 
nugen können, aud) fol ihnen nöthigenfalls die freie Benußung 
yaterländifcher Helleueilen moͤglichſt verſchagſt werden. 


Abſchnitt. 
Von der Beſtrafung der ——— 


| $. 42. 

Behandlung der Bettler. 

Da nach dem III. Abfchniee, in aller Art wahrhaft: für. _ 

die Armen geforgt werden wird, fo folb jeder, der fih beim 

Betteln betreten läßt, aufgegriffen und zum Arbeitshaufe geltes 

fert werden, wo er zu einer feinen Kräften angemeflenen Arbeit 

firenge angehalten und nothduͤrftig bekoͤſtigt, auch im Wieder⸗ 

holungsfall, in Uebereinkunft mit der Orts, Polizei» Behörde, 

£örperlich gezüchtige werden wird. Eben folde Strafe haben 

Aeltgen, und zwar noch im gefhärfteren Maaße zu gewaͤrtigen, 
welche ihre Kinder zum DBetteln anhalten, 


I. 2. 
Vermeigerung der Almoſen an Bettler. 
Damit aber dem Muͤſſiggange und der Bettelei, model 
viele arbeitsfäßige aber Hederliche und —* Perſonen oft mehr 
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Erwerb finden, als fie durch Arbeit verdienen können, vorge, 
‚beugt oder ganz abgeholfen werde, fo läßt fih mit Vertrauen 
erwarten, daf das Publiftum gern hierzu mitwirken, und zu ' 
‚dem Ende feinem Bettler ein Almofen verabreihen, auch ein 
Seder die ihm vorkommenden fhriftlihen &efuche ‚und Ar 
muths/Atteſte, mit welchen ſich Bettler in die Käufer’ fchleichen, 
zurücbehalten, und folhe an die Armens Direktion abgeben 
laffen werde. Denn. alle aus unzeitiger Menfchenliebe an 
. Bettler gereihte Gaben können nur zerftörend auf die Armen; 
Verwaltung einwirken und deren Zweck vereiteln. 
Don felbft verſteht es. fich, daß die Privat, Wohlthaͤtlgkeit 
‚gegen .beftimmte Arme hierunter nicht verflanden ſein kann. 
Diefe bleibt nach Neigung umd Vermögen Jedem unbehindert 
Abderlaffen, jedoch wäre es wuͤnſchenswerth, daß auch hiervon, 
mit Anzeige der Wohnung des Armen. und der Unterftügungs: 
fumme, die Armen;Direktion benachrichtigt wuͤrde, um bei vors 
- fommenden Unterſtuͤtzungs Gefuchen - deſſelben — — 
Ruͤckſicht nehmen zu koͤnnen. 
$. 44. 
Aufgreifen von Bettler. 
Zur Aufgreifung der Bettler wird die hieſige Polizel kraͤf⸗ 
tigſt mitwirken, und bat ſich ein Jeder bei nachdruͤcklicher Be: 
firafung zu hüten, die dazu beauftragten Offistanten in Erfüls 
lung ihrer Pflihe zu hindern. Es wird vielmehr erwartet, 
daß ein jeder bdiefe AIRHANEIR aa auf alle Weife ‚unters 
fügen werde. 


\ “ 


VL Abſqhnitt. 


Bon den Mitteln des Armenwefens und von ber 

Befhaffung des fehlenden Geldbedarfs. 

5. 45. 
Seldbefhafung zur Armenpflege. 

Zur Erfülung der Zwecke Beim Armenwefen gewähren 
zwar die damit verbundenen $. 1. erwähnten Anftalten mit 
ihren Fonds, imgleichen die Kapitalien der Armen: Kaffe, und 
die von Seiner Mojeftät dem Könige allergnaͤdigſt bewilligten 
jährlihen Zufhäfe eine nicht unbedeutende Huͤlfe; indeſſen 


reichen diefe Mittel kelnesweges aus, und die Armens Direktion 
muß daher vorzäglid ‚darauf rechnen, den erforderlichen Geld» | 
bedarf in der Wohlehätigkeit der Stadt» Einwohner zu finden, 
‚auf welche fie nad) der Srädte Ordnung $ 196. hingewieſen iſt. 
zu dem Ende, wird, wie es bisher durch die Bezirksvor, 
fteher gefhahe, in jedem Monat durch die ganze, Stadt eine 
Sammlung von den Armen: Kommiffionen veranftaltet werden, 
| . 46. 
Von dem hiefigen fo ſehr zum Wohlthun geneigten Pu⸗ 
blikum läge fih um fo mehr erwarten, daß es feine Thellnahme : 
‚an diefer freiwilligen Kollekte noch viel allgemeiner und bereits 
williger, als bisher, beweiſen werde, da ein jeder Einwohner 
fi verfihert halten darf, daß nad) diefer nenen Armen⸗-Ord⸗ 
nung feine milden Gaben, fo wie fämmtliche Einnahmen übers 
haupt, nur ihrem Zwecke gemäß gemiffenhaft verwendet und 
weder verfplistert, noch an Unwuͤrdige verabreicht werden follen, 
Gegeben Berlin, den 3. Oktober 1826, 


DbersBürgermeifter, Bürgermeift® und Rath bieſter 
Koͤnigl. Reſidenzien. 
— 8.) 


— —— — 


109. 
Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern 
und der auswaͤrtigen Angelegenheiten, an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen, die Verhaͤltniſſe mit Kurheſſen 
rüdfi ichtlich der Verpflegung gegenfeitiger armer 
Unterthanen betreffend, 





Die — Miniſterien eroͤffnen der Koͤnigl. 
Regierung auf Ihren Bericht vom 1. December v. J., 
bie Koſten der von Preußiſcher Seite geſchehenen Ver⸗ 
pflegung und Heilung eines gewiſſen im. Monat März - 
ejusd, anni zu Dffendorf, im Kreife Warburg frank - 
angefommenen, aus Weißenbach Kurheſſiſchen Amts 
Wigenhaufen gebürtigen N. N. betreffend, | 


204 — | 
daß niche bloß In dem oben gedachten Sale, fondern auch 
in anderen früheren Fälfen, 3. 3. in einem von der Re— 
gierung zu Magdeburg unterm 8. Juli 1825 einberichtes 
ten Galle, wegen des aus Fangendilbach im Kurheſſiſchen 
gebürtigen Schumachergefelen N.N. fich 'ergeben bat, daß 
die Kurbeffifchen Behörden für die im Preußiſchen erkrank⸗ 
ten Hefiifchen Unterthanen, wenn fie in Heflen fein Vers 
mögen binterlaffen, aus öffenelipen Sonde feine Verpfles 
gungöfoften erflatten. 
| Die Minifterien genehmigen daher Hiermit, daß die 
für dem: oben genannten SKurheffiichen Unterihan N. N, 
verwendeten Koften and dem in Ihrem Etat ausgeworfes 
nen Armen: Unterfiügungs » Fonds entnommen werden. 
Zugleich wird auch die Königl. Negierung angewie⸗ 
fen, gegenfeitig für die Verpflegung Preußifcher armer Un⸗ 
terthanen im Kurbeffifchen aus Staats⸗- und Kommunal: 
RKaſſen weiter Feine Koften zu erftatten, und if diefes Re⸗ 
feript fomohl der Negieung zu Erfurt, mwofelbft nach hs 
rer Anzeige tvegen des N. N, aus Großen Burfchla, im 
Kreife Muͤhlhauſen, ein dergleichen Antrag gemacht fein 
fol, al8 auch allen übrigen Königl. Negierungen in Abs 
ſchrift zur Nachachtung mitgetheilt worden. | 
Berlin, den 5. Januar 1827. 
Dinifterium des Innern. Miniſterium der auswärtigen 
Köhler. | Angelegenheiten, | 
v. Game 


F An | 
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Abſchriſt vorſtehender Verfügung zur — an 
ſaͤmmtliche uͤbrige Koͤnigl. Regierungen. 

Berlin, den 5. Januar 1827. | 
Minifterium des Innern. Miniflerium der auswärtigen 
Köhler. Angelegenbeiten. 

er, — v. Schönberg. 


6. 
Gewerbe-Polizei 


110. 
Kefeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, an bie 


Königl. Regierung zu N. N., bie Feftftellung der Durch⸗ 


fehnitts= Getreide; Masttpreife betreffend. 





"Die König. Regierung urtheilt in Ihrem Berichte 


vom 18. November dv. J. ganz richtig, daß dad von dem 
dortigen Magiftrate, beabfichtigte Verfahren zur Feſtſtellung 
der Martini: Marktpreife unangemeffen fei, nach welchem 
derfelbe die Martini-Markepreife nach dem Durchfcehnitts; 
Preiſe derjenigen Märkttage berechnen laſſen will, welche 
in diejenigen 15 Tage fallen, von benen der Martinitag 
die Mitte auemacht. 


Es fiehen demfelben, wie die König Regierung rich 


tig bemerkt, entgegen, daß 


a) die Beſtimmungen $. 36. des Edikts pom 25. Sen 
tember 1820 und $. 74. der Gemeinheits⸗ <perlungs- 


Drdnung vom 7. Juni 1821 allein auf die nach In⸗ 
halt diefer Drdnung und der gleichzeitigen Abloͤſungs⸗ 
Ordnung ausgeführten Gemeinheits Theilungen und 
Ablöfungen Anwendung finden, und ohne ausdrück: 
fiche Verordnung auf andere Säle nicht bezogen un 
den fönnem.. 

b) Erſcheint auch der Erlaß einer ſolchen — 
im Wege der Geſetzgebung um fo mehr unausfuͤhr⸗ 
bar, als dadurch mannigfache Eingriffe in ſpecieile 
Kontrafts : VBerbältniffe gefhehen würden. 

Der Magiftrat verwechfelt offenbar fein Gefchäft, das 
neuilich der Polizei» Behörde zur Confiatirung der Markt⸗ 
preife, mit denjenigen der Gerichte und Ausdeinanderfegungs- 
Behörden. Der legteren Sache it es, darüber zu beftin- 
men, von welchen Markttagen der Preis abgenommen wer: 
den muß, um zur Grundlage der Entſcheidung und Aus⸗ 
einanderſetzung zu dienen. 
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Die Sache des Magifirars aber ift es, die Getreide⸗ 
Preife von allen denjenigen Markttagen forgfältig anzus 
geben, welche dabei in Betracht kommen konnen. 

Im Uebrigen ift es nicht deutlich, was der Königl. 
Regierung bezüglich auf die Anwendbarkeit des Reſcripts 
des vormaligen. Polizei: Minifterü: vom 16. April 1817. ) 
zweifelhaft geblieben it; da das dort gebilligte Verfahren, 
vermoͤge deſſen der Marktpreis jedes Markttaged nach dem 
Durchſchnitte aus dem böchften und niedrigften Preife feit- 
zufegen, dabei jedoch auf folche DBerfäufe, welche wegen: 
befonder& fchlechter Qualität, oder fonft wegen ungewöhn: 
licher Umftände, resp. zu einem befonderd geringen oder 
‚hoben Preife gefchloffen werden, nicht Ruͤckſicht zu neh⸗ 
‚men ift, dem gemein üblichen Verfahren ganz entfprechend, 
und eine größere Genauigkeit in den Angaben der Durch» 
fchnittds Preife, namentlich nad Verhaͤltniß der größeren 
oder geringeren Duantitäten, welche für, den höheren und 
resp. geringeren-Preis-verfauft werden, nicht zu erreichen ift. 

Berlin, den 30. März 1827. ar 

‚ . „ Minifterium ded Innern. Erſte Abthellung. 

| Köhler. 





fin 
Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums des In⸗ 
nern, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und an das 
Polizer-Präfidvium in Berlin, daß den: Vätern taubs 
flummer Söhne die fuͤr den Unterricht der letztern in 
einer Profeſſion beſtimmte Prämie niche felbft bewillige 
werden koͤnne. | 





Die Königl. Regierung erhält die Beilagen Ihres 
Berichts vom 20. d. M. bierneben mit dem, Bemerfen 
. zurüd, daß nach dem neuerlich angenominenen Grundfage 
dem Leinweber N. N. für die. Unterweifung feines eignen 


*) Jabrg. 1817, 2tes Heft, S. 83. F 
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saubfiummen ‚Sohnes, in der Leinmweber-Profeffion Feine 
Prämie zu Theil werden Eann, indem bie in Bezug ges 
nommene Allerhoͤchſte Beſtimmung vom, 16. Juni 1817 
ſich unzweifelhaft nur auf. folde Faͤlle bezieht, wo Taub⸗ 
ſtumme von Perſonen, denen keine Verpflichtung fuͤr ihr 
Fortkommen zu ſorgen, obliegt, in Unterricht genommen 
werden. | F un re, 

Hiernach hat die Königl. Regierung dem. Landrathe 
des Kreifed Bünde, auf deflen Antrag Diefelbe -in dem 
vorliegenden Falle die Bewilligung bevorwortet, das Nds 
thige zu eröffnen, und auch Fünftig ſich zu. achten. 

Berlin, den 27. März 18277 — 

—— Miniſterium des Innern. 
— v. Schuckmann. 
die Mnigi. Reaterung 
gu Minden- | — 

Abſchrift vorſtehender Verfügung an ſaͤmmtliche übrige 
Koͤnigl. Negierungen und an das Polizeis Prafidtum in: 
Berlin, ze Nachricht und Achtung. | 

Berlin, den 27. März; 1827. 17 

| Minifterium des Innern. 

v. Schuckmann. 


2 





i PA 112. a 
Circular⸗Reſcript der: Königl. Minifterien bes Innern 
und der ‚Polizei, fo. wie der Finanzen, an ſaͤmmtliche 
Konigl. Regierungen’ und an das PolizeiPräfidium in. 
Berlin, betreffend das Herumführen von Kindern unter 

44 Sahren durch Perfonen, welche ein Gewerbe im 
0 Unmbergiehen betreiben. | 





Der Könige: Negierung wird auf Ihre Anfrage. in 
dem Berichte vom 17. v. M., betreffend das Herumführ 
ven von Rindern unter 14 Jahren durch Perfonen, weiche 
ein Gewerbe im Umperziehen betreiben, hierdurch eröffnet, 
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daß nach der. Fiaren Beſtimmung des $. 13. des Hauſir⸗ 
Regulativs dom 28. April 18924: 


zund dürfen unter feinen Umfländen Rinder i vor vollen⸗ 


detem ı4ten Jahre, ed ſei unter welchem Vorwande 
ed wolle, mit umhergeführt werden;“ 
fein Unterfchied gemacht‘ worden ift, ob von den eigenen 
Kindern des Conceffionirten, oder von fremden die Rede 
it, ob fie als Gemwerbtreibende, oder ohne allen Bezug 
auf das Gewerbe mit umbergeführt werden. 
Der allgemeine Zweck ift, daß die Kinder dem Un⸗ 


tetrichte in der Schule nicht entzogen, und nickt vom us 


gend auf an eine vagabondirende Lebensweiſe gewoͤhnt 
werden ſollen. 

Dei Inlaͤndern hat die Ausfuͤhrung dieſer geſetzlichen 
Vorſchrift in ſofern keine Schwierigkeit, als das vorge— 


dachte Regulativ ſehr deutlich darauf hinweiſet, daß nur 


ſolchen Inlaͤndern ein Gewerbeſchein ertheilt werden ſoll, 


die irgendwo einen feſten Wohnſitz haben, und feine Bas 


gabonden im rechtlichen: Sinne. find; der "Gewerbefchein 
fol nemlich bei der Polizei» Behörde des Wohnotts nach⸗ 


geſucht, und das Geſuch durch ein, Atteſt der Polizei⸗-Be⸗ 


hoͤrde des Wohnorts ‚begründet werden. Inlaͤnder, die 
ein Gewerbe im Umherziehen betreiben wollen, werden alſo 
fuͤr ihre eigenen Kinder unter 14 Jahren ein Unterkommen 
fuͤr die Zeit der — der Eltern vom Wohnorte 
den Gewerbebetrieb im Ümberziepen aufgeben m üffen. 
Auch bei Ausländern wird die in Dede fle dene Be 
Finihnung feſtgehalten werden muͤſſen, daß fie Kinder um 
ser 14 Fahren für ihr: Gewerbe anf keine Weile benutzen 
dürfen: Bet ven Ausländern, 'ivie der. in: dem Bericht der 
Koͤnigl. Regierung erwähnte Kunftrenter 'N. N. ein folcher 
zu ſein fcheint, wird indeffen nachgegeben, daß fie die ei- 
genen Kinder unter 14 Fahren bei fich behalten, die dann 
im Baffe, aber nicht im Gemwerb: Scheine zu erwaͤh⸗ 
nen find, da nicht: abzufehen. ift, wo fie fonft, wenn, fie 
einmal. tm Inlande zu ihrem Gewerbe verſtattet worden 
find, mit ihren Kindern bleiben follen. 


Eben | 
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Eben fo ann —— die Am Aus lande einen 


feſten Wohnſitz haben, und fuͤr Reiſen im Inlande, weil 
fie zugleich gewerbſcheiupflichtige Geſchaͤfte treiben, Gewer⸗ 
beſcheine zu loͤſen genoͤthigt ſind, wie z. B. Kaufleute, die 
Reiſen im Inlande benutzen wollen, um zugleich Waaren⸗ 
Beſtellungen zu ſuchen, geſtattet werden, eigene Kinder auch 


unter 14 Jahren bei ſich zu behalten, die aber. niemals 


im Gewerbſchein, fondern nur im Paffe zu bemerken find, 
da fein Bedenken dagegen obiwalter, daß Kaufleute bei 
ſolchen Gefchäftsreifen ihre Kinder mitnehmen koͤnnen. 
Die König. Regierung bat daher hiernach zu. vers 
fahren. Uebrigens wird noch bemerkt, daß Diefe Verfü, 


gung fämmelichen Regierungen zur Nachricht und Achtung 


mitgetheilt, der Regierung zu Gtettin aber, wegen des ers 


wähnten Spezial: Falles noch befonders das rue 


eröffnet worden ift. 
| Berlin, den ı7. März 1827. | 
Der Minifter des Innern Der Minifter der Sinangen 
und der Polizei. == v. Motz. 
v. Shudfmann. i 


die FR Reglerung 5 
zu Gtralfun 
Afchrift "Gorehender Verfügung an ſaͤmmtliche übrige 
Königl. Regierungen und an das Königt. volizerdräf dium im 
Berlin zur Nachricht und Achtung. —— 
Berlin, den 17. Maͤrz 1827. 
Der Miniſter des Innern Der Deiifen der Sinanen 
und der Polizei, Mo b. 
v. Schuckmann. | 


J 1 1 3. 
Extrakt a aus dem Reſcripte des Koͤnigl. Miniſteriums des 
Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Koͤ⸗ 
nigsberg in Pr., die Qualifikation als Maurer⸗Flickarbei⸗ 


ter und die Beaufſichtigung derſelben durch die Mei⸗ 
ſter betreffend. 


Die xKonigl. Regierung ba bat den —— zu be⸗ 


Annalen. Heft I, 1827. 


ato | 
deuten, daß wenn en fich mie Maurer -Slicarbeit beſchaͤf⸗ 
tigen wolle, er ſich dazu, nach $. 101. des Edikts vom 
7. Sepibr. 1811 bei der Kreis⸗Bau-⸗Kommiſſion qualifi⸗ 
ziren muͤſſe. Die Erlaubniß zu dergleichen Arbeiten iſt 
übrigens nicht zu erfchweren, und kommt es dabei nur 
auf die petſoͤnliche Fähigkeit des Nachſuchenden an. 
F In keinem Falle kann ein bloßes Atteſt eines Mei⸗ 
ſters jenes Zeugniß bed Kreis⸗ Bau⸗Beamten vertreten, 
und den Meiſter berechtigen, ſich der Aufſicht und der Ver⸗ 
antwortlichkeit der den Geſellen übertragenen Arbeiten zu 
entfchlagen, und den fogenannten Meiſter⸗Groſchen, 
ohne Etwas dafür zu leiſten, als eine bloße Steuer zu 
erheben. | | , 
Berlin, den 2. April 1827. 
Miniſterium ded Innern und der Polizei. 
Koͤhler. 


114. | 
Mefeript Bes Koͤnigl. Minifteriums bes Innern und ber 
Polizei, an die König. Regierung zu Magdeburg, daß 
Zimmers und Maurer» Slicfarbeiter Feine Gefellen 
halten dürfen. — 
Auf den Bericht vom 24. d. DM, wird der Koͤnigl. 
Megierung zum DBefcheide ertheilt, daß den. fogenannten 
Sticfarbeitern im Zimmers und Maurer» Gewerbs + Betriebe 
‚die Befugniß, Gefellen zu halten, nicht eingeräumt werden 
ann, ja, daß es, nach der Dispofition des Gewerbes Por 
lizei⸗Edikts vom 7. Septbr. 1811 $. 101. nicht einmal 
nothwendig feheint, diefen Arbeitern befondere Dandlanger 
zu erlauben. oo 
Berlin, ben 31. Januar 1827. 2 
Der. Minifter des Innern und ber Polizei, 
v. Schuckmann. 


ii 
| — 

Ertract aus dem Reſcripte des Kdnigi. Miniſeriums | 
des Innern, an die Königl. Regierung zu N. N., die. 
‚ Anwendung ber wegen der neuen Müplen-Anfagen 
——— Vorſchriften betreffend. 


Mad demtaͤchſi die von der xonigl. Regierung 
ad 1. und 2. Ihres gegenwaͤrtigen Berichts in Anregung 
gebrachten Zweifel hinſichtlich der Anwendung der 
Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 23. Oktbr. v. J. 
auf diejenigen Fälle betrifft, wo ſchon vor dem Er 
feinen derſelben Proclamata- wegen nener Muͤhlen⸗ 
Anlagen erlaſſen worden, fo wird der Koͤnigl. Regie⸗ 
rung .eröffnet, daß die Anwendung der gedachten Als 
lerhöchtten Kabinets⸗Ordre durch eine frühere Ans 
. meldung. der beabfichtigten. Mühlen, Anläge, gleichviel 
ob die nach dem Edikte vom 28. Oktbr. 1810 zur 
Anmeldung von Widerfpruchs-Nechten beſtimmte praͤ⸗ 
cluſiviſche Frift bereitd vor dem Erfcheinen der Ka⸗ 
binets⸗Ordre abgelaufen war oder nicht, nicht außs 
gefchloffen werden kann, vielmehr in ‚allen Fällen, wo 
die Conceſſion zu einer Mahl» Mühlen » Anlage nit | 
ſchon ertheilt worden ift, eintreten muß. 
| -Dabingegen ſtimme ich 
ad 3. der Unfiche der Koͤnigl. Negierung darin bei, daß | 
derjenige, welcher den -Confens zu einer Mäplen-Uns 
lage fehon vor Emanation. der Kabinets⸗Ordre vom 23. 
Oktbr. v. J. erhalten Hat, den Beflimmungen der letz⸗ 
teren nicht: mehr unterworfen werden fann, wenn er 
. auch den Bau noch. nicht atigefangen haben möchte, , 
Berlin, den 2. März 1827. 
Der Minifter des Innern. 
| v. Schuckm annu. 
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| ’ 116. 

Reſcript des’ Königl. Minifteriums des Innern, an bie 
König. Regierung zu N. N. in Weltphalen und ab» 


ſchriftlich an die beiden andern weſtphaͤliſchen Regierungen, 
dieſelbe Angelegenheit ———— 





Die Koͤnigl. Regierung befindet ſich, wie Er auf 
Ihren Bericht vom 14. v. M., die Muͤhlen⸗-Geſetzgebung 
betreffend, hierdurch eroͤffnet Wied, im Srerdume, wend 
Sie aus der Schluß-Beſtimmung der wegen Befchränfung 
neuer Müblens Anlagen erlaffenen Allerhoͤchſten Kabiners- 
Dröre vom 23. Oktbr. v. J., wonach dad Edikt vom 28. 
Oktbr. 18:0 in den feit 1814 mit der Monarchie ver: 
einigten Provinzen und Ortfchaften Feine Anwendung fin: 
den fol, herleiten zu können glaubt, daß dem gemäß im 
dortigen Regierungẽ-Bezirke wieder die Vorſchriften resp. 
der Sranzöfifchen, Bergifhen, Weftphätifchen und der Han- 
növerfchen Gefeggebung bei Anlagen neuer und Ermeite: 
‚rung oder Veränderung beftehender Mühlen zur Anwen 
- dung kommen müßten. | 
In den wiedereroderten und nen erworbenen Pros 
vinzen, für welche das allgemeine Landrecht gift, müffen 
vielmehr in Betreff der neuen Mühlen: Anlagen die Bor, 
fehriften des Lesteren, fo weit nicht fpäterhin ein Anderes 
ſpeciell gefeglih angeordnet fein möchte, was aber rück 
fihtlih der Provinz Weftphalen nicht gefchehen ift, zur 
Anwendung gebracht werden, : weil das Landrecht an die 
Stelle aller früher beſtandenen allgemeinen Geſete getre⸗ 
ten iſt. 
Das Allgemeine Landrecht enthaͤlt nun aber Thl. 2. 
Tit. 15. F. 229. seqq. im Weſentlichen die nemlichen Be⸗ 
ſtimmungen, welche nach den Grundſaͤtzen des Edikts vom 
28. Dftbr. 1810 und der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordte 
vom 23. Oktbr. v. J. in den alten Provinzen befolgt 
werden. 
Der einzige erhebliche Unterſchied beſteht darin, daß 
nach dem Landrechte loco cit. F. 239. demjenigen, der eis 
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nem neuen Mühlendaue aus einem gefesinäßigen Grunde . 
miderfpricht, Darüber im, ordentlichen Wege Rechtens Ges 
hör gefattet werden fol, während in der Regel nach der 
Schinß:Beftimmung des $. 8. des Edikts vom 28. Oktbr. 
1810 die Landes-Polizei-Behoͤrde, ohne daß dagegen der 
| Rechtswes ergriffen werden kann, zu entſcheiden hat. 

Die Koͤnigi. Regierung wird daher auf die allegirten 
Vorſchriften des allgemeinen Landrechts, namentlich auch 
auf die Beſtimmung bes F. 242. 1. c. verwieſen, um dar⸗ 
nach kuͤnftig zu verfahren. 

Bei dieſer Gelegenheit wird der Koͤnigl. Regierung 
jedoch ſchon vorläufig von dem Seitens der Stände der 
Prodvinz Weftphalen ausgefprochenen Wunfche, daß nur in 
‚Betreff der Anlegung neuer Mühlen eine Beſchraͤnkung 
eintreten, diefe jedoch ausgefchloffen bieiben möchte, fobald 
blos von Verbeſſerung, Veränderung oder Erweiterungen 
fhon vorhandener Mühlen die Rede fei, Kenntniß gegeben. 

Da die Ertheilung der Conceffionen zu Mühlen» Ans 
lagen, fo weit kein gefeglich begründeter Widerfpruch von 
Privat Perfonen dagegen erhoben worden, dem Ermeffen 
der LandessPollzeis Behörde überlaffen bleibt; fo hat die 
Könige. Regierung die Mittel in Händen, jenen Wunſch 
der Stände, fo mie den damit in Berbindung gebrachten- 
Vorſchlag ded Landtags s Kommiffarii Herrn Ober«Praͤſi⸗ 
denten don Vincke wegen möglichfter Beförderung der für 
auswärtigen Abfas befiimmten, fo wie derjenigen neuen . 
Mühlen, ‚welche erweislich nach einer neuen wortheilbaften 
Eonftruftion erbaut werden füllen, nach den DER 
angemeflen zu berückfichtigen.. 

‚Eine ſolche Berücdfichtigung hat übrigens um fo we⸗ 
niger Bedenken, als überhaupt die Abficht nicht dahin geht, 
daß die Landes Volizeis Behörden bei der Prüfung des Bes 
duͤrfniſſes anderweiter MüplensAUnlagen zu — ver⸗ 
fahren. | 

Berlin, den 3. Februar 1827. 

Der Miniſter des Junern. 
v. Sondmenn. 
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J 17- 
Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern, an die 
Königl. Regierung zu N. N., diefelbe Angelegen⸗ 
heit beisffen. 





Die Königl. — kann in Beſcheidung auf Ih⸗ 
ren Bericht vom 22. v. M,, in Betreff der geſetzlichen 
Beſtimmungen hinſichtlich der neuen Muͤhlen⸗Anlagen in 
dortiger Provinz, nur auf dasjenige verwieſen werden, was 
der Regierung zu N. N. in dieſer Beziehung unterm 3. 
d. M. eroͤffnet, und Ihr unter demfelben dato nachricht⸗ 
lich zugefertigt worden iſt. 

Wenn die Koͤnigl. Regierung uͤbrigens bei dieſer Ge⸗ 
legenheit anfuͤhrt, daB es für das allgemeine Wohl von 
hoher Bedeutung wäre, die Ensfcheidung über die Zulaͤßig⸗ 
keit neuer Mühlen: Anlagen in den Händen der Landes 
Dolizeis Behörden zu belaffen, und nicht an dem Michter 
zu verweiſen, da. Säle eintreten Fünnten, mo eine neue 
Mühlen» Anlage einer ganzen Umgegend zum Nachtheil ges 
reichen, und doch von dem Richter nicht unzerfagt werben 
könne, weil die Widerfpruchd » Berechtigten ihren Widers 
foruch nicht nach den Vorſchriften des allgemeinen Lands 
rechts gefeglich zu begründen vermöchten; fo ergiebt diefe 
Aeußerung, daß die Koͤnigl. Regierung die Beſtimmungen 
‚des allgemeinen Landrechts über die Anlegung neuer Muͤh⸗ 
len nicht richrig aufgefaßt hat. 

Denn die Königt. Regierung hat ed in Händen, fols 
chen Fällen, als Diejenigen find, die Sie hier erwähnt, das 
durch vorzubeugen, daß Gie altdann nah $. 242. Thl. 
2. Tit, 15. ded algemeinen Landrechts die Iandespolizeis 
liche Erlaubniß zur neuen Anlage verſagt. 

Die F. 239. l. e. bemerkte gerichtliche Entſcheidung 
kann blos in den Fällen eintreten, wo die Koͤnigl. Regie⸗ 
rung in landespolizeilicher Hinſicht die Anlage ges 
ftatten zu müffen glaube, gleichwohl aber ein Widerfpruch 
gegen die neue Anlage erhoben wird, 


— 
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Das von der Koͤnigl. Regierung aufgeſtellte Beden⸗ 
ken tritt alſo nicht ein. | Ä 
Derlin, den 13. Februar 1827. 
Der Mirifter des Innern. 
v. Schuckmann. 


| 118. J 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., bie Anlegung neuer, 
Windmühlen bereffend. I 
Der Könige. Regierung wird in der abſchriftlichen 
Anlage eine Vorftellung des Mühlenmeifierd N. N. vom 
14. d. M., den von demfelben nachgefuchten Eonfend zum 
Ban einer Bocwindmühle betreffend, mit dem Eroͤffnen 
zugefertige, daß die von dem Bittſteller darin angezeigten 


Umftände, Falls ſolche richtig fein möchten‘, eine befondere 


Berückfichtigung verdienen werden. Denn wenn: auch Die 
Ertheilung von Conceffionen zu Mühtens Anlagen, fobald 
folhe nach Emanirung der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre 
vom 23. Okibr. v. J. auszufertigen find, von ber durch 
letztere getroffenen Beſtimmung abhaͤngig bleibt, dem Bitt⸗ 
ſteller auch allerdings entgegengeſtellt werden kann, daß er 
feine Einrichtungeit zum Bau der Mühle nicht eher bätte 
treffen folen, bis er die Conceffion erhalten; fo fcheint es 
doch, daß ihm unter ben bier. eintretenden Verhaͤltniſſen 
der erbetene Conſens nicht ohne Haͤrte zu verſagen ſein 
wird. Dieſem kommt noch hinzu, daß einem Dritten aus 
der Allerhoͤchſten Kabinets Ordre vom 23. Oktbr. v. Fr. 
fein Widerſpruchs⸗ Recht gegen eine neue Mühlen Anlage 

zufteht. 
| Menn ferner die Koͤnigl. Regierung in Ihrer am bie 
landraͤthliche Behörde in dieſer Angelegenheit erlaſſenen 
Verfuͤgung vom 8. v. M. als Abweiſungsgrund anfuͤhrt, 
daß das Bedarfniß zu der neuen Muͤhlen⸗Anlage nicht, 
uachgemiefen fei, fo befinder Sie fi bierbei im ſoweit 
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in ‚einem. Irrthume, ald die mehrgedachte Kabinetd » Drdre 
einen folchen Nachweis nicht verlangt, fondern beſtimmt, 
daß die Eonceffion zu einer Mühlen: Anlage zu verweigern 
‚fei, ſobald die polizeiliche Ermittelung ergebe, daß die in 
‚der Gegend fchon vorhandenen Mühlen hHinreichten, um 
das Bedürfnig der Anwohner vollkändig zu 
befriedigen. _ \ | 

Es kommt alfo im Alfgemeinen immer nur darauf 
an, ob die Ermittelung ein Nefultat die ſer Art darge: 
than habe, und der Beweis muß nicht von dem Impe⸗ 
tranten für das Dafein des Bedürfniffes gefordert wer- 
den, fondern gegen ihn vorliegen. u 
| In Folge deffen wird nun im Betreff des vorliegens 
‚den Spezial⸗Falles die Könige. Regierung angemwiefen, die 
Angaben des Bittſtellers näher zu prüfen, und ihm dems 
nächft entweder die erbetene Conceffion zu ertheilen, oder, 
wenn Sie etwa dennoch erhebfiche Bedenken haben, moͤch⸗ 
te, mit Einreichung der Verhandlungen zut weiteren Ents 
ſcheidung zu berichten. gs yes 
Berlin, den 25. März; 1827. 

Der Minifter des Innern. 
v. Shudmann 


J 119. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die. 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Anlegung von Roß⸗ 
ſchrootmuͤhlen zum ausſchließlichen Betriebe— eigener 

Brauereien betreffend. De 





Aus dem Bericht der König. Negierung vom’s. d. 
M., die von tem Braueigen N. N, beabfichtigte Anlage 
einer Roßſchrootmuͤhle zum alleinigen Betriebe feiner Braues 
rei betreffend, habe ich erfehen, daß dad - Negierungs » Cols 
legium getgeilter Meinung darüber geweſen iſt, ob-dem 
N, N. die gedachte Anlage mit Rückſicht auf die diesfäfs 
lige Beſtimmung der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre york 


23. Oktbr. v. J. zu geflatten ſei oder uſcht. 
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In Beſcheidung Hierauf ſtimme ich demjenigen Theile _ . 
des Collegii bei,, deffen Anficht dahin gegangen iſt, daß, 
wenn in jener Kabinetd- Drdi® Gutsbeſitzer, Rorporationen 
und Gemeinden, ald zu Mühlen: Anlagen für den eigenen 
Bedarf berechtigt, aufgeführt find, felbige nur beifpiels- 
weife benannt worden wären, und daß den Gewerbtrei⸗ 
benden in den Städten, wenn fie. die Mühlen nur zum 
Bedarf.igrer Fabrikation benugen, nicht aber fremdes Ges 
mahl darin annehmen wollten, deren Anlage eben fomohl 
geſtattet werden muͤſſe, als einem Gutsbeſitzer nicht vers 
wehrt werden fönne, eine Mühle zur Benusung für den 
Betrieb feiner Debitd+ Brennerei und Brauerei anzulegen. 

Ich authoriſire taher die König. Negierung, dem 
N. N. die nachgeſuchte Conceffion zu der in Rede ſtehen⸗ 
den Muͤhlen-Anlage zu ertheilen. 

— den 23. Maͤrz 1827. | . 3 

‚De Miniſter des Innern. 
v. SERIEN 





120, 


Kefeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an bie Königl. Regierung zu N. N., die Aus 
übung der Real» Scanfberechtigungen betreffend. | 





Der Könige, Nepierung wird auf Ihren Bericht vom 
12.9. M., die Befchwerde des N. N. über die ihm 
verweigerte Ausübung feiner Neal: Schankberechtigung ber 
treffend ‚- hierdurch ‚eröffnet, daß hre im dieſer Beziehung 
erlaffene Berfügung nicht „aufrecht erhalten: werden kann, 
da die früheren rechtsguͤltig erworbenen Gewerbe⸗Berech⸗ 
tigungen durch die Geſetzgebung von 1810 und 1811 nicht 
aufgehoben worden find. 

Eine folche Aufhebung ift durch die Beſtimmung des 
$. 17. des Gemwerbefteuer: Edifts vom 2. November 1810 
nur Hinſichts der Erclufios Berechtigungen, als folcher, 
erfolgt. | | 
. Da’ num dem N.N. anf den Grund eines. 3. Jnnhede 


herrlich beſtaͤtigten Privilegii die ——— — zu⸗ 
ſteht, ſo koͤnnen hier die von der Koͤnigl. Regierung in 
Bezug genommenen Vorſchriften des $. 133. des Edikts 
vom 7. Septbr. 1811 und des Circular⸗Reſcripts vom 
7. Januar 1823 wegen neuer Schanf-Anlagen dem Bitt⸗ 
fieller eben fo wenig entgegengeftellt werden, als der. Um⸗ 
fand, daß er feither keinen Gebrauch bon feinem Privi⸗ 
legio gemacht Habe. 

Es fommt bier vielmehr lediglich daranf an, ob der 
N. N. perfönlich zum Betriebe des Gewerbes als 
Schankwirth qualificirt fei. 

Da die Koͤnigl. Negierung in diefer Beziehung keine 
Einwendung gegen den N. N. aufgeftelle bat, fo wird 
Sie hierdurch angemwiefen, die ——— deſſelben zu er⸗ 
ledigen. 

Der N. N. iſt hiernach — beſchieden worden. 

Berlin, den 13. Januar 1827. 
Miniſterlum des Innern und der Polizei. 
En 


I21. 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu N. N., die den 
Schanfberechtigten zu ertheilende Erlaubniß, ihr Gewerbe 
in andern Lofalen fortfegen zu dürfen, betreffend. 
Die Koͤnigl. Regierung hat dei Erftattung Ihres Berichts 
vom 25. v. M. in Berreffder Befchmerde des Deſtillateure N. N. 
uͤber die ihm verweigerte Erlaubniß, ſeinen Liqueur⸗Schank 
in einem anderen Lokale fortſetzen zu dürfen, den Haupt⸗ 
punkt, auf den es hierbei ankam, üÜberfehen. Dies ift 
nemlich die Anwendung der Vorſchrift zu 3. des Circu⸗ 
lar⸗Reſcripts vom 7. Januar 3823, wornach in den Fäls 
fen, wo ein Schanfwirch fein Gewerbe in einem anderen 
Haufe fortfegen will, die Verſagung der polizeilichen Ges 
nehmigung nur dur einen aus der Lage ber neuen 
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Mohnung und durch ein dar aus fi etwa Hinfichts der 
Sicherheits- oder Drdnungs» Polizei ergebendes Bedenken, 
feineöwegd aber durch einen aus einem anderen, nament⸗ 
lich aus dem polizeilichen Beduͤrfniſſe des Schanfs herzus 
leitenden Grunde motivirt werden kann. | 
Da nun dee N. N, wie die Köntgl. Reglerung ſelbſt 
anzeigt, perſoͤnlich qualtficirt und weder von dem Magi⸗ 
firat zu N. M, no von der Koͤnigl. Regierung angeges 
ben worden ift, daß dem Gefuche des Bittſtellers ein los 
kales Hinderniß im Sinne der vorhin allegirten Vorfchrife 
entgegenſtehe, fo erſcheint die Beſchwerde deſſelben begrüns 
det. Die in der Sache ergangenen Verfuͤgungen des Mas 
gifiratd und der Koͤnigl. Regierung können mithin nicht 
aufrecht erhalten werden. | 
Ä Die Königl. Regierung wird vielmehr angeiviefen, 
dem N.N, unverzüglich die Fortſetzung des Liqueur⸗Schanks 
in feiner neuen Wohnung zu geſtatten, und fernern aͤhnit⸗ 
chen gegruͤndeten Beſchwerden vorzubeugen. 
Dieſe Entſcheidung iſt uͤbrigens dem Bittſteller von 
bier aus ſchon vorläufig bekannt gemacht worden. 
Berlin, den 8. Februar 1827. 

Minifterium des Innern und der Polizel, 

ne Köhler. 


122. 


— aus dem Reſcripte des Konigl. Miniſteriums 
des Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung 
zu N. N., die Ausübung der Real» Schanfberechtigung - 
und bie Berhältniffe der Pächter von. Communal⸗ und 
Domanials Schanfhäufern "betreffend. - 

Wenn im $. 17. ded Gemwerbefteuer: Ediftd vom >. 
November 1810 einer billigen Entfchädigung der hypo⸗ 
- tbefarifchen Gewerbe s Berechtigungen gedacht worden, ſo 
bat der Gefeggeber nur die Erciufins Berechtigungen im 
Auge gehabt, weil nur dieſ e der Gewerbe⸗Freiheit ein 
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Hinderniß entgegenftellen, und einen Merth Berforen ha⸗ 


ben, wofuͤr Entſchaͤdigung zu leiſten iſt. Ang dieſem Grunde 
iſſt auch nach den Beſtiwmungen des Gewerbe⸗Polizei-Edikts 


vom 7. September 1811, und der Deklaration vom 11. 
Juni 1822 die Ausſchließlichkeit als eine unerläßs 
liche Bedingung der Ablöfungs: Fähigkeit der ſtaͤdtiſchen 
Heal: Gewerbe, Gerechtigkeiten bezeichnet worden. 

Was biernächft die. Behauptung der Koͤnigl. Megies 
rung betrifft, daß dem Befiger eines mit einer Real⸗Schank⸗ 
berechtigung verfehenen Grundſtuͤcks nicht gehindert wers 
den Fönne,. wenn er fein. Grundſtuͤck veräußern, die ihm 
einmal zugeſtandene Ausuͤbung des Schank-Gewerbes in 
einem anderen Lokale fortzuſetzen, ſo iſt die Koͤnigl. Re⸗ 
gierung hierbei im Irrthume, denn die Gewerbe⸗-Befugniß 
ift mit dem- Grundftüce verbunden, und durch den Ver 
fäufer mit veräußert worden. 

Will der Verkäufer das Schankgewerbe gleichwohl in 
einem anderen Lokale betreiben, ſo kann die Zulaͤßigkeit ſeines 
Antrags nicht nach der Beſtimmung zu 3 des Circular⸗Re⸗ 
feriptd vom 7. Sanuar 1823, fondern nur nach den Vor⸗ 
fehriften über neue Schanf, Anlagen beurtheilt werden. 

Das Nämliche findet Anwendung, wenn der Paͤch— 
ter einer Meals Schanfftelle nach beendigter Pacht das 
Schanfgewerbe. anderweit betreiben will, fo wie denn auch _ 
diefelbe Feſtſetzung rückfichtlich der Pächter von Commms 
nal- oder Domanial- Schanfhäufern getroffen worden if, 
welche ebenfalls nach Aufhebung des Pacht» Berbältniffes 
feinen Anfpruch dafauf machen Eönnen, ihr Gewerbe in 
anderen Lofafen fortzufegen. . 

In den erwaͤhnten Faͤllen find. resp. die Eigenthuͤmer 
der Häufer, die- Communen und der Domainen-Fiskus als 
die eigentlichen. "Semwerbteeibenden anzufehen, Namens des 
ren die Pächter das Schanfrecht ausüben. 

Derlin, den 31. März 1827. 

Der Dinifer des Innern und der Polizei, 
u v. Shudmann. 
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| Bericht: der Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Anlegung 

von Kaffee⸗Wirthſchaften, Speiſe⸗Anſtalten, Reſtaura⸗ 
tionen, Konditoreien ıc., in Verbindung mit Bier⸗ 

a 2 Branntweinſchank, —2 





Es Komme in anf Departement Häufig der Fall 

‘vor, daß Perfonen, weichen aus polizeilichen: Gründen we⸗ 
gen der großen Anzahl. der Schankſtellen eines Orts, die 

Erlaubniß zur Errichtung einer neuen Schankanlage ver⸗ 
weigert werden muß, von den Kreis-⸗Landraͤthen und Mar 

gifiräten dennoch die. Befugniß zum Bitriebe eines Kaffees 

hauſes, einer Konditorei, eines Speifehaufes, einer Reſtau⸗ 

ration oder ähnlicher Gewerbe erhalten, und alddann diefe 
Berechtigung allmählig zu gewöhnlichen Schanfftelen aus⸗ 
dehnen, fo daß: eine jede Beſchraͤnkung und Beauffichtis 
gung völlig vereitelt und unausführbar wird. Auf der eis 
nenn Seite fcheinen uns folgende Gründe. für. die Ausuͤ— 
bung des Schanfes der. Kafferierd, Konditoren, Speifes 
wirthe u. a. m. zu fprechen.. Erfilich fol nach dem Ge⸗ 
werbe: PolizeisEdifte vom 7. Septbr. 1811 $. 65. seq. 
jeder Fleinliche Gewerbeslinterfchledweg fallen; zweitens wer⸗ 
ders alle. vorgenannte Gewerbetreibende im $. 10. des Ge⸗ 
we rbeſteuer⸗Geſetzes vom 30. Mai’ 1820 unter eben dies 
ſelbe Steuer» Klaffe._ mit den Schaͤnkern fubfumirt,. und 
endlich läßt fi das Gewerbe in Abficht einer bloßen Bes 
fhränfung auf den Kaffeeſchank, die Konditorei, Beſpei⸗ 
fung u. f. w. fchon deshalb durchaus nicht kontrolliren und 
durchführen, weil alddann doch wenigſtens Bier und feis 
nere Branntweine an die Befuchenden zu verfchänfen -ges 
fiattet werden muß, und fehon die Beftimmung, was eis 
gentlich Liqueur und feiner Branntwein fein fol, ſchwierig 
genug, aber die Ueberfuͤhrung eines Mißbrauch völlig uns 
möglich, und mithin die Ausartung in ordinaire Schank⸗ 
ſtellen gar nicht zw verhindern iſt. | 

Auf diefe Weife entſtehen nun auf der andern Seite 
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eine fo große Anzahl folcher Anlagen, daß die Polizei⸗Be⸗ 
börde unmöglicy dem Unfuge länger nachfehen kann, und 
Magßregeln zur Abwendung ergreifen muß. Beiſpiels⸗ 
weiſe beſtehen in N. N, mit. 1472 Einwohnern anjetzt 
43 Gaſt⸗ und Schankhaͤuſer und 16 Kaffetiers und Speiſe⸗ 
wirthe und 5 angebliche Konditoreien, alſo 64 eigentliche 
Schank-⸗Etabliſſements; in elenden Dörfern findet man 
Konditoreien u. f. mw. 
In fofern daher ‚mach unſerm unvorgreiftichen Dar 
fürhatten ein Unterſchied in der Befugnig der mehrerwähns 
sen Gewerberreibenden- nicht geftättet werden dürfte, ſcheint 
und dennoch zur Begegnung offenbarer Mißbraͤuche noth⸗ 
wendig zu fein, daß dieſe Gewerbe niche der beliebigen 
Bewerbung überlaffen; vielmehr gerade fo wie die Schauk⸗ 
und Gafthofd Anlagen lediglich dem Ermeffen der Polizei _ 
Behörden: nach Maaßgabe des $. 55. und 133. des Ges 
werbe⸗Polizei⸗Edikts vom 7. Septör. 1811 unterworfen 
werden. 

indem Em. Excellenz wir die Beſtimmung hieruͤber 
ehrerbietig anheimſtellen, bitten wir zugleich um die hohe 
Entſcheidung der Frage ganz gehorſamſt: ob ein bloßer 
Bierſchänker ohne den Beſitz einer Bierbrauerei auch 
dabei berechtigt iſt, Branntwein zu verſchaͤnken, und 
die Ausdehnung ſeiner Befugniß dazu verlaugen kann? 
Die verneinende Beantwortung dieſer Frage ſcheint in der 
an die Koͤnigl. Regierung zu N. N. in der Beſchwerde⸗ 
ſache des Bürgers N. N, unten 2. Septbr. 1823 er 
laffenen, und und. unterm a. Oktbr. 1823 angefertigten 
Verfügung andiog zu liegen. 

Uebrigens wird die den Magifträten und Kreisland⸗ 
rathen beigelegte Befugniß zur Ertheilung der Schank⸗ 
und Gaſthofs⸗Conceſſionen unverantwortlich gemißbraucht, 
und unſere Kontrolle deswegen wirkungslos gemacht, weil 
wir erſt nach der bereits ertheilten Erlaubniß, welche als⸗ 
dann vorſchriftsmaͤßig nicht wieder. ohne dreimalige Con- 
travention abgenommen werden kann, bei Vorlegung 
der Gewerbe⸗Steuer⸗Liſten Kenntniß von den neuen An⸗ 
lagen erhalten. Diefem Mißbrauche der Behörden wiſſen 
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wir nicht anders zu begegnen, als daß wir Diejenigen, 
welche ſich eines folchen Ungebuͤhrniſſes bereits ſchuldig ger 


mache haben, in der Maafgabe unter Kontrofte nehmen, 


daß diefelben nicht ohne eine vorgängige Anfrage bei und 
eine folche Erlaubniß ertheilen duͤrfen. Diefe Unordnung 
fcheint und namentlich bei den Magifträten zu N. N. 
dringend nothwendig zu fein, weshalb ‚wir. um die hohe 
Genehmigung dazu nicht nur für die bezeichneten, fondern 
auch für alte ähnliche Fälle ganz gehorfamft bitten. 

N. N., den 12. Sebruar 1827. F 


Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Un | en 
des Köntal. wirflichen Geheimen Staats« 
und Minifters des Innern und der Polizel 
Herrn v. Shudmann 


zu Berlin. 





on j 124.. | u ' 
Referipe des Königl. Minifteriums des Innern und. ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu N. N., biefelbe 
| Angelegenheit betreffend. Ra 





Der Könige. Regierung twird auf Ihren Bericht vom 
12. d. M. die Mißbräuche betreffend, welche bei Ertheis 
fung der Erlaubnig zum Betriebe derjenigen Geiverbe, mit 
denen der Ausfchanf von Getränken verknüpft ift, als der 
Kaffee: Wirehfchaften, Speiſe⸗Anſtalten, Neftaurationen, 
Konditoreien ıc. feither ſtatt gefunden haben, hierdurch ers 
öffnet, daß ed der von hr dieferhalb in Antrag gebrach- 
ten näheren‘ Feftfegung, jene Gewerbe eben fo, wie die 
Schanfs und Gafihofs> Anlagen, Iediglih dem Ermeflen 
der. Polizet» Behörden nach Maaßgabe der $. $. 55. umd 
133. bes Gewerbe, Polizei, Ediftd vom 7; Septbr. 1811 
zu unterwerfen, nicht bedarf. Die gedachte Beflimmung 
iſt nemlich ſchon durch die von der Koͤnigl. Regierung 
ganz überſehene Vorſchrift des $. 131. des in Rede fies 
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benden Editis — worden, indem — Gaſt⸗ und 
Schankwirthe aller Art, folglich auch Speiſewirthe, 
Kaffetiers, Reſtaurateurs und Konditoren, ſobald letztere 
Schnaps, Liqueure oder andere. Getraͤnke glaͤſerweiſe aus⸗ 
ſchaͤnken, ihr Gewerbe nur auf den Grund eines polizeili⸗ 
chen Qualifikations-Atteſts ‚betreiben duͤrfen. Hiernach iſt 
auch bisher uͤberall verfahren verfahren worden. 

Das diesfaͤllige Debenfen ber, Koͤnigl. Reolerung er⸗ 
ledigt ſich alſo von ſelbſt. * 
Uebrigens iſt ein bloßer Bierſchaͤnker nicht berechtigt, 
auch Brauntwein zw verſchaͤnken, da die polizeiliche Ges 
nehmigung zum Bierſchank die Befugniß zum Branntwein⸗ | 
Schanf nicht in ſich ſchließt. | 

Eine folche Befugniß. fieht aber auch eben fo wenig 
denjenigen Bierfchänfern, welche eine Brauerei befigen, zu, 
indem dieſe ebenfalls nur mit fpezieller polizeilicher Erlaubs 
niß Branntwein fchänfen dürfen. , 

" Mas endlih das von der Königl. Regierung am 
Schluſſe Ihres vorliegenden Berichts. erwähnte Verfahren 
betrifft, welches Sie. Hinfichts derjenigen landraͤthlichen 
Behörden und Magifträte, die fich die oben gedachten Miß- 
bräuche zu. Schulden kommen laffen möchten, in Anwen 
dung zu bringen beabfichtigt, fo findet fich dagegen, foweit 
Sie folched für nothwendig hält, nichts zu. erinnern, da 
jene Behörden Hinfichtd der Polizeis Verwaltung die Or⸗ 
gane der Negierungen find. Wenn aber eine landräthlis 
he Behörde oder ein Magiftcat gegen die diesfälfige In⸗ 
firuftion der Koͤnigl. Negierung dennoch. eine Conceffion zu 
einer Schanf« Anlage ertheilt haben möchte, fo fann dies 
nur eine Disciplinar-Ruͤge gegen die Behörde, jedoch nice 
die Wiedereinziehung der bereitd von der gefeglich compe⸗ 
tenten Behörde ertheilten Conceffion begründen, | 

Berlin, den 27. Februar 1827. 
Der Miniſter des Innern und ber Polizei. 
v. Schuckmann. 
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125. 
Refcript ber Könige. Minifterien des Innern und der 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu N. N., daß. 
mit Bier Fein Haufirhandel ſtatt finden koͤnne. 


Durch das Haufir, Negulativ vom 29. Aprif 1824 
find beftimmtere Grundfäge über den Gewerbßs Betrieb im 
Umperziehen geſetzlich feſtgeſtellt, und diefen gemäß ſollen, 
nachdem das mitunterzeichnete Miniſterium des Innern 
bereits in der Verfuͤgung vom 14. Maͤrz 1825 ausgeſpro⸗ 
chen hat, daß Bier zu den Wochenmarkts⸗Artikeln nicht 
gehört, Gewerbſcheine zum Handel mit Bier im Umperzies 
den gar nicht ausgefertigt werden. e 
. Wenn die Könige. Regierung daher in Ihrem an dag, 
Minifterium des Innern erflatteren Berichte vom 6. v. M. 
darauf anträge, hiervon auf den Grund des F. 16. des 
Regulativs abermals Ausnahmen zu geffatten, und Sie zu 
ermächtigen, den Bierfabrikanten Gewerbefcheine zum Vers 
triebe ihres Fabrikats im Umherziehen ertheilen zu duͤrfen, 
ſo fehlt es hierzu an hinlaͤnglicher Veranlaſſung. Was die 
Koͤnigl. Regierung dieferhalb in Ihrem Berichte anfuͤhrt, 
weiſet oͤrtliche Verhaͤltniſſe und Beduͤrfniſſe, aus denen der 
gedachte F. 16. eine Erweiterung der Hauſir⸗ Befugniſſe 
geſtattet, nicht nach; denn die nemlichen Gründe wuͤrden 
überall von den Inhabern der Brauereien mit demſelben 
Rechte in Bezug genommen werden koͤnnen; und fo we⸗ 
nig ihnen verwehrt werden mag, ihren Kunden das be⸗ 
ſtellte Bier zuzufuͤhren, ſo wenig laͤßt ſich doch die Norhs 
"wendigfeit zugeben: daß fie im Umberziehen auch neue 
Kunden auffuchen,. oder, die Sache beſtimmter zu bezeich⸗ 
nen, Bier im Umherziehen feil bieten muͤßten. J 
Der Antrag der Koͤnigl. Regierung kann daher nur, 
wie hierdurch geſchieht, als nicht zur Gewährung geeigner, 
zurückgemwiefen werden. | 
Berlin, den 3. Januar 1827. 
Der Minifter des Innern Der Minifier der Sinanzen. 
und der Polizei. v. Mo, 
v. Shufmanm, 
Annalen. Heftk. 1827. Y 
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Kefeript ber Konigl. Miniſterien des ae und der 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu N. N, 
diefelbe Angelegenheit betreffend. 


-Die unterzeichneten Minifterien koͤnnen aus dem Be⸗ 
richte der Koͤnigl. Regierung vom 31. v. M., worin Sie 
Ihren früheren Antrag wegen Geftattung des Haufirhans 
deld mit Bier im dortigen Departement wiederholt ‚hat, 
£eine Veranlaffung nehmen, von der dieferhalb unterm 3. 
v. M. an Sie erlaffenen Verfügung abzugeben, Sie viels 
mehr nur darauf zurächveifen, da die von Ihr amgezeigs 
tem Örtlichen und gewerblichen Verhaͤltniſſe, weiche nach 
Ihrer Meinung die Geftattung jenes Handels in dortiger 
Provinz wänfchenswerth machen, mehr oder weniger in den 
uͤbrigen Reglerungs⸗Bezirken ebenfalls zu berächfichtigen 
fein würden. 

Sobald Fein Haufithandel mit Bier. weiter Statt fin- 
det, wird fich übrigens der Verkehr mis dieſem Getränke 
in Ihrem Departement ganz von felbft fo reguliren, wie 
er fich in anderen Gegenden. längft regulirt hat, daß fi - 
nemlich die Confumenten ihren Bier » Bedarf unmittelbar 
oder mittelbar durch Beſtellung bei den Doanen Berger 
verſchaffen. 

| Berlin, den 14. Februar 1827. 
Der Miniſter des Innern Der Miniſter der Sinanzen, 
and der Polizei. v. Mo o tz. 
v. Schuckmann. 


— — see— — 
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127. 
Kefeript des Königl. Minifteriums des Innern, an bie 
Koͤnigl. Regierung zu Cöslin, den’ Auseinanderban. 
laͤndlicher a betreffend. 


Aus Anlaß der von der | der Konigl. Veglerung, zur Er⸗ 


innerung an, die wegen des Auseinanderbaues laͤndlicher 
Gebaͤude beſtehenden aͤllgemeinen polizeilichen Vorſchriften, 


unterm 8. Auguſt d. J. erlaſſenen Bekanntmachung *), 
hat die Neumaͤrkiſche Communal⸗ Landtags-Verſammlung, 


beſage des hier vorgelegten Beſchluſſes vom 23. v. M. 
in Bezug auf die zum Bezirke der Koͤnigl. Regierung ge⸗ 


legten. und dem Neumaͤrkiſchen Feuer-Sozietaͤts⸗Verbande 


angehörigen Kreife Dramburg und Schievelbein, um des⸗ 
willen Bemerkungen aufzuftellen nöthig gefunden, weil die 
bei dem. neuen Neumaͤrkiſchen Land» Feuer» Sozietäts + Nies 
glement.vom 29. Auguft v. J. befindliche Feuer⸗Ordnung 
S, 1. in Verdindung mit dem 6. 12. ded Reglements, abs 

weihend von der in jenem  Publifando binfichtlich der 
nothwendigen Entfernung ertheilten Anordnung, die Bes 
dingung ‚der. Aufnahme dahin feflfegt, daß alle neue Ga 
baͤude, welche mit Stroh, Rohr oder Schinseln gedeckt 
werden, in der Kegel, wo es die Lokalitaͤt zulaͤßt, 
wenigſtens Sech s zig Fuß von anderen Gebäuden ents 
fernt, bei geringerer Entfernung aber jeden Falls mit Zie⸗ 
gel- Bedarhung verfehen fein ſollen. 

Die König. Regierung wird bievon in Kenntniß ge⸗ 
ſetzt, damit Sie zur Vermeidung etwaniger Mißverſtaͤnd⸗ 
niſſe die Eingeſeſſenen der gedachten beiden Kreiſe darauf 
noch beſonders aufmerkſam machen moͤge. 

Berlin, den 15. December 1826. 

Der Miniſter des Innern. | 
v. Schuckmann. 


*) Jahrg: 1826, 3te8 Heft, ©. 821. | 
| 2 
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F 128. 

Reſcript des Könige. Minifteriums bes Innern, an bie 

Königl. Regierung zu Arnsberg, die zwangsweiſe Abs 

tretung des Örundeigenthums zu Bauplägen in den 

übernommenen ehemaligen Großherzoglichen Heſſiſche 
Landestheilen betreffend. 


Der Koͤnigl: Regierung eroͤffne ich auf den Berich 
vom 15. December v. J., 
die fortdauernde Guͤltigkeit des Großherzoglich Heſſiſchen 
im Herzogthum Weſtphalen unterm 3. Mai 1803 ein⸗ 
gefuͤhrten Geſetzes vom 29. Juli 1791 uͤber zwangs⸗ 
weiſe Abtretung des Grundeigenthums zu Bauplaͤtzen 
betreffend, 


Hiermit, daß ich mit dem Koͤnigl. Hofgerichte und mit der 


auf dem vorliegenden Xerichte bemerften Meinung des 
wirklichen Geheimen Raths, Heren DbersPräfidenten von 
Vincke dahin einverfianden bin, daß der in Rede ſtehen⸗ 
den Großherzoglich Heflifchen Verordnung durch das Als 
gemeine Landrecht derogirt worden ift. 

- Die Könige. Regierung erhält demnach hiermit die 
Anweiſung, Sich forthin in der fraglichen Materie ledig: 
lich nach dem fegteren zu richten, und die ſchon von Ihr 
proviforifh danach inſtruirten Landräthe definitive dazu 
anzumeifen. | F | 
| Eine Communikation mit dem Könige. Juſtiz⸗Mini⸗ 
fierto halte ich, da ich die Sache nicht zweifelhaft finde, 
nicht noͤthig; jedoch Hat die Königl. Negierung von dies 
fen Reſcripte dem Königl. Ober: Landesgerichte Nachricht 
zu geben. | 

Berlin, den 9. Februar 1827. 
Der Minifter des Innern. 
ar v. Shudfmannm. 
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Be 129. | 
Publifandum der, Königl, Regierung zu Erfurt, ein 
Mittel wider den Mauer» und Holzſchwamm bes 
| treffend. 

Zur Vertilgung des den Gebäuden Höchft nachtheili⸗ 
gen Mauer⸗ und Holzſchwammes, ift in dem Gebäude ber 
Königl. Akademie der Wiffenfchaften zu Berlin nachftehens 
des, fehr mwohlfeile Mittel mit dem beſten Erfolge anges 
wendet worden, daher wir ſolches hiermit zur öffentlichen 
Kenntniß bringen. , 

Died Mittel beſteht in einer Auflöfung von einem 
Gewichttheil Eiſenvitriod — fogenanntes Kupferwaſſer — 
und ſechs Gewichttheilen Waffer, womit bie vom Schwamm 
ergriffenen Stellen mit einem Pinſel überftrichen werben. 
Diefer Weberftrich "wird nach dem Trocknen fo oft wieders 
bolt, bis ale Schwämme verſchwunden find, die, einmal. 
vertilgt, fir) nie aufs Neue erzeugen. 

Erfurt, den 2. April 1827. 

Könige. Preuß. Regierung. 


Ä IX. | 
Medizinal +» Wefen. 


— 130. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums ber Geiſt—⸗ 
lichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Medizinal-Kolle— 

gien, die Communikationen der Gerichte mit letz⸗ 

tern betreffend. | 
Dur die Eirculars Verfüguig vom 27. März v. J. 
ift Heffimmt, daß die durch die: Verordnung vom 19. Mai 
1818, unterfagte unmittelbare Correfpondenz zwiſchen den, 
Medizinals Koflegien und den Gerichten in den Hierzu ge 
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eigneten Fällen, wo über ärztliche oder wundaͤrztliche Ge⸗ 
genſtaͤnde eine Communikation mit der obern Medizinal⸗ 


Behörde vorkommen kann, wieder einkketen ſolle. Hiernach 
hat auch das Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſterium unterm 21. April 


pr. an die Juſtiz-Behoͤrden das Erſorderliche verfuͤgt. 
Dieſe Anordnung iſt jedoch nach einigen bei dem Miniſte⸗ 
rio eingegangenen Anzeigen von mehreren Gerichts⸗Behoͤr⸗ 
den in der Art mißverſtanden worden, daß dleſelben nicht 
blos, wenn fie eines Gutachtens’ über Ärztliche oder wund⸗ 
ärztliche Gegenftände von den Medizinäl: Kofegien beduͤr— 
fen, mit den Legteren commiuniciven, fondern alle Obduk⸗ 
tionds Verhandlungen, welche fie nach der Verordnung der 
oberften Juſtiz⸗Behoͤrde vom 28. Septbhr. 1813 den Res 


gierungen in der Abſicht mitzutheilen gehalten find, um 


diefen Gelegenheit zu geben, die Dbducenten zu mehrerer 
Sorgfalt bei ihren gerichtlichen DVerrichtungen und Guts 
achten anzuhalten, und fonfiige Anordnungen aus dem 
Meffort der Medizinatz Polizei zu treffen, den Medizinal⸗ 


Kollegien zugeben laſſen. 


Auf die hierdurch veranlaßte Communikation mit dem 


Koͤnigl. Juſtiz-Miniſterio hat daſſelbe unterm 29. Deebr. 


v. J. an das hieſige Kammergericht‘ eine Deklaration des 
Reſcripts vom 21. April pr. erlaffen, welche namentlich 
die Weifung enthält, daß die Communifation der Gerichte 
mit den MedizinalzCollegien ſich lediglich auf diejenigen 
Faͤlle befchränfe, in welchen das technifch. wiffenfchaftliche 
Gutachten der oberflen wiffenfchaftlichen Medizinal- Behörde _ 


der Provinz einzuziehen fei, daß ed aber im Uebrigen ganz 


bei der unterm 28. Septbr. 1813 den Juſtiz-Behoͤrden 


ertheilten Vorſchrift verbleibe, wonach die über Obduktio⸗ 
nen und über Gemuͤths-Zuſtands⸗-Unterſuchungen aufges 
nommenen Verhandlungen, ingleichen die erfintteten aͤrzt⸗ 
lichen Gutachten nach wie vor der betreffenden Regieruns 
abſchriftlich mitzutheilen ſeien. | | 
Der Koͤnigl. Negierung (dem Koͤnigl. Medizinal⸗Kol⸗ 
legium) wird dieſe Verfuͤgung des Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſte⸗ 
rii, welche durch die von Kamptz ſchen Jahrbuͤcher zur 
— der Sn Landes: zehn —— gebracht 
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‚ werden wird, bierburch nachrichtlich und zur Radagand 
bekannt gemadhe. 

Berlin, den 16. Januar 1827.- | 
— der Geiſtlichen- Unterrichts⸗ und Medtztnals | 
Angelegenheiten. 

v. Altenfein, 


131. 
eeſeripe der Koͤnigl. Miniſterien der Geiſllichen- Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, fo wie des ns 
nern und der Polizei, an die Königl. Regierung zu N 
N., die Nichterhöhung. der den Impfaͤrzten bewilligten 
Diäten und Wagenmierhe betreffend. 
— 


« 


— — der Koͤnigl. Regierung im Berichte 
vom 7. Decbr. v. J., den Kreis-Medizinal-Perſonen bei 
Reiſen in Impfungs-Angelegenheiten, ſtatt der ihnen be⸗ 
reits zugeſtandenen Wagenmiethe von zo Sgr. täglich, 20 
Sgr. zu bewilligen, kann nicht deferirt werden. 

Das Impf⸗Geſchaͤft iſt kein rein polizeiliches; ed ges 
hoͤrt der curativen Praxis zugleich an. Demnach koͤnnen 
aus den Diaͤten-Reglements keine Anſpruͤche auf jenen 
hoͤheren Satz hergeleitet werden; vielmehr gehoͤren die Be⸗ 
willigungen wegen der den Impfärzten aus Staats⸗Fonds 
zu zahlenden Diäten zu den Vergünfligungen, welche aus 
ſchonenden Ruͤckſichten gegen diejenigen nachgelaſſen find, 
denen die Remuneration der Impfaͤrzte eigentlich obliegt. 

Es muß darauf Bedacht genommen werden, digfelben 
nach und nach, wie die Lokal: Berhältniffe erlauben, wies 
derum einzuftelfen, und es iſt demnach nicht rathfam, je⸗ 
nen Bewilligungen eine noch größere Ausdehnung zu ges 
ben, als fie bisher ſchon gehabt ‚haben. 

Berlin, den 16. Februar 1827. _ 

Der Minifter der Geiftlichen:, Uns Der Minifter bed Innern. 
terrichtd un Medizinal: An⸗ und 
gelegenheiten. der Polizei. 

v. Altenſtein. v. Schuckmann. 
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132. J 
Hefeript bes Könige. Minifteriums | des Inuern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Liegnitz, die Koſten⸗Beſchaffung 
| für den Gebrauch der Beliadonna in Scharlach⸗ 
Ä fieber» Epidemien betreffend. 


Der Königl. Kegierung wird auf Ihre Anfrage im 
Berichte vom 13. d. M. zu erkennen gegeben, daß die 
RKoſten, welche bei ausbrechenden Scharlachfieber » Epides 
mien durch Anwendung der Belladonna als Schugmittel 
erwachſen, im Falle ded Unvermögend der betreffenden Ges 
meinden, zwar aus dem. Fonds zu allgemeinen polizeilichen 
‚ Zwecken werden bewilligt werden, folche jedoch in jedem 

fpecielfen Falle zur Genehmigung der Ausgabe anzuzeigen 
ſind. 
— den 23. Januar 1827. 
Winiſtettum des Innern. — Abtheilung. 
Köhler. 


‚133. ä 

Gent der Koͤnigl. Regierung in Magdeburg, bie 

Verſchreibung innerlicher Medifamente und die Vigilanz 
auf Medizinals Polizei: Rontraventionen betreffend. 


Da die im Könige. Medizinal:Edift vom 27. Septbr. 
1725 Geite2a8. No, 5, enthaltene VBorfchrift, wonach „die 
Apotheker Feine innerlichen Medifamente, fo nicht von ap⸗ 
probirten Medizis verfchrieben worden, verfertigen und 
abfolgen laſſen follen“ durch fpätere in Bezug bierauf hoͤ⸗ 
heren Orts erlaffene Beftimmungen, gewifle der gegenwärs 
gen veränderten Verfaſſung des Medizinalweſens mehr ents 
fprechende Modifikationen erlitten hat, fe wird diefelbe im 
Gemaͤßheit des bei uns eingegangenen Reſcripts des Koͤ⸗ 
nigl. Miniſteriums der Geiſtlichen⸗, Unterrichts» und Mes 


dizinals Angelegenheiten pyom 21. Novbr, a. c. Bunt das 
din deklarirt; | 


— 


| | | 1995 
es iſt den gegenwärtig beſtehenden Einrichtungen zu Folge, 
den Chirurgen fowohl Ifier als ater Klaſſe verſtattet, 
innere Arzneien zur Behandlung Änßerer Krank 
heiten zu verordnen. Da num aber die Apotheker aus 
dem Rezepte unmöglich beurtheilen koͤnnen, ob die dars 
in verföhriebenen inneren Arzneien die Heilung innerer _' 
oder aͤußerer Krankheiten bezwecken, fo ift die oben al 
legirte Vorfehrift dahin auszudehnen, daß die Apotheker 
befugt und verpflichtet find, innere Arzneien ohne Weis 
teres eben fomohl auch auf Rezepte verabfolgen zu lafs 
fen, die von approbirten Chirurgen ıfler und ater Klaffe 
verfchrieben worden find. . Hebrigens bleibt es, was die 
Behandlung innerer Krankheiten Seitens der Chirurgen’ 
betrifft, bei den. hierüber beſtehenden gefeglichen Vor⸗ 
fchriften. " 
Indem wir diefes zur Nachachtung bekannt machen, 
fehen wir und zugleich veranlaßt, um den mannigfachen - 
noch immer fo Häufig vorkommenden Medizinal: Polizels 
Kontraventionen Einhalt zu thun, nicht allein ſaͤmmtliche 
Medizinal:PolizetsBeamte, fondern überhanpt auch ſaͤmmt⸗ 
liche Drtö=»Poligeis Behörden unferd Departements aufjus 
fordern, über die Beachtung der beftehenden medizinifchs 
polizeilichen Vorfchriften ohne Ausnahme mir allerStrens 
ge zu warden, und einen jeden, der fich eine lebertretung 
derfelden zu Schulden fommen läßt, nach Anweifung un» 
ſerer Bekanntmachung vom 7. Novbr. d. J. (Amtsblatt 
Sahrg. 1826 ©. 377.) fofort zur Verantwortung uud 
eventualiter zur Beftrafung zw ziehen. Bon dem Reſul⸗ 
tate einer jeden vorkommenden Unterfuchung der Art, iſt 
der betreffende Kreisphyſikus in Kenntniß zu fegen,.und 
von diefen hierüber in den einzureichenden Sanitätöberichs 
ten an uns Anzeige zu machen. 
Magdeburg, den 31. December 1826. 
König. Regierung. —— des Innern. 
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134, 
Refeript bes aodaigl Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Danzig, und abs 
fohriftlih an diejenige zu Bromberg, die Fabrifation 
des fogenannten Danziger Goldwaſſers betreffend. 





Da nach dem, aus Veranlaffang des anliegenden Res 
gierungs = Berichts, durch das Könige. Deinifterium der ıc. 
Medizinals Angelegenheiten erforderten Gutachten der wiſ⸗ 


‚ Tenfchaftlichen Deputation für dad Medizinalmefen, der 


Zufag unächten DBlattgolded zum fogenannten Danziger 
Goldwaffer gefährlich ift, fo erhäle die Könige. Regierung, 
nach dem Vorſchlage der gedachten Deputation, hierdurch 
den Auftrag, die Beimiſchung ded Blattgoldes zu dem fos 
genannten Goldwaſſer durch eine Öffentliche Bekanntma⸗ 
hung um fo mehr allgemein zu verbieten, als der Zufag 
an fih ganz überfläffig, auch nicht zu unterfcheiden und 
ſchwer zu Eontrofiren ift, ob ächted oder unaͤchtes Blatt> 
gold beigemifcht worden, und Ähnliche Verbote bereits in 
andern Staaten ergangen find. 
Berlin, den 2. Maͤrz 1827. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


135. 
Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums ber Geifts 
lichen, Unterrichtss und Medizinals Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Sinfegung der 
Kreis: Ihierärzte betreffend. 

Die Königl. Negierung wird hierdurch angewieſen, 
bei Anſetzung eines Kreis⸗Thierarztes im dortigen Regie— 
rungsorte und deſſen Umgebung darauf zu ſehen, daß nur 
ein ſolches Individuum dazu auserſehen werde, welches 
Hoffnung giebt, ſich durch freiwillige Leiſtungen, welche die 
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Fähigkeit Höhere Aufgaben der. Wiffenfchaft zu fallen und 
zu behandeln, auch den weitern Umfang der dazu erfors 
derlichen Kenntniffe dartfun — zum Departementd;Tpier« 
arzt zu qualifizieren, und zw diefem Behuf immer zuvoͤrderſt 
die Belehrung des Minifterii darüber einzuholen, welchem 
die Zöglinge der hiefigen Thierarzneifchule genauer bekannt 
find. Einem ſolchen anzuftelfenden Kreiss Thierarzt muß 
überdies eröffnet werden, daß, wenn er fich innerhalb ſechs 
Jahren nicht die obengedachte Qualifikation erwirbt, er 
ſich in einen andern Kreis verfegen laſſen müffe. 
Berlin, den’ 30. Januar 1827. N 
—— der Geiſtlichen-, Unterrichts⸗ und Mediinal⸗ 
N Yngelegenbeiten. 
Ba, v. Altenſtein. 


136. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Cdlln, die Fuhr⸗ 


foften-Exsfhäbigung ber Kreis-Chirurgen und Kreigs 
Ihierärzte betreffend. 





Da die Kreis, Chirurgen und Rreis- Thieraͤrzte zu 
denjenigen Beamten gehoͤren, welchen bei ihren kommiſſa⸗ 
riſchen Dienſtreiſen nur die Verguͤtung fuͤr ordinaire oder 
Derfonen:Poft bewilligt werden fol, ſolche jedoch fuͤr den 
Zweck ihrer Reiſen ſelten benutzt werden kann, überdies 
nur wenige ſich an Orten befinden, tod fie Extrapoſt⸗ oder 
Miethsfuhren baden Fünnen, fo feßen wir für ſolche Kälte, 
wo der’ ordinaire Poſtkours nicht benugt werden fann, zur 
Vermeidung größerer Weitläuftigkeit, mit Bezug auf $. ı2. 
des Regulativs vom 28. uni 1825, nach zuvoͤrderſt ein, 
geholter Genehmigung des Könige. Hohen Miniſterii der 
Medizinal- Angelegenheiten feft, daß die beſagten Medizi⸗ 
nal Beamten bei ihren Dienftreifen in polizeilichen Aufs 
trägen außer den Diäten, an Fuhrkoſten 20 Sgr. für bie 
Meile liquidiren Eönnen, wobei für Chauffeegeld und alle’ 
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andere Auslagen nichts gefordert, Hin⸗ und Derzeit aber 
befonderd bereshnet werden fann. 
Coͤlln, den 24. Februar 1827. 
Koͤnigl. Regierung. 


137. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien der Geiſtlichen- Uns 
terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, ſo wie des 
Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu Poſen, die Ge— 
flattung des Ablederns ber am Rotze getoͤdteten 
Pferde betreffend. 





Das dortige Koͤnigl. Medizinal⸗Kollegium hat in dem 
von der Könige. Regierung mittelft Berichts vom 11. d. 
M. eingereichten Gutachten ganz richtig geurtheilt, daß 
fein Srund vorhanden fei, das Abledern der am Rotze 
gerödteten Pferde zu unterfagen. Seit mehr. ald 30 Jah⸗ 
ren werden über 60 roßige Pferde jährlich auf hiefiger 
Thierarzneiſchule gefchlachtet, woran 60 bis go Schüler 
in jedem Winter anatomifche Präparate machen, und ſich 
viele dabei aus Ungefchicklichkeit verwunden. Deſſen uns. 
geachter ift noch nie eine Anftecfung erfolgt, die irgend eine 
Milzbrand⸗Form erzeugte hätte. Auch ift nie ein Wärter 
der roßigen Pferde auf eine Art frank getvorden, daß man 
auf eine. Anftecfung mit Rotzgift hätte ſchließen koͤnnen, 
obgleich viele derfelben bei dem zu verfohiedenen Zeiten an- 
geftellten Kurs DBerfuchen fich fehr mit Rotzgift haben vers 
unreinigen müflen. Zu der Zeit aber ald der Stallbe⸗ 
diente Rennſpies, deſſen tödtliche Kranfheitögefchichte in dem 
Gutachten des Könige. Medizinal: Kofegii erwähnt. wird, 
die rogigen Pferde gewartet hat, find dergleichen Heilver⸗ 
fuche nicht veranftaltet worden, und ed ift ohne Nachweis 
fung eined Cauſal⸗-Verhaͤltniſſes von einigen Aerzten wills 
Fürlich angenommen worden, daß die tödtlihe Brands 
Roſe bei ihm durch Anſteckung mit Rotzgift entflanden fei. 
Mit noch weniger Kritik ift die von dem Koͤnigl. Medizi⸗ 
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nal⸗Rath Dr. Kemer zu Breslau erzählte Krankheits⸗ 
Gefchichte aufgenommen, .defchrieben und verbreitet worden. 

Bi. dahin, daß eine gefährliche Anftecfung der Men⸗ 
fchen durch Rotzgift gehörig durch Thatfachen ermwiefen fein 
wird, bedarf ed Feines Verbots des Ablederns rogiger- 
Pferde, wenn diefe nicht etwa am Milzbrande oder am 
anftecfenden Typhus zugleich erkrankt und gefallen find. - 

Berlin, den ı4. Januar 18237. | 
Minifterium der Geiftlichens, Unter, Miniſterium des Innern 


richtd- und Medizinal⸗Angele⸗ und 
genheiten. der Polizei. 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. 
1 3 z. 


Publikandum⸗ der Koͤnigl. Regierung. zu Muͤnſter, den 
ee Milzbrand . beim Rindvieh betreffend. 





Der Milzbrand beim Rindvieh, über deſſen Schaͤd⸗ 
lichkeit für Thiere und Menfchen die Öffentlichen Blätter 
binnen Kurzem fo häufige Beifpiele mitgerheilt haben, hat 
fih leider jegt auch in unferem Verwaltungs-Bezirke in 
feiner ganzen Gefährlichkeit gezeigt, indem ‘zu Stromberg 
nicht nur bereits mehrere Kühe und ein Pferd, welches 
zum Sortfshaffen zweier gefallener Kühe gebraucht worden, 
am Milzbrande gefallen find; fondern auch ein Schwein, 
welches das Blut von einer milzbrandigen Kuh genoffen, 
krepirt; und felbft ein Einwohner von Stromberg an den 
Solgen naher Berührung mit einem- folchen Thiere geflors 
ben ift. 

Wir nehmen aus diefem traurigen Vorfalle Veran⸗ 
Saffung, Solgendes über die in Rede ſtehende Krankheit zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Der Milzbrand, auch jäher Umfall, fliehender Brand, 
fliegendes Feuer, Krobunkel, gelber Schleim, gelbe Ges 
ſchwulſt, Sommerfeuche, Milzſeuche ꝛc. genannt, bildet fich 
am Hänfigften in den Monaten Juni, Juli und Auguſt 
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aus, beſonders bei anhaltender trockener Hitze, bei Man⸗ 
gel an kuͤhlem Trinkwaſſer, und ſchattiger Weide, durch 
erhitzendes Treiben nach entfernter Huͤtung und bei ſtarker 
anſtrengender Arbeit in der beißen Tageszeit; fie befaͤllt 
- gewöhnlich die ftärkften, gefundeften Thiere, die noch * 
vorher gut gefreſſen und wiederkaͤut haben, ploͤtzlich. 
eigenthümtichen Kennzeichen diefer Krankheit find: * 
mendes Maul der Thiere, rothe mit Blut unterlaufene ent⸗ 
zuͤndete Augen, Lahmen auf den Vorderfuͤßen, Beulen und 
Geſchwuͤlſte, vorzuͤglich am Halſe, in der Lendengegend, 
und an der inneren Seite der Schenkel; ploͤtzliches Er⸗ 
kranken und aͤußerſt ſchnelles Krepiren. Wo ſich dieſe 
Kennzeichen bei den Thieren einſtellen, iſt in der Regel 
‚ auf Wirkung anzumendender Mittel nicht zu rechnen, we⸗ 
gen des gewöhnlich fehr rafch erfolgenden Todes; und nur 
wo die Krankheit einen langfamern Gang annimmt, ift 
haͤufiges Schwemmen in. fließenden, oder Begießen mit 
faltem Waffer, Auflegen von naſſen Decken bis zur gänzs 
lichen Durchnäffung der Haut, (bei flarfen Thieren unter 
Anwendung großer Borficht) Salztränfe aus zwei. flarfe 
Hände vol Kochfalz mit einem Quart Kleyens oder Mehl⸗ 
Trank, bei gutem friſchen ſaftigen Futter in einem kuͤhlen 
Stalle, oder auf ſchattigen Grasboden von guter Wirs 


kung ; Glutlaͤſſe find, obgleich dieſe auch oͤfters einen gus 


ten Erfolg haben, nicht anzurathen, da die Beruͤhrung des 
Blutes dem damit beſchaͤftigten Menſchen ſehr leicht ge⸗ 
faͤhrlich, ja toͤdtlich werden kann) und endlich giebt man 
innerhalb 24 Stunden, nach Verſchiedenheit der Staͤrke 
des kranken Thieres, dieſem ein bis zwei Loth koncentirter 
Salz⸗ oder auch Schwefelſaͤure auf acht Quart Kleyen⸗ 
irank zum allmaͤhligen, alle drei Stunden zu wiederholen⸗ 
den Eingießen, oder unter das Trinkwaffer geinifcht, und 
laͤßt am Triel, jedoch mit größter Vorficht, ein Haarfeil ziehen. 
‚ Bel zurürfbleibender Schwäche iſt demnächft eine Latwerge 
aus grobgeftoßenen MWacholderbeeren 1 Pfd. 

— — — Wermuthkraut, 

— — — Kalmus, 

— — — Enzian⸗Wurzel, von jedem # pfd. 
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mit Syrup oder Leinſaamen⸗Oel and Waſſer bereitet, zu 
einem Hühners En groß, täglich dreimal auf die Zunge 
geftrichen, wohlthaͤtig. Hauptſaͤchlich bleibe aber die Vor⸗ 
bauung wider diefe Krankheit zu empfehlen; und beſteht 

1) in Veränderung der Futterung oder der Hütung, wels ' 
che den Ausbruch der Thierkrankheiten mithin auch des 
Milzbrandes am ſchnellſten verhindert; 2) taͤgliches mehr⸗ 
maliges Schwemmen der Thiere, oder wo es an Gelegen⸗ 
heit dazu fehlt, das oͤftere Begießen und Waſchen mit kal⸗ 
tem Waſſer; 3) Beſchaffung einer fühlen Iuftigen Stal⸗ 
lung oder ſchattigen Huͤtung; 4) Vermeidung ſandiger 
und ſtaubiger Wege beim Treiben des Viehes nach ents 
fernte Hütungen; 5) täglicher Darreichung eines durch 
Vitriol⸗Oel angenehm fäuerlich gemachten Tranfes, bes 
fonderd da wo ed an dem noͤthigen Trinfwafler fehlt; 6) 
bei fih Außernder Hartleibigkeit und Neigung zur Vers 
fopfung der Thiere, ein Saljtranf, der dem erwachfenen 
Diehe aus einer großen Hand voll Küchenfalz, in Kleie⸗ 
waſſer aufgelöft, (bei jungen rn nur zur Dälfte zu ges 
beit) bereitet wird, 

| Feder Viehbeſitzer, der dieſe Krankheit an ſeinem Viehe 
wahrnimmt, ift gefeglich verpflichtet, diefe, fo mwie jede ſich 
äußernde Vieh Krankheit unverzüylih der ihm zunächft 
vorgefeßten Polizeis Behörde anzuzeigen, damit unter "deren 
Aufſicht und Leitung die noͤthigen Anordnungen zur fach 
verftändigen Unterfahung, zur Abfonderung der kranken 
Thiere von den gefunden, und nörhigen Falls der: erfors 
derlichen Sperrungen der Ortfchaften, fo wie auch wegen 
des DVergrabens der am Milzbrande gefallenen Thiere mit 
Haut und Haaren, getroffen werden können. Seiner Seits 
muß auch der Viehbeſitzer bei der leifeften Ahndung vom 
Vorhandenſein ded Milzbrandes unter feinem Viehe ‚ bas 
verdächtige Thier in einen befondern Stall, oder in Ermans 
gelung eines ſolchen, an einen fehattigen Grasplag abge⸗ 
ſondert aufſtellen. Das erkrankte Thier darf weder ge⸗ 
ſchlachtet und gegeſſen, noch die Milch von demſelben, oder 
irgend ein anderer Theil genoſſen oder gebraucht werden; 
da dies die nachtheiligſten Folgen fuͤr die menſchliche Ge⸗ 
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fundheit zur Solge haben kann, und leider fchon äfter ges 
‚habt hat. Das am Milzbrande Erepirte Vieh darf weder 
geöffnet noch abgedeckt werden, fondern muß unter. Serns - 
haltung aller Sihweine, Hunde und allen Federviehs, fo 
viel wie irgend möglich, in der Nähe ded Ortes wo dafs 
felbe gefallen ift, wenigſtens 4 bis 6 Fuß tief mit Haut 
und Haaren eingefcharrt werden. Jeder Komtraventiongs 
fall wird mit, 5 bis 40 Rthlr. oder verhältnißmäßigen Ges 
fängniffe beftraft werden, | 

Ganz befondere Vorficht iſt bei Behandlung des ers 
krankten, und Einfcharrung des Frepirten milzbrandigen 
Viehes anzuwenden. Dad Eingießen der Arzneien ift mit 
alter möglichen Vorficht, und nur von folchen Perfonen zu 
verrichten, . welche weder Verlegungen, Puſteln, Gefchwüre, 
noch Folgen kuͤrzlich erlittener Quetſchungen, oder nicht 
längft gebildete Narben an den Händen haben, weil die 
Aufnahme des bösartigen Milzbrandgiftes an ſolchen Stel: 
len ſehr leicht gefchieht; und ſchon mehrere Perſonen ein 
Dpfer ihrer Unvorfichtigkeit geworden find. Auch ift aus 
eben diefem Grunde jedes. Befprigen bloßer Theile, befon- 
ders des Gefihts, mit Blut, Geifer, Eiter der Beulen, 
Milch und anderen Feuchtigfeiten der Thiere, auf das ſorg⸗ 
fältigfte zu vermeiden. Sollte aber aller Vorſicht unge 
achtet Jemand das Unglück haben angefteckt zu werden, 
und (am häufigften kurz nach der Behandlung erfrankter 
Thiere, manchmal auch fpäter) am einen mit dem kranken 
Tiere in nahe Berührung gefommenen Theile feines Kör- 
pers blaue ſchmerzhafte Blaſen (Brandblafen, Korbunkeln) 
mit heftiger entzündlicher Anſchwellung dieſes Theiles wahr; 
nehmen: fo fordert ed die Pflicht der Selbfterhaltung, und 
die eines Jeden, dem diefed Ereigniß befannt wird, die 
ſchnellſte und zweckmaͤßigſte ärztliche Hülfe zu fuchen, denn 
es gilt dann allemal das Leben diefed Menfchen, wo bie 
Huͤlfe nicht ſchnell und der Arzt nicht früh genug herbeis 
‚gefchafft werden kann, und doch wird leider der Ange⸗ 
fiecfte nicht immer vom Tode zu retten fein. Man ver 
‚ meide daher jede Gelegenheit zur Anftefung. - | 
Es find auch im neuerer Zeit mehrere Fälle befanne 

i Ä | ge⸗ 


Ze . 24 1 
geworden, wo Menfchen am vem Seiche von Fliegen und 
Inſelten,welche das Gift währfheinlich von am Milz: 
brande erkrankten Thieren aufgenommen hatten; ſchwer ers 
Eranke: ſind. Die Folgen eints ſolchen Stiches find ſofor⸗ 
tiges ſchmerzhaftes außerordentlich Rarkes Aufſchwellen Des 
verlegten Gliedes, und erheiſchen die ſchleunigſte Huͤlfe ⸗ 
nes geſchickten Arztes. Umſchlaͤge von kaltes Molken, von 
Schnee, oder brauner Butterlindern einſtweilen den. Schmerz, 
ſind aber nichts weniger als ausreichend, befonders wenn 
ber Stich eine Ader getroffen hat. Schließlich werden alle 
Polizeis Behörden angewiefen, ſtreng darauf zurchalten, daß 
die am Milzbrande gefallenen Thiere fofort vorſchriftsmaͤ⸗ 
Fig verſcharrt werden, und mit aller Strenge darauf zu 
wachen, daß feine am Mihzbrande erkrankten Thiere ges 
ſchlachtet vnd genoſſen werden 1.0 dem EStaͤdten amiß 
bauptſaͤchlich in heißer und duͤrrez Jahreszeit mit beſon⸗ 
derer Warhſamkeit auf diejenigen vigilirt werden, welche 

tevelhaft und gewiſſenlos genug fein koͤnnten, ‚das Fleiſch 
———— die fell zu Bieten, Wer 
‚N. 4 


vels ſchuldig macht, wird mit Verurtheilung zu einer 





dem Lande oder in den ‘Städten eines ſolchen 


Sabſtrafe von‘ ro id 100 Rthlr. und nach Umfländen 
mie den Verbote fein Gewerbe fortzufegen, befraft werden. 
; Münfter, EFF, 


y - 


den 21. September 1826. 
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Allerhch ſte Kabinets⸗Ordre, die Unwuͤrdigkeit zum Ein⸗ 
tritt in den Militairdienſt „betreffend, | 
Ich ertheile auf Ihren Bericht vom 24. Nobbr. 6, 
I. den im -$. 30. der Inſtruktion vom 13) Aprif- 1825 
enthaltenen Beſtimmungen, :wege der als unwuͤrdig vom 
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Militaiedienft onszufchließenben: Individuen Hierdurch Ges 
feßeäfraft; jedoch mit. der. Maaßgabe, daß der Verluft der 
National⸗Kokarde nur für feine: Dauer die Einftelangss - 
fähigkeit anfhebt, und ſolche ‚nach: Wiedererlangung der 
National» Kökarde dergeſtalt wieder einttitt, daß der vers 
urtheilt geweſene, zur —— der Dienſtoſlicht vorzuge: 
— heranzuziehen iſt. TI m RD. 
— ben: 15: Janmar. 1937. ; 12% 
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———— Regierung zu ——— o⸗ 
tꝛi ben fteiwilligen iaudienſt betti end⸗ 


u 
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og ———— daß « für ———— welche 
uf die Verguͤnſtigung des freiwilligen Eintritis in das 
ſtehende Heer Anſpruch machen, von ichtigkeit if, die 
diesfälligen Bedingungen zu kennen, um nicht du — Ver⸗ 
nachlaͤßigung der geſetzlichen Vorſchriften 66 vice Ber: 
guͤnſtigung felbft zu berauben, finden wir und. 9% sanlaßt, 
nachftehende Zufammenftellung der. dieſerhalb ergangenen 
Gefege und Reſcripte über die Bedingniffe des freiwilligen 
EintrittS in das Heer, obgleich fie einzeln fchon befannt 
gemacht find, nochmals zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Der freitwillige Einiritt in das ſtehende Heer darf im 
Allgemeinen: ——— | 
A. — Kombattant, und zwar 
. zur Erfuͤllung der dreijährigen Dienſtzeit, pder 
"ii zur Erfüllung der für befondere Säle nachgege⸗ 
benen einjaͤhrigen Dienſtzeit, 
B. als Chirurgus, 
GG. als Kurſchmidt oder Thierarzt erfolgen. 
Ad. A. J. ‚Sreimillige dreijaͤhrige Dien ſtzeit als 
Kombattant. 
1) Jedem jungen Mann, der koͤrperlich und geiflig zum 
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Krliegoͤdienſt befaͤhigt iſt, und ber ſich flitlich gut und 
tadellos aufgefuͤhrt hat, fieht vom vollendeten 17ten 
bis zum 2oſten Lebens-Jahre das Recht zu, freiwil⸗ 
lig bei einem Truppentheile einzutreten, und ſich die 
Waffengattung und die Abtheilung der Linientruppen 
zu waͤhlen, bei welcher er dienen will, in ſofern er 
fuͤr dieſelbe geeignet befunden wird. > 
> Wer von diefem Nechte Gebrauch zu machen beab⸗ 
ſichtigt, Hat: zuvoͤr derſt dem Landrath des Kreiſes das 
von eine nachrichtliche Anzeige zu machen, und ſich 
von demſelben eine Beſcheinigung über dieſe geſche⸗ 
hene Anzeige zw erbitten. 

"2 Sodann hat der junge ‚Mann ſich bel — Kom⸗ 
wmandeur des Regiments oder Bataillons zu melden, 
bei welchem er als Freiwilliger einzutreten wuͤnſcht. 

a ae Del diefer Nahfuchüng muß überreicht werden. 

3.151. der Erlaubnißfchein der Eltern oder des Vormun⸗ 

ui des zum Eintritt ſelbſt, 

b. Die vorgedachte Beſcheinigung des Landraus, 

©, ein Atteſt des Landraths daruͤber, daß er ſich or⸗ 
RN dentlich geführt, und. Feine, enſtebrende Strafe er⸗ 
litten habe. — 

* Sobald die Annahme von, Seiten, de Sruppeneheifs 
ſtatt gefunden hat, fol der. Freiwillige feiner: fand, 

" — raͤthl. Behörde Nachricht von der erfolgten Einſtel⸗ 
\ ..Jung geben, damit dieferhalb der nöthige Vermerk in 
der Stammrolle gemacht werden kann. Nach höhes 

‚rer. Anordnung giebt außerdem die annehmende Mis 

litair⸗Behoͤrde dem betreffenden Landrath von der ge⸗ 
ſchehenen Einſtellung Nachricht 
6) In der Periode. vom 15. Juli bis Ende Dktober 
4 ‚seden Jahres iſt die Annahme von öreitoilligen auf 
* dreijährige Dienftzeit nicht: gestattet... 
“m Hinfihtd der zum Kriegsdienſt verpflichteten Leute 
gilt hiernach die Regel, daß die Anmeldung zum frei⸗ 
willigen Kriegsdienſt vor. dem Antritt des 2o0ſten Jah⸗ 
res geſchehen muß, indeß ſteht auch ſolchen Indivi⸗ 
duen, welche nach Erreichung des — Lebens⸗Jah⸗ 
ee | = 
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res von der Reihefolge der Auehebung nicht betrof⸗ 
fen, und alſo im gewoͤhnlichen Wege iche zur Eins 

ſtellung gekommen ſind, vorausgeſetzt, daß ſie nicht 
ſelbſt ihre Uebergehung veranlaßt haben, frei, ſich zur 

Ableiſtung Üihrer Militairpflicht als Brantnige auf 3 
Sahre zu melden. 

A. II. Freiwillige einjährige Dienfteit 
| — als Kombattant. - 2 
t 9 Die Annahme von Freiwilligen auf einjaͤhrige Dienſt⸗ 
| zeit iſt zunaͤchſt für diejenigen jungen Leute nachgege⸗ 
ben, welche ſich den Wiffenfchaften oder Künften und 
einer böhern Ausbildung widmen, und bereits darin 
int — weit vorgeſchritten find, daß fie wenigſtens für 
eine der drei hoͤhern Klaſſen eines Gymnaſiums be⸗ 
faͤhigt ſind. | 
9) Diefe Begänftigung hat votzůglich den Zweck, ges 
siristiälderen jüngen Leuten: die Fortfegung ihrer Studien 
zu erleichtern, und ihnen eine zweckmaͤßige Vereini⸗ 
Sgung derſelben mit der Ableiſtung ihrer Miktalrpficht 

is Smoͤglich Fu. machen. 

220): Auch if diefe Begänftigung auf ſolche kunſtgerechte 
Arbeiter ausgedehnt, welche wegen erheblicher, ihr 
Gewerbe betreffender Verhaͤltniſſe, eine beſondere Be⸗ 

‚fh. * ruͤckſichtigung verdienen, iusbeſondere, wenn nach Be⸗ 

wandniß der Umſtaͤnde die Erhaltung -eines völligen 

56Geſchaͤfts⸗Betriebes die Vertretung durch andere Ars 
heiter ausſchließt; desgleichen kommen hier in "Bes 

Mn ’ Strache die Lehrer von Volksſchulen, in fofern fie fich 
vorzuͤglich auszeichnen, die Steuerleute und Lehrlinge 
der Navigations⸗Schule und ‘die Zöglinge der Ges 

Tori werbe⸗ Schule in Berlin. -Perfonen diefer Art brau⸗ 

ws chen‘ nicht die mwiffenfchaftliche Ausbildung zu be 
ſitzen, melde voh denen sub-8.' bezeichneten juns 
’ gen Leuten: verlangt wird; dagegen Eönnen fie ohne 
Zuftimmung der ‚betreffenden Kreis-Erſatz⸗ Kommiſſion 
dieſe Beguͤnſtigung nicht erlangen. 

13). Die Prüfung der Berechtigung zum freiwilligen Ein⸗ 
tritt auf einjaͤhrige Dienſtzeit iſt der ” jedem — 


Tr 
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gerungt· Devortemeni angeordneten Kommiſſion unter 
dem Titel: 
Departements + Romnriffion zur Průfung der frei⸗ 
willigen zum einjaͤhrigen ————— 


ausſchließlich beigelegt. 
12) Ein junger Mann, welcher von dieſer Beguͤnſigung 


Gebrauch machen will, hat ſich deshalb, nachdem er 


der Landräthl. Behsrve vorher die nachrichtliche Ans 
zeige {vom feinem Vorhaben gemacht, bei gedachter 


‚zulegen: 


a. den Tauffchein, 


Kommiſſion fehriftlich zu melden und. nk vors _ 


b. den elterlichen oder oormunbfhäftlichen Erlaubs 


nißſchein, 


c. die Landraͤthl. Beſcheinigung aber erhaltene Be⸗ 


nachrichtigung, 
-d; einen Atteſt über die ſeitherige ſittliche Sührung, 
e. die Angabe der Mittel, wodurch der Freiwillige 
ſowohl -feine Bekleidung, als auch befonders fei: 


nen Unterhalt während feiner Dienfizeit zu be⸗ 


ftreiten gedenkt. 


2 Diejenigen Jünglinge, welche ihren Unterricht auf ei⸗ 


nem Gymnaſio empfingen, muͤſſen 
f. die Beglaubigung ihrer bis zu dem, unter 8. bes 
zeichneten, Grad der gewonnenen mwiflenfchaftli- 
chen Ausbildung durch ein Zeugniß des Gymnaſii, 
und diejenigen, welche ihre Unterweiſung anf eimem 
andern Wege gewonnen, die Attefte ihrer Lehrer 
beibringen; 


was jedoch für die sub zo.. benannten kunſtgerechten 
Arbeiter fortfält, wogegen diefe aber | 
die ſchriftliche Zuftimmung der Kreis⸗Erſatz⸗ Kom⸗ 


miſſton mit einzureichen haben, 
‚worauf dem Anmeldenden der Termin zur Prüfung 


. von der Kommiffion bekannt. gemacht wird, zu wel⸗ 


chem derſelbe fich zu geftellen hat. 


s Er er in diefer Prüfung wohl. beſtanden iſt, oder als 


RN Arbeiter aus erheblichen Gruͤnden aus⸗ 


* 
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nahmswelſe zum einjährigen freiwilligen Dienft zuge 
laffen worden, erhäft darüber ein Atteſt von der Prüs 
fungs : Rommiffion, auf Grund deffen der Freiwillige 
das Recht hat, den wirklichen Dienfteintrite bis vor 


‘ Ablauf feines =3ften Lebensjahres zu verfchieben, mit⸗ 


bin ſich das Dienftjahe zwifchen dem vollendeten ı 7ten 
und noch nicht verflöffenen -22ften Lebensjahre ſelbſt 
zu wählen; wodurch, jedem hinfichts des Zeitraums, 
welcher ihm für die Leiftung des Dienfles in Verei⸗ 
nigung mit dem fortzufegenden wiflenfchaftlichen Stres 
ben der zweckmäßigfte zu fein ſcheint, ein wuͤnſchens⸗ 
werther Spielraum gelaſſen wird. 


14) Von der perſoͤnlichen Prüfung koͤnnen entbunden 
werden: 


a. die auf einer Koͤnigl. oder fremden Univerficäe 
mit Erlaubniß diefleitiger Behörden ftudirenden 
Sünglinge, wenn fie mit dem Zeugniß der Reife 
No. I. oder IL. verſehen find; 

b. die Schüler wirfficher Spmnaften aus Groß» 

Tertia und den hoͤhern Klaffen, wenn fie durch 
ein Zengniß der Schul: Direktion beweifen, daß 
fie nach einer mit ihnen vorgenommenen Prüfung 
in allen Zweigen des Schulslinterrichts einen 
folhen Grad wiſſenſchaftlicher Vorbereitung be 
fundet haben, der erwarten laͤßt, daß fie mit 
Nugen den Wiffenfchaften fih widmen werden; 

c, die Kandidaten des katholiſchen geiftfichen Stans 
des, welche von den bei den bifchöflichen Semis 
narien zu etablirenden Prüfungs: Kommifjionen 
ein Atteſt ihrer Fähigkeit zur Aufnahme in das: 
Priefter » Seminarium erhalten haben; 

d. die Schulamts :« Kandidaten, welche von dem zu 
ihrer Prüfung beftehenden Kommiffionen ein Zeugs 
niß ihrer Fähigkeit zum Elementar- Schulamt na 
meifen koͤnnen — 

in ſofern ſie ihrer Anmeldung auch noch das Atteſt 
ihres Haus⸗Arztes oder Kreis⸗Phyſikus über ihre 
Tuchtigkeit zum Militatrdienft außer den. ſchon er⸗ 


27 


wäßnten, Beugnilien. beifügen; in Ermangelung Dies 


ſes ärztlichen  Artefle® muß ‚jedoch die Förperliche 


<  Dienfttauglichfeit: von der: Kommifjion geprüft.merden, 


135) 


wenngleich die. wiffenfchaftliche unterbleiben: kann, | 
Da Übrigens: zuc Erleichterung armer Ssudirenden 
und anderer zum einjährigen Dienft berechtigter juns 
ger Männer. Allechoͤchſten Orts verſtattet iſt, Daß dies 


.  jenigen,. welche ‚gänzlich unbemittelt find, mis Gene 


migung des betreffenden. Koͤnigl. Generals Kommans 


dos ausnahmsweiſe in die Verpflegung aufgenommen 


werden dürfen; fo iſt im dergleichen Faͤllen von den 
betreffenden. Individuen flatt des Nachweiſes ı2. ©. 
ein glaubwuͤrdiges Atteſt über gänzliche Mittellofige 
feit beizubringen. 


416) Es darf die Anmeldung zu dem "beabfichtigten frei⸗ 


willigen Eintritt ſelbſt, über den 31. Jultus 


desjenigen Jahres hinaus, in welchem der 


junge Mann das. 20ſte Jahr erreicht, nicht 
verfihoben werden, vielmehr iſt erforderlich, daß 
der Betreffende vor diefem Zeitpunkt, als dem ges 


ſetzlichen Termin für. die aktive Militair⸗Verpflich⸗ 


tung, die. bis dahin erlangte wiſſenſchaftliche Reife, 


welche ſeinen Anſpruch auf den einjaͤhrigen Dienſt 


als Freiwilliger begruͤndet, gehoͤrig nachweiſe, und 


nur unter der Vorausſetzung, daß bie Anmeldung bei 
der Departements- Prüfungs Kommilfion bis zu je 


nem Zeispunfe wirklich fiatt gefunden bat, und der 
Kreis: Erfags Kommiffton ; hierüber das Atteſt, vorge⸗ 


‚legt worden iſt, wird letztere ſich ber weitern Dis⸗ 


poſition uͤber den Dienſipflichtigen einſtweilen enthal⸗ 


ten; entgegengeſetzten Falls bat ber junge Mann es 


fich feldft beizumeflen, wenn er zum Erfag des ſtehen⸗ 


den Heeres nach feiner Looſungs⸗Nummer herangezo⸗ 


gen wird. 


AdB. Freiwillige Dienſtleiſtung als Chirurgus. 
17) Wie die Militair⸗Dieunſtpflicht in Gemaͤßheit des 


Aulerhoͤchſten Kabinets⸗Befehls vom 7. Auguſt 1820 
durch freiwilligen Chirurgendienſt bei dem Heere auf 
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“1 oder 3 Jahre adgelöft werden fänn ‚" darüber find 
im Amtsblatte für das Jahr 1822 pag. 264 aus⸗ 
fuͤhrliche Vorſchriften euthalten, auch kann die des⸗ 
falſige, von den Koͤnigl Miniſterien der Geiſtlichen⸗ 
Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten, des In⸗ 
nern und des Krieges ertheilte Inſtruktion om 16. 
—Juli 1822 in jedem Landraͤthl. Bureau unfered Res 
gierungds Bezirks eingefehen werden. Durch neuere 
‚ Verfügungen wird felbige nur dahin modifizirt, 
daß die erfie Meldung der chirurgifchen Sreiwillis 
gen da, mo Ihre wiffenfchaftliche Prüfung bei den 
Departements + Prüfungs » Komimiffionen für eins 
jährige Freiwillige gefchiehet, und fo lange letztere 
beſtehen, gleich bei dieſen Kommiſſionen, unter Zu⸗ 
ordnung des erforderlichen aͤrztlichen Perſonals, 
ſtatt findet, und der chirurgiſche Freiwillige ſich 
nur ſpaͤterhin nach erfolgter Prüfung, Behufs der 
Anftelung, bei dem betreffenden General:Divifionds 
Arzt zu melden bat, welcher die Prüfung ſelbſt 
nicht mehr zu veranlaffen braucht, fondern nur die 
Reſultate erfahren muß. . 
18) Die Kandidaten haben übrigens dieſelbe Befcheinigung, 
welche nach den $S. 4. und 12. bei allen Freiwilligen 
erforderlich ift, und außerdem ein eurriculum vitae- 
der Prüfungs» Kommiffion bei ihrer fchrifllichen Ans . 
meldung einzureichen. : 
'Ad C, Sreimwillige Dienftleifiungen als Kurs 
: ſchmiede oder Thier⸗Aerzte. 
Ueber die freiwillige Dienſtleiſtung der jungen, auf ei⸗ 
Sene Koſten ausgebildeten, Thier⸗Aerzte und Kurſchmiebde 
resp. Auf ı oder 3 Jahre, find die ergangenen -Feftfeguns 
gen in unferm Amtsblatte für dad. Jahr 1923 pag. 129 
befannt gemacht worden, und haben diefe feitdem feine 
Abänderungen erlitten. Zu | 
Frankfurt a. d. D., den 9. Februar 1827. 
| König. Regierung, 
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14 a 
Verordnungen und Beflimmungen, die Genägung der 
MilitairsDienftpflicht -durch den Dienft als Kompagnies 
ober Esquadron⸗ Chirurgen betreffend. >" 
Um dem Mangel an Unter, Chirurgen für die Armee, 
welcher bisher Bei entftandenen Kriegen Statt gefunden hat, 
für die Folge vorzubeugen, will Ich genehmigen, daß junge 
Leute, welche die erforderliche Qualifikatlon befigen, ihrer Mis 
litair sDienftpflicht ‚auch duch den Dienft als Kompagnies oder 
Esquadron⸗ Chirurgen genügen Können, in fowwelt zu Ihrer Ans 
ſtellung in diefer Art Gelegenheit iſt, und Ihnen auch geftatten, 
in diefes Verhaͤltniß, als Freiwilliger auf ein Jahr, unter den 
fuͤr die Freiwilligen auf * rige Dienſtzelt vorgeſchrlebenen 
Bedingungen einzutreten, Ich mache Ihnen ſolches zur wei— 
tern Veranlaſſung hierdurch bekannt, und gebe Ihnen zugleich 
anheim, wegen Pruͤfung ſolcher Leute das Noͤthige feſtzuſteden. 
Berlin, den 7. Auguft 1820, ER 
Friedrich Wilhelm. 


die FE — — v. Aitenfein 
y. Schuckmann und v. Hake. 


b. 
Inſtruktion 
zur Ausführung der in der Allerhöd fien KRabinets 
Drdre vom 7.Auguft ıg2o enthaltenen Feſtſetzung: 
daß die Militaie s Dienftpflicht. auch duch freiwilligen 
Chirurgen: Dienft bei. dem Heere ebeoeldſet wer⸗ 
den koͤnne. 
a Y a 5 1 Ger er i 
Seder zum Militairs Dienffe verpflichtete junge Mann, 
kann diefe Verpflichtung durch freimilligen Dienft ald Koms 
pagnie- oder Esquadrons Chleurgus- bei dem Heere ablöfen, 
wenn er’ diedazu unerlaͤßlich erförderlichen ‚Horafgalten beſitzt, 
welche weiterhin aagner werden. 
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Wie aller frelwilliger Diem bei dem Heete auf Ein oder 
auf Drei Jahre übernommen werden kann, fo finder folches 
auch ‚bei dem: freiwilligen Chirurgen s Dienfte Statt. Aber eben 
fo, wie bei.jenem, tritt auch bei dieſem der Unterfchied ein, daß 
‚der nur zur einjährigen Dienftzeit fich verpflichtende Chirurgus 
auf. feine Beſoldung Anſpruch zu machen hat, wogegen dem 
ſich zu dreijaͤhrigem Dienſte verpflichtenden Chirurgus ſolche, 
nebſt fonftiger Verpflegung, fo wie allen — beſoldeten Chi⸗ 
rurgen, zu Theil nid. 


3. 

Da bei der Allerhoͤchſt ausgefprochenen Begünftigung ber 
Zweck vormwaltet, das Heer mit mebrern. tauglichen Kompagnies 
und Esquadron, Chirurgen zu verſehen, als durch die vorhans 
denen bdiesfallfigen Bildungs Snftitute geliefert werden koͤnnen: 
fo ergiebt fih von felbft, daß In Anſehung der hirurgifchen 
QDualififation gleiche Anforderungen an fämmtliche dergleichen 
Freiwillige zu machen find, fie mögen auf Ein Jahr oder auf 
Drei Jahre eintreten, indem mit untauglichen oder nur mittels 
mäßigen Chirurgen dem Heere nicht gedient if. Sie haben 
fih daher wegen ihrer — und chlrurgiſchen Kennt 
niſſe auszuweiſen. 


— 

Die zu einjaͤhrigem Dienſt eintretenden chirurgiſchen Frei— 
willlgen muͤſſen aber außerdem noch alle diejenigen Bedinguugen 
erfuͤllen, welche uͤberhaupt fuͤr den Eintritt als Freiwillige zu 
einjaͤhrigem Milttairdienfte vorgeſchrieben ſind. Sie haben da— 
her, um hierzu angenommen werden zu koͤnnen, zuvoͤrderſt ihre 
wiſſenſchaftliche Ausbildung im Allgemeinen nad) den Beſtim—⸗ 
mungen der Inſtruktion vom 19. Mat 1816 darzuthun. Auf 
die zu Ddreljährigem Dienft eintretenden chirurgifchen Freiwilli— 
gen hat dies jeboch keinen Bezug, und. es iſt für letztere him 
seihend, wenn fie fi über die erforderlichen EREEN 
giſchen Kenntuiſſe genuͤgend ausweiſen. 


Se pe 
In Anfehung der zu erweifenden medizinisch schirurgifchen 
Kenntniffe find durch eine von den Minifterien zur diesfallfigen 
Berathung niedergeiegt gemeiene Kommiſſion die folgenden Aus 


I 
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forderungen: feRgeften, welche zeither auch ſchon am die ſich zu 
Kompagnter und Esquadron ; Chirurgen s Stellen meldenden Sub⸗ 


jekte gemacht. worden — und — ihre Prüfung Statt 
gefunden hat: . ©.. 


Dem zufolge muß künftig ne jeder junge Mann, wel⸗ 


cher als freiwilliger Chirurgus eintreten will: 


A. ‚feinen : Lebenslauf: in deutſcher Sprache nad dem Datls, 
welche in dem biebeigefügten Schema enthalten. find, eigens 


haͤndig unter Aufficht, und ohne alle fremde Beihulfe, in 


"eier zufammenhängenden Darſtellung anfertigen. 

3 3750. Wei diefem. Akt wird; zugleich von einem Sacverftäns 

„digen über die. Förperlihe Dualififation ‘des Individuums 

„zum militairärztlichen Dienfte, da folcye ‚bei. einem Militairs 
Chirurgus, wegen der Ihn treffenden ‚ Anftrengungen nicht 


unbeachtet bleiben darf, geurtheilt, und eine diesfallfige Bes 


merkung dem ausgearbeiteten Curriculo vitae beigefügt. 
B. Sodann hat jeder Eraminandus mehrere Fragen aus dem 
Gebliete der Medizin: und. Chirurgie ſchriſtllch zu beantwor⸗ 
ten,und zwar © 
a. aus der Anatomie das Weſentlichſte, nemlich: 
von: der Oſteologle dasjenige, was zur Erkenntniß bel 
Pig: und: Knochenbruchen noͤthig iſt; 
von der Miologie das Allgemeine; 


von der Splanchnologle die Lage und Kenntniß der Eins 


geweide im Allgemeinen; 
von der Angiologie die Kenntniß der Puls, und Blut⸗ 


Adern, die Lage der großen Staͤmme und derjenigen 


Gefaͤße, welche bei dem Aderlaß zu kennen erforder— 
— lich iſt. 
br Aus der. Phofiologie: 
den Kreislauf des Bluts; 
"die Vertichtung des ER 
die Verdauung; 
die Urinabſonderung. 
iR Aus der Pathologie: 
die Kennzeichen des Fleberg und deren — 
die Kenntniß der Volkskrankheiten, der Ruhr, der Blat— 
tern und der en 
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die Kenntnmp der Krankheits⸗Zuſtaͤnde welche eine: fehlen, 
nige Hätfe: etfordern, und 16. ‚plöglihe Lebensgefahr 
zu fürchten iſt, als bei Erſtickten, Erhängten, Ertruns 
fenen, Erfrornen, Vergifteten, und von tollen, mit der 
Hundswuth befallenen Thleren Gebifjenen. 

d) Aus der Therapte und Materid;medica:. m » 
dasjenige, was zur Hülfe in-den "vorgenannten Buftänden 
erforderlich iſt. 

Hiliernach muß der Kandidat Kenntnig von den Sifs 
ten, ihren Wirkungen, und deren. Gegenmitteln ‚haben, 
eben fo von den Dofen: der Arzneimittel, befonders der 
ſtark wirkenden, als Brech + und Purgiers Mittel: Auch 
muß er Kenntniß von dem Medkinals — haben. 

e) Aus der Chirurgie: 

Kenntniß derjenigen Krankheiten, ‘die am haufigſten vor⸗ 
kommen, und ſchleunige Huͤlfe erfordern, als: voniden 
Verwundungen, Verrenkungen, Verbrennungen, Erfrierun⸗ 
gen, von den Geſchwuͤren und von den Bauchbruͤchen. 

f) Von der operativen Chirurgie muß der Kandidat wiſſen 

und verrichten können: ’ 
das Abderlaffen, Schröpfen, und die Applikatlon der Blutigel. 

Die ſchriftliche Beantwortung allee nad den vorſtehenden 

Specialien dem Kandidaten vorzulegenden Fragen, muß gletdys 

falls von demfelben ohne fremde Beihälfe und in Gegenwart 

der dazu verordneten Kommiffarien abgefaßt werden. 2 

Mehr oder weniger aber darf von ihm nicht verlangt wers 
den, um feine mediziniſch⸗chirurgtſche Qualifikation zu ermwelfen. 


Behufs der Prüfung der Kandidaten in den medizinifchs 
hirurgifhen Kenntniffen werden: befondere Prüfungs: Kommifs 
ſionen durch Vereinlgung der Königl: ————— we 
den Königl. Ober» Präfidien angeordnet. 

Eine jede derfelben wird beftehen aus: . 

einem obern Militaie s Arzt, mithin entweder aus einem Re⸗ 
giments; Arzt, oder einem Bataillons » Arytey nn ‚den 

Staats» Prüfungen genägt hat, und : 
einem Etoil Arzt, wozu wentgſtens ein Kreic⸗ er Stadt; 

— zu waͤhlen iſt. 


| z ‚955 
Bil der Lotalntat⸗ und dem zur Zaſemmenſehang dleſet 
Kö onen vorhandenen Perſonale konnen daher in — 


Rehurnna* dergleſchen geblldet werden. 2 


den Rhein Provinzen’ und in Weſtphalen; wo 5 befoni 
dere ſchulwiſſenſchaftliche Präfungss Kominiffionen fuͤr die ſich 
überhaupt zum einjährigen Milltair⸗Dienſte meldenden Freiwil⸗ 


ligen vorhanden ſind, wird es uͤbrigens dem naͤhern Ermeſſen 


der betreffenden Provinzial; Miltaids; md Clbil⸗ Behoͤrden 


AUberlaſſenn, entweder mit eben diefen Kommiffisnen auch die 


= 


Prüfung in medijinſſch/ chlrurgiſchen Keuntniſſen durch Zuotd) 
nüng des vorgedachten aͤrztlichen Perſonals Fu’ verbinden, oder 
befondere Kommiffionen wegen: der fegtern- Rüdfiht an den 
newlichen Orten zu beftellen, wo fchoh die ſchulwiſſenſchaftlichen 
Pehfungs; Kommiff onen u... m. Aul22 ze 

33972 Ing 27340 122. 

Die ſchulwiſſe uſchefeliche Sibung, wilde bie zu — 
gem Dienft eintretenden chirargiſchen Freiwilllgennach 54 
noch beſonders zu erweiſen haben, kaun eben fo, wie bei den 
Überhaupt auf Ein Jahr zum Militatt;Dienft eintretenden Frei 
willigen, nicht bloß durch perſoͤnliche Prüfungen ‚:-fondern ‚auch 
durch Mebergebung von diesfälffigen erweiſenden Zeugniffen bes 
under werden, und es finder dabel gleichfälls dasjenige Statt, _ 
was in der Inſtruktlon vom 19. Mat 1916 "darüber . beftimme 
worden iſt, nur mit dem Unterjchiede, daß der chirurgiſche Frei 
willige ſich desfalls nicht bei dem Kommandeur "eines beſtimm⸗ 
ten Truppentheils, ſondern bei dem General ⸗Dlviſions-⸗Arzt 
des General: Kommandos; im deſſem Bereich ſich der Stehoile 
fige befindet, zu melden, und demſelben zugleich. ſaͤmmtliche in 
ebengedachter Fiſticuon⸗ vorgeſchriebene Zeugniſſe und perföns 
liche Ausweiſe einzureichen hat. 

Diete Anmeldung kann perſoͤnlich oder" Körifetih geſchehen 
Sn beiden Fällen vertritt der betreffende General⸗Diviſions⸗ 
Arzt Hinſichts der chirurgifchen Freimilligen die Stelle - des 
Zruppentheilg, bei dem ſonſt die Meldung zum‘ freiwilligen Dienft 
Hefchehen würde, Er pruͤft daher dte ihm eingereichten Zengs 
niffe, oder veranfaße nach Umſtaͤnden die erforderliche naͤhere 
ſchulwiſſenſchaftliche Prüfung. Iſt in diefer Hinſicht bet den 
einjährigen chirurglſchen Freiwilligen nichts zu ‚erinnern, fo vers 


24 
anlaßt der General / Dibiſons / Ane ſodann auch die medizlniſch⸗ 
chirurgiſche Pruͤfung. Letztere veranlaßt derſelbe auch Hinfichts 
der zu drehjaͤhrigem Dienſt eintretenden chirurgiſchen Fteiwilligen, 
bie ſich deshalb bel Ihm ebenfalls: perſoͤnlich oder ſchriftlich zu 
melden haben. Zu allen — — ſich der ken 
immer porfönlid. 


Einer wirtlichen Prufum in * Medhin und —8 
nach. den $. 5. sub B. angegebenen Erforderniſſen, ‚bedarf es 
— dann nicht, wenn der ſich Meldende 

‚entweder. eine ‚Approbation als Wundarzt von der obs 

ſten Landes: Medizinals Behörde, ı.: . 

— Dokumente uͤber feine erlangte und, anbesgeiuh 

gültige Promotion: als 9* 

Doktor der Medizin und ——— beibtlie 

In beiden Faͤllen wird durch dieſe Dokumente dle erfor⸗ 
berlihe. Qualifikation als erwieſen angenommen; doch iſt es 
nuerlaͤßllch, daß der Kandidat perſoͤnlich feine Zeugulſſe der 
Kommtifion vorlege, damit: zugleich Jen: — Quaufta 
tion. beurtheilt werden. kann. 

Eben ſo muß derſelbe, wenn uns bei i6m das wiuc⸗ 
Exramen wegfaͤllt, "doch jedenfalls ſein Curriculum. vitae in 
der F. 5. sub A. vorgeſchriebenen Art anfertigen, : well ‚das 
durch eine Ueberſicht des ganzen bisherigen. Verhaͤltniſſes des 
Kandidaten gewonnen wird. 

In alien Fällen, wo die Qualififation ale Chirurgus, 
ohne Examen, durch: die vorhin erwähnte Beibringung einer 
Approbation oder des medizinifch s chirurgifchen Doktor, Diploms 
ertoiefen wird, iſt der Kandidat auch;der Prüfung in.den Schuls 
wiffenfhaften oder der Einreichung diesfallfiger Zeugniffe übers 
hoben, da diefe feine Bildung ſchon bei jenen Dokumenten vor⸗ 
| auegeſetzt werden muß. Sache, 


% 

Die Wahl der Orte für die nach 6. 6, —— 
den chirurgiſch/ mediziniſchen Pruͤfungs ⸗Kommiſſionen wird der 
Vereinigung der Provimzlal⸗ Milltalr⸗ und Civil⸗ Behörden 
gänzlich uͤberlaſſen. 

Sobald eine ‚diesfalfige Vereinigung erfolgt ik, werden 


die Kommiſſarien und zwar ber Civilarzt von den Koͤnigl. Re⸗ 


“ / ; * 
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gierungen, der Militair⸗ Arzt aber auf Anordnung der Koͤnigl. 
General /Kommandos von: den General⸗Diviſtons-Aerzten ers 
nannt, und die Namen der Kommiſſarien, fo wie die Sitze 


der Sommſonen, durch die — zur ——— Kennt: 


niß gebracht. . .; 

Die Kommiffarien möfen ſich dieſemn Sefäfte von. ‚Amtes 
wegen und ohne alle Nemuneration unterziehen, “find jedoch we⸗ 
gen: unparthelifcher und ganz gemiflenhafter Ausführung aus; 
— ur Ahee Amtspflicht hinzuweiſen. | 

‘10% - 

_ Der sgemeinfeaftlicen Einigung ber Prosinial, Milltates 
und 8 Eivils Behörden bleibt es auch Überkaffen ‚::nadd-:der Loka⸗ 
litaͤt und den Beduͤrfniſſen einer jeden Provinz diejenigen Ter⸗ 
mine nebſt ihrer Dauer näher zu bezeichnen, in welchen die 


mediziniſch⸗ chirurgiſchen Prüfungss Kommiffionen zuſammentre⸗ 


— 


ten, und. die Prüfung der ihnen durch die Generals Divifionds 


Aerzte: zugumwelfenden, oder auf deren. Weranlaffung: ſich bei ih⸗ 


nen: meldenden hirurgiichen Freiwilligen vornehmen... Im All⸗ 
gemeinen: wird dies jährlich: zweimal geſchehen können; und 
zwar in der erſten Hälfte der Monate April und Oktober, zu 


welcher Zeit die halbjaͤhrigen Lehr, Curſe der Unlverſitaͤten im 


der Diegel beendet: find. Nachdem die Termine ſeſtgeſtellt wor, 
den; werden ſie : gleichfalls ‚durch die Amtsblätter bekaunt ges 
macht; auch iſt erforderlichen Falls eine kurze. diesfallſige Be— 
nachrichtigung vor dem Eintritt der Pruͤfungs⸗Perlode in den 
Öffentlichen Blättern von: — der Deglerungen sn wieder⸗ 
— zn 

‚Mer für: einen Termin: u (it eefgeint,/git: es fi ſelbſt 
— daß er eine vergehliche Reiſe gemacht hat, und ſelne 
Prüfung:erft in dem naͤchſtfolgenden Termin. bewirken kann, 
wiewohl es den Kommiſſarien uͤberlaſſen bleibt, wenn ein Kan⸗ 
didat nur kurze Zeit nach dem geſchloſſenen Termin eintrifft,” ob 
ſie ſich ſelnetwegen zu einer ne Prüfung vereinigen 
wollen.” . Ä 

Im 
Es ſteht jedem ſich zum freiwilligen ChirurgenDienſte bei 


| dem Heere entſchließenden jungen Manne frei,- zu feiner. Pru⸗ 


F 
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fung diejenige, der beſtelſten Kommiſſtonen zu wählen; welche 
ihm, in Ruͤckſicht der unerlaͤßlichen perſoͤnlichen Geſtellung, die 
gelegentſte iſt; dies muß jrdoch ſtets in den Armee⸗Corps⸗Be⸗ 
zurk geſchehen, fuͤr welchen der General⸗Diviſions⸗Arzt ange⸗ 
ſtellt iſt, bei dem. er ſich meldet, und zeigt er demſelben ‚bei 
der Meldung zugleich die IRB NER. — der er 
uͤberwieſen zu werden; wuͤnſcht. 

Dadurch wird jedoch, wenn er auch feine: Pruſuug mit 
dem beſten Reſultate uͤberſtanden hat,” feine Aaſtellung nicht 
in dem nemlichen Reglerungs Departement, oder in. dem Ges 
nerals Kommandos Bereich, wat ſich die von ihn gewählte Pruͤ⸗ 
fungs ; Kommiſſton befindet, nothwendig bedingt, wiewohl dabei - 
billige - und. : motivierte .. — er — 
werden oki J 

u 12, ' | f J— * | 

Damit die la: für. In. —— Set 
Zeiten: überfehen ‘können, wie viel Kandidaten fid ‚zum Eramen 
ſtellen werden; um danach das Geſchaͤft einrichten zu fönnen, 
wird der betzeffende Generals Divifionss Arzt ihnen die. noͤthige 
Anzeige: darüber zugehen- laſſen, auch die hirurgifchen: Freiwil⸗ 
* wit — desfallſiger Anweiſung —— My 
I Bee >. 

"Kon Ban: General, Diviflonss Arzte bekommt der. — 
aſche— Sreimillige,.. nach erfolgter Meldung, die noͤthige Beſchei⸗ 
nigung darüber, um: ſich damit bei: der medizinifch /chirurgiſchen 
Prüfungs s Kommiffion auszuweiſen. Diefe enthält zugleich bei 
denen, die zu  einjähriger Dienſtzeit eintreten, in fofern. eine 
Pruͤfung ihrer ſchulwiſſenſchaftlichen Kenntniffe Statt gefunden 
bat; das hiernach Erforderliche; in fowelt die: ſchulwiſſenſchaft⸗ 
Mche Bildung der einjährigen ‚Freiwilligen aber. durch abeige⸗ 
brachte. Zeugniſſe erwieſen wurde, ' bekundet‘ der: Generak: Divk 
fiong » Arzt bloß die Anerkennung ihrer Nichtigkeit uuter dieſen 
Zeugniffen felbfb, die er fodann. dem Kandidaten zuruͤck giebt, 
und- behält Übrigens in jedem ‚Falle einen kurzen Vermerk zu 
feinen Akten zuräc, um die etwa weiter noͤthige Auskunft ge⸗ 
ben zu koͤnnen. 

Von Seiten der medtgimifch schleuiegtfchen: Pruͤfungs⸗Kom⸗ 
a werden, wenn ein wirkliches Es Statt gehabt hat, 

jedes; 


— 
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jedesmal befondere Verhandlungen darüber” — worin 
auch das abzufaſſende Curriculum -vitae, als der erſte Theil 
des Eramens enthalten iſt; iſt aber die mebizinifch, hirurgtfche 
Aualifitation durch Approbationen oder Doktor, Diplome (mach 
SF. 8.) ermiefen, fo wird das Reſultat der Beurtheilung diefer _ 
Dokumente unter dem jedenfalls von dem Kandidaten abzufafs 
ſenden Curriculo vitae regiftrirt. Das Original der Vers 
bandlungen mit Einfluß des Delginal-Curriculi vitae, oder 
das Driginal des legtern allein, wenn kein Eramen noͤthig ges 
weſen iſt, wird von dem Militairs Kommiffarius an den Ger 
neral; Divifions s Arzt zur” weitern Einreichung an den Gene 
ral; Staabs; Arzt der Armee, eine vidimirte Abſchrift Aber durch 
den Civil» Kommifiariusg an de betreffende Königl. Reglerung 
zur Affervarion gefandt, Von legterer wird fodann die Kreis— 
Erfag » Rommiffion von der Meldung des chirurgischen Freiwil⸗ 
ligen und der flattgehabten - Prüfung deſſelben benachrichtigt. 
Der General: Divifions Arzt feßt zugleich das Generals Koms 
mando in Kenntniß. 

Zu ihrer eigenen Nachwelſung behält die Kommiffion eine 
nachrichtliche Negiftratur über das Refultat des Befundes zurück. 

14. 

Unter jedem Eraminations : Protokolle, oder wo ein fols 
es nicht Statt gehabt hat, unter dem Eurriculo vitae vers 
zeichnen und unterfchreiben die Kommiffarien ide Gutachten 
über den Befund der Prüfung. 

Dadurch wird indeffen die Zufaffäng zu einer freiwilligen 
chirurgiſchen Anftellung noch nicht entfcheidend begründet, ſon⸗ 
dern diefe hänge erft von der mweitern Beurtheilung des Gene 
ral s Divifiong ; Arztes, in Folge der Ihm zugegangenen Vers 
Handfungen, ab. Die mirklide Anftellung gefchieht ſodann 
dur den General» Stande, Arzt der Armee, welcher den ber 
teeffenden General Divifions.s Aerzten das Nöthige darüber zus 
geben läßt. Letztere müflen demnach in fleter Kenntniß von 
dem Aufenthalte der im Bereich des Armee-Corps fich befin 
denden, zue chirurgiſchen Anſtellung genehmigten Freimiligen 
fein, zu welchem Behuf der Kandidat bis zur erfolgten Ans 
ſtellung verpflichtet tft, fo oft er feinen Aufentsalts, Ort veräns 
dert, dem Generals Divifi — davon direkte Anzeige zu 

Uinnalen. Heft i. 1327. R 
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machen, welcher -fonft ben.-Säumigen, wenn er nicht aufjufins 
ben ift, auf deffen Koften in. den — — aufzu⸗ 
rufen befugt iſt. 

oe, u. 

Findet ber er ons-Arzt — den mi Iuoer 
fommenen PDrüfungss Verhandlungen: einen Kandidaten nicht 
in der. erforderlichen Art qualifiziert, um dem. Heere als Chirur⸗ 
gus zu dienen, und die Beguͤnſtigung des freirilligen Dienftes 
in diefem Fache, zur. Abldfung feiner Militate s»Dienftpflihe, in 
Anfpruch zu nehmen, fo macht er foldhes dem Kandidaten fo« 
fort bekannt, und meldet dies zugleich mit Belfügung eines aus 
dem -Curriculo virae gezogenen Nationals dem General:Koms 
mando, von welchem der Königl. Regierung und dem Brigades 
Kommandeur. der Landıvehr Kenutniß gegeben. wird, damit die 
Erfag » Kommiffionen davon unterrichtet werden. 

So lange hiernaͤchſt ein folchergeftalt zuräckgemiefener San 
didat niche etwa als Freimilliger zum Militair »Dienft eintritt, 
oder als gewöhnlicher Erfag eingeftellt ift, fieht ihm noch „feel, 
fih aufs Neue zur chirurgiſchen Prüfung zu melden, und die 
anderweite Entfcheidung über fich abzuwarten. 

16. 

Dem chirurgiſchen Freiwilligen, er mag auf Ein oder auf 
Drei Jahr eintreten wollen, kann Keine unbedingt freie 
Wahl des Truppentheils oder der Garnifon, wo .er zu dienen 
wuͤnſcht, geftattet werden, weil fonft feine zweckmaͤßlge Ver⸗ 
theilung der Individuen unter die verfchledenen Truppentheile 
nach deren Beduͤrfniß Statt haben koͤnnte, fondern an mans 
hen. Orten elm Ueberfluß von Chirurgen und an ——— ein 
Mangel daran entſtehen wuͤrde. 

Der General⸗-Staabs⸗Arzt der Armee kann allein das 
vorhandene Beduͤrfniß richtig beurtheilen, und. da dem zufolge 
alle Chirurgen: Vakanzen von ihm befegt werden, fo bleibt 
auch von demfelben die Beftimmung des Truppentheils, wo der 
Frelwillige dienen fol, gänzlich abhängig, und der Freimillige 
muß ohne Widerrede ſich dahin begeben, wohin er berufen wird. 

Dem Generals StaabssArze wird indeffen biermit_ zur 
Pflicht gemacht, die Wuͤnſche der. Individnen in Beziehung auf 
ihre Anftellung, fo viel als nur möglich, zu berückfichtigen, und 
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mit dem Hauptzweck, ben freiwllligen Eintritt von Chirurgen 
bel dem Heere zu befördern, in Vereinigung zu bringen. 

17: | 

Da die auf Diet Jahre eintretenden. chlrurgiſchen Frel⸗ 
willigen das etatsmaͤßige Gehalt und die. übliche Verpflegung 
bezlehen, ſo koͤnnen ſie auch nur in ſolchen wirklichen Vakanzen 
angeſtellt werden, fuͤr welche das Gehalt vorhanden if. Das 
nad bedingt fih denn von ſelbſt die Zeit ihres Eintritt, dach 
erfolgt die Anftellung immer- mit der Kückfiht, daß der his 
rurglſche Freiwillige innerhalb desjenigen Alters, in dem er ges 
feglich zum Dienft im ftehenden Heere verpflichtet iſt, auch 
diefe feine Verpflichtung loͤſe. 

Die Auſtellung der nur Ein Jahr dienenden chirurgiſchen 
Frelwilligen geſchleht dagegen, da ſie kein Gehalt beziehen, in 
der Regel als uͤberzaͤhllg, und fie werden immer ſogleich nach 
Maafgabe, mie es füe den Dienft am nüßlichften tft, vertheilt. 
Ste können aber auch in etatsmäßigen Vakanzen, wenn zu 
deren Beſetzung feine: auf Drei Jahr elntretende Freimillige 
vorhanden find ; immer jedoch ohne Gehalt, ‚atigeftellt werden. 
18; | | 

Nach beendigter aktidee Dienftzelt beim Heere von El⸗ 
nem oder Drei Jahren treten die chirurgiſchen Freiwilligen zus 
vörderft zur Kriegs, Neferve, In Anwendung d:r diesfalls ges 
felihen Beſtimmungen, und ſodann in die Verpflichtung zu 
den beiden Landwehr, Aufgeboten nach) Maaßgabe Ihres Alters 
über, und bleiben in allen diefen Werhältniffen verpflichtet, als 
Chirurgen oder Militairs Aerzte bei der Truppen oder im ben 
Militalr/ Lazarethen zu dienen. 

Die Brigade Kommandeurs der Landwehr führen dann 
die weitere Kontrolle über fie in der Art, wie über alle Kries 
ges » Reſerve und Landwehr, Mannfchaften, und geben jährlich 
eine namentliche Lifte von ihnen, worin ihr Aufenthalts-Ort 
bemerkt iſt, dem betreffenden General» Kommando ein, fo role fie 
foldje aud dem Generals Standes Ärzte der Armee mittheilen, 
damit fie bei entftehendem Kriege in der Regel vom Generals 
Stande ; Arzte, oder, wenn feine Zeit zu verlieren iſt, von dem 
General» Kommando durch den General⸗Diviſtons, Arzt, nach 
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ihren Inmittelft gewonnenen Verhältniffen bei den Truppen oder, 
MilitaiesLazarerhen zum Dienft einberufen werden koͤnnen. 

* Die Verordnungen wegen des Aufenthalts: Wechfels und 
wegen der Urlaubs  Ertheilungen finden für die In der Krieges 
Keferve und indem Landwehren-Verbande begriffenen Ehirurs 
‚ gen ganz In derfelben Art Auwendung, tie für die den Waffen 
angehörigen Krieges; Reſerve Mannſchaften und Landwehrmänner. 
He ü 19, — 

Damit der zur Anſtellung gelangende freiwillige Chlrur 
gus auch für- die Beſtimmung in felnem Krieges-Reſerve- und 

Landwehr, Werhältnig dem Heere als Chirurgus zu dienen, feſt 
gehalten werde, muß derſelbe fich zur Uebernahme diefer Fünfs 
tigen Dienfte durch einen: eigenhändig von Ihm ausgeftellten 
Revers noch befonders verpflichten. Sach 

Damit diefer Nevers allgemein gleichlantend fei, iſt in 

der Anlage ein Schema dazu gegeben. ö 

: Der General: Staabs; Arzt hat allemal bei der wirklichen 
Anftellungs» Berufung eines geprüften und für qualifigiet- er 
achteten Kandidaten demfelben zugleich auf jene für Ihn eintres 
tende Derpflichtung noch befonders aufmerkfjam zu machen ‚da 
mit er fich über dieſes Verhaͤltniß nicht. mit Unkenntniß ent, 
ſchuldigen kann. ne ae 4 

Der Revers ſelbſt wird erſt bei demjenigen Truppentheil 
ausgeſtellt, zu welchem der freiwillige Chirurgus vom General⸗ 

Staabs-Arzte zur Dienſtleiſtung beordert wird, und’ zwar ges 
fchieht die Ausſtellung in Gegenwart eines Offiziers und einer 
Juſtiz⸗Perſon, 'oder zweier dazu beorderten Offiziere, "auch in 
beiden Fällen im Beifein des Negimentes oder BataillonsArz⸗ 
tes, melde die eigenhändige Schrift und Unterfchrift im der 
Are darunter befcheinigen und befiegeln, wie in dem Schema 
angedeutet iſt. 

Das Original des Reverſes bleibt In der Negiftratur des 
Truppentheils aſſervirt; eine vidimirte Abfchrift davon aber wird 
dem General» Stande» Arzte zur Aufbewahrung zugefandt. ; 
Verweigert der Kandidat die Ausftellung des Reverſes, fo 
wird feine verfügte Anftellung fofort aufgehoben, und davon 
dem General; Staabs » Arzte Nachricht gegeben. | 
Der Generals Divifionss Arzt berichtet darüber zugleich 


’ 
—8 
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dem es: damit der Kandidat twieder den Ers 
faß s Kommiffionen überwiefen, werde, 


Hat aber ein chirurgiſcher Freiwilliger den vorgeſchrlebe⸗ 
nen Revers einmal ausgeſtellt, fo, kann er auf.gefeßlichem Wege 
zur Erfüllung der Abernommenen- Verpflichtung angehalten wer⸗ 
den, wenn er als Kriegess Referve oder Landwehrmann diefelbe 
bei entſtehendim Kriege verweigert. 


Sollten bei eintretendem Kriege fi ich für einen in ber 
Krieges » Referve oder Landwehr fehenden Freimilligen Ehirurgus 
erwiefene Gründe ergeben, ‘welche dringend feine Beruͤckſichti— 
gung durch Zuräcdlaffung von eimer dermaligen Anftellyng be⸗ 
vorworteten, fo bleibt für ſolche Fälle und auf den Antrag der 
Königl. Regierung die Entſcheidung der billigen gemeinſchaftli⸗ | 
hen, Erwägung des Königl; "General: Rommandos und des Ges 
menl; Staabs⸗ Ei vorbehalten. | 


ı% 
j 
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Damit die chirurgiſchen Freiwilligen der Erſatz ı Kontrolle 
für die Milttairpflichtigen nicht entzogen werden, fo „find jene 
verpflichtet, der. betreffenden Erfag : Kommiffion ſchriftliche Ans | 
zeige zu ‚machen, daß fie den freiwilligen Chirurgen » Dienft bei 
dem. Heere beabfi ichtigen. 

Diefe Anzeige muͤſſen fie, wie jeder zum freiwilllgen Waf⸗ 
fendienſt ſich Meldende, vor ihrem erreichten zwanzigjaͤhrigen 
Alter machen, wenn ſie nicht demnaͤchſt als gewoͤhnlicher Erfag - 
in Auſpruch genommen werden wollen. . 

Es bleibt ihnen aber auch eben fo, wie dem mit der Waffe 
dienenden einjährigen Freimiligen, und unter Beobachtung. ders 
felden Modalitäten, nachgegeben, den wirklichen Eintritt zum 
Dienft, bei gehörig früher Meldung, bis vor zuruͤckgelegtem 
drelundzwanzigſten Lebens (jahre zu verfchleben. _ 

— — | 

Wiewohl es ſich von felbft werfteht, daß das mit den 

chirurgiſchen Sreimilligen von den Kommiffionen vorgenommene 


medizinifchs chirurgifche Eramen bei ihren folgenden biesfallfigen 
Staats; Prüfungen von. gar Feinem Einfluß fein, oder deren 


‘ 


» 
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Ermäßigung bewirken kann; fo wird ſolches ſedoch, um allen 

Mißverſtaͤndniſſen vorzubeugen, hier noch beſonders er 
Berlin, den 16, Jull 'ıgı2. 


Dinifferium det’ Gifklihen, öffentlihen Unterrichts / und 
Medhtzinal— Angelegenheiten. 
| v. Altenftein. 
Miniftertum des a | Krieges» Bintferium. 
v. Schuckmann. | v. Hake. 
ad lir.b. 

— D at a | 
nah weihen die fih zum freiwilligen Dienft als 
Kompagnies und Esquadron;Cbirurgen bei der 
Armee, meldenden Individuen ihren Lebenslauf 
eigenhändig zu entwerfen, und In der Form einer 

Seihihrs;Erzählung abzufaffen haben. 

1) Dors und Zunamen, 

2) Tag, Monat und Jahr der Geburt. 

3) Geburtsort, mit Angabe der Provinz worin er llegt; 
und wenn der Geburts. Drt ein Dorf iſt, mit Benen« 
‚nung des Kreifes zu dem derſelbe gehört, und der Stadt 
welche dem Geburtsorte am mächften liegt. 

4) Welchem Relligions-Bekenntniß der Kandidat angehört. 

s) Titel, Bedienung oder Gewerbe des Waters, mit, Ber 
merfung ob derfelbe noch am Reben iſt, und wenn dieſes 
der Fall, wo er fi aufhält, wenn er bereits verftorben 
Ift, anzuzeigen, in welchem Jahre, und mer der Vormund 
ift, oder 05 der Kandidat ſchon großjährig iſt, durch Als 
ter oder Majorennitäts, Erklärung. 

6) Ob die Mutter noch lebt. oder Wittwe oder anderweit 
verhelrathet iſt. Im Fall der Wittwenſchaft, wo ſie ſich 
aufhaͤlt, und womit ſie ſich ernaͤhrt? 

7)Ob ber Kandidat eigenes Vermögen habe, woher er fols 
ches bat, und wie hoch ſich etwa das Vermögen beläuft? 

8) Ob er fhon bei einer Kranken s Anftalt im - Frieden oder 

im Krliege gedient habe, wo, unter wem, und wie lange? 
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9— ‘Ob: der: audidat Sebring Ki mit — und fe 
wie Tange?: musi na." ©: *— 
— Ob er Kinder Hat,’ und ‚not. viel? Lt 
an Ob er — — — oder — verſtehe und 
welche ·19 neſriſ on 3: 
* Wo und wen weht: ie er) nee im der Medtꝛin 
Agenoſſen, und abel wen? Nüsdı, 2mulı 
—F ** Ob er. [hön: irgendwo Aber znedliaifeh * Begen⸗ 
ſtaͤnde gepruͤft worden ſei, und wenn dem ſo iſt, wo, von 
wenm, und uͤber welche Matẽkrien m - 
en 2) Ob ‚der Kondidot von En — Konflkus 


—* derfelbe. zu; eehmiäigen, Chirurgen Dienke auf Ein 
Jahr oder auf Drei, Jahre, eintreten... wolle, um feine 
Militates Dienftpflicht bet dem Heere abzuldfen; und im 
erftern Zalle, wie er’ feine‘ Sudf ftenz zu seigaften vers 
möge? 
16). O5 der, Kandidat J — feiner Anftellung, als frel⸗ 
dvilliger EChirutgus beſondere Wanſch⸗ ‚au aͤußern habe? 
17) 85 derſelbe mit der Verpflichtung bekannt jet, 1 nach 
der Verfuͤgung ‘des "General; Stande: Arztes dee Armee. 
— bet demjenigen Truppentheile anſtellen laſſen zu muͤſſen, 
wo es fuͤr noͤthlg erachtet wird/ und ob er dleſer Ver⸗ 
2 so pflictung zu ‚genügen: entjeplöfh fl; ohne den Zrůppen— 
nem theil ſelbſt wählen zu duͤrfen. t 
18)Ob er die Verbindlichkelt kenne, nad qutliefgelegier 'htiver 
ar Stpieneglfeher Dlienſt eit beim Heere, wahtend⸗ feines "Stans 
nes in der · Krieges / Reſerve oder den Lundwehr, ech fer⸗ 
2 ner bei "eneflehendem Kriege, der Armee ſtatt mit den 
LT e als Chirutgüs au dienen, oh ee” zur Uebernahme 
DdDleſer Verpflichtung! "and zur Bolziehnig" des dieſechalb 
Het dem Truppenthell, dem er zugewieſen tverde, auszu⸗ 
ſtelleuden (ihm vorzulegenden) Reverſes "bereit ſei? 
5 2) Wo der: Kandidat ſich nach ſelnem beftähdenen Exramen, 
Abls zu feiner durch den ‚General ; Stand Aryt der Armee 
re Anſtellung aufzuhalten’ gedenken m vun 
+ (Dabei Aſt ihin · vdn derꝰ Kommiſſion bemerkllch zu 
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4 machen, daß wenn; er In der Zwiſchenzeit ſeinen Aufs 
enthaltsort verändert, er davon dem General Diviſions⸗ 
Arzte vs Armee⸗ ER Drei — zu — 
habe.) 

5 Anführung,, w ber Kandidat diefen. — — 
riculum vitae) ſelbſt geſchtieben habe, und in weſſen 
Beiſein ſolches geſchehen iſt. — Sodann zum Beſchluß, 
Tag, Monat und Dahr — Belt * — 
Unterſchrift. 92% 180320 

Demeit ung: Daß die: Moeibänbkge: Miederſhreidung dieſes 
Currieuli vitae n Gegenwart: der Kommiſſarlen 

i und ohne alle fremde Beihälfe geſchehen fei, wird von 

rn ben Kommiſſarten under dein Lebenslauf demerkt, und 


A a wird von ihnen noch das himzugefuͤgt, was in den 

a1 TEE n. Beſtimmungen 5* "A, und‘ iz angedeltet worden iſt. 

| — u ! — * s 'ad lit, b., F = 
She m a, 


* "dir Keverfes, beiden die zu eins und dretjäßr 
„sigem freiwilligen Ehirurgen, Dienfte ange 
— „Rellten Ehirwegen auszuftellen haben, 


‚ncrsen ‚Ich Endes / nterſchtiebener erklaͤre hlemit wohlbedaͤch⸗ 
* Fre wie mie bei meiner. Anftellung zum freiwilligen „Chirurs 
‚gen Dienft bei, dem Königl. Preuß, Heere, die Verpflichtung 
" yolfändig befannt gemacht worden ft; daß: ich nach;meiner 
„vpſlendeten afsiven. (ein⸗— dreijährigen) Dienftzeit ‚in ‚der 
* Wialitt elnes Kompagnie oder Eequadron⸗ Chirurgus, noch 
ss wepflichtet, bleibe, während. ich mac) den geiglich beſtimmten 
Zeitraͤumen in. der, Krieges s Reſerve und den beiden Lands 
* Aufgeboten fieße,... beim Ausbruch eines; Krieges zum 
. hieurgifchen oder aͤrztlichen Dienfte. bei dem Heere da eins 
Intreten, ‚wohin. mich, ‚die. unmittelbare. Belttmmuug des Ges 
"nerals Staabs ⸗Arztez der Armee, oder, auf Anordnung des 
13 Kbunigl. General/ Kommandos, in deſſen Bezirk Ich meinen 
„Aufenthalt abe, ‚der ‚General » Divifions Arge nach Maaß⸗ 
gabe meiner fuͤr die Civil » Prapis erlangten Approbation bes 
rufen wird. Sch mache mich hierdurch auf das Buͤndigſte 


anhelſchig, dieſer Verpflichtung und dem am mich ergehenden 

Hufe ohne Widerrede zu genügen, und babe zu dem Ende 

= meine freie Erklärung eigenhändig ges und unterfchrieben. 
- (Ort, Datum.) (Vor s und men.) 


—* der zum Akt dleſer Erklärung nach 
der Beftimmung . 19. . beorderten Perſonen.) De 
Daß der Kandidat N. N, die vorſtehende Erklärung eis 
genhaͤndig in unſerer Gegenwart ges - und: anterfchrieben hat, 
befcheinigen wir, von dem Kommandeur des. .N. N, Regis 
ments (Bataillons) Herrn N. N. zur Aufnahme diefer Vers 
handlung Beauftragte, mit ——— und en (Drt, 
Datum, Namen der Kommandirtem) 
c J 
Des Koͤnigs Mojeſtůt — * nike einer Aller⸗ 
hoͤchſten Kabinets;DOrdre vom 7. Auguft 1g20.’genehmigt, daß, 
um bei entftehendem Kriege den fonft Statt gehabten Mangel 
an Unter; Chirurgen bei der Armee vorzubeugen, junge Leute 
von der’ erſorderlichen Dualifitation ihrer Milttair » Dienftpfliche 
auch durch den Dienſt als Kompagnie- oder Esquäadron’s Chi⸗ 
rütgen genügen Können. Da die Modalitäten zur Ausführung 
Und die nöthigen Feftftellungen wegen Prüfung der freiwilligen 
- Chirurgen der gemeinſchaftlichen Berathung den unterzeichneten 
Mintfterien überlaffen morden find, und die diesfallfigen Ver⸗ 
* Handlungen bis bieher gewährt haben; fo hat die Kabinets⸗ 
Ordte noch “nicht zur Bekanntmachung gelangen koͤnnen. 
mehr iſt indeſſen eine vollftändige Vereinigung tiber 
den Gegenſtand gewonnen, und wir thellen der Koͤnigl. Regle— 
rung nicht allein eine Abſchrift der erwaͤhnten Kabinets Ordre, 
ſondern fuͤgen auch die zu deren Ausführung von uns vollzo⸗ 
gene JInſtruktlon IN 20 Exemplaren bei, mit der Aufforderung, 
darnach ſowohl ſelbſt in den betreffenden Punkten zu. verfads 
ten, als auch die 'berheiligten Civil Behörden im 'die nörhige 
 Kerineniß zu feßen, und eine allgemeine Bekanntmachung des 
Erforbderlihen durch die Amtsblätter zu veranlaffen. Die König. 
Regierung hat jedoch zur Vermeidung der Koften nicht die 
ganze Softeuftion, fondern nur die das Publikum unmittelbar 


— 


Intereffireniden Beſtimmungen derſelben in das Amtsblatt auf- 
> — 

Durch das ‚Kriegs: Miniſterlum erdaken die Königl, Ge⸗ 
** Kommandos und der General» Staabss Arzt: der Armee 
. die Inſtruktion zur eigenen Beachtung, und zur Anweljung resp. 
der Milltair» Behörden und Truppen “und der General s Divis 
fions ,, Regiments und Bataillons⸗ Aerzte zugefertlgt. 

„Berlin, den 16. Juli 1822. 

Bine der Geiſtlichen, Öffentlichen: re ao 

Medtzinalr Angelegenheiten. 1 rpfun 

a 2 79% Altenfein. : art Tree 
 Minifterium —J Innern. Miniſtexium des. Pe 

v. ae | 4.. = 1 kẽ. . 


die aa Königl. Regierungen, 
die. ſaͤmmtl. Königl. Ober: Präfidenten 
und an den Milttair-Kommiffariug 
| in: Berlin. 
d. 


Auf den Aantrag des General. Staabs⸗ Arztes der. Armee, 
Doktor Wiebel, find die Minifterien des. Innern und ‚bes 
Krieges. dahin übereingefommen, daß diejenigen Aerzte. und 
Chirurgen, ‚welche ‚vor Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Ka⸗ 
binets » Drdre vom 7. Auguft 1820 die Annahıne von Chirurgen 
als Sreimiliige betreffend, mit den Waffen gedient haben, und 
fi gegenwärtig ‚entweder bei der Kriegs-Reſerve ihres Trup⸗ 
penthells oder bei einem Landwehr-Bataillon eingeſtellt befins 
den, in Beziehung auf dies ihr Kriegs-Neferves und. Lands 
wehr; Verhältnig, wenn: fie es münden, nachtraͤglich die nem⸗ 
lie. Begünftigung erhalten koͤnnen, wie diejenigen, die jegt in 
Folge der gedachten Allerhächften Kabinets⸗Ordre ihre Dieufts 
Verpflichtung blos durch ‚den freiwilligen chirurgiſchen ‚Dienft 
ablöfen, nemlich lediglih zur Dispofition ‚für den Militalrärzts 
lichen. Dienft zu. bleiben, Diefelden haben ſich indeflen in dies 
fem Falle über ihre Kenntniffe. bei den General Divifiong, Aerz⸗ 
ten der betreffenden Armee Korps, die. bieräber von dem, Ger 
nerals Staabs Arzte der Armee. weitere Mittheilung erhalten 
werden, genügend auszumelfen, und fi auch für * Beſtim⸗ 
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mung, in dem Krleges se Referves und Landwehr⸗Verhaͤltniß 
zum ärztlichen Dienfte der Armee disponibel zu bleiben, aus⸗ 
bruckllch zu verpflichten, In letzterer Beziehung mithin den‘ im 
8. 19. der Inſtruktion vom 16. Juni 1922 für die wirntenchen 

Freiwliligen vorgeſchriebenen Revers auszuſtellen. 
Daſſelbe Verfahren tritt auch Hlinſichts derjenigen Chlrur⸗ 
gen“ bei dem Austritt aus den aktiven Dienfte ein, die fru⸗ 
her nicht ausdrücklich zur Ableiftung ihrer Milicatrpflicht in den 
chirurgiſchen Dienſt der Armee gekommen ſind, und nach einer 
"dreijährigen oder längeren Dienftzeit ihre Entlaffang nachſuchen 
und erhalten, nur mit dem Unterſchiede, daß bei Ihnen der 
“nachträglich zu ‚führende Nachweis ihrer Kenntniſſe wegfaͤllt. 
Zu diefer Rathegorle gehören ebenfalls die in den hirurgifchen 
Bildungs Anftalten der Armee ausgebildeten, zu einer längeren 
als dreijährigen Dienftzeit verpflichteten Chirurgen, wenn: fie 
in das Krieges, Neferves oder Landwehr »Merhältniß, Abergehen. 
Die Köntgl. General: Kommandos find Seitens. des Herrn 
Ktieges-Miniſters hiervon In Kenntniß gelegt; um die Militair⸗ 
Behörden und Truppentheile damit bekannt zu machen, welches 
von dem Oeneral: StaadssArzte der Armee, Doktor Wiebel, 

Hinſichts der Militairs Aerzte ebenfalls gefhehen wird, 
| Die König. Negterung hat daher auch Ihrer Seits dies 
ſerhalb an die Ihr untergeordneten ——— das Erforderuiche 
zu verfügen. | 3 
Berlin, den 29. Januar 1824. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 

Köhler. 


/ 


i 


— onigl. ———— und 
abſchriftlich zur Nachricht an den 
| Militair-Kommiſſarius 
in Berlin. 
* e. — 
Der $..13. der von den Minifterlen unterm 16. Jull 1822 
„erlaffenen Inſtruktion zur Ausführung ter In der Allerhoͤchſten 
‚Kabinetss;DOrbre vom 7. Auguft 1820 enthaltenen Feſtſetzung, 
daß die Militaie sDienftpflicht auch durch freimilligen Chirurgens . 
dienft beim Heere abgelöfet werden Eönne, beffimmt ſchon: 
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daß die chirurgifchen Freiwilligen nach beendigter aftiven 

Dienfizeit: beim Heere von resp, Einem oder Drei jahren, 
in Anwendung der diesfalls gefeßlihen Beſtimmungen, zus 

voͤrderſt zur Kriegs s Neferve und fodann in die Verpflichtung 

zu den beiden Landwehr» Aufgeboten nah Maaßgabe ihres 

Alters übergehen, und in allen diefen Verhältniffen verpflich⸗ 

tet bleiben, als Chirurgen oder. Militairärzte bei den Trup⸗ 

pen oder in den Militair ; Lazaretben zu. dienen, 

In Folge deſſen, fo wie der allgemein beftehenden Land 
‚wehrverpflichtungen ,. verfteht es fich zwar von felbft,, daß biefe 
vormaligen chirurgifchen . Freiwilligen während Ihres Kriegs: Res 
ferve, und Landwehr⸗Verhaͤltniſſes auch -zu den Landwehruͤbun⸗ 
sen, um dabei als Chirurgen. oder Milltaltaͤrzte Dienſte zu lei— 
ſten, einberufen ˖ werden koͤnnen, und ihnen in dergleichen Ein: 
‚ berafungsfällen die Geftellung dazu obliegt. 
= Um indeß einem etiwanigen: desfallfigen -Zmweifel zu begeg» 
nen, wird ihre Verpflichtung. dazu hiemit, in Wervollftändigung 
der Eingangs gedachten Inſtruktlon vom 16. Juli 1922, noch aus— 
druͤcklich ausgefprochen und die Koͤnigl. Regierung veranlaft, 
das Erforderliche daruͤber den ihr untergebenen Eioil /Behoͤden 
bekannt zu machen. 

Dieſe ſich Im Krieges ⸗Reſerve⸗ und Landwehr/ Verhaͤltniß 
befindenden ehemaligen chirurgiſchen Freiwilligen werden übrigens, 
wenn ihre Einberufung zum militaträrztlihen Dienft bei den 
Landwehruͤbungen erforderlih wird, für die ‚Zeit der. Uebung 
das Kompagnte s Chirurgen s Gehalt befommen, und in der Re 
gel bei dem Landwehr: Bataillon ihres Aufenthalts zum Dienft 
‚ eingezogen twerden, in welchem Falle fie fich bei demfelben In 
-eben der Art wie andere Landwehrmannfchaften zu geftellen ha: 
ben, ohne Neifevergätung oder -fonftige Entſchaͤdigung. Sie 
koͤnnen aber auch, wenn es der Dienft erfordert, bei einem ans 
dern Bataillon des nemlichen LandwehrNegiments, zum mill⸗ 
taträrztlichen Dienft beftimmt werden, wo ihnen fodann ein 
freier Poftpaß zur Reife aus dem eignen Landwehr-Bezirk In 
das Stande» Quartier des in Bezug kommenden andern hr 
taillons, und außerdem für jeden Reiſetag der Betrag eines tage 
fihen Kompagnie Chirurgen ; Gehalts, ſowohl auf. den Hin ols 
Ruͤckwege, gezahlt werden wird. | 





r .. a6g 
Sie haben den Dienft der Kompagnie, Chirurgen zu Tels 
ften, werden aljo entiweder bei der Landwehr sSinfanterle einem 
Bataillons⸗Arzte in vorgedachter Eigenſchaft beigegeben, oder 
als Schwadrons ı Chirurgen einer Landwehr s Kayallerie, Schwas 
dron zugetheilt, können aber auch die Stelle eines fehlenden, 
kranken, oder abweſenden Batalllons; Arztes vertreten, und das 
Krieges: Minifterium wird bei ihrer Vertheilung, ſoweit es die 
Umſtaͤnde irgend zulaſſen, auf ihre fuͤt die Civil⸗Praxis ſchon 
erlangte Approbation und ihre hiernach im buͤrgerlichen Ver⸗ 
haͤltuig bereits gewonnene Stellung räcfichtigen laſſen, wie 
denn auch bei der Einziehung zum milltalrärztlihen Dienfte 
auf die Unabfömmlichkeit der einzeln ftebenden Aerzte, wo folche 
nachgersiefen wird, jede irgend thunliche Nückfihr eintreten wird. 
-..: Das Kriegs Minifterium will auch nachgeben, daß fie 
während . der Uebungszeit Feine. Militair, Uniform anzulegen 
brauchen, fondern ihren Dienft in ihren Clvilkleidungen leiſten 
fönnen, damit fie durch Beſchaffung Exfterer nicht in Verle⸗ 
genheiten kommen. * | ? 
Berlin, den 31. Jull 1825. 
| Die Minifterien | 
der Geiftlichens, Unterrichtes und des Innern und des Krieges, 
Medtzinab Angelegenheiten. | Ä | 
In Abweſenheit der Heren Chefs. 
Hufeland. Köhler. v. Schoͤler. 


An J 
die fämmtlichen Koͤnigl. Reglerungen und 
abfchriftlich zur Nachricht und ſchtung 
an den Militair⸗Kommiſſarius 
= I Berlin. Ä 


f. 


Der Koͤnigl. Reglerung wird auf Ihren Bericht vom 
30. April d. J., die Prüfung der zur Ableiſtung ihrer Militair⸗ 
pflicht durch freimilligen ‚Chirurgen; Dienft ſich meldenden In⸗ 
dividuen betreffend, eröffnet, daB jene Prüfung eben fo, wie 
jolches bereits nach $. 6. ber dieferhalb ertheilten Inſtruktlon 
vom 16. Juli 1922 In Weftphalen und den Rheinprovingen ges 
ſchieht, durch die gegenwaͤrtig auch fuͤr den dortigen Reglerungs⸗ 
Bezirk in Wirkung geſetzte Departements, Pruͤfungs / Kommiſſion 
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der zum. einjährigen Milltairdlenſt ſich meldenden Frelwilligen 
veranlaßt werden koͤnne. 
Sie Koͤnigl. Regierung hat Sich daher in diefer Bejzle⸗ 
hung mit der oberen Militair Behörde der Provinz zu einigen, und 
demnächft Ihrerſeits das zur Ausführung Erforderliche zu verfügen, 

Derlin, den 18. September 1926. 
Muunſterium der Geiſtlichen Unterrichts, und Medljinak; 

Üngelegenheiten, 
v. Altenfein. 
Minifterlum des Innern. Miniſterium des Krieges, 
v. SENSE" Ä v. —— 


die aKonighn Regierung zu Danzig. 

Abſchrift vorſtehender Verfuͤgung zur Nachricht, in um 
die darnach getroffene Anordnung ebenfalls zur Ausführung zu 
bringen, an die Königl. Regierungen zu Potsdani, Frankfurt a.d.D., 
Stettin, Stralfund, Cöslin, Königsberg, Gumbinnen, Marlens 
werder, Pofen, Bromberg, Breslau, Dppeln, Llegnitz, Magdeburg, 
Merfeburg, Erfurt und an den Wiltteire Kommiffarlus in Berlin, 

Berlin, den 18. September 1826. 

Minifterium der Geiftlicheris, Unterrichts, und Medizinal— 
Angelegeriheiten. 
v. Altenfein. 
Minifterium des Innern.  Meintjterium des Krieges, 
v. Schuckmann. v. * 


g. 

Durch den $. 7. der den Regierungen wittelſt Cireular⸗ 
Verfuͤgung vom 16. Juli 1822 zugefertigten Inſtruktion, zur 
Ausführung der Allerhoͤchſten Kabinets Ordre vom 7. Auguſt 
1820 wegen Ableiftung der Militairs Dienftpfliht durch den 
. freiwilligen Dienft als Chirurgen, ift beſtimmt worden, daß 
derjenige, welcher feiner Milltairpflicht durch freimilligen chi⸗ 
rurgifhen Dienft zu genügen wuͤnſcht, fid des Falls bei dem 
General: Divifiohss Arzt des Generals Kommandos, in deffen 
Bereich fi) der Freimillige befindet, zu melden 'habe, und der 
General: Divifions » Arzt, der überhaupt Hinfichtlich der chirurgls 
fhen Freimilligen die Stelle des Truppentheils vertritt, bei dem 
fonft die Meldung zum freimilligen Dienft gefchehen würde, 
hierauf die Prüfung des chirurgiſchen Freiwilligen, welche nach 
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den 96 9. und 10. gedachter Inſtruktlon durch beſondere 
Kommiſſi onen erfolgen ſollte, veranlaſſen ſolle. 

Den Provinzlal⸗Behoͤrden in den Rhelnprovinzen und 
in Weſtphalen wurde zuglelch anheimgeſtellt, mit den in jenen 
Provinzen damals ſchon beſtandenen Pruͤfungs-Kommiſſionen 
für einjährige Freiwillige auch die Prüfung der chirur giſchen 
Sreimilligen durch Zuordnung des dern erforderlichen ärztlichen 
Perſonals zu verbinden, 

Eine gleiche Befugniß iſt, nachdem. die Departements⸗ 
Pruͤfungs⸗Kommiſſionen, überall errichtet worden find, auch den 
Behörden In allen übrigen Propinzen duch die Verfügung 
vom. 18. September v. 5. ertheilt. 

In Folge deſſen wird nunmehr die Beſtimmung des S. \ 
7. des Cireulars vom 16. Juli 1822 dahin „modifizier: 

daß die erfte Meldung der chirurgifchen Freiwilligen da, mo 
ihre wiffenfchaftlihe Prüfung beiden Departements Prüs 
fungs : Kommiffionen. für einjährige Freiwillige gefchieht, und 
fo lange legtere beftchen, gleich "bei diefen Kommiffionen uns 
ter Zuordnung. des erforderlichen Arztlichen Perfonals -ftatt 
haben koͤnne, und ber chirurgifche Freimillige fih nur fpäters 
bin nad) erfolgter Prüfung, Behufs der Anftellung, bei 
dem betreffenden Generals Divifions » Arzt zu melden habe, 
welcher alſo die Prüfung ſelbſt nicht. mehr zu vetanlaffen 
braucht, fondern nur die Nefultate, davon erfahren muß. . 

Der Königl; Regierung wird ſolches nachrichtlih und um 
deingemäß Ihrer Seits das weiter Erforderliche zu veranlaſſen 
mit dem Bemerfen hierdurch bekannt gemacht, daß das. mits 
ungerzeichnete Kriegs, Deinifterium demzufolge das Nöthige an 
die Milttair Behörden erlaffen wird. - 

Berlin, den 9. Januar 1827, 

Wainiſterium der Geiftlichen,, Unterrichts; und Deihinal 
Angelegenheiten. 
v. Altenfeim 
Miniſterlum des Innern, Minifterlum des Krieges; 
v. Shudmann, v. Hake. 


An 
die ſaͤmmtlichen Koͤnigl. Regierungen und 
abſchriftlich zur Nachricht und Achtung 
an den Militair-Kommiſſarius 
in Berlin. 
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Kefeript des Königl. Minifteriums bes Innern, an bie 

Könige. Regierung zu Frankfurt, die Beſchaffung ber 

von den Communen an marfchirende Truppen und an 
‚be Gendarmen zu verabreichenden Fourage be⸗ | 
treffend. | 


Das Koͤnigl. Kriegs Miniſterium, weichen der Dur 


richt der Königl, Regierung vom 8. v. M., 
die an marfchirende Truppen und an die Gendarmen 
von den. Communen zu verabreichende Fourage betreffend, 
mitgerheilt worden iff, hat fih Hinfichts des darin won der 
Koͤnisl. Regierung ausgeſprochenen Wunſches: | 
in denjenigen Eleineren Garnifon»Drten, wo die Militair- 
Derpflegung entweder durch direfte Verabreichung. oder 
durch Einlieferung in die Magazine verdungen wird, 
auch die Fourage⸗-Verabreichung an die durchm ar⸗ 
ſchirenden Truppen auf gleiche Weiſe bewirken zu 
laſſen, 
dahin geäußert, daß jenem Wunſche, in ſoweit nicht we⸗ 
ſentliche Hinderniſſe entgegen ſtaͤnden, auch ferner, wie dies 
ſchon bisher in der Regel geſchehen, gewillfahrt werden 
würde, und die Intendantur des 2ten Armee. Corps in 
Stettin dieferhalb von Seiten des Königl. Militair⸗Oeko⸗ 
nomies Departementd mit Inſtruktion verfehen worden fel. 
Für. die zum Bereiche der Intendantur des 3ten Armee⸗ 
Corps gehörenden Garniſon⸗Orte des dortigen Negierungds 
Bezirks ſei aber die FouragesDVerabreichung am’ die durch⸗ 
märfchirenden Truppen fchon überall mit yerdungen worden. 
Auch hat fih das Könige. Kriegs» Minifterium ruͤck⸗ 
fichtlich der Verabreichung der Fourage an die in folchen 
Drten flationirten Gendarmen bereit erflärt,_ wenn die 
Könige. Regierung Sich dieſerhalb mir den Intendanturen 
einigte, diefen Punkt ebenfalls zu berückfichtigen, wo es 
ohne erhebliche Schwierigkeiten ſich ausführen laffen würde. 
Der Königl. Regierung mird folches zu Jhrer Nach⸗ 


hierdurch eröffnen, und Ihr überlaffen, Sich * 
| i 
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mehr wegen bed letzteren Sampanıı ug an die 

Intendanturen zu wenden. 

| . Berlin, den: 5. Jannar 1827. : 
No erum des ig 


\ 


Köhler. 


— 


| —— 
Pubilkandum d der — Regierung in erfand die 
Hercluns von a für —A Militairs 
betreffend. — 


"Das König, — Miniſterium hat Befltmme, daß 
dienſtunfaͤhige Militairs, welche nicht zu Fuß in die Hei⸗ 
math zuruͤckkehren koͤnnen und keine Mittel beſitzen, ſich 
ſelbſt fortzuſchaffen, gleichviel, ob ſie verſorgungsberechtigt 
ſind oder nicht, umd ob ſie ſchon laͤngere Zeit gedient ha⸗ 
ben oder unbrauchbare Rekruten ſind, durch Vorſpann 
weiter befoͤrdert, und die desfallſigen Koſten aus Militair⸗ | 
Fonds: getragen: werden. follen.:; 

Sämmtliche Drtd+ Behörden ustfereß dietierunge Be⸗ 
zirkß werden daher hiermit angewieſen, dergleichen Milis 
tatt > Perfonen die. nothwendigen Vorſpannmittel unweiger⸗ 
Sich ;zu gewähren, und die Liquidationen darüber nach den 
beſtimmungsmaͤßigen Sägen für Militairfſuhren bei dem 
Landrath des Kreiſes einzugeben, welcher diefelben, gehörig 
belegt, bei der Königl. Intendantur ded IV. Armee⸗Corps 
zur Vergütung des Betrags einzureichen - hat. 

:Merfeburg, den. 20. März 1827. 
Rönigl Preuß. Regierung. — des Ian. | 


A. 
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Reſcript der Koͤnigl. Minifterien, des Innern und Det 
auswärtigen Angelegenheiten, an die. Koͤnigl. Regierung 
zu N. N., das Strafverfahren, gegen: beurlaubre und 
auggetretene Landwehr: Mannfchaften betreffend, 





Eger 


Beſtimmung des Gefeßes vom 15. September 1818 No. 


rY 


1... Bei beurfaudten Landwehr: Mannfchaften kann auch, 
da ihnen nach der vorhin allegirten Beſtimmung des Edikts 
om 15. September 1818 die -Answanderungs SEonfenfe, 
ſobald fie folche bei den Regierungen nachſuchen, wegen 
ihres Militair-Verhaͤltniſſes nicht vorzuenthalten 
find, von einer Deſertion keine Rede fein. 2: 
oh Die ohne Etlaubniß der Megierungen ausgetretenen 
Landwehr⸗Mannſchaften Eönnen daher: nicht als entwichene 
Militairs, ſondern nur als ausgetretene Unterthauen 
behandelt werden. Nun. 

Dem N. N. faͤllt alſo bloß zur Laſt, daß er ohne 
Abmeldung bei dem Landwehr⸗Bezirks⸗Feldwebel und ohne 
Conſens der Koͤnigl. Regierung ausgewandert iſt. 2u 

Denn nach dem die Auswanderung erfolgt, hat auch 
die Dispoſition der Militair⸗Vehoͤrde über ihn aufgehört, 
und es wird daher aus dem Umſtande, daß er ſich auf 
die ſpaͤterhin an ihn ergangene militairiſche Aufforderung, 
an der Uebung Theil zu nehmen, nicht geſtellt hat, kein 
Grund zur Feſtſetzung einer militairiſchen Strafe hergelei⸗ 
tet werden koͤnnen. 

Die unterlaſſene Abmeldung bei dem Bezirks-Feldwe⸗ 
bel gehört aber geſetzlich eben ſo wenig, als Die ohne Con⸗ 
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fens erfolgte Auswanderung, zur Kompetenz der Militair⸗ 
Behörde, fondern berührt das alleinige Meffort der Civils 
Behörde. er 

Uebrigens finder fich, da die Königl. Regierung den 
Auswanderungs Conſens bereits ausgefertigt, und dem 
Landrathe zur Aushaͤndigung an den N; N. zugefertigt 
hat, nichts dabei zu erinnern, daß fü ie die weitere Einfihrei= - 
tung in der Sache noch, bis zum Ausgange der beider Militairs 
Behoͤrde fchwebenden Dies fälligen Anierſuchuns ausſetzt. 

Berlin, den By März #827. 3 
Minifterium des Innern⸗ Dinifehtum "er [RR FRE iA 
Köhler. — Angelegenheiten. 
| = v. Schönberg. 





unten rd BR ilgei un 
ei‘ aus bem aka 94 PAR Miſteriumo des 
Innern, an die‘ Könige‘ Regierung zu Mötfeburg, daß 
auch gegen vermögenslofe-Ausgetretene der. ne 

em Peer — ſei. — 


* A er ? 4 ' 
it 7 t Rs enAgt von ‚Pf 10% — 


un Det Rönigt. Negierung wird auf Ihre ya ik. 
Serie vom‘ 17.0. M., 
"ry 2% — | 
u wegen “der gegen — — Mili⸗ 
"thirpflichtige anzuſtellenden Konfizfationds Klage, 
Hiermit zu vernehmen gegeben, und zwar: "> 
dd 1) xc. ıc. ade 
ad 2) Muß auch gegen vermoͤgensloſe Ausgetretene der Konz 
fiskations⸗Prozeß angefitengt werden, weil fünft die Be⸗ 
weisfuͤhrung, daß der Yusgetretene, um fich dem Militair⸗ 
Dienſte zu entziehen, fich. entfernt habe, erſchivett werden 
| wuͤrde⸗ auch die Verjaͤhrung eintreten koͤnnte. 
— Berlin, den 7: März 1827. | 
 Minifterium des Innern, rie Abthelung, u 
" Koͤhlet * 
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Zweiter Abfhnitt 
Auswärtige 


Sriengehuns 


Großherzoglich Medtenburg, e Strelisfche Verordnung, 
‚bie ——— einer Erſparniß⸗Anſtalt, in. ber Re; ; 
oa Neuſtrelitz vergen. —— 


li — | ARer To 
1 


RR, Geo rg, von — — Sehhereg von Meck⸗ 
lenburg, Fuͤrſt zu Wenden, Schwerin und - Nageburg, auch 
Graf zu Schwerin, der Lande Roſtock und Stargard Herr. 

Urkunden und bekennen Hiermit für Uns und. Unſte | 
Nachfolger ‚an der Regierung; daß Wir, auf den allerunter⸗ 
thänigften Vortrag des Wohlgelahrten, Unſers Cammer⸗ Auditors, 
und lieben getreuen Frledrich Wilhelm Bocclus hleſelbſt de 
von demfelben in Vorſchlag gebrachte Errichtung einer Erfpars 
nißs Anftalt, Än Unſrer biefigen ‚Refidenzftadt, ſowohl fuͤt die 
Einwohner derſelben, als auch fuͤr alle Bewohner Unſers hiefi 
sen Herzogthums, wegen des, fuͤr Unſre Unterthanen daraus 
zu erwartenden Nutzens, genehmigt, und die, zur Befeſtigung 
und Erhaltung dieſer Anſtalt abgefaßte Grund + Einrichtung, 
wie ſelblge in Zwoͤlf Paragraphen entworfen, und (sub lit.a) 
abſchriftlich hleneben angefügt, nachdem davon eine beglaubte 
Abſchrift zu den Akten Unſrer Landes⸗Reglerung zuruͤckbehalten 
worden, Landesherrlich approbirt und beſtaͤtigt haben. Thun 
auch ſolches aus landesherrlicher — und Gewalt, Kraft 
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diefes, wiſſentlich, und wohlbedaͤchtlich, und zwar dergeſtale, daß 
die beſagte Erſparniß⸗ Anſtalt hieſelbſt, bel: ſolcher, derſelben 
vorgeſchriebenen Grund: Einrichtung wider alle Eingriffe und 
Störungen. bis. an Uns ‚in Wer uſgs waltigß geſchutt, an 
gehandhabt werden ſoll. LESER 

nor Gebieten und befehlen demnad allen ‚Worfiehern der. gu 
dachten, hieſigen Erſparniß⸗Anſtalt, ſowohl den jesigen, ‚als 
Fünftigen, hiermit gnädigft und ernftlich ‚ auf die genaue: und 
unwverbruͤchliche Beobachtung - der Grunds Einrichtungen dieſer, 
von. Uns genehmigten und beſtaͤtigten Anſtalt forgfältig.. zu 
ſehen, und darüber: feft zu. halten. Im Uebrigen jedoch Ans, 
und. vorbemeldeten „Unfern : Nachfolgern - an Unſerer Landes fuͤrſt⸗ 
Uchen „Hoheit. und Obrigkeit, auch allen ‚andern Uns zuſtehen⸗ 
deu hohen Gerechtſamen ganz unabbruͤchig/ fo: wie ſonſt einem 
Jeden an ſeinem erweislichen Rechte allewege unbeſchadet. r 

Urkundlic unter Unſerer hoͤchſteigenhaͤndigen unterſchrift — 
und — — Großherzoglichen Inſiegel. * 

. Datum Nenuſtrelitz, den 5. Mai 1927. 

" LS.) — Ge«org, G.H. v. M. 
| ‚» Oertzen. 
a, | = . 
Grund, Einrihtung . 
PR der Erfparniß» Anftalt zu Neuftrelig, 

Um wenig Begüterten,: welche feine großen Geld-Summen 
‚auf Zinſen ausleihen fönnen, und in Geldgeſchaͤften unerfahren 
find, eine Gelegenheit zu verſchaffen, ihre geringen Erfparniffe 
ſicher und zinstragend unterzubringen, haben ſich mehrere Eins 
wohner der Reſidenzſtadt Neuftrelis zur Errichtung und Ders 
walnng. einer ErfparnißsAnftalt vereiniget,; deren Benutzung 
den gemannten Perſonen im hieſigen Lande. unter folgenden 
z.... frei ſteht. 
| Niue 2 

Vom 6. Juni 1827 an, als an — Tage die Eroͤff⸗ | 
nung der. Eriparnißs Anftalt gefchieht, werden in die Kaffe dies. 
fer. Anftalt Summen in baarem Gelde von 1Rthl. bis 10 Rthl. 
in Pr. Courant angenommen, jedod darf Niemand im Laufe 
eines Jahres über 100 Reichsthaler Pr. Cour. einfließen, 


E — 


3 Dar, At --' u. ayarl ar GHn vi =) ii naine ‚231915 


| le Erfpätniß sr Anftalt' verzlnſet · Heft" eingepapften: ¶ Sum⸗ 
men, ſo weit fie’ mie" Thalern aufgehen, mit AERSpROFERE, ’alfor 
« jeden: Thaler ii Singen aufs igahr For) werden die 
Zinſen, wenn die Einzahlung nicht in der g Tagen der tanse 
‚Ablichen Tertnite"Artorti ud“ Trinttatte),) geſchehen eiſt von 
dein Ternilne "a Oirespet,, ——— Einſahlung ur 
aaa folgt. 4 un. dnlen d £ ER HATTE BEN LIEF TIT N 
Die Zluſen werden (bog; of —88 micht aus⸗ 
gezahlt, ſondern in den halbjaͤhrigen Terminen zum Kapltalge⸗ 
ſchlagen, fo daß fortwaͤhrend von den Zinſen (jedoch ebenfale 
nur in fo weile, als der ganze Betrag: des Guthabens, nach 
Hinjurechnung der Zinſen, mie >Thätern'hufgeht,) wleder "Zins 
fen’ bereewet und — dam — — 
werden. "nt F uns 3087, 
* nl mac . 7 A RT Rt 
Que —8 der — rs soie zu Zu⸗ 
ruͤckzahlung find ein Deputirter des Vereins, und vers Kaſſtrer 
in dem -Lokäle“ der Auſtalt jeden Sonntag, und jeden Mitt 
woch (mit Ausuahme der, zur Rechnungs-Ablage beſtimmten 
14 Tage nah Antoni) von 12 bis ı Uhr Mittags gegenwärtig. 
Sie ertbeilen den Einſchleßenden ein Einlages Bud), bes 
merfen darin mit Zahlen und Buchſtaben die Nummer, unter 
welcher die Einlage in das Buch der Anftalt eingetragen iſt, 
imgleichen den: Namen und Wohnort: des Einlegers, ſo wie das 
Datum der Ausgabe des Einlage⸗Buches, und verſehn daſſelbe 
wilt ihrer Namens» Interfcheift und dem Siegel der Anſtalt. 
Alle Einlagen, fo wie die theilweiſen Zuruͤckzahlungen, 
werden in dies Buch mit Zahlen und Buchſtaben eingetragen, 
und die Richtigkelt des Eingetragenen wird durch bie. —— 
ſchrift des Deputisten und des. Kaſſirers dergerhan.nn ia 


4 

Mer fein ganzes Guthaben, zuruͤck erhalten wid muß fol 
ches ein halbes Jahr vorher im Antoni oder Teinitatiss Ters 
mine fündigen, diefe Kündigung: in dem. Einlage » Buche, von 
dem Deputirten. und dem Kaffirer anmerken: laſſen, und beim 


Empfang des. Geldes, unter Ruͤckgabe des Einlage-Buches, in 


demfelben zugleich über richtig erhaltene Zahlung quittiren. Au— 
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hßetdem iſt es jedoch einem jeden Einleger auch erlaubt, in jes 
dern halben Jahre einmal eine Summe bie zu 4 (vier) Reiches 
thalern Pr. ‚Eott;, hie voraufgegangene Kündigung, von ſei⸗ 
nem Guthaben zuruͤckzunehmen, wogegen⸗ er, wenn nicht die 
Zuruͤcknahme waͤhrend eines der hedachten Termine ſelbſt ge— 
ſchleht, die Zinſen des’ laufenden halben Jahres für bie ‚surüd: | 
efaltene "Summe verliert! | 

Das Hecht der halbjaͤhrigen Kuͤndlgung ſteht übrlgens 
= Erſparntß Atftlt ebenfalls gegen die En zu. 

$. 5. 

Bei allen dieſen Zahlungen — —— welcher das 
Einlage» Buch) bringt, ohne alle Ufiterfuchung für dem rechtmaͤ⸗ 
ßlgen Jnhaber deſſelben ®gendytet. " Bei abſchlaglichen Zahlangen 

am" ven Votjeigtt des Einlage Buchs wird in letzterem aus⸗ 
oinclich be ,wver die Zahlunig eripfängen, ſo wie auch die“ 
Zirächapfung Pure Fanzen Guthabene nur gegen die Quittung 
des wirklichen Empfängers, unter Rückgabe‘ des Einfage Buches 
geleiſtet wir d. bLEs wird daher din‘ Jeder gewarnt, fein Elunlage⸗ 
Buch ſicher aufzubewahren, und nicht in unrechte Haͤnde kom⸗, 
men zu laſſen, damit das Geld nicht von einem ——— 
gen Def per di Buches erhoben werden konne. 

6. 6 

Wer ſich jedoch dagegen ſichern oil, daß die, von ihm 
Pe Gelder nit von einem Andern erhoben merden, 
tönen, muß dies dem Deputirten des Vereins und dem Kaffis 
rer Anzeigen, welche alsdann In das Buch der Anftalt und das 
Einlage Buch die Verſtcherung eintragen, daß die, von dem 
Eittteger 'eingefchöffenen Gelder nur allein ihm, oder det fons 
figen, ‚gehörig‘ fegititntrten, rechtmäßigen Inhaber des "Einlage 
Buches gezahlt werden ſollen. Wie es ſich verſteht, daß eln 
ſolcher Einleger ebenfalls nur gegen ſeine Quittung und Zu— 
ruckgabe des Einlage⸗Buches ſein ganzes Guthaben güirtick er⸗ 
halten kann, fo muͤſſen auch nad) feinem Tode feine Erben ei⸗ 
nen vollſtaͤndigen Nachweis auf ihre Koſten fuͤhren, daß ſie zum 
Eripfang der Erfparniffe berechtigt ao.” ' 

F. H .. 
> Die eindelegten Gelder nern zu Räpkalien gefammelt, 
und nah ” Beftimmung des Verglüs:gegen hypothekarlſche 
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Sicherheit. wieder ausgeliehen, Die, darüber, erhaltenen Ver⸗ 
fchreibungen, ‘fo. wie die baar vorräthigen Gelder. werden in eis- 
nen, mit verſchiedenen Schloſſern verſehenen Depoſten — 
verwahrlich nledergelegt. Be a ne 


wu Ai⸗ Kaſſirer wird ein,. Ar; dem, Hegnuagswefen vertsans, 
ter Mann, gegen billige Remuneration angeftellt,. welcher. eine 
Inſtruktion vom Vereine erhalten, und foͤrmlich pereidet wer⸗ 
den wird, Diefer Kaſſi rer hat fämmtliche: ‚Berechnungen und - 
Bücher zu führen, . der. Verein bei — ra ndehiz 
Ki ae, RE ns n 


Am Sqluſſe elnes jeden Monats. zopiditen 2 Deputirte, 
aus dem Wereine die, Kaſſe und die. gefahrten ‚Rechnungen; 
alljaͤhrlich gleich nach Autonil aber ſchließen 4 Deputirte, nach 
vorgaͤngiger Reviſion die Rechnung. Die Reſultate dieſes Ab⸗ 
ſchluſſes werden ‚von, ihnen in der allgemeinen, Verſammlung 
vorgelegt, und demnächft An. ſo weit ſie da, ¶geuet — duch, 
den Druck bekannt, gemadt,. — je u 

% : . 

Die Mitglieder. des. —8 verfammeln m alhahrlich, 
oder öfter, an einem, von ihnen zu beftimmenden Tage, um 
über fämmtliche Angelegenheiten der Erfparnißs» Anftalt zu bes 
rathen, und mad der Mehrheit der Stimmen Beſchluͤſſe zu 
faſſen, welche zugleich fuͤr die Nichterſchlenenen verbindlich ſind. 
In diefer Verſammlung werden auch die Deputirten zur Ent⸗ 
gegennahme der Einſchuͤſſe ꝛc. und die zur monatlichen und 
jaͤhrlichen Rechnungs ; Reviſion gewählt. Während der Ver⸗ 
fammlung ‚führt ein dazu .erwähltes Mitglied. des. Vereins dem. 
Vorſitz, und ein anderes das Amt bes Sekretairs. 

3, 
en Die Koften der Anſtalt werden, — Se. Koͤnigl. 
Hoheit, der Allerdurchlauchtigſte Großherzog, das Lokal dazu 
unentgeltlich elnraͤumen zu laſſen, allergnaͤdigſt geruht haben, 
annoch in der Beſoldung des Kaſſirers, Heitzung des Zimmers, 
Anſchaffung der Einlages und Rechnungsbuͤcher, Schreibmate⸗ 
rialien und ſonſtiger Utenſillen beſtehen. Zur Deckung diefer 
Koſten werden die Ueberſchuͤſſe an Zinſen, welche die Anſtalt 
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duch — der Gelder gewinnt, und die bereits zuge⸗ 
ſicherten, und ferner zu erwartenden milden Beitraͤge verwandt, 
die Ueberſchuͤſſe hievon aber zum Fonds der Anſtalt berechnet 
werden, 

| | ° 11, ’ t | r ’ r in 
Die Mitglieder des Vereines übernehmen übrigens die , 
vorbemerkten Gefchäfte, und die Vorſorge für diefe Anftalt bloß 
aus menfchenfreundlicher Abficht, ohne dadurch eine weitere Ver—⸗ 
. antwortlichkeit auf fih zu laden, wogegen die Kapitalien der 
Erfparnißs Anftalt und der Fonds des Inſtituts den Glaͤubl⸗ 
gern der Anftalt Sicherheit gewähren. 


Bi 7 
Sroßberzoglih Medtenbung Strelthſche ——— 
wegen der bei Gebiets-Abtretungen zum Bau von 
— und zur Einrichtung von Waſſerverbindun⸗ 
gen eintretenden ——————— 





Wir Georg, von Gottes Gnaben Großherzog von. Mes | 
lenburg, Fürft :zu Wenden, Schwerin und Nageburg, auch Graf 
F Een der Lande Roſtock und Stargard Herr 10,0. 

‚Geben hiermit zu vernehmen: daß Wir Uns nad vers: 
nommenem rathfamen Bedenken des Engern Ausſchuſſes Un⸗ 
ſrer getreuen Staͤnde, bewogen gefunden haben, ruͤckſichtlich 
der, bei Gebiets⸗Abtretungen zum Bau von Kunſtſtraßen, und 
zur Einrichtung. von Waſſerverbindungen in Unſerm hieſigen 
Herzogthume eintretenden Entſchaͤdigungs⸗Grundſaͤtze, ken: 
feftzufegen und zu verordnnen, wie folgts 

S: I NR 

Mo die Abtretung von —— , und: von Ger 
rechtfamen zum Bau der Kunftftraße, oder zur Einrichtung der 
Mafferverbindung, von der, biefes Werk leitenden Behörde für 
nothwendig erkannt mird, iſt zuvoͤrderſt die: gütliche Vereinba⸗ 
rung mit den betheiligten Grundbefigern zur freitilligen. Abs. 
tretung des erforderlichen Terrains ernftlich zu verfuchen. Die. 
gätlihe Vereinbarung und Abtretung bleibt ‚überhaupt: die 


/ 


oda 


- 


Kegel, und nur Ausnahmwelſe iſt! eine tk von Srünb, 
eigenthum durch 3wang I erwirken. Br ae 
2. 
| Diefe zwangsmaͤßige und unfvelillige Abtretung von 
Grundeigenthum kann, als Ausnahme von der Regel, nur ge⸗ 
gen eine gehoͤrige ntſchaͤdigung des Srundeigenthümers: in den, 
Fällen Statt finden, wenn die anzulegende Kunſtſtraße der als 
ten Landſtraße, oder der neue Waſſerweg mit ‚feinem deinpfade | 
dem, bisherigen Abfluſſe im Allgemeinen lolgt/ oder wenn eine 
Abkuͤrzung der neuen Anlage dadurch au ſtrei hen ſteht, und 
die Zweckmaͤßigkeit es erfordert, Sir‘ dasjenige Terrain, wel⸗ 
ches an der Normalbreite der Landftraße von zwei Ruthen, 
mit Einfluß der Selten, Gräben etwa fehlen möchte, wird 
aber eine Entſchaͤdigung zugeſtanden. 
ESo „wie die Grundelgenthümer, ſit tod" aud die pagter, 
 Eißpächter und fonftige Inhaber der Mahlen, quovis tritulo 
zur Abtretung des erforderlichen Terralns und Waſſers füri'eh- 
nen Kanal, oder eine Schlöufe ıc.! gegen Bezahlung des relas 
tlven Werthes verbunden. 
Die: Beſtimmung der Plate, 100. die, Wohnungen ber 
Eintiehmer, Anffeher und: Wärter für die Kunſtſtraße, oder ben: 
MWafferweg: zu erbauen ſind, fo: wie die Ablager fün<die Mas 
tetiallen und die wegzufchaffenden Gegeuftände- anzulegen,. bleibt 
den Grundelgenthuͤmern — jedech⸗ ka mn in tge⸗ 
tg Nähe Be 29 *9 
= END ROERETESEGNIER 
gie eatſhibigung kann gegeben werden: 7. Su 
5 durch Compenſation/ wo der alte Weg, oder das Matten. 
bett ganz verlaffen ;. und‘ deſſen Cultlviruug dem’ Gruud⸗ 
beſitzer geſtattet wird. 
— durch baare Vergütung aus ‚ber Sf = don Bau — 
— rn a Pr | u. 
} — 4, rest ne 
Es ſoll die niemals die Eutfehäbiätittg auf’ bie : — oder 
die andre Weiſe durch“ gerlichtliches Erkenniniß erfolgen, ſondern 
bel deren Ausmittelung folgendes gleichmäßige, a * — 
ausſchließende Verfahren Statt haben. 


IE 


* 
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BERN Sie, — Bock — oder gif 
abgeſteckt iſt, Tag AMemal unter. ‚guplehüng. des ‚bethelligten 
Srundeigenthätmers "gefchehen muß, Aird, auch eine genaug, Diary 
zeichnung derfelben. aufgenommen ,. welche zugleich elne genaue ' 
Angabe der Flächen nach Quadrat⸗ Ruthen und Quadrat⸗Fußen 
enthalten: muß,’ die‘ von den Anwohnenden zu allem; für die 
ganze Anlage Erforderfichen abzutreten find, und was zum Ey 
. Ja‘ dafür von dem bisherigen- Terrain wieder eingeräumt wer⸗ 

den kann, hiervon werden "den me⸗reſſt renden Stuncheſicuen 
pagiche Ertrat⸗ ——— 6; 

ir ey Bi mr ni: 

wWer⸗ ns dle Mittheilung Fer — —*8 sb 
— oder zwangsmaͤßigen Abtretung von feinem Eigen⸗ 
thume aufgefordert wird / hat das Recht, die Entſchaͤdigung 
dafür binnen Sehe Wochen nach der Bekanntmachung * 
— den OR — — * retlamtren. PARTIEN 
sind 65: er rin non 

‚Bird rs Don: —*— —— bes - 2. Aus⸗ 
— eine: ‚Gebiets Abtretung als Zwangspflicht noth⸗ 
wendig, fo beſtellt, zum Behuf des Taratlons⸗ Verfahrens, -die 
leitende Behörde einen Taranten, wogegen der Bethelligte ſelbſt 
den, zweiten ſtellt. Diefen wird, in belderſeitigem Uebereinkom⸗ 
‚men, ein dritter ‚als Obmann — Steht ein ſolches 
Uebereinkommen nicht zu erreichen, ſo are * ns 
den ‚Hemenn, welcher nie ale darf, Teiln 


er 


+ 23 Zr LHBre de 
Die Taxanten haben ihre — niet nur: — den 
se ‚.fondern auch, anf den relatwen Werth zu richten, 
und dabei zu beruͤckſichtigen, ob und in wie weit durch die 
neue Anlage die bisherigen Verhaͤltniſſe der Grundſtuͤcke we⸗ 
ſentlich verändert worden, und dem zu Eniſchadigenben Nac 
thelle daraus erwachſen. . Be Berechnung, des Peg 
auf“ die Laften des Grundelgenthums und dle Affentlichen Kor | 
"gaben Nücficht zu Hehmen, und der "Ertrag, mit Tier Dies 
jene u apltal zu rechnen, und ee zu vergäten, Ein 
Set tim affectionis’ iſt aber nicht mit im, "Anfchlag, zu Ba Ai 
ird Ha &vereinbußter Beränpdfüng. der ———— dee 
argaagu: * 2 un LIT. 


dass 


% 
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oder. Wafferlaufes duch. Zuroͤckgabe eines elle bes alten 
Grundes die Entſchaͤbigung gegeben, ſo find bei der Abſchaͤtzuug 
zuglelch die Koſten der Urbarmachung und des einſtwelllgen 


Minder⸗Ertrags zu beruͤckſichtigen. 


8. 9. | 

Wenn die leitende Behsede, des — oder der rund 
eigenthümer mit dem Ausſpruche der Taxanten unzufrieden. if, 
fo fteht es Beiden frei, binnen Bier Wochen, nachdem folder 
erfolgt ift, auf eine anderweitige Tare anzutragen. Diefe wird 
auf diefelbe Weiſe, mie das erftemal veranſtaltet. Faͤllt diefe 
Tare rein. beftätigend aus, oder. iſt fie dem Nachſuchenden 
noch) unguͤnſtiger, als bie erfte, ſo hat es bei dem zuerft Taxir⸗ 
ten für immer fein Bewenden. Glebtz ſie aber ein Reſultat, 
welches dem Theile ‚ welcher. die zweite Tare nachſuchte, günftk 
ger ift, als die erfte, fo Fann. von der andern Seite, gleichfalls 


auf nochmalige Reviſion der Taren durch neue Taxanten bins 


nen gleicher vlerwoͤchentlicher Friſt angetragen werdin. Melde 
von beiden Zaren. dann von den wenidirenden Taxanten für die 

angemeſſenſte gehalten wird, ſolche iſt als Norm — 
und snihieh: die Entſcadioung — 


16, 


—* BERN 
Qu Koran närfen nur — 9 der Ente fi 


— kundige Männer genommen werden. Wohnt eln 


Taxant weiter als vier Meilen von dem’ Orte, wo die Taya⸗ 


tion Statt findet, ſo traͤgt die — Reifekoften derjenige, 
— ihn erwaͤhlt hat. 

Zu?: dem Geſchaͤfte werden ſie vordäiigig; oder wenn fe 
are * gehraucht werben, ein für allemal beeldige. 


9 mM — 
F Nach Vollendung ihres Geſchaͤfts ‚geben die Toranten/ 
wenn. fie einig. geworden find, -oder der Obmann einer Mel 
nung ganz beigetreten iſt, zuſammen, fonft aber ihre verſchlede⸗ 
nen Auſchtaͤge einzeln, zum Sefhäfts , Protokolle 96, und wird 
Varaus ſodann der Durchſchuitt gezogen, und als Reſultat N 
SrundelgentHümer bekannt gemacht. Zur. Erlangung, eines, fol 
chen NDurcſchultts iſt es aber. nöthlg daß, die. "Tar anten 
veranfhlageen Erkläg, ohne Hinzufügung weiterer —* 
un 


| 


-f 


. GEN ‚285 
und Worbehälte, rein in Zahlen und Geldwerth äusfprechen, 
und iſt Hierauf beſonders zu halten. - 


; : 4 $. I2, — 

Die Taxanten erhalten zur Entſchaͤdlgung fuͤr ihre Maͤh— 
waltung taͤglich zwei Rthlr. Gold, wofuͤr fie ſich ſelbſt be⸗ 
koͤtlgen muͤſſen. Muͤſſen fie aber die Naht. von ihrem Wohn⸗ 
orte abweſend ſein, ſo erhalten ſie dafuͤr, unter gleicher Ver⸗ 
pihtung der Bekoͤſtigung und Sorge für ihr Logis, noch 
wei Rthlr. Gold. Der Grumdelgenthämer, welcher einen 
Taxanten vorfchlägt, forget felbit für deffen Transport zum Orte 
des Geſchaͤftss. Die Wegebaus Behörde wird für die vorge 
ſchlagenen Taranten und die Obmänner Meilengeld beftimmen, 
woſdr dieſe felbft die Sorge ihres. Fortkommens übernehmen - 
möfen. Ale Gebühren der beiderfeitigen Tapanten übers 
trägt die Bau⸗Kaſſe der . Kunftfiraße und bes Waſſerwegs, 
‚und werden. ſolche nur einmal bezahle, wenn auch mehrere 
Taxen von den Taranten - an demfelben Tage ausgerichtet 
werden, u 


Gebtetern und befehlen demnach ſaͤmmtlichen Behörden 
und Unterthanen im Unſern biefigen Lauden, fich fortan nad, 
dieſer Unſrer Verordnung, welche Wir durch die Landes» Ins 
teligen Blätter zur oͤffentlichen Kunde zu. bringen befohlen 
haben, in allen ihren Punkten allerunterthänigft zu eichten 
und zu achten. Ä | | 

An dem gefchlehet Unſer gnädigfter Wille und Meinung, 


Urkundlich unter Unfrer eigenhändigen Unterſchrift und beige: 
deucktem Großherzoglichen Infiegel.” 


Datum Neuſtrelltz, den 22. Mai 127. | e — 
(LS) Georg, G. H. v. M. 


v. Oertzzen. 





— 


Annalen. Gert. isz. | T 
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F 
—— Mecklenburg⸗ Schwerinſche Deinen: 


die Aufnahme von Anleihen zur Erleichterung des 
Wollmarkt⸗ Verkehrs betreffend. 





Wir Friedrich Franz, von Gottes Gnaden Sicheres 
von Mecklenburg, Fürft zu Wenden, Schwerin und Rage 
burg , auch Graf zu Schwerin, der Lande Roſtock 
und Stargard Herr ꝛc. 


Geben Hiemit Hffentlich zu verneßmen, daß Wir Uns zur 
beffern Erreihung des Hauptzwecks der Wollmärkte in den 
Städten Unferer Lande, den Verkäufern nemlich einen leichteren 
und vortheilhafteren Abfas der Wolle zu verihaffen, und zus 
gleich ihnen. Gelegenheit zu geben, auf ihre zu lagernde Wolle, 
als Unterpfand, zinsbare Anleihen gegen genägende Sicherheit 
der Anleiher zu erhalten, auf’ geziemenden Antrag Unſrer ges 
treuen Stände Uns bewogen — haben, — lan⸗ 
desherrlich zu verordnen: 


J 

Demjenigen, von dem eine Anleihe auf ſolche Wolle ges 
‚ macht wird, welche in den mit Wollmarkts, Privilegien verfes 
henen Städten Unſrer Lande unter Auffiht der Magiftrate 
gelagert ift, foll an der ihm verpfändeten Wolle ein abfolutes 
Vorzugsrect dergeftalt ertheilet fein, daß er aus dem Erlös 
derfelben, vor allen übrigen Gläubigern des Eigenthümers der 
Wolle, feine Befriedigung an Kapital: und Zinfen, fo wie ets 
wanigen Koften, verlangen. darf. 

Dies Vorzugsrecht findet aber nur dann ftatt, wenn bei 
der Anleihe und Verpfändung fo verfahren ift, wie die folgen, 
den Paragraphen vorjihreiben. 


6 2 | 

Sobald auf die, In den gedachten Städten unter Aufficht 
der Magiftrate gelagerte, Wolle eine Anleihe contrahirt ift, bat 
der Pfandgeber folches dem Magiftrate oder der won demfelben 
dazu ernannten Behörde, unter Rückgabe des Aber die Abliefes 
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tung der gelagerten Wolle erhaltenen Scheing,. anzuzeigen, den 
Auleiher und Pfandnehmer namhaft zu machen, imgleihen 
die Quantität der verpfändeten Wolle, die Größe der darauf 
anzuleihenden Summe, die Münzfotte, den Zinſenfuß und die 
Zeit der Ruͤckzahlung anzugeben. 


Die magiſtratiſche Behoͤrde regiſtrirt ſolches in Eacie ber 
fonders dazu eingerichteten Buche, morin jeder Pfandgeber 
fein Foltum erhält, und fiellt einen Schein aus, worin . 
Obige genau anzuführen iſt. | 

Diefer Schein: wird dem Pfandgeber eingehändigt, der 
bei Auszahlung der angeliehenen Summe den baaren Empfang 
derfelben unter dem Scheine noch befonders, mit Hlnzufügung 
des Datum, fchriftlih eigenhändig anerkennen muß. , 


Nur ein Schein, unter welhem von dem Pfandgeber 
die geid;ehene Auszahlung der angeliehenen Summe anerfannt 
ift, giebt dem darin benannten Anleiher und Pfandnehmer, ein 
Recht aus felbigem; es find alsdann aber auch die Einreden 
des nicht gezahlten Geldes und im Falle einer gejchehenen 
Ceffion die des Anaftafianifchen Geſetzes dagegen durchaus un⸗ 
zulaͤßig. | — 

| Ä §. 3. | 

Verpfaͤndet jemand nur einen Theil-der gelagerten Wolle, 
fo iſt folcher, ‚vor der Regiſtrirung im Buche und der Ertheis 
lung des Verpfändungs» Scheins, in dem Lager zu fepariren, 
und wird diefe verpfändete, getrennt aufzuberwahrende Wolle 
auf dem ausgeftellten und zurückgegebenen AblieferungssScheine 
abgejchrieben, und dem Pfandgeber derfelbe fo verändert wie⸗ 
der zugeftellt, Bei Verpfaͤndung ſaͤmmtlicher gelagerten Wolle 
wird der -Ablieferungss Schein aber zuruͤckbehalten. 


5. 4 . 
Mehrere Anleihen dürfen auf eine und diefelbe Quantlitaͤt 
Holle nicht contrahirt werden, und nicht mehrere Verpfänduns 
gen derjelben gefihehen; jedoch ift nicht ausgefchloffen, daß ein 
und berfelbe Anleiher und Pfandnehmer auf die Ihm bereite 
virpfändete Wolle noc mehrere Anleihen machen Eönne, 
To 
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u 1. | 
Derjenige, auf deffen Namen der Ablleferungs Schein 
i ausgeſtellt worden, iſt dadurch, fo wie zum Verkaufe, fo auch 
zur. Verpfändung der Wolle berechtigt, 


Proteftationen dritter Perſonen hindern ſolches nich, 
fondern, werden biezu Inhlbliorlen der compeenten Gerlchts⸗ 
Behoͤrde erforderlich. 

§. 6. 


Iſt die Zeit der Ruͤckzahlung der gemachten Anleihe vers 
Reihen und. folhe nie erfolge, fo bat derjenige, auf den der 
Verpfäudungs-Schein lauter, oder deffen Ceffioner, diefen Schein 
bei dem Stadt, Magiftrate einzureichen, und auf den Verkauf 
der gelagerten, ihm verpfändeten, Wolle anzutragen. Der 
Magiftrat erläßt alsdann an den Eigenchümer der Wolle eine 
Aufforderung — für deren Inſinuatlion der Pfandnehmer zu 
forgen hat, — die rontrahirte Schuld, nebft erwanigen Zinfen 
und Koften, Binnen ſechs Wochen, unter dem ein für „allemal 
angedroheten Nachtheile des Verkaufs der Wolle, zu bezahlen 
und verfügt, fobald der Gläubiger durch Einreichung des In— 
finuations « Dokuments den Ablauf der Frift nachgewieſen dat, 
ohne Beruͤckſichtigung etwarttger Sjnteryentionen, den öffentlich 
meiftbietenden Verkauf der verpfändeten Wolle, nachdem der 
Verkaufs, Termin duch die Schwerinſchen Syntelligenzblätter, 
ein anderes Inländifhes and ein ausmwärtiges öffentliches Hlatt 
vier Wochen vorher befannt gemacht ift. 

Mit dem Evlös der verkauften Wolle werden fämmtlide 
entftandene Koften berichtigt, und wird das arıgeliehene Kapital 
nebſt erwanigen Zinfen, gegen Quittirung des Werpfändungs 
Scheins, an den Pfandnehmer oder deſſen Ceffionar bezahlt. 
Reicht die Aufkunft nicht zu, fo wird felbige, nach Vorabnahme 
der Koften, dem Pfandnehmer gegen Quittung unter dem auf 
in diefem Falle zurüczugebenden Verpfändungs s Scheine einge 
haͤndigt. Gemährt fie aber einen Ueberfhuß, fo witd diefer 
für den Elgenthuͤmer der Wolle fo lange in deposito, behals 
ten, bis derfelbe Ihn abfordert. —2* 


$. 7. x 
Hat der Eigenthuͤmer der Wolle gegen den Verkauf Ein 


| 089 
reden, fo muß er folche binnen der im vorhergehenden Paras 


gtaphen erwähnten ſechswoͤchigen Friſt, unter dem ein für alles 
mal hierdurch beitimmten Machtheile gänzlicher Praͤkluſion das 
mit, bei dem Stadt» Magiftsate vorbringen, vor welhen, uns 


berüuͤckſichtigt feines. fonftigen Gerichtsſtandes, die Erörterung 
derſelhen im Wege des Exekutlv⸗-Prozeſſes mit ı4tägigen Friſten 


* 


gefchieht, und rechtliche Eutſcheidung erfolgt. 


Rekonventionen find niemals zuzulaſſen, a fofort zu | 


verwerfen. 


Segen die Entſcheidungen der Magiftrate finden die ges 
ſetzlich angeordneten Rechtsmittel, jedoch ohne Suspenſiv Effekt, 


ſtatt, und kann, der Verkauf der Wolle fo wenig dur das 
Begehten eier Saution, es ſel fir das Separatum ober wegen 
des abgefchlagenen Suspenſiv⸗Effektes, als - — Sus 
terventlonen, gehindert werden. | 

Gerichtsferien find bei dem in diefem und den vorherges ° 
Henden "Paragraphen angeordneten Kofahren überall nicht zu ° 


berücfi ichugen. | 
§. ? | 
Made en Eigenthuͤmer der Wolle vor Befriedigung des 


Pfandnehmers oder defien Ceſſionars Coucurs, fo wird uͤbri⸗ 


gens gleichmäßig verfahren, nur daß alsdann die Aufforderung 
an den Curatorem bonorum zu erlaffen, und der etwanige 


> 


Ueberfchuß an denielben auszuzahlen ift. Das Concurs.Geriht 


"wird als folches niemals für das in den ss. 6. und 7. anges 


ordnete Verfahren competent. 


— Zn 

» Bezahlt der Eigenthämer der Wolle die gemachte Anleihe 
nebft etwanigen Zinfen und Koften dem Pfandnehmer oder 
deſſen Ceffionar, fo muß er fi den Verpfändungs Schein von 
demfelben quittirt einhändigen faffen, und folden bei dem bes 
treffenden. Stadt, Magiftrate elnreihen, twogegen er den ger 
wöhnlihen Adlieferungs » Schein erhält, und. dadurch wiederum 
zur Dispoſition der gelagerten Wolle gelangt. 


Befehlen demnach ſaͤmmtlichen Gerichts-Behoͤrden in Uns 
ſern Landen und ben Magiſtraten in Unſern Städten hierdurch 


200. | | 
gnädigft, ſich nad der obigen Verordnung ihrem ganzen Ins 
balte nach auf das genauefte zu achten, 

Urkundlid, haben Wir diefe Unſre Vereebun eigenhäns 
dig unterzeichnet, mit Unferm Großherzoglichen Inſiegel bedruß, 
fen lafien, und ſolchergeſtalt zur _ Öffentlichen Befanntwerdung 
den offiziellen Wochenblättern einzuruͤcken befohlen. Gegeben 
auf Unfrer Veſtung Schwerin, den 8. Junius 1827. 


Friedrich Franz. | 
(L.S.) A. ©. v. Brandenfein. 


x 


4. 
Fuͤrſtlich Waldeckiſche Verordnung über die religidſe Er; 
ziehung folcher ‚Rinder, deren Eltern fich zu vers 
fehiedenen Konfefjionen befennen. 

Seine Durchlaucht der. Fuͤrſt, Unſer gnädigfter Herr, has 
ben, in Erwägung, daß bei dem bisher beobachtenden Grund⸗ 
fage, wonach die Kinder folher Eltern, deren einer Theil ſich 
zu. der evangelifhen, der andere aber. zu der Fatholifhen Kirche 
bekennt, nicht ſaͤmmtlich in einem und demfelben Glaubensbes 
Fenneniffe erzogen werden, fondern vielmehr die, Söhne dem 
Glauben des Vaters und die Töchter dem der Mutter folgen 
föllen, nicht feiten Fälle eintreten, welche zu Irrungen Anlaß 
geben, und auf das Verhältniß der Kinder zu den Eltern und 
jener unterelnander ſchaͤdlich LEN Folgendes zu verordnen 


geruht: 
$. 1. 


Es ſollen von nun an die Kinder ſolcher Eltern, deren 
einer Shell ſich zu dem evangeliſchen, der andere aber zu dem 
katholiſchen Glauben bekennt, ſaͤmmtlich und ohne Ausnahme 
in der Religion, des Waters erzogen und unterrichtet werden, 
in fofern niche von den Eltern bei Eingehung der Ehe in den 
zu errichtenden Ehepaften ein anderes ausdruͤcklich feſtgeſetzt 
fein follte, oder die Eltern in Ermangelung einer foldyen ches 
beredungsmäßigen Verabredung Überhaupt nicht durch eine wech⸗ 


% 


® 


ſelſeltige Ueberelnkunft beide eine andere Beſtimmung In ges 

meinfhaftlihem Einverftändnig treffen, In welchen Falle es 
‚dann bei diefer von den Eltern freirsilig ‚eingegangenen. Be⸗ 
ftimmung verbleiben fol. - Jede Webereinkunfe diefer Art, werde 
‚fie mun vor s beis oder nach. Eingehung der Ehe, in der Eher 
‚betedung oder für fich befonders, unter den Eltern verabredet, _ 
fol inzwiſchen Immer. vor dem Ober; Juſtlzamt oder Stadt⸗ 
Magiftrat des Orts der ehelichen Niederlaffung der Paciscen⸗ 
ten zu Protokoll gegeben werden, damit in dleſer — 
keine Ungewißheit eintrete. 


$. 2. 

Ducch diefe gefegliche Vorſchrift fol. jedoch den Kindern, 
fobald dieſe die Jahre reiferer Weberlegung und eigener Prüs 
fung erlangt haben werden, keineswegs benommen fein, nad) 
Ihrer eigenen Ueberzeugung und nad eigenem Antriche "eine 
von beiden Lehren ber verſchledenen Kirchen zu waͤhlen, und 
ſich zu derſelben zu bekennen. 

In dieſer Beziehung wird das vollendete. ıgte Lebensjahr 
bei beiden Gefchlehtern als der Zeitpunkt eintretender reiferer 
Prüfung und eigener Wahl betrachtet, fo daß der Anfang des 
ısten Lebensjahres die Freiheit verleihen foll, das bisherige 
Slaubensbefenntniß zu verlaffeen, und zu dem andern EIN 


gehen. 
d.: 3. 


Vorftehende Beftimmungen gelten ebenfalls für folche 
außerehelich, geborne Kinder, welche durd nachfolgende Hetrath 
oder durch Landesherrliches Reſerlpt vollkommen legitimirt find, 
desgleihen für diejenigen, welche der unehelihe Water anerkannt, 
und in feinem Haufe oder doch auf feine alleinigen Koften, ohne 
les Zuthun der Mutter erziehen läßt. 

Andere uneheliche Kinder folgen der ag der Mutter. 


g. 4. 
Ueber die religioͤſe Erziehung der Findlinge, oder ſonſti⸗ 
ger von ihren Eltern verlaſſener Kinder, bat derjenige zu bes 


flimmen, dem die Verpflegung und Erziehung derfelben entwe⸗ 
der nad den Sefegen obliegt — In zweifelhaften Fällen die 


— 
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‚ Ortes Obrigkeit — oder welcher bide gleich —* freiwillig 
übernimmt. 

Zu einem andern als dem riklichen Glaubensbekennt⸗ 
niſſe darf jedoch die Erziehung ſolcher Kinder nicht geſchehen; 
es wäre dann der Fall, daß ein Jude die Erziehung eines fols 
chen Kindes freiwillig übernähme, defien Eltern erwiefenermas 
ßen Beide der jüdifchen Religion zugethan wären, 

Indem Wir diefe Hoͤchſte Verordnung hierdurch zur Nachs 
achtung öffentlich bekannt machen, befehlen Wir auch der fammts 
lihen Geiſtlichkelt und den Schullehrern beider Fürftenthümer 
hierdurch, auf deren WBefolg ein wachſames Auge zu haben. 
| Arolfen, am ag. März 1827. 


Fuͤrſtl. Waldeckiſche Regierung. 
B. C. v. Spilcker. 


Annalen 


Preußiſchen 
innern Staats⸗Verwaltung. 





Herausgegeben 
von 


8. A. von Kampiz, 
Königl. wirflihem Geheimen Rathe und Director ie. ie. 


| Eilfter Band. Sahrgang 1827. 
Zweites Heft: April bis Juni. 





Berlin, 1827. 


In der Expedition der Annalen, beim Hofratb Schmidt, 
im Königl. Minifterium des Innern und der Polizei. 
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Erſter Abſchnitt. 


un. Staats⸗ Einfünfte. 





I. Allgemeine Verwaltungs» Sachen. 
11: Verhöttniffe zu answärtigen Staates": 


rn 
= 


A. Finanz» Verwaltung im Mlgemebnen. 


B. Steuern, ⸗ 5 


4 — 


©. Zorſt⸗ und Zagd« — 


D. Poſt⸗ Verwaltung. 
iv. Landes- Kultur. . 
V. Cultus. ⸗ ⸗ Pu 


x 
x 
= 


v1. Defientlicher Unterricht. 


VU, Commumal: Wefen. 


= 


| Einheimife Sefeßgebung 


Seite 
29— 360° 
LEE 360 27) 

» 363 — 312 
=» = 373° 384 
eo: 485 — — 
⸗236 — 404 
402 — 404 
. A 
„" : 42— 4A 
=» 0 A355 — 448 





Erſter Abſchnitt. 


| Einheimiſche J 
Sefessesung 
L. 
Algemein Verwaltungs⸗ — 
LandtagsAbſchied 
fuͤr 


die im 1 Herhfle 1825 in Breslau zum Provinzial⸗Land⸗ 
tage verfammelt gewefenen Stände des Herzogthums 
—— ien und der Suſſchaſt Glatz. 


— — 


Ku; Friedrich Wilhel m, von Gottes Gnaden, Koͤnig 
von Preußen r. Entbieten Unſern getreuen Ständen des 
Herzogthums Schleſien, der: Grafſchaft Glatz und des Mark; 
grafthums Oberlauſitz Unſeren gnaͤdigen Gruß, | 
Aus denen von Unfern getreuen Ständen auf dem im 
Herbſte des Jahres 1825 von. Uns angeordneten Provinzial 
Landtage allerunterthänigft Uns überreichten ‚Erklärungen und 
Blttſchriften, haben Wir mit Wohlgefalen dem erneuerten Aus; 
druck ehrerbietiger Liebe zu ‚Uns und Unferm ‚Könige, Haufe 
entnommen, und zu Unſerer Zufriedenheit daraus erjehen, daß 
diefelben des. Landes Wohl zu ua mit löblichem Eifer be; 
Pinnalen. Heft il. 1827. u | 


d 
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muͤht geweſen find. Wir haben deren unterthaͤnige Gutachten 
und Geſuche einer genauen Pruͤfung und Eroͤrterung unter— 
werfen laſſen, und erthellen Denſelben darauf, nachdem mehrere 
zeitraubende Erörterungen nunmehr beendet find, gegenwärtig den 
nachfolgenden cnädigften VBeſcheld. 


‚A, Auf die gutachtlichen Erklaͤrungen uͤber die Unſern 
getreuen Staͤnden vorgelegten Propoſitionen. 


Zuvoͤrderſt eröffnen Wir Unſern getreuen Ständen im 
Allgemeinen, daß, wenn Diefelben die mehrften Ihrer Vor— 
fhläge Uns in Form ausgearbeiteter Geſetzentwuͤrfe vorgelegt 
haben, Wir foldyes. nicht angemeſſen finden, und tr Zukunft 
jederzeit nur Ihre —— in der Form abgegebener Gut—⸗ 
achten erwarten, 

1, Wegen der $. $. 4. seq. des Edikts vom 27. März 1824 vorbe⸗ 

baltenen Verordnung. 

L, Den Borfchlägen. zu. denen. in den 66. 4. umd ff. Uns 
ſers Gefeges wegen "Anordnung von Provinzial: Ständen im 
Herzogthum Schlefien, in der’ Grafſchaft Glag und dem Preu⸗ 
Bifhen Markgrafthum . Oberlaufig vom: 27. März 1924 vorbes 
haltenen näheren Seflimmungen, baden Wir im MWefentlichen 
Unfere Zuftimmung ertheilt, der Antrag aber: diejechalb eine 
befondere Verordnung für das Herzogthum Schleſten und die 
Sraffhaft Glatz, und eine andere ‘für das Markgrafthum 
Dberlaufig zu erlaffen, Gaben Wir, da der Umflaud, daß bet 
vielen der in diefen Landestheilen beftehenden Werhältniffe eine 
große Verſchledenheit obmaltet, hierauf kelneswegs von weſent⸗ 
lichem Einfluffe it, Statt zu Heben Anſtand genommen, und 
Uns nur bewogen finden können , die Vorſchriften für: den ei⸗ 
nen, wie für den andern Lanvdestheil, In der heut von Uns 
vollzogenen für den ganzen ftändifchen Verband erlaſſenen Ver⸗ 
ordnung zufammerifaffen zu laſſen. In derfelben: find die Uns 
An Vorfhlag gebraten Beftimmungen mit folgenden Abande⸗ 
rungen nnd Zuſaͤtzen aufgenommen werden. 

ı) Was die Zufammenfeßung der ‚Provinzial; Landtags: Ver 
fammlung betrifft, fo haben wir “ 

.. a) den Durclauchtigen Landgrafen von Heſſen ⸗Rothen⸗ 

burg wegen des Herzogthums Ratibor, und dem 


Durchlauchtlgen Färfteni Anhalt» Cörhens Pleß we⸗ 
gen der von Uns zu einem Fürftenehum erhobenen 
‚bisherigen Standesherrſchaft Pleß, eine Virilſtimme im. 
Stande ber: Fürftenund. Standesheren mit der Des 
ſchraͤnkung verliehen, daß dieſes Vorrecht nur fo 
fange in. Kraft: bleiben ſolle, als die männliche Des⸗ 

cendenz beider. -fürftlichen Käufer ſich im Beſitze des 
Herzogthums Dratibor -und des: Färftentbums Pleß 
befinden‘ werden. Es ſchelden ‚demnach diefe heiden 
Beſitzungen ‚für jetzt aus der Zahl bet §. 4. des 

Geſetzes vom 27. März 1824 namentlih aufgeführs 
. ten Standesherrſchaften aus, und treten der Lands 

graf zu Heflens Rothenburg und der Fürft zu Ans 

bales Eschen Pieß. Durchlauchten, denen durch das 
gedachte Geſetz und mittelft Unſerer fpätern Verfügung 


- wegen. Bevorrechtigung der Fuͤrſten v. Hasfeld und | 


v. Schönatch »Earolarh mie: —— bevorrech⸗ 
teten Fuͤrſten himu. ale * 
Demnaͤchſt dm on: Be 
:b) Haben : Wir Uns bewogen helunden ; die dem Erb— 
land » Hofineifter: Grafen v. Schaffgotſch zugehörige 
Majorats : Herrſchaft Kienaft“ zus einer Standesherr⸗ 
fchaft des Herzogthums Schtefien zu erheben, und 
derſelben ‚die -; den uͤbrigen Standesherrfchaften tm 
Geſetze bewilligten — Korroger zu verleihen; 
dagegen aber hat 
- €) der Antrag der Eanbtagss Abenehneten der Ober⸗ 
lauſitz, daß dem Grafen von Einſiedel wegen der zur 
Standecherrſchaft Seldenberg im Preußiſchen Ges 
biete belegenen Befigungen die Standſchaft im Stande 
der Fuͤrſten und. Ständesheren ertheilt werde, nicht 
beruͤckſichtiget werden koͤnnen, da der dieffelts belegene- 
Theil dlieſer Herrſchaft lediglich aus der Stadt Sets 
‚denberg ‚und einem. Vafallendorfe beſtehet, die ganze 
übrige Maſſe der Hierzu gehörenden: Befigungen aber 
im: Königreihe-Sachfen belegen ift, und daſelbſt, weil 
die Standesherrlichkeie nicht wefentlich auf dem Haupt⸗ 
gute, fondern auf dem ganzen Güters Romplerus 
— U 2 
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rubete, ‚die Eigenfgaft der Stanbesherrfchaft behal— 
ten hat. 

In der Ritterſchaſt haben Bir: in Gemaͤßheit des 
Vorbehalts im 6. 8. des Gefeges vom 27. März 1824, 
und mit -Berückfichtigung der; von: den Mitgliedern 
des Standes der Fürften und Standesherrn und des 
Standes der Nitterfchaft. auf die IV. Propofition 

: abgegebenen Erklärung, denem in: dem‘ weiter unten 

> hierauf erfolgenden Beſcheide namentlich aufgeführten 

adlichen Geſchlechts Fidel» Commiß ı Befigungen, eine 

befondera Vertretung mittelft: eines aus der Mitte 

ihrer Beflger zu erwaͤhlenden Colleftiv , Abgeordneten 

geftattet, und denfelben die eine der für den erften 

‚Landtag der Ritterſchaft des Delsihen Wahl: Bes 

zirks zugemwiefene Stimme auf: dem Landtage ertheilt. 

Auch Haben Wir Uns bewogen. gefunden, einem 

jeden der beiden Stände der Städte und Land : Ges 

meinden zwei neue Stimmen in Gnaden zu verleis 

ben, und in Gemaͤßheit deſſen zu beftimmen, 

cr) daß tm Stande der Städte die Städte Bunzlau 

und Sagan, Oppeln und Natibor, aus der Zahl 

der an der Kollektiv: Wahl eines Landtags; Abs 

geordneten theilnehmenden Städte ausfcheiden, 

und die Städte Bunzlau und Sagan einerfeits, 

und die Städte Oppeln und Ratibor anderer; 

ſeits, das Recht haben follen, alternirend einen 
Abgeordneten auf den Landtag zu fehlen; 

G] im Stande der Landgemeinen fowohl dem aus 

ben Kreifen Lömwenberg, Bunzlau, Haynau, Liegs 

nitz und Lüben, als dem aus.den Kreifen Neus 

ſtadt, Meiffe, Grottkau, Eofel und Leobſchuͤtz ber 

ſtehenden Wahls Bezirke, die Befugniß zu. Ger 

flelung ‚eines zweiten Abgeordneten zu ertheilen. 

2) In dem Geſetz vom 27. März 1824 $. 4. iſt der Fuͤrſt 

von Dels nach. dem Fürften v. Lichtenftein als Fürften 

von Jaͤgerndorf und Troppau ‘aufgeführt worden. Da 

dem Zürften von Dels aber auf den. vormaligen Fürs 

flentagen der erfie Sig unter den weltlichen. Fürften zus 


geftanden Kat, und Mir dleſes Recht auch auf den ges 
genwärtigen Provinzial:Landtag Übertragen wiſſen tollen, 
fo hat die Rangfolge der im Stande der Fuͤrſten in der 
Verordnung hlernach anderweit feſtgeſetzt werden muͤſſen. 


) Welche Ordnung ruͤckſichtlich der Ausuͤbung des den Stan⸗ 
desherrn $. 4. des Geſetzes verliehenen Stimmen Kechts 
zu treffen. fein wird, haben Mir der Einigung. der jedes; 
mal auf dem Landtage anwefenden Standesheren zwar _ 
gernsüberlaffen, jedoch aber zu beftimmen für nöthig ers 
achtet, daß wenn eine, Einigung dieferhalb unter ihnen. 
nicht zu Stande kommen follte, das Stimmen Recht jes 
desmal durch drei Standesherren ausgeuͤbt werde, welche 
nach der durch das Alter der Standesherrfhaften feſtge⸗ 
feßten Reihefolge abwechfelud zu beſtimmen find. 


4) Bei dein Nachweis des $. 5. des Gefeges für die Waͤhl⸗ 
. barkeit In allen Ständen erforderten zehnjährigen Grund⸗ 
befises foll in der Regel der Nachweis des Naturalbes 
fies hinreichend fein, und haben Wir daher Anftand ger 
- nommen, nach dem- Antrage Linferer getreuen Stände den 

Nachweils ter Berichtigung des DBefiktitels hierbei erfors 
derlich zu mahen; Wir wollen aber geftatten, daß im 
den . Fällen, wo in der Ritterſchaft Zweifel über den wirks 
fihen Beſitz eines ritterſchaftllchen Guts obwalten, der 
Nachweis des abgeleifteten homagii erfordert werde. 


s Behufs der Feſtſtellung des Rechts zur Wahl und Wähle 
barkeit in der Ritterſchaft haben Wir für angemeſſen ers 
achtet, In gleicher Art, wie ſolches von den Landtags; 
Abgeordneten der Oberlaufig für den dortigen Landestheil 
in Vorfchlag gebracht, und wie es für die Ritterſchaft 
in den Marken und in Pommern bereits vorgefchrieben 
worden if, die Anlegung von Matrifuln der zur Ritters 
fchaft gehörenden Güter zu verordnen, und zur Aufnahme 
in diefelbe außer derjenigen Gattung von Gütern, welche 
“von den Abgeordneten von Schlefien und der Oberlaufig 

bezlehungsweiſe für einen jeden diefer Landestheile Hierzu 
in Vorfchlag gebracht worden find, auch vorbehaͤltlich noch 
foche Güter zu befähigen, denen Wir die ritterfchaftliche 
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Standſchaſt zu „en. Uns in Zufunft bewogen finden 
- werben: 

6). Dem Vorſchloge, daß zur Wahlbarkelt ftädtifcher Grunds 
beſitzer, welche zeitige Magiftratsperjonen find, deren Grund⸗ 
befis einer Werthbeſtimmung und zwar der nemllchen 
unterworfen weiden folle, melde bei den gewerbetreibens 
den. flädtifhen Grundbefigern für Grundbefig und Ges 
werbe zuſammen in Antrag gebracht und von Uns ges 
nehmigt worden iſt, haben Wir Statt zu geben um fo 
weniger Uns vrranlaßt finden können, als ein Grund für 
diefelben nicht angegeben worden Ift. - 

7) Der Antrag, daß es den Frauen ynd Unmindigen ger 
ftattet werden möge, ſich bei den Wahlen für den Lands 
tag durch ihre Ehemänner und Vormuͤnder vertreten zu. 
laffen, hat mit der alleinigen Ausnahme für die Orts, 
wahlen im Stande der Land, Gemeinden, wenn bdafeldft 

die Obſervanz es mit fi) bringe, nicht genehmigt werden 
koͤnnen, weil das Geſetz eines Thells im $. 19. ausdruͤck⸗ 
lich vorſchreibt, daß das Wahlrecht in Perfon ausgeübt 
werde, daffelbe andere Theils aber bei den Ortswahlen 
auf. die Ortsgewohnheiten verweiſet. , 

3) Wir Halten es für zweckmaͤßig, daß eine Beſtimmung 
daruͤber, wenn nad der Vorſchrift des F. 15. des Ges 
ſetzes der Verluſt der Ritterguts-Qualitaͤt durch Zerſtuͤt⸗ 
kelung eintreten ſoll, erfolge, und haben daher nicht nur 

die dieferhalb von den Abgeordneten der Oberlauſitz gemach⸗ 
-ten Vorfchläge genehmigt, fondern auch für das Herzogs 
thum Schlefien und die Grafſchaft Glatz desfalls die den 
dortigen Verhältniffen angemeffene Beſtimmung getroffen, 
daß daſelbſt ein jedes durch freiwillige. Zerſtuͤckelung in 
feiner Subſtanz verringertes Rittergut, das nicht mehr 
einen nad) den Abfhäsungss Srundjägen bes. landihaft- 
lichen Credit» Vereins der Provinz zu ermittelnden Retns 
ertrag von mindefteis 1000 Rthlr. jährlich abwirft, die - 
Standſchaft verliere. 

9% Den Antrag Unferer getreuen Stände, daß bie Veſtim⸗ 
mungen wegen Verthellung der Abgeordneten und wegen 
Zuſammen ſetzung der Wahldiſtrikte geſetzlich einem alle 18 
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Jahre eintretenden: Reviſions⸗Abaͤnderungs⸗Verfahren uns 
terworfen werde, vn Wir nicht für zuläßig befunden, ' 
Uns aud) A 
20) nicht bewogen Anden tonnen, die In Vorſchlag gebrachte 
Deftimmung wegen des Verfahrens bei den Wahlhands 
lungen in die betreffende Werordnung aufzunehmen, da 
Deftimmungen hierüber eines Theils nie dahin gehören, 
und Wir andern Theils folche zu erläffen, überhaupt nicht 
für erforderlich erachten; weil es in der KHauptfache nur 
darauf ankommt, daß das Wahlgefchäft orduungsmaͤßig 
betrießen werde, und hieranf zu achten, dem mit Leitung 
der ftändifchen Angelegenheiten beauftragten Behörden und 
befonders dem Landtags: Kommifiarto obliegt. 


u. Wegen Anordnung von. Comiunal » Landtagen. 


II. Wir billigen daß, da in Schlefin und der Graf⸗ 
fchaft Glas Communal; Angelegenheiten, deren Verwaltung des 
Zufammenteitte der Stäride einzelner über die Grenzen eines 
Kreiſes hinausgehenden Diftrikte zu. befonderem Verfdfiinlungen 
bedarf, nicht vorhanden find, die Einrichtung von Communals 
Landtagen dafelbft unterbliebe. Dagegen, aber wollen Wir ges 
mehmigen, daß In der Ober-Lauſitz, wo dergleichen Angelegens 
beiten mit einer ftändifhen Verwaltung beſtehen, der alljährlis 
ce Zufanmmentritt der dortigen Stände zu befonderen Commur 


nal» Lamdtagen auch ferner Statt finde; Wir gehmen Indeß 


Anftand, dem einen oder dem andern der Uns mit der Eingabe 
vom 19. December 1825 eingereichten. ** zur dortigen 
nad) den Beftimmungen des $: 58 des Gefekes vom 24. März 
1824. ıc. . modifizieten  Communal; Landtages Derfaffung Linfere 
Beftätigung ſchon djetzt zu ertheilen, wollen aber, da fich die 


- Zwerfmäßigkeit der vorgefchlagenen neuen Einrichtung am zus 


verläßigften bei deren Anmendung erproben wird, den bortigen 


- Ständen geftatten, ihre Communal; Landtage vor der Hand 


— 


nach Vorſchrift des mit der Zahl J. bezeichneten dieſer beiden 
Entwuͤrſe, welchem Wir wegen der darin mit billiger Ruͤckſicht 


auf die bisherige Obfervanz angeordneten Vertretung der Rit— 


terſchaft den Vorzug vor dem ander geben, mit. der alleinigen. 
Abänderung abzuhalten, daß, da von den Mitgliedern der 


» 


„900 Ben Ä 
Pralaten und Heren⸗Curle tn dem — Theile der Ober; 
Laufig nur der Fuͤrſt v. Puͤckler, als Beſitzer der Standes⸗ 
herrſchaft Muskau, vorhanden iſt, und daher eine beſondere 
Curie für den I. Stand nicht beſtehen kann, diefelbe durch dem 
Zutritt des gedachten Fuͤrſten zue Ritter» Curie mit. diefer In 
der Art zu vereinigen ift, daß berfelben drei Stimmen zuſte⸗ 
ben und der Fürft v. Puͤckler befugt fein foll, in den Fällen, 
in welchen für die Standesherrihaft Muskau ein von dem ber 
Ritterſchaft abmeichendes Intereſſe Statt Haben follte, die eine 
diefer Stimmen für fih in Anſpruch zu nehmen, | 
Nach Abhaltung einiger’ Landtage in diefer Form, wers 
den Wir der Anzeige durch Unfern Landtags: Kommiffarius ents 
gegen feben, ob diefelbe fih als ausführbar bewährt habe, oder 
ob die dortigen Staͤnde vielleicht fih von der Nothwendigkeit 
‚überzeugt haben, anderweite Mobdifitationen der bis jeßt obfers 
vonzmäßig beftandenen Landtags⸗Verfaſſung in Antrag zu bringen. 


III. Wegen Anordnung von Kreistagen. 


LIIA Zur Erledigung der III. Propofitton haben Yinfere 
getreuen Stände Uns zwei Gefeg; Entwürfe vorgelegt, welche 
der eine für Schlefien und die Graffchaft Glatz, der andere 
für die Ober: Laufig neben den Beftimmungen über die den: 
Kreistagen nad Worfchrift des $. 59. des Geſetzes zu gebende 
Einrihtung, — als wozu allein Wir deren Vorfchläge erfors 
dert hatten — Feſtſetzungen über die Nechtsverhältniffe aller 
Einwohner des platten Landes und der Städte und Vorſchrif⸗ 
ten für, die CommunalsDerhältniffe der. Fürften und Standes 
herren, der Ritterſchaft, und endlich der ländlichen Gemeinen 
enthalten. . Aus bderfelben haben Wir tn der von Uns heute 
gemeinfchaftlih für das Herzogthum Schlefien, die Sraffchaft 
Glatz und das Markgrafthum Ober. Laufig erlaffenen Kreistages 
Drdmung, nur diejenigen Befiimmungen aufnehmen koͤnnen, 
welche diefe Kreistags.Drdnung unmittelbar betreffen, indem die 
übrigen In den Entwürfen dev Stände berührten Gegenftände 
beſonderen Zweigen der Geſetzgebung angehören, und noch gar - 
nicht vorbereitet find. 

Wir wollen indefjen Unfern getreuen Ständen gern über: 
Toffen, Uns bei dem mächften Provinzial-Landtage über. diefe 


. | ’ Bor 


Gegenftände gehdrig motivirte, bie. beftehende Verfaſſung und 
Rechte beritckfichtigende Vorſchlaͤge zu machen, 

Was die, die Einrichtung det Kreistage angehenden Vor⸗ 
ſchlaͤge Unſerer getreuen Stände betrifft, fo haben Wir es den 
in der Provinz obmwaltenden Verhältniffen für angemeffen bes 
funden, die Thellnahme der verfchiedenen Stände an der Kreiss 
1098, Berfammlung, als worüber Unſere getreuen Stände Uns 
‚fere Allerhoͤchſte Entſcheldung ſich erbeten hatten, in gleicher 
Art zu normiren, als es für Lie Kreistage in Pommern in 
der Kreistags, Drdnung vom 17. Auguft 1825 $. 4. gefchehen ' 
ift, mit dem Zufage jedoch, daß Wir den Befigern ſolcher ehe⸗ 
maliger Domainengäter, denen bei der Veräußerung der Nits 
terguts; Eigenfchaft mit ftändifhen Gerechtfamen ausdräcklich 
beigelegt worden Ift, die Befugniß auf den Kreistagen mit der 
Kieteefchaft in Perfon zu erfcheinen, allergnaͤdigſt zu erthellen 
Uns bewogen gefunden haben. 


1 
nneeur ννν 
IV. Mit Beruͤckſichtigung der Vorſchlaͤge der am Lands 
tage anweſenden Fürften, Standesherren und Abgeordneten der 
Ritterſchaft, Haben Wir den folgenden eilf Majorats⸗ und Zis 
deis Commiß  Befigern, nemlich 
1) Seiner Hoheit dem Herzog vom Würtemberg wegen bes 
Serzoglich » Würtembergifhen Majorats Karlsruhe; % 
2) dem Fürften v. Hohenlohe wegen des Beſitzes der Herr 
5 fehaften Kofchentin, Boronow und KHarbuttowig und , 
Landsberg; 
3) dem Grafen zu Stolbergs Wernigerode wegen ber Mas 
jorats ; Herrfchaft Ober, Mittel: und Nieder: Peterswaldau; 
4) dem Grafen von Hochberg wegen der Herrſchaft Fürftens 
ftein nebft Friedland und Waldenburg ; | 
5) dem Fürften v. Lychnowsky wegen der Majoratss Bells 
tzungen Kuchelna, Grabowka und Krziczanowitz; 
6) dem Grafen v. Sandretzky wegen des Langen-Bielau—⸗ 
ſchen Majorats; | 
7) dem Grafen v. DOppersdorff wegen Ober: Glogau; 
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8) dem Srafen v. Althan wegen des Beſitzes des Mittels 
waldaufhen Majorats; 
9) dem Grafen v. Herberfteln, — des Grafenorthſchen 

Majorats; 
10) dem Grafen York v. Wartenburg, wegen der Majorats⸗ 
Herrſchaft Klein⸗Oelze; 
u) dem Grafen v. Dyhrn, wegen der Familien⸗ Fidel / Com⸗ 
wiß/ Befigungen Reiſewitz, Muͤhlwitz und Gallbitz; 

in Gemaͤßheit Unſers Vorbehalts im $. 3. des Geſetzes das 

Vorrecht verliehen, Sich durd einen aus ihrer Mitte zu er— 

waͤhlenden Kollektiv, Abgeordneten in der Nitterfchaft am Lands 

tage vertreten zu laſſen. Auch haben Wir nach dem Antrage 
zu beſtimmen nicht Anftand genommen, daß: 

hem Abgeordneten dieſer Bevorrechteren ber erſte Pla 

unter den ritterfchaftlichen Abgeordneten am Fun an⸗ 

gewieſen werde, 

daß von demſelben alle die im Geſetz 4 5. fuͤr die 

Waͤhlbarkeit vorgeſchriebenen Eigenſchaft gefordert werden 

ſollen, und 

daß faͤmmtlichen Theilhabern an der * Rede ſtehenden 

Bevorrechtlgung das Recht der Wahl und. der Wählbar; 

keit in den ritterfhaftlichen Wahlbezirken verbleibe, in 

denen die zu Ihrem Majoratss oder Fidel, Commiß : Befig 
gepdrenben Güter belegen find, 


V. Wegen Modififation der Stadteordnung. 
V. Die von Unſern getreuen Ständen mit ihrer Erklaͤ⸗ 
rung auf dte V. Propofition an Uns eingereichten Vorſchlaͤge 
zu den Abänderungen der Städteordnung, werden Wir bei Uns 
ferer bevorftehenden Entſchließung Wer die Modifikationen , des 
nen Wir die Städteordnung ————— wollen, * Moͤg⸗ 
lichkeit beruͤckſichtigen. 

VI. Wegen der Natural-Lieferung der Armee⸗-Beduͤrfniſſe. 

VI Was Wir auf die Erklärung wegen der Unfern ges 
treuen Ständen. angetragenen Natural; Lieferung der Armees 
Bebürfniffe zu verfügen für angemeffen befunden haben, iſt 


durch die Amtsblätter bereits zu deren San gebracht 
worden, | 


/ 
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vi. Wegen Bofenerung — Tunpiehrhafiten Gegenftände 
VII. Sn Senf der auf die VII, Propofition wegen 

Beſteuerung der in der ErhebungssNole vom 19. November 
1824 benannten Gegenftände der Produftion der Landwirthſchaft 
und des Bergbaues eröffnen Wir denſelben hiermit Folgendes: 

1) Die Vorſchlaͤge Über die Beſteuerung der landwirchfchafts 
lichen Produkte, follen in Verbindung mit den diesfällis 
gen Anträgen der übrigen Provinzen forgfältig geprüft, 
und ihnen aus der biernächft zu erlaflenten Erhebungs; 

i Nolle zu erfehen gegeben werden, in tie weit‘ die Ers 
fülung ihrer Vorfchläge zuläßig geweſen fein wird. 

2) She Geſuch wegen angemefiener Vergütung der teuer 
für den erweisiih ins Ausland verfandten inlaͤndiſchen 
Branntwein hat bereits durch das von Unferm Finanz⸗ 
Miniſter hierüber erlaſſ ene Megulattv ſelne Erledigung 
-gefunden. 

3) Der Antrag, den. Erportanten inlandiſcher Wolle bei des 
ren etivaniger unverkfaufter Nückkehr von fremden Märk 
ten, die tarifinäßigen Ausgangsı Abgaben davon zurück 
zu zahlen, oder diefe Steuer beim Ausgange bis zum wirks 

N lichen Verkaufe der Wolle im Auslande zu ftunden, kann 
nicht berücfichtigt werden, da ein Beduͤrfniß dazu zur 

Zeit fih noch nicht hinreichend erwieſen hat. 

4) Der nachgeſuchten Herabfegung „der Ausgangs Abgaben 
für auszuführendes inlaͤndiſches Roheiſen von 15 Ser. 

bis auf 7 Ser. 6Pf. für den Zentner haben Wir nadys 

gegeben, und wegen der Aufnahme diefes ermäßigten Satzes 
in die nächfte Deklaration der Erhebungs-Rolle bereits 

‚dag, Erforderllche verfügt; der in Antrag gebrachten Er, 
hoͤhung der Eingangs; Abzade von fremden gefchmiedeten 

‚Eifens und Gußwaaren, dagegen kann, da es erwielen 
if, Daß folde zum Schuß der Inländifchen Fabrikation 

‚nicht, nöthig iſt, und da diefelbe mit dem allgemeinen 
Intereſſe nicht vereinbar fein. würde, eben jo wenig, als 

5) der nachgefuchten Erhöhung der Durdgangs s Abgaben 

vom fremden Zink, Statt negeben werden. 

6) Was endlich die Anträge auf Unterfiüsung des Handels 
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nah Südamerika betrifft, fo find bereits alle mit der pos 

litifchen Lage des Staats zu 'vereinbarenden Einrihtuns 

gen dieſerhalb getroffen worden. 
VI. Gefeh-Entwurf wegen Vergütung des zu Unterdrüdung der 
anfierfenden Krankheiten getödteren Rindviehes. 

VIII. Ueber die Vorfchläge zur Modißkation des Unfern 
getreuen Ständen vorgelegten Gefes ; Entwurfs wegen Bergüs 
tung des zur Unterdrückung. anſteckender Krankheiten getödteten 
Rindvilehes behalten Wir Uns Unſere Entſchließung bis nad) 
Eingang der von den Ständen Unſerer Übrigen Provinzen über 
diefen Gegenftand erforderten Erklärungen noch vor. Wegen 
der von Unfern getreuen Ständen hierbei‘ allerunterthänigft in 
Antrag gebrahten Erweiterung und Verſchaͤrfung der beftehens 
den Duarantaine s Anftalten fol jedoch, fo weit diefelden noths 
wendig find, um der Einfchleppung anftecfender Krankheiten 
wirkſam zu begegnen, durch die betreffenden Minifterten das 
Erforderliche ſchon jegt angeordnet werden, 


IX. Wegen Regulirung der bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden. 


IX. Die Vorſchlaͤge wegen Negulirung der bürgerlichen 
Verhältniffe der Suden haben Wir Unferm Staats: Minifterio 
zugefertigt, um diefelben, der beadfichtigten Beftimmung gemäß, 
bei den vorliegenden weitern Berathungen über diefen Gegens 
fand zu erwägen und zu benußen, Was aber die von dem . 
Ständen wegen Eindringen fremder Juden geäußerte Beſorg⸗ 
niß betrifft, fo iſt folder durch die beſtehenden Verordnungen 
und Vorfchriften, deren pünftlihe Nachachtung Wir indeß aufs 
Neue ernftlich anbefohlen Haben, bereits wirkſam vorgebeugt. 


x. Zu den vorgelegten Entwurf zu einer Verordnung über die 
polizeilichen Verhaͤltniſſe des Leinengemwerbes. 

| X. Auf das über den Unfern getreuen Ständen vorges 
legten Entwurf zu einer Verordnung über die polizeilichen Ver—⸗ 
hältniffe des Leinengewerbes in Schlefien allerunterthänigft ere 
ſtattete Gutachten eröffnen Wir denenfelben, daß dafielbe in der 
von Uns am heutigen Tage desfalls erlaffenen Verordnung, fo 
weit es nach dem Zwecke biefer Verordnung und nach Maaßs 
abe der "allgemeinen Werwaltungs » Grundfäge zulaͤßig war: 
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— aber in Beziehung auf die zu * ss. 3. 7, 10, 
15. 17. 26. 39. 40. 41. 57. 61. und. 66, des Entwurfs ger 
wuͤnſchten Abänderungen: berückfigtige worden iſt; dagegen aber 
Haben die Übrigen Anträge, aus denen in der unter Litt. A. 
Hier beigefügeen Dentfchrift von Unſerm Staats » Minifterlo 
näher entwickelten Gründen, nicht genehmigt werden können, 


XI. Wegen Ausdehnung der 65. 10. bis 29. des katholiſchen Schul⸗ 
Reglements vom 18. Mat 1801 auf die evangeliſchen Schulen 
Schleſiens. 

XI. Dem Anttage des Landtags: die Ausdehnung der 
S$. 10. bis 29. des kathollſchen Schul-Reglements für Schle⸗ 
fien, und die Grafſchaft Glatz vom 18. Mai 1801 auf die evans 
gelifchen Schulen des Sclefifhen Ober: Präfidials Bezirks bie - 
zum näcften Provinzial: Landtage nicht eintreten zu laffen, fins 
den Wir Uns zwar vor jegt flatt zu geben, bewogen, wollen 
aber, daß die. Berathung über dieſen Gegenftand „auf dem 
nächften Provinzial: Landtage wieder aufgenommen werde, und - 
Wir erwarten, daß, da das auf Staatshülfe zur Unterhaltung 
der gemeinen Ortsſchulen gerichtete Geſuch, als mit der Wer 
faffung nicht Äbereinftimmend zuräckgemiefen werden muß, Un- 
fere getreuen Stände die Nothwendigkelt der Verbeſſerung der 
Dotation der evangelifhen Schulen aber bereits als wuͤnſchens⸗ 
werth felbft anerkannt haben, Diefelben bei der nächften Vers 
fammlung fi unfehlbar zu einem beflimmten und vollftändig 
erfchöpfenden- Gutachten Über die Art und Welfe der Befries 
digung des Bedärfniffes vereinigen werden, 
XI. Kari und fünftige Unterhaltung der Irrenheil-Anſtalt 


zu Leubus und der ie ng und refv. Kranken 
| Anfalten zu Brieg und Plagwitz. 


.XU. Was die von Unſern getreuen Ständen auf die 
Propoſition wegen Begründung, Einrichtung, Unterhaltung und 
Berwaltung von Aufbewahrungss und Heil: Anftalten für Seren 
und unheilbare Kranken in der Provinz Schleſien abgegebenen 
Erklärungen und vorgetragenen Gefuche betrifft, fo haben Wir 

1) mie Wohlgefallen aufgenommen, wenn die Stände die 
Nothwendigkelt der Begründung und Unterhaltung einer 
provinzlellen Irrenheil⸗ Anftalt zu Leubus und der fort, 
währenden Erhaltung zweier provinziellen Aufbewahrungs⸗ 
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Anftalten für Irre und unhelldare Kranke zu Brleg und 
Plagwitz anerkennend, zur Aufbringung der zur Ernaͤh— 
rung und Bekleidung der Darin unterzubringenden uns 
vermögenden Gemuͤths⸗ und andere Kranken erſorderliche 
Koſten ſich bereit erklaͤrt haben. 

2) Den Antrag der Stände: die Beiträge der Provinz auf 
die Bekoͤſtigungs- und Bekleidungsfoften unvermögender 
Semüthss und ariderer In diefe Anftalten- aufzunehmen; 
den Kranken zu befchränfen, und die fonftigen Unterhals 

tungs⸗ und Einrichtungskoften auf die Staats: Kaffe zu 

übernehmen, welcher Antrag -übrigens auf einer durchaus 
irrthuͤmlichen Anficht über ‚den Saͤkulariſations Fonds ges 
gründet.worden, können Wir dagegen nicht genehmigen, 
finden vielmehr Uns bewogen, der in dem Gutachten der 
Stände vom 16. December v. J. enthaltenen eventuellen. 
Zuſtimmung Folge, gebend, der Provinz bis auf die nad 
ſtehend unter 3, 4 und 5 bezeichneten Ausnahmen, die 
gefammten Einrichtungss und Unterhaltungsköften, als 
eine aus deren. befondern Intereſſe hervorgehende und 
deshalb von ihr zu übernehmende Veryſuichtung zu uͤber⸗ 
laſſen. 

Die Erftattung der zur Einrichtung der Irrenheil⸗Auſtalt 

zu Leubus aus Staats;Kaffen bereits vorgefchoffenen 25,000 

Rthlr. aber wollen Wir auf das untershänigfte Bitten 

der Stände der Provinz gnädigft erlaffen, und nicht 

minder 

zu gleichmäßiger Gewährung des diesfaͤlligen ehrerbietig⸗ 
ſten Geſuchs als Beihuͤlfe zu den Unterhaltungskoſten die 
bisher aus Staats Kaſſen für das mit der Strafanſtalt 
zu Sjauer verbundene Irren-RJuſtitut gegebenen. Zufchäffe 
zur Webertragung auf die zu Plagwitz einzurichtende Ans 
ftalt.der Provinz, ats unbedingten Zufhuß auch ferner 

Pr belaffen; endlich: 

Z auf den unterthänigften Antrag. der Stände, für, die Ans 
flalt zu Leubus das Conventss und Prälatur » Gebäude 
fammt Convents-Garten des aufgehobenen bortigen Eis 

ſterzienſer⸗Kloſters, vorbehaͤltlich des dem Fiskus daran 
verbleibenden Eigenthums, der Provinz gegen die Bew 


nn 


3 


— 


4 


pfllchtung zur Unterhaltung dieſer Gebäude: und Grunds 
ſtuͤcke zut unentgeldlichen Benutzung auf die Dauer der 
Anſtalt bewilligen, und falls die Verlegung des jetzt noch 
in Leubus befindlichen Gerichts Amts ſich als nothwen⸗ 
dig feſtſtellen ſollte, die Provinz mit dem Anſinnen einer 
dafuͤr zu gewaͤhrenden UNE In Gnaden verſchonen. 
In Betreff imnar (032 
6) ‚bes: außerdem noch bei. den Anflalten ; zu Labue Bl 
‚und Plagwitz erforderlichen Einrichtungs Bedarfs, fo: mie - 
alen außerdem noch zu deren und der darin uhterzubtins 
genden unvermögenten Gemuͤths- und andern: Kranken, 
Unterhaltung erforderlihen Aufwandes, beftimmen Wir 
hiermit, daß folder der genauen Prüfung ‚der Stände 
unterzogen, demnaͤchſt unter: Conkutrenz der Stände feſt⸗ 
geſtellt, und ſodann „von denenſelben auf den gafommten 
Schleſiſchen Provinzlal⸗Verband nach einem ganz gleichen 
Maaßſtabe vertheilt werden, und. daß dagegen. künftig, die - 
den einzelnen Orts, Communen bisher obliegende Vettre⸗ 
tung unvermoͤgender Ortsgehoͤrlger, welche in dieſen A 
falten untergebracht werden, wegfallen fol... — 
Schließlich eröfinen Bir, Unſern getreuen Ständen, - 
daß Wir 
7) die wegen Elnrichtung von gemiſchten Verwaltunge / gow⸗ 
miſſionen fuͤr die Anſtalten zu Leubus, Brieg und Plays 
wig gethanen Vorſchlaͤge im - Allgemeinen . zweckmaͤßlg fin⸗ 
den, und haben das Beſondere deshalb mit Ruͤckſicht auf 
die, wegen der Straf/ und Irren⸗Anſtalten zu Luckau 
und Soran bereits beſtehenden diesfaͤlligen „Einrichtungen 
zu beſtimmen, Unſern Minifern der Geiſtlichen,, Uuters 
richts⸗ und Miedizinal; Ageelea⸗oheltan und des Ianern 
" überlaffen. 
i XI. Wegen der. beabfichtigten Deklaration der Geſeten wegen Re⸗ 
aulirung der gutsberrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſe in Anwendung 
auf die Gaͤrtner-Stellen in Ober-Schle leffen. Antrag dag für bie 
Gärtner-Stellen in Nieder-Schlefien die für ford Stellen in Ober- 
Schlefien zu treffende Beflimmiungen gleichfang A zur Anwendung 
fommen möchten. 
XI, Auf das Gutachten Unſerer getreuen Stände über 
den Denenfelben vorgelegten Entwurf einer Deklaration der 
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Beftimmungen über die Regulirung der gutsherclich, bäuerlichen 
Verhaͤltniſſe in Anwendung auf die Gärtner: Stellen in Ober; 
Schlefien,. und auf das Geſuch, daß megen der Abloͤsbarkeit 
der Dienfte. der Gärtner; Stellen in Nieder: Schlefien. die in dies 
fer Beziehung für die Gärtner »Stellen in Obers Schlefien zu 
treffenden Beſtimmungen in. Anwendung gebracht werben moͤch⸗ 
ten, geben Wir Denfelben zu erkennen, daß Wir. Uns bewo— 
gen gefunden haben, über diefe Angelegenheit noch einmal das 
Gutachten Unſeres Staatsraths zu erfordern, nad. defien Eins 
gang Wir Unfern getrenen un an gnaͤdigſte a. 
Bung. eröffnen wollen. 


uv. Wegen des von den Schleſiſchen Yrovinzial- Behörden ausge⸗ 
arbeiteten Entwurfs eines Penſi —— für ausgediente 
| Elementar= Schullehrer: 

XIV. Den, Unfern getreuen Ständen zur Erklärung mit, 
getheilten bei den Schlefilhen Regierungen ausgearbeiteten Ents 
wurf eines Penflons » Neglements für ausgediente Elementars 
Schullehrer zu genehmigen, haben Wir auf den Antrag der 
Stände Anftand genommen, deſſen gründlichere Prüfung jedoch 
Unferm Minifter der Geiftlichens, Unterrichts: und Medizinals 
Angelegenheiten anbefohlen, und behalten Uns vor, foldhen nad 
Befinden dem näcften Provinzials Landtage zur anderweiten 
Erklärung vorlegen zu laſſen. Fuͤr jest aber eröffnen Wir 
Unfern getreuen Ständen, daß Fürforge für verdiente, zur fers 
neren nüglihen Dienftleiftung ohne ihr Verſchulden unfähig 
geroordene Lehrer an gemeinen Ortsfhulen, als allgemeine 
Staats, Angelegenheit nicht angefehen werden kann, fondern 
fowohl megen ihres genauen Zufammenhanges mit der ununs 
terbrochenen Aufrechterhaltung eines tuͤchtigen Schulunterrichts 
und der geſetzlichen Verpflichtung jedes einzelnen Ortsſchul⸗Ver⸗ 
bandes die Mittel dazu zu ſchaffen, Communal’ Sache und die 
Eonkurrenz der Dominien. und Drtsgemeinden in Schleſien 
Insbefondere durch das provinzielle Armen » Verpflegungs : Negles 
ment bereits gefeßlich begründer ift, weshalb es daher nur auf 
Anwendung des ſchon beftehenden Grundfages und die derfels 
ben zu gebende Form ankommen Fann. 


B, 
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B. Auf die mit der Sqlaß ⸗Ehabe vom 22. December 
1825 Uns allerunterthänigft vorgetragenen : Gefuche. 
I. Ankauf des Remonte⸗ Bedarfs für die in Schleſien garnifonte 
rende Truppentheile in der Provinz. 

I. Auf den. Antrag, den Bedarf an Pferden für die Res 
monte der in Schleſien garnifonirenden Truppenthelle in der’ 
Provinz Schlefien anzukaufen, geben Wir Unfern getreuen Stäns 
den zu. erkennen, daß, da die in den Jahren ıgzı bis 13924 
gemachten Verſuche ergeben haben, daß bei dem Zuftande der 
Pferdezucht in Schleſien und bei der dort herrſchenden ſehr 
nachtheiligen Gewohnheit des zu fruͤhen Anſpanuens der Pferde, 
im Mlge deſſen volljährige Pferde zur Remonte nicht anders 
als fehr gebrauchte zu befommen find, ‚der fragliche Remonte— 
Bedarf dafelbft nicht in der Qualität zu erhalten ift, tie. eg 
erforderlih, um .die gehörige Zeit Hindurch im. der. Art gebraucht _ 
werden zu. können, wie fie durd) den Zweck einer vollftändigen 
Ausbildung der Kavallerie und Artillerie bedingt wird. “ Die 
Erfüllung der Wünfche der Stände wird mithin zunächit das 
von abhängig bleiben, daß für die. Verbefferung der Pferdes 
zucht. geforge und befonders auch die erwähnte nachtheilige Ger 
wohnheit des zu. frühen. Anfpannens der Pferde abgefchafft 
werde. Wir wollen aber, fobald der Pemonte» Bedarf der 
Schleſiſchen Truppentheile "theilmeife oder ganz in der gehoͤrigen 
Aualitaͤt in der Provinz anzukaufen fein wird, gern auch dort 
die nemlihe Maaßregel eintreten laffen, welche in den übrigen 
Provinzen, in denen der Zuftand der Pferdezucht den Remonte—⸗ 
Ankauf geftattet, fchon feit mehreren Sahren zur Anmendung ‘ 
fommt, und. wird, zu dem Ende, fihon in diefem ‚Sjahre ein 
anderweiter Verfuch gemacht werden, einen Theil des Nemontes 
Bedarfs in der Provinz Schleſi en anzukaufen. 


II. Wegen Beſchraͤnkung der Gewerhefreiheit. * 
II. Die wegen zweckmaͤßiger Beſchraͤnkung der Gewerbe— 
freiheit eingereichten Vorſchlaͤge follen .bei dem gegenwärtig in 
der Ausarbeitung begriffenen neuen GewerbesPolizei Gejege be— 
‚nußt und beruͤckſichtigt werden, und behalten Wir Uns vor, 
dleſes Gefeß vor feiner Publlkatlon Unſern getreuen Staͤnden 
zur Begutachtung vorlegen zu laſſen. | | 
- Annalen, Heft 11. 1827. % 
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II, Mbänderungen in ben Bitumen 9 des Geiverbefeer. de | 
‚fetes vom 30. Ma 

III. Zu den von ben Ständen gewunſchten Abaͤnderun⸗ 
gen des Gewerbeſteuer⸗ Geſetzes vom 30. Mai 1820 haben Wir, 
nachdem Wir dieſen Gegenſtand der forgfältigften Prüfung Uns 
ſerer Behoͤrden unterzlehen laſſen, in Betracht der von Unſerm 
Staats-Miniſterlo in dee Anlage Litt. B. dargeſtellten Gründe 
keine Veranlaſſung nehmen koͤnnen. 


IV. Antrag auf Befeltigung a aus den — vom 

2. November/1810 und 7 — 1811 herruͤhrenden 

Nachtheile. 

IV. In Betreff der Antraͤge auf Befeitigung einiger aus 
den neuen Gefegen über ‚die Gewerbe hergeleiteten Nachtheile 
nehmen Wir Anftand, dern Gefuche: 

daß die feit dem Gefeke vom 2. Movember ıgıo entftan 

denen neuen ländlihen Schankſtellen dem Verlagsrechte 

der Dominten, in deren ehemaligen Zivange ; Bezirken fe 

errichtet worden wären, unterworfen werden; 
zu willfahren, weil eine folhe Zeftfegung nicht bloß mit Der 
Vorfchrift des $. 54. des Gewerbe, Poltjei, Edikts vom 7. &ep: 
tember ıg11, duch welche das Verlagsrecht nur in ſo weit, als 
es durch Vertrag oder Werfährung beſtehet, wiederhergeſtellt 
worden iſt, in Widerſpruch ſtehen, ſondern auch einen Eingtiff 
in die wohlerworbenen Rechte der Beſitzer dleſer neuen Schank⸗ 
ſtellen, welche auf den Grund der ihnen geſetzlich zugeſicherten 
Befreiung von dem Verlags » Zivange Ihre Einrihtung getrofs 
fen haben, enthalten wuͤrde. \ 

Die in Antrag gebrachten Deflarationen des ‘. 30, dis 
allegirten Edikts, follen bei den gegenwärtig Statt findenden 
Berathungen uͤber die Frage: 

ob und in welcher Art dleſer Paragraph zu deklariren fi? 
in Erwägung genommen werden, und es wird Unſere biess 
- fällige Entſcheidung fodann erfolgen. 


V. Antrag auf Regulirung des Abldſungsweſens der Ban —— 
keiten in den kleinen und mitten Städten von Schleſi 


V. Die wegen Regulirung des Abloͤſungsweſens der Banks 
gerechtigfeiten. in den mittlern und Eleinen Städten gemachten 
Vorſchlaͤge haben Bir zwar zum Bi and namentlich in fo 
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welt, als. folhe dahln gehen, durch. Erleichterung: des: Aners 
kenntniſſes der Eigenfchaft einer gegebenen Nealgerechtigkeit, als 
einer „vererblichen, veräußerlihen und ausfchließlichen,“ die Fälle 
der Eutſchaͤdigung oder Ablöfung zu vermehren, ‚bedenklich ges 
funden, da aber. ein großer Theil 'derfelben Uns zur näheren 
Prüfung und Beachtung geeignet ſchlen, ſo Haben: Wir Unfe, 
ven Mintftern des Sjuneen, der: Juſtiz und, der Finanzen aufs . 
gegeben, eine Verordnung Aber den In Rede ſtehenden Gegen; 
ftand fuͤr die Provinz Schlefien. zu entwerfen, welche wir Uns 
fern getreuen Ständen demnaͤchſt zur rn Erklärung 

‚werden vorlegen laflen. DR, RO 


VI Wegen Fitatlon der Verbrauchs⸗ Steuer bei der Biet- und 
Branntwein-Fabrifation und Compenfatton diefer Abgaben mit dei 
ländlichen Steuern, welche die ländlichen Fahrikatlons Berechtigten 

‚von der Brauerei und Brennerei entrichten, fo wie der von 

- Hädeifchen Gewerbtreibenden zu entrichtenden Servis /Abgabe. 

VI. Auf den Antrag wegen Fixatlon der Verbrauchs— 

Steuer bei der Bier? und Branntwein Fabrikation und Com⸗ 
penſation diefer Abgaben mit. den ländlihen Steuern, weiche 
die ländlichen Fabrifations ; Berechtigten von der Brauerei und 
Brennerei entrichten, fo wie der yon ſtaͤdtiſchen Gewerbtrelben⸗ 
den zu entrichtenden Gervis; Abgabe, hat in Erwägung ber 
folgenden Gründe nicht. eingegangen werden koͤnnen?“ x 

1) Die nachgefuchte: Fixation der Verbrauchs Steuer von 
Bier und von Brauntwein würde gerade dahin’ führe, 
die Abgabe, welche jet bei einer möglichft einfachen ‚und 
mindert läftigen Ethebungs⸗ und Beauffihtigungsmweife nach 
dem wirklichen Erzeugniß von den befteuerten Gpgenftäns 
- den ſich richtet; auf eine willkuͤhrlichere Weife zu vor 
eheilen, und dadurch welt gegründetere Beſchwerden zu 
veranlaſſen, als über ‚die dermalige Erhebungeweiſe nur | 
- „geführt werden Eönnen. 

5 Die den laͤndlichen zur: Brauerei und“ Brennerel berechs 
tigten Gütern obliegende Steuer von dem ‚fogenaunten 
der kataſtermaͤßig feſtſtehenden Srundfiener , und da die 
unveraͤnderte Forterhehung dieſer letztern Steuer nach day | 

3er Provinz zut Zeik,befiehenden, Dateien durch 
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das allgemeine Abgäbens Gefek ‚vom 30. Mat 1820 anges 
ordnet. iſt, ſo kann ein thellweiſer Erlaß hleran, oder 
was auf ein und daſſelbe herauskommen wuͤrde, eine 
Gegenrechnung deren Betrags gegen andete Steuern, 
nicht eintreten. Das nemliche gilt von der in der Graf⸗ 
ſchaft Glatz unter vem Namen „Fixirte Trankſteuer“ vor 
kommenden Abgase, welche bei der bereits. unter Regie— 
rung Unſers Durdlauchtigiten Oheims, Königs Friedrichs 
des Zweiten Majeftät,. erfolgten Einrichtung des Steuer, 
weſens in jener Grafſchaft der. Grundſteuer ausdruͤcklich 
- beigefchlageh iſt. 
Was endlich den Servls in den Städten angehet, fo vers 
tritt derfelbe, wie das Geſetz vom 30, Mai 1820 ebenfals bu 
ſtimmt, die Stelle der in den dortigen Städten nicht aufkom⸗ 
menden Grundftener, daher zu Gegenrechnung auch diefer letz 
tern Abgabe auf die allgemein eingeführte Verbdauchsſteuet, 
fein Grund vorhanden If, 


VI. Vergütung. der Kriegs Brandſchaden der Schlefifchen Feſtungs⸗ 
Ä Eh Städte in-den Jahren 1807. 


-  VIL Auf den von Unfern getreuen Ständen bevorwor— 
teten ‚Antrag der Städte, wegen Verguͤtigung der Brandfhäden 
der Feftungss» Städte vom jahre 180% haben Wir aus dem um 
ter Litt. C. anllegenden Pro: Memoria des Staats; Minls 
fterit entwickelten Gründen einzugehen zwar Bedenken tragen 
mäffen, dagegen wollen Wir Uns. jedoch allergnädigit vorbehals 
ten, in folden Fällen, wo die Hülfe des Staats zur Erpab 
tung einzelner Zahlungspflichtigen durchaus nothwendig fein 
ſollte, nach vorhergegangener Unterſuchung der indlviduellen Ver⸗ 
haͤltniſſe, auf diesfällige Berichtserſtattung der Miniſterlen des 
Junern und der Finanzen Beihuͤlfe des Staats eintreten zu laſſen. 


. A 


VII. Anträge wegen Steuerung der uͤberhandnehmenden Brand 
| fliftungen. 


VIN. Auf die von Unfern getreuen Ständen. wegen 
‚Steuerung der überbandnehmenden Brandftlftungen Uns ge 
machten Anträge haben Wir Unſern Juſtiz⸗Minilſter angewle⸗ 
‚fen, auf die pflichtmaͤßige Thaͤtigkelt der gerichtlidyen Behörden 
in Ermittelung und Beſtrafung jener Verbrechen mach 'den be⸗ 
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ſtehenden Geſchen ſeine beſondere Auſtmertſamtelt zu verwenden; 
demnaͤchſt haben Wir befohlen, daß die bereits angeordnete Re⸗ 
viſion des Criminalrechts und der Criminal; Ordnung ſich mit 
der ſorgfaltigſten Berathung darüber befchäftigen folle: ob und. 
welche Abänderungen, es jet in der Strafbeftimmung oder im” 
dem Gerichteverfahren, für die Erreichung des Zwecks der Ver 
huͤtung eines ſo gefaͤhrlichen een nothwendig und rath⸗ 
ſam ſelen. 

„IX. Abänderung der Ländlichen Geuer- Societit. 

X. Auf die Gewährung des Geſuchec, ein abgeaͤndertes 
Feuer , Societaͤts⸗Reglement für das platte Fand entiverfen, und 
Unfern “getteuen &tänden zur, Begutachtung zugehen zu laſſen, 
wollen Wir gern Bedacht nehmen. Es wird die Redaktion. 
eines. ſolchen Reglements aber. bis. nach Erlaſſung eines allge⸗ 
"meinen Subfidiar » Gefeßes -für diefen Begenftand, welches Wir, 
da das ‚allgemeine Laudreht- Hierin eine Lücke hat, bereits har 
ben- ausarbeiten und Unſerm Staatsrathe zur Prüfung vorks 
gen laſſen, ausgefegt bleiben muͤſſen. 


X. Ausfchliefung der Staatsfchuldfcheine von den Devofital= Dat- 
— der gerichtlich vormundſchaftlichen und andern Ver⸗ 
waltungs⸗ Behoͤrden. ;?* 

X ‚Auf das Geſuch, zur Begänftigung der Daxlehne 
auf Hypotheken ländlicher Grundſtuͤcke die Stäntsfchuldfcheine 
von den Depofitals Darlehnen der gerichtlichen," vormundichafts 
den und. anderen Werwaltungs » Behörden un 
geben Wir - Unferen getreuen Ständerr- zu erkennen, daß, da 
die Beſtimmung, nad welcher die Wehörden und Vormünder 
Depofitals und Pupillengelder auf Grundſtuͤcke zu. belegen has 


ben, durch Unfere Ordre vom 3. Mai ıgar feinesiweges als aufs 


gehoben "berrachtet werden darf, Wir Bedenken tragen muͤſſen, 
die denfelben durch diefe Ordre erteilte. Defugniß zum Ankauf 
von Staatsſchuldſcheinen wiederum aufzuheben, indem dadurch 
ſowohl der Eredit diefer Staatspapiere geſchmaͤlert, als die Wahl 
zur fihern Unterbringung ber fraglihen Gelder beſchraͤnkt wer⸗ 
den wuͤrde. Wir haben indeß Unſern Miniſtern des Innern 
und der Juſtiz aufgegeben, die vorzugsweiſe Beruͤckſichtigung 
der hypothekariſchen Ausleihungen durch beſondere Verfuͤgungen 
an die en Behörden zu —— 
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A. Abfaſſung und. ————— ginn Schleſiſchen Provinzial 


Xl. Auf den Antrag: ein Provingial⸗Geſetzbuch für Schle⸗ 
fien abfaſſen und promnigiren. zu laffen, haben. Wir Unfern 
Juſtiz⸗ Minlſter beauftragt, diefen Gegenftand bei der im Werke 
felenben allgemeinen Kevifion der Gefeßgebung mit in Bears 
beitung zu ziehen, während des Fortganges jenes Geſchaͤfts, 
die mehrentheils ſchon vorhandenen Materialien für das Schle⸗ 
ſiſche Provlnzial /Recht vervollſtaͤndigen, ordnen und dergeſtalt 
vorbereiten zu laſſen, daß, demnaͤchſt nach vollendeter Revifion 
des Landrechts zur Redaktion diefes Provinzialrechts geſchritten 
werden koͤnne, wenn In Letzterem zuvor diejenigen Abaͤnderun⸗ 
gen nachgetragen ſeln wuͤrden, die Die Beſtimmungen des res 
vidirten Landrechts als nothwendig ergeben werden. Nach Ber 
endigung jener’ allgemeinen Nedifion der Gefekgebung, von der 
die Promulgation des: in Rede ſtehenden Provinzlalrechts ab⸗ 
haͤngig iſt, ſollen Unſere getreuen Staͤnde demnaͤchſt mie Ihrem 
Gutachten uͤber dag Ihnen vörgulegende, Prooindialrecht — 
werden. 


| ZıL Fortdauer der in einigen Gegenden. des platten Landes beifte- 
benden fogenannten Waifen-Kaflen. 


XII. Was die nachgefuchte ‚Fortdauer der In einigen 
Schleſiſchen Gebirge» Kreifen beftehenden WalfensKaffen betrifft, 
fo haben Wir mit, Ruͤckſicht darauf, daß bei der flattfindenden 
allgemeinen Reoiſion der. Gefeßgebung auch auf eine- Vereinfas 
hung des Depofitäß und -Mormundfchaftsidefens und deffen Vers 
waltung, befonderg bei den kleinen Lntergerichten hingewirkt 
‚werden wird, beicloffen, in denjenigen DOrtfchaften des platten 
Landes von Schlefieh, woſelbſt - das. gerichtliche Depofitenmwefen. 
bisher noch nicht mad) den Vorſchriften der Depofital Orduung, 
fondern nach jener auf altem Kerkommen beruhenden Form, 
Waiſen-Kaſſen genaunt, verwaltet worden; die Beibehaltung 
diefer Einrichtung, dem Antrage der Stände gemäß, noch einft- 
weilen und fo lange -beftehen zu laſſen, bis mach vollendeter Geſetz⸗ 
Revifion auch Über das Depofitalmefen anderweitige, das Verfahren 
vereinfachende Vorſchriften ertheilt fein werden. Unfer Juſtiz⸗ 
Miniſter iſt demnach zur Anweiſung des Ober; Landes » Gerichts 
zu Breslau mit der Maaßgabe von Uns beauftragt, daß bei 


x 
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"der gortdauer der noch beſtehenden Walſen/Kaſſen die nöthige 


Xuffiht und Vorforge, foͤr die ſichere raid der vormunds 


En Geidet nigt. zu unterlaſſen tel. 


"rg, ‚a, in, Autrag gebrachten FR der, 
duch, "die Sporteltare für die Dorlgerichte im Jahre ıgı5 abs 
geſchafften Zaͤhlgelder, koͤnnen Wir Statt zu geben Uns um fo, 
weniger bewogen ‚finden ,: als Unſere getreuen Stände In ihrer 
desfallfigen Vuͤtſchrift ſelbſt einraͤumen, daß die Dorfgerichte 
dureh, die Saͤtze ‚der. Sporteltare für, die von ihnen verhandels 
ten ‚dorfgerichtlichen Geſchaͤfte binreichend belohnt merden — 
zumel „da jenes Emolument der Zählgelder ihnen nur bedins 
gungsweife Durch ‚jene, Taxe entzogen worden iſt. Und wenn 
die, ‚Stände die fernere -unbedingte Beibehaltung derſelben nur 
aus dem Grunde bevorworten, weil die Dorfsbeamten fuͤr die 
Bearbeitung der Übrigen Communals Gefchäfte In Pollzel⸗ Mi⸗ 
litatr⸗ und Steuer s Angelegenheiten, die nicht zu jenen gericht, 
lichen. Verhandlungen gehören, nicht remunerirt wären; fo wer⸗ 
den diefelben auch nicht zu verkennen haben, daß wenn allges 
meine „Gründe für eine ſolche Remuneration fprehen, und fols 
che nicht überall berückfichtige fein ſollten, doch den betreffenden 


Communen in ihrer Gefammtheit bie Verpflichtung zue Anmels; 


fung . der desfallfigen Fonds obliege, und daß jene Dorfsbeam⸗ 
ten ivegen Beſorgung der allgemeinen Communals Angelegens 
beiten. nicht von ‚einzelnen Mitgliedern der Communen, welche 
zufällig in einer ‚gerichtlichen Sache ‚gegen Dezahlung der ges 


ſetzichen Gebühren ihrer Idelbne bedurft haben, entſqariet 


werden koͤnnen. 
XIV. Emanirung einer neuen Stolgebühren- Tag- Ordnung. 


XIV. Das Gefuh um Emanirung einer neuen Stolger | 


büßrens Tap » Ordnung find Wir zu gewähren geneigt. Wir 
haben demgemaͤß Unſere Behörden zu den hierzu erforderlichen 
Vorarbeiten anmelfen laffen, und wollen Lnfere Entſcheidung 
demnaͤchſt Unſern getreuen Staͤnden eroͤffnen. 
XV. Einige Modifikationen in der Klaſſen ⸗ teuer. 
XV. Auf die Anträge wegen einiger Abaͤnderungen In 


N 
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der Klaſſen⸗Steuer eröffnen Wir Unſern getreuen Ständen zu 
voͤrderſt, daß Wir zur. Erleichterung der beduͤrſtigſten Klaſſe 
der Steuerpflichtigen auf Vorſchlag Unſers Finanz; Minifters 
beſtimmt haben, daß bei Veranlagung der‘ unterften Steuer⸗ 
fufe, nicht nur wie bisher die Steuer für einen und denfelben 
Haushalt auf hoͤchſtens 3 Perfonen beſchraͤnkt bleibe, fondern 
außerdem nod) überall diejenigen Perſonen dtefer Stufe, welche 
am 1. Jannar des Jahres, für welches die Weranlagung ge 
ſchieht, ihr 6oſtes Lebensjahr surüctgelegt baden, nicht mitge⸗ 
zaͤhlt werden ſollen. 

Auf die beantragte allgemeine Ermaͤßlgung ter Klaſſen⸗ 
Steuer hat aber nicht eingegangen werden‘ Finnen, ba das 
jetzige Auffornmen von diefer Abgabe zur Deckung der Be 
duͤrfniſſe des Staats haus halts einer Verminderung nicht um 
terliegen Fan. Auch kann nicht eingeräumt werden, daß die 
wegen 'einer beffern und gerechteren Verthellung diefer Steuer 
vorgefhlagene Vermehrung der beftehenden 12 bis auf 20 Steuer⸗ 
Stufen von irgend einem Nutzen fein wuͤrde, zumal für die 
geringeren Einwohner Klaffen, welche nach der eigenen Anficht 
Unferer getreuen Stände der Erleichterung zunächſt beditfen 
würden, eine Weränderung in den &tenerftufen "nicht vorge 
Schlagen worden, noch füglich vorgefchlagen werden koͤnnte. 

Der weitere Antrag aber, bei den Familien der Tage 
loͤhner und ganz geringen Grundbefiger eine Erhöhung der ger 
feslihen Steuer in dem Falle eintreten zu laſſen, wenn fie 
mehr als ein ermachfenes Kind im "Haufe: behalten, wuͤrde 
gerade für diefe geringfte und bedärftigfte Klaſſe eine Erſchut⸗ 
rung ber bisherigen Laſt herbeiführen, 

Ferner find die bei der Klaffenfteuer flattfindenden Ber 
freiungen einzelner im Geſetze bezeichneten Perſonen ſchon vor 
- Emanation des Geſetzes auf das forgfältigfte erwogen, und 
auf eine moͤglichſt geringe Zahl von Fällen befchränft worden; 
und läße ſich darnach der Antrag, die bisher beftandene Eyem 
tipn der Prediger und Schullehrer ganz aufzuheben, um fo 
weniger erfüllen, als gerade in dortiger Provinz befonders das 
Einkommen des Lehrſtandes ——— nur ſehr ſparſam ab⸗ 
gemeſſen iſt. 

Endlich aber muͤſſen Dir — getreuen Staͤnden em⸗ 


— 
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vfebln, der Dficteeeie ber Behörden Safe ju vertrauen, daß 
dererſelts · mit Sorgfalt und Umſicht jedes Mittel benutzt wers 
den wird, um zu einer Immer vollftändigeren und dem Gefeße 
entfprechenden MWertheilung der Steuer zw gelangen; fo wie 
nicht Überfehen werden darf,. daß jetzt ſchon die Zuziehung vers 
ſtaͤndiger und geachteter Gemeinde Mitglieder, den Orts⸗Behoͤr⸗ 
den die richtige und ber Lelſtungsfaͤhigkeit des ‚ Einzelnen ange⸗ 
weſtie Abſchaͤtzung erleichtert. 


XVI. unterſtuͤtzung der. Oberſchleſiſchen —— —— 
XVI. Das Geſuch um Unterſtuͤtzung der Oberſchleſiſchen 
Stsefiger Behufs der-in Kultur zu fegenden Ländereien, 
welche ihnen als Achutvalent für. abgelöfete Nuftikals Präftatios 
nen zu Theil werden,’ koͤnnen Wir nicht gewähren, und muß. 
es den Oberſchleſiſchen Gutsbefigern daher überlaffen bleiben, 
sole In den Übrigen Provinzen auch ihrer Seits fi der im’ 
Edifte vom 14. September ıgir $. 29, 55. und 56. bezeichneten‘ 
Mittel zu bedienen, um die erforderlichen Kapitalien Behufs 
der durch die bäuerlichen Rezulirungen wioiagien neuen Wirth⸗ 
ſchafts⸗Ein richtungen zu beſchaffen. 
xvn. Abänderung einiger Beſtimmungen ber EL SAREUEISER EUNNBR: 
Drdnung vom 7. Zunt 1 
XvVII. Auf die Antraͤge wegen — einiger Ber 
ſtimmungen "der Gemeinheitsthellungs Drduung vom 7. Juni 
21 geben Wir Unſern getreuen Staͤnden zuvoͤrderſt zu erwaͤ⸗ 
get, daß was den erſten Punkt Ihrer Vorſtellung betrifft, dem 
Jutereſſe der Schaͤferel⸗Beſitzer durch eine richtige Anwen⸗ 
dung'der Beſtimmung des $. 61. jenes Geſetzes, als wofür. 
Unſer Miniſter des Innern ernſtlich Sorge tragen wird, wirk⸗ 
ſam vorgeſehen werden kann. Was den zten Punkt der Vor⸗ 
ſtellung betrifft, fo ſoll bei der jeßt bevorftehenden Revifion der 
Abloͤſangs⸗ Ordnung auf Abhälfe des dafelbft dargeftellten Ue⸗ 
on Bedacht genommen werben: 
VI. Daß dem nächken Provinzial Landtage ein Vorſchlag über 


a im Schlefifhen Wene-Bau-Neglement nöthigen Abaͤnderun⸗ 
gen vorgelegt werde. 


XVIIL Auf den Antrag, daß dem. nähften Provinzial: . 
Landtage Vorſchlage zu den in dem Schleſiſchen Wege-Bau⸗ 
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ten, eröffnen Wir Unfern getrenen Ständen, daß bereits ein Ent; 
wurf einer neuen allgemeinen Wegeordnung, die Ihrem Zwecke 


nach, unter Vorbehalt der beſonderen lokalen Beſtimmungen fuͤt 


die Proyinzlals oder Loufal Keglements, nus die allgemeinen 


Regeln und Vorſchriften für diefe Materie enthalten, und alſo 
das Allgemeine Landrecht Theil II. Tit. i5. Abſchnitt I. emen⸗ 
diren, ergaͤnzen und theilweiſe abändern “wird, zur Prüfung 
vorliegt, und derfelbe je nachdem eins oder das andere zweck 


maͤßiger und ſchneller zum Ziele fuͤhren wird, entweder bei Reviſion 


des Allgemeinen Landrechts (ad Theil II. Tier. ıs: Abſchnitt I.) 
oder ſchon vorher beſonders, zur Sanktlon befoͤrdert werden 
ſoll. Sobald diefes -vorangegangen, . mird. es allerdings an der, 
Zeit. fein, die vorhandenen. Provinzlals: und Lokal» Weges Otd⸗ 
nungen, in jeder Provinz befonders elner Reviſion und Pr, 


fung zu Unterwerfen, um theils die durch Lokalitaͤt und Pto— 


vinzial⸗Verfaſſung fernerhin motipirten Abweichungen vom Als 


gemeinen Landrecht, theils Die noͤthig bleibenden ſpezlellen Vor⸗ 
ſchriften ſeſtzuſtellen, und ſoll demnach alsdaun nicht Anſtand 
genommen werden, die Angelegenheit mittelft eines heſondern 
Proponendi an den dortigen Provinzial; Landtag zu bringen. 
XIX. Abbuͤlfe mehrerer bei den bergamtlichen Berhältniffen hervor⸗ 
getretenen Uebel. 
| XIX. ‚Die von Unſern getreuen Ständen Uns eingerelchte 
Petition, um Abſtellung mehrerer in den bergamtlichen Ver— 


haͤltniſſen hervortretenden Uebelſtaͤnde haben Wir pruͤfen und- 
uͤber die. Reſultate der: desfallſigen Erdrterungen Uns von In 


ſerm Staats -Miniſterio Bericht erſtatten laſſen. 


Hiernach koͤnnen Wir Unſre getreuen Anne in — 
auf den 
ıften Gegenftand der Beſchwerde, wegen des den Ge⸗ 
werken angeblich durch die bergamtlichen Behoͤrden ent 
zogenen Rechtes zur Anſtellung der Schichtmeiſter, nur 
‚auf die darüber im Allgemeinen Landrecht Theil H, Tit. 
16, $$. 310—313. ‚enthaltenen Vorſchriften zurück vermels 
fen. Da in diefer Geſetzesſtelle ſowohl das Recht ber 
bergamtlichen Behörden, als die Pflichten und Beſugniſſe 


Reglement erforderlichen. Abdnberungen — werden — 
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der Gewerte, bei Anftellung- der Sqigtmeiſter auf den 


| —— und Huͤttenwerken beruͤckſichtigt worden, ſo kann 


Den. 


auch den Behörden die Ihnen gefeglich zugewleſene Bes 
Kätigung der Wahl der Schichtmeifter fo wenig entzo⸗ 
gen, als den Gewerken die Beſugniß zur willkahrli⸗ 
Men. Dienftentfegung  berjelben eingeräumt. werden, 


aten Gegenſtand, die Vereinfachung des Rechnungsweſens 
anlangend, ſo iſt Uns allerunterthaͤnigſt berichtet worden, 
daß bei dem Gruben- und Huͤtten⸗Haushalt ſeither zwei 
Rechnungs⸗Methoden in. Anwendung getreten find, je 


- nachdem entweder monatliche oder vierteljährige fpezielle 


Pr 


Rechnungs » Abfchnitte gefertigt, nnd demnähft eine ger 
nerelle Sahres Rechnung gelegt, oder monatlich nur Rech⸗ 


nungs⸗Extrakte und dann Ipezlelle Jahres, Rechnungen 


gefertigt worden, wovon Szene die Altere, diefe. die neuere 
Form if. | 

Da nun. feine Gewerkſchaft gezwungen iſt, gerade die 
Ältere ader neuere RechnungsForm ihrem Gruben, und 


- Hütten: Haushalt zum Grunde zu legen; eine von beiden 


aber, bis eine dritte beſſere ausgemittelt worden, fowehl 
wegen der Zebnt; Abgabe an den Staat, als wegen der 
Abrechnung unter den Gewerken, - gewählt werden muß; 
fo iſt diefer Gegenftand Hier zur Entfcheldung nicht geeig⸗ 
net, fondern es werden die Gewerke deshalb ihre näheren 
Anträge bei dem Ober⸗Berg⸗Amte und Unferm Mint 


ſter des. Innern zu machen haben. 


Was den 
zten Punkt der Beſchwerde betrifft: 
„daß nicht der volle Theil der Einnahme von den zur 
„Erhaltung der Kichen und Schulen da, wo ber 
„Bergbau betrieben wird, gejeglih beftimmten Zreis 
„Kuren zu diefem Zwecke verwendet wird“ 
fo behalten Wir Uns die definitive Beſcheidung auf dies 
fen Theil der Beſchwerde noch vor, weil über diefen Ges 
genftand Verhandlungen zwiſchen Unſern Miniftern der 
Geiſtlichen- und Ilnterrichtss Angelegenheiten, des Innern 
und der Juſtiz objchweben, deren Reſultat Wir zu Uns 
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ſerer weiteren Entſchlleßung⸗ — ſehen. Fuͤr den Fall 


jedoch, daß den Beſchwerden durch die-dereinft zu gewaͤr⸗ 
tigende Beſcheidung Feine hinreichende Erledigung zu Theil 


werden follte, wollen Wir hiermit im Voraus beftimmen, 


daß es den Gemwerfen, melde fi) durch das gerügte Vers 
fahren bei Verwendung jener Freis Kure beeinträchtigt 
halten, geftattet bleiben fol, ihre Anfpräge aufden Wege 
Rechtens zu verfolgen: 

Der Ä 
ste Antrag der Stände: 

‚daß in Eoflifionsfällen "des Seundbeſbere mit — 
Fremden, ee ſei Muther oder Schurfer, mehr zum 
„Vortheil des Erſtern als des Letzteren entſchleden wer⸗ 

„den moͤge“ 

iſt in feiner allgemeinen Faffuug zu — und kaun 
deshalb Feine Beruͤckſichtligung finden. Die Landes; Ge 
fee beffimmen für den Grundbefiger die Entſchaͤdigung 
für die Oberfläche, ferner die Frei: Kure und das Recht 
des Mit Baues auf die Hälfte, Hierdurch iſt derfelbe In 
Schlefien bereits mehr als In allen andern Provinzen 
begünftiget. 
Der 

Hte Antrag, die Belehnungen zu fufpendiren, im galt eis 
nes dagegen erhobenen Widerſpruchs, iſt als überfläffig 
erſchienen, weil da, wo eim rechtlich "begründeter Wider⸗ 
fpruch gegen die nachgeſuchte Belehnung hervortritt, die 
Eroͤrterung deſſelben, mit Suſpenſion der Belehnung je— 
derzeit zum Rechtsvetfahren verrotefen wird. Wo aber 
der Widerfpruch grundlos, und der Titel zur Ermwerbung 
des Dergwerks , Eigenthum Elar nachgemiefen iſt, da kann 
ohne Mechts s Verlegung des Muthers die Ausfertigung 
einer Belehnung nicht verzögert werden, vielmehr muß fie 


unbefchadet der Rechte eines Dritten, wie vorkommenden 


Falls ſtets ausdräctih bemerkt wird, vollzogen werden. 


Das endlih fernerweit die Beſchwerden und Anträge der 


Stände 
zu 3, 4, 1, 6 und 10 betrifft: fo haben Wir nad) darı 
Über vernommenen Vortrage, den Miniſter des Innern 
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in einer von der Ober⸗Berg⸗ Hauptmannfchaft verfaßten 
beſonderen Schrift zufammenftellen, und mit den Uns 
vorgetragenen Einwendungen ‚und Erörterungen dieſer Bes 
hörde- auf jene Anträge und Beſchwerden verfehen zu 

/ Laffen. Indem Wir Unſere, getreuen Stände daher bes 
—zlehungsweiſe mit Mehrerem auf den Inhalt diefer dem 
Landtags Abichtede unter Litt. D. als Betlage belgeſuͤg⸗ 
ten Schriſt verweifen, wollen Wir denfelben jedoch übers 


laffen, Falls fie zur Rechtfertigung Ihrer Angaben auf 


die denjelben darin entgegengefteilten Einwendungen etwas 
anzuführen haben, ſolches auf dem naͤchſten Provinzial; 
Landtage näher OR, vorzutragen. 


XX. Modifntkation der Geſinde / Ordnung. 


XX. Auf die Antraͤge wegen Modifikatlon der Geſinde⸗ 


Ordnung vom _$. November 1810 wollen Wir hiermit geneh⸗ 
migen, daß, da man in Schleſien auch nach Publikation dieſes 
Geſetzes der Beſtimmung F. 43. deſſelben ungeachtet allgemein 


be dem fruͤher uͤblichen Abzugstermine fuͤr das laͤndliche Ge⸗ 


finde, nemlich den 2. Januar, verblieben iſt, es. daſelbſt noch 


ſerner, ſobald ein Anderes Im Mieths Coutrakt nicht — 


worden, fein Bewenden haben ſoll. 


Wir haben demnach befohlen, daß die — Be⸗ 
ſtimmung durch die Amtsblaͤtter bekannt gemacht werde, und 
behalten Uns vor, auf- die uͤbrigen Anträge nach der Neviflon 
des Allgemeinen Landrechts Unſere getreuen Stände mit wel⸗ 
| terer a zu a 


XXI, Emanirung Hi Verordnung wegen Benupung der Ge⸗ 


er zur Bemwäflerung. 
- XXI, Endlich eröffnen Wir Unfern getreuen Ständen, 


daß die erbetene Verordnung wegen Benußung ber Gemäfler 
zur Bewaͤſſerung vorbereitet und binnen Kurzem erfolgen wird, 


Zu Urkund Unſerer vorſtehenden, gnaͤdigſten Beſcheldung 
haben Wir den gegenwärtigen Landtags/ Abſchied ausfertigen 


| get 
‚ beauftragt, die darin ‚gun Sprache gebrachten Gegenflände 


* 


| z0n 
laſſen und Allerhochſt Selbſt vollzogen, und: blelden Unſern [2 | 
treuen Ständen in Gnaden gewogen, | 
Gegeben zu Berlin, am 2. Sunt 1827. 
(LS) ° Friedrich witsetm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. Gr, ». Lottum. Gr. 


v. Bernſtorff. v. Hake. Gr v. Dandelman, 
— v. Motz. 
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2. ’ 


Landtage Abſchied 
— 
die Saͤchſiſchen Pa vinglal⸗Staͤnde. 


—— 


Wir Friedrich Wilhelm, von, Gottes Gnaden König 
von Preußen ꝛc. entbleten Linfern zum Saͤchſiſchen Provinzial 
Landtage verfarnmelt geivefenen getreuen Gratin —— gnaͤ⸗ 
digen Gruß. 

Aus den von Unſern getreuen Ständen une eingerelch⸗ 
ten Schriften- ſowohl, als aus den von Unſerm Landtages 
Kommiffario Uns erftatteten Anzeigen haben Wir entnommen, 
daß diefelben mit lobenswerther Theilnahme und Gruͤndlichkeit 
fih der Behandlung der Landtags; Angelegenheiten unterzogen, 
dabei allenthalben die treuefte Gefinnung für Uns und Unfer 
Haus, für den Staat und die Provinz bewährt, auch unge 
ftörte Eintracht zwiſchen den verfchtedenen Ständen erhalten 
haben. Wir geben ihnen hierüber Unſer Landesvaͤterllches 
Mohlgefallen zu erkennen, und verboffen mit Zuverficht, daß, 
‚fo wie der erſte Provinzial: Landtag auf die engere MWerbin 
dung der Provinzial, Theile unter einander und der, Provinz 
mit dem Staate bereits’ feegenreiche Wirkungen geäußert hat, 
alfo auch in Zukunft bei weiterer Ausbildung der Inſtitutlon 
diefe Wirkungen fortwährend erfichtlih fein und Immer deut, 
licher und erfrenlicher hervortreten werden. 

Machdem mehrere aufhältliche Eroͤrterungen naginehro he 
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endigt find, feier Wir Unfern  getrenen Stränden anf ihre 
vitſchledenen Gutachten und Anträge folgende en 


S 1J. 
Die dem Landtage zur Betathung oorheletten Sebenſande 
betreffend. 


die im n Srfike vom 27. Mär, 1824 €. A. 16. Mebehaltene Ver⸗ 
odordnung betreffend. 


ı) Den der Schrift Unſerer getreuen Stände vom ar. 
„November ig25 beigefügten’ Entwurf zu der Im Geſetze vom 
27. Märy 1824 vorbehaltenen Metordnung haben Wir, nad 
der Mehrzahl der datin enthaltenen Vorſchlaͤge, zweckmaͤßig ge⸗ 
funden, und die darnach aus gefertigte Verordnung, welche dem⸗ 
naͤchſt, ſo mie fie in beglaubter Abſchrift beifolge, in der Ge⸗ 
ſetz Sammlung öffentlich Hefannnt gemacht werden wird, vollzogen, 
In Hinfiht der von Uns nicht genehmiaten oder doch 
mobifizieten Vorfchläge ertheilen Wir Unſern getreuen Ständen 
folgende Refolutionen: 
| ad.art. 2b. sd. 
a) Da die Stadt Debisfelde zum Fuͤrſtenthum Halberſtadt 
gehört, fo ift fie aus dem Verzeichniſſe der kollektiv mähs 
lenden Städte des Magdeburgfchen Bezirks megzulaffen . 
geweſen, und tritt den mit einer Kollektiv, Stimme ver, 
ſehenen Staͤdten des Halberſtaͤbtſchen Bejirks bei, 


ad art. 3. 


b): Den am Schluß dieſes Artikels. vworgefchlagenen Vorbes j 
EI halt wegen der den Stifte; und Klofter Gütern und Dos 
mainen Ay ertheilenden Nitterguts; Qualität, "haben Wir 

zwar, da er micht nothwendig ift, im die Verodnung nicht 
aufnehmen laſſen, werden aber auch ohne denfelben den 
dajqu geeigneten Gütern auf diesfallfigen Antrag und nad 

Befund ber — dleſe Qualitaͤt zu — genelgt 


ER 
ad: ‚art, 4, 
» Haben Bir, xben f- wie 
| aad art. 6. 


des —— das — der ale mit den 


Wahl: Rommiffarien für nothwendig erachtet, um meltere 

Unterſuchungen "über die Aualifitation der Abgeordneten 
der Städte und ‚Sandgemeinden nicht für erforderlich zu 
erklären. 

.d) Den art. 5. Haben Wie nicht aufnehmen laſſen, da der 

Grundbeſitz in allen Ständen als nothwendiges Erfor— 

derniß zur Waͤhlbarkeit angeſehen werden muß. 


ad art, 8. des Entwurfs 


€) haben Wir den Antrag Unſerer getreuen Stände zu ge⸗ 
nehmigen Auftand genommen, ‚weil ein großes um mehr 
als ein Drittheil durch Parzellirung vermindertes Gut 

noch immer größer und zur Thellnahme an der Bitter 
fchaft geeigneter fein kann, als mehrere der kleinern ges 
genmoärtig dazu befähigenden Nittergäter, Wir auch eine 
vielleicht duch die Umftände gebotene Pargellirung auf 
diefe Weife zu verpoͤnen Bedenken gefunden haben. 

Wir haben daher art, 7. der Verordnung die erfor, 
derlihe Feſtſetzung nad Analogie deſſen getroffen, was 
deshalb für die Marken und für FAME von Uns 
beftimme worden ift. 


ad art. i5. 


- D Den Mitgliedern der Ritterſchaft und den Bezirkewaͤh⸗ 
lern der kollektiv waͤhlenden Staͤdte und Landgemeinden 
bei den vorzunehmenden Wahlen, Diäten und Reilſekoſten 

auszuſetzen, haben Wir Bedenken gefunden, da die Mit, 
glieder der Nitterfchafe zu den Wahltagen in Ausübung 
ihres eigenen echtes reifen, und deshalb. Feine Entſchaͤ⸗ 
digung fordern können, die von Städten und Landgemelis 
den abzufendenden Bezirkswaͤhler aber fih mit der nad 
der Orts⸗Obſervanz für. Beforgung ähnlicher Aufträge 
üblichen oder durch Vereinigung mit den betheiligten Ger 
melnden zu beftimmenden Entfhädigung begnügen: werden, 

8) Was die Laͤndtags-Koſten anlangt, fo koͤnnen Wir auf 
das Geſuch Unferer getreuen Stände, folhe auf Unſere 
Staats; Kaffen zu Übernehmen, nicht eingehen; vielmehr 
muß die Provinz Sachfen, glelich den übrigen, die Koften 

und zwar dergeftalt aufbringen „daß jeder Stand in fid 

die 
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die. Entfhädigung feiner Deputirten zu. berichtigen Bat. 
‚ Die allgemeinen Koften des. Landtags, an Baukoſten, 
Düreau : Bedürfniffen, Utenfilien ac. follen nach demfelben 
Berhälenife, nemlih nach der Anzahl - der von jedem 
Stande erwählten Deputirten, auf die verfchledenen Stände 
vertheilt, und mit den Tagegeldern und zu⸗ 
gleich aufgebracht werden. 
Da jedoch angefuͤhrt worden. iſt, daß in den an Uns 
fere, Monarchie übergegangenen Theilen der ehemals Saͤch— 
ſiſchen Erblande, nicht minder in den Stiftern Merfes 
burg und Naumburg s Zeig gewiffe Steuern ausdrücklich 
für die Landtagss und BStifttagsfoften und andere ders 
> gleihen Bedürfniffe bewilligt worden felen, ſo haben Wie 
Unjern Finanz; Minifter beauftragt, unterfuchen zu laffen, 
wie viel hiervon wirklich auf die Land; und Stiftstage 
verwandt worden, und werden den hiernach ausgemittels 
‚ ten Betrag von den Steuern der gedachten Landesthelle 
abſetzen laſſen. 

Was die andern Landestheile anlangt, in welchen ehe⸗ 
mals zu den Landtagskoften gewiffe Beiträge aus Staats; 
Kaflen geleiftee wurden, fo werden Unſere getreuen Stände 
fi) felbft beſcheiden, daß die jeßige provinzial: ſtaͤndiſche 
Verfaflung ein ganz verändertes Inſtitut mit andern 
Zwecken und Verbältniffen bilder , und daß jener älter, 
größtentheils bereits ‚vorlängft erlofchenen Verhältniffe mes 
gen, der Provinz Sachſen ein Vorzug vor allen übrigen 
nicht zugeftanden werden kann. 

Wir beauftragen Unfern Landtags» Kommiffarlus, nach 
den oben ausgeſprochenen Srundfägen die bei- dem erften 
Landtage erwachfenen Koften auf die verfchledenen Stände 
zu vertheilen, und ſolche nad) der bei jedem üblichen Res 

 partitionsart aufbringen, aus dem Ertrag aber die Bes 
theiligten befriedigen zu laflen. 

Sollten über die Repartition Zweifel obwalten, fo ers 
warten Wir vom fünftigen Landtage beftimmte Anträge 
über das bei jedem Stande in fich anzunehmende Vers 
theilungs Prinzip, und bleibt hieruach die künftige Aus— 
gleihung vorbehalten, ohne daß jedoch die EM 

Annalen. Heft il. 1827. » 
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ſelbſt nach den vorlaufig von Unſerm Rommiffaete feftzus 

fiellenden Grundfägen deshalb aufgehalten werden darf. 

In Zukunft iſt von den Kreisftänden dafür zu fors 
gen, daß der Betrag der präjumtiv erforderlihen Koften 
von jedem Stande vor der Abhaltung des Provinzials 
Landtags von der Nitterfchaft beſchafft und von Städten 
und Landgemeinden auf die Gemeinde, Kaffen angewie⸗ 
fen, demmächft aber bei der Haupt; Kafle der Regierung 
zu Merfeburg deponirt, und zur Dispofition Unſeres 

RKonmmiſſarli, Behufs der nöthigen Zahlungen, geftellt 
werde, Ueber die Verwendung diefer Fonds wird dem 
Provinzial; Landtage Rechnung abgelegt. 

Was biernächft die auf den Gegenftand ſich — be⸗ 
ziehenden, in der Schrift vom ar. November v. J. ents 
haltenen Anträge anlangt, fo laflen Wir 

h) Unfern Landtages Kommiffartus anmeifen, kuͤnftighin bei 
den Wahlen der Nitterfhaft eine Vertretung der Ehes 
frauen und unter Kuratel Stehenden duch Ehemänner und 
Vormuͤnder, dem Antrage Unferer getreuen Stände ge⸗ 
maͤß, nicht zu geſtatten. 

i) Auf den Wunſch der Mehrzahl der Ritterſchaft, den 
Stand der Praͤlaten, Grafen und Herten mit dem der 
Ritterſchaft zu verbinden, koͤnnen Wir, da er dem Gefege 
tolderfpriche, Feine Ruͤckſicht nehmen, Endlich 

" "k) werden Wir, dem Wunfche der Stände gemäß, bie Eünfs 
tigen Verfammlungen derfelden erft In der zweiten Haͤlfte 
des Monats Oktober eroͤffnen laſſen. 

Kommunal-Landtage. 

2) Was die im Geſetze vom 27. Maͤrz 1824 $. 57. nad 
gelafienen Kommunal; Landtage anlangt, fo haben zwar Linfere 
getreuen Stände Vorſchlaͤge zur Erlaffung einer diesfälligen 
Verordnung gethan, jedoch felbft darauf angetragen, folche nicht 
fofgre ins Leben treten zu laſſen. 

Wir genehmigen allerdings nach der in der Schrift vom 
15. November 1925 enthaltenen gründlichen Auseinanderfegung 
der dort beftehenden Verhaͤltniſſe die diefem letztern Antrage 
zum Grunde llegende Anſicht, daß diefe Verhältniffe nicht von 
der Art find, um die Koften und Weitläuftigkelten befonderer 
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Kormunal s Landtage, Ar welche ohnehin. erft Bairı aus. [ehr 
verfhledenen, vorher. nicht: verbunden. geweſenen DBeftandtheilen 
gebildet werden: müßten, .:zu rechtfertigen... Da nun auch eine 
folhe Bildung. neuer Bezirke außerhalb Unſerer durch das Ges 
feß ausgefprochenen Abſichten liegt, fo geben Wir der Beftätis 
gung jenes Entwurfs: Anftand, werden jedoch Unſern Provins 


zlals Ständen felbft, oder. den auf derem Verſammlung ſich eins ⸗ 


findenden Deputirten aus den bethelligten Landestheilen, gern 
jede den Verhaͤltniſſen -entfprehende Theilnahme an den hierzu: 
geeigneten Inſtituten nach den deshalb: kuͤnftig Uns zu eroͤff⸗ 
nenden Vorſchlaͤgen einraͤumen, wodurch dann der Zweck auf 
einfachere -umd leichtere Art, als durch beſondere erſt zu bil⸗ 
dende Kommunagl / Landtage zu erreichen, ſein wird. Die mei⸗ 
ſten der in der gedachten Schrift aufgefuͤhrten Gegenſtaͤnde 
elgnen ſich, wie Unfete ‚getreuen Stände richtig: bemerken, zum 
Behandlung - auf: Kreistagen oder Konventen der bei der Ans 
gelegenheit allein berheiligten Stände;  :- 2 - 

In Detreff: der Feuer ⸗Soßletaͤts Angelegenheiten werden 
Wir Unſern Ständen künftig diejenigen Nachrichten: vorlegen 
laſſen, welche: erforderlich. fein werden, um fie zur Eröffnung 
beftimmter Vorſchlaͤge uͤber dieſe it in. den: Stand, 
ke —— 

| Rirtdiase: 

. 3) Su’ Betreff der. für die Provinz — in Antrag 
gebrachten Kreisordnung „haben Wir bei’ der. zwiſchen Unſern 
Ständen ſtreitig gebliebenen Frage: ob die Gutsbeſitzer pers 
fonli oder durch Deputirte auf. den Kreis» Verfammlungen 
erfheinen follen? in Betrachtung «gezogen, daß biefelben, im 
foweit fie fich zelther, oder früher im Beſitze des Rechts, auf 
derglelchen Verſammlungen perfönlich zu erfcheinen, befunden, 
dabei um fo unbedenklicher gefhüst werden koͤnnen und müfs 
fen, als es bei der jedem Stande geflatteten Abgabe eines 
Separat; Boti und der ihm hierdurch gefisherten Wahrnehmung 
feines befonderen Intereſſe auf das Zahlenperhaͤltniß der Des 
putirten der verfchledenen Stände nicht ankommen kann. 

Hiernach haben Wir. das Möthige in die In beglaubter ' 
Abſchrift Hier angefchloffene Kreis» Ordnung, welche durch die 
Geſetzſammlung publizire werden fol, an laſſen, jedoch 

. 2 
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den Gutsbeſitzern, wenwthte Zahl in elnem Kretſe zu groß iſt, 
und fielen daher zur Vermeidung zu: zahlreicher: Verſammlun⸗ 
gen vorziehen, ſich durch eine: Deputation aus ihrer Mitte vers 
testen zu laſſen, eine ſolche zu ernennen geſtattet. 

2... Betreff der; Zahl der Deputitten der ‚Landgemeinden 
beendet es bei dan, was: deshalb In: den Kreis: Ordnungen 
für die Marken und-Pommera verordrrer: ifl. 

Eben fo haben Wir’ es, was die Qualififation und Wahl 
der Abgeotdnetentüder Städte und Landgemeiden anlangt, bei 
den in gedachten Geſetzen enchaltenen Vorſchriſten bewenden 
laſſen, da die Krelsſtaͤnde nur uͤber Verwaltungs/ Angelegen⸗ 
helten ſich zu erklaͤren haben, und es daher. für. das Jutereſſe 
der berheiligten Stände: erforderlich iſt, Ihre Nepräfentanten aus 
denjenigen Perſonen zu entnehmen, bei; weichen die beite Kennt; 
niß von Verwaltungs-Geſchaͤften vorausgefeßt werden muß. 
Were des ‚von den Abgeordneten des Ziefarjchen 
Kreiles gefchehenen befondern Antrages: „ungeachtet feiner Vers 
ernlgang mit dem erſten Jerichowſchen Kreife in Beziehung 
auf die Kreisftändiihen Werhältniffe eine befondern Kreis zu 
Bilden, “::muß es zwar bei der allgemeinen Beſtimmung, ‚daß 
die Landraͤthlichen Kreiſe die Bezirke ver. Kreisftände bilden, 
fein Bewenden behalten. Syn fofern jedoch dortjelbft noch Kom— 
munal; Gegenftände aus’ den früheren Kreis; Verbande abzus 
wickeln find, wird dein Gutsbefigern und Deputirten des ehe— 
maäligen Zrefarfchen Kreifes nach $. 18. .der: Kreis; Ordnung eine 
befondere Zufammenkunft zu halten unbenommen bleiben, wobei 
Wir denfelben überlaffen, ihre Anfprüche auf Diäten Zahlung 
| Bi Den Behörden geltend zu machen, 

Die Städte-DOrdnung. 

4) Wegen Einführung einer Städte» Ordnung in der 
Provinz Sachſen und der dabei etwa nothwendigen Mobdifikas 
tionen des Geſetzes vom 19. März 1908 "werden Wir, wenn 
ſaͤmmtliche Erklärungen der Stände Unferer andern Provinzen 
über diefes wichtige Fundamental; Gefeß beifammen find, Ents 
ſchlleßung faflen, und dabei dasjenige, was von Unſern Säd: 
ſiſchen Provinzialftänden geäußert worden iſt, in fo weit es 
mie den ——— Grundſaͤtzen vereinbar iſt, MEERE 
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Sändlteferung. 

5) Die Erklärung Unferer getreuen Stäbe ‚über de ib 
nen angebotene Landlieferung von Roggen und Hafer zur Mis 
litair : Verpflegung, wonach fie folche ablehnen, haben Wir ans. 
genommen. Unſer Kriegs s Wintfter- wird aber, wie zeither, ims 
mer bereitwillig fein, : bei den Anfchaffungen zur Verſorgung 
der Armee das Intereſſe der Provinz möglichft zu, berückfichtigen. 


Wolbfungs- Drdnung für die zum ehemaligen Königreiche Weſtpha⸗ 
en 30. gehoͤrig geweſenen Landestheile- - .- 


6) — die Abloͤſung der Reallaſten in den zum cher 
maligen Königreiche Weftphalen, dem Großherzogthum Berg 
und zu, Frankreich gehoͤrig geweſenen Landestheilen haben Wir 
noch das Gutachten der Stände. in den andern betheiligten - 
Provinzen erfordert, amd werden, nachdem foldes eingegangen, 
weitere Entfchliegung faffen, hierbei auch. die von Unſern Saͤch— 
ſiſchen Provinzial; Ständen gemachten Bemerkungen in Ermäs 
gung ziehn. Ä 

Ueber die bet dieſer Gelegenheit —— den verſchiedenen 
betheiligten Staͤnden bewahrte Eintracht und gute Geſinnung 
geben Wir ihnen Unſern beſondern Beifall zu erkennen. 

Beſteuerung der Tandwirthfchaftlichen Produkte... 

7) Dur Unſere KabinetssDrdre vom 9. December v. 
IJ., welche durch die, Sefekfammlung publiziert worden iſt, ba: 
ben Wir die Guͤltigkeit der Erhebungs, Rolle vom 19. N 
vember 1824, . den dermaligen Zeitumftänden gemäß, bis zum 
Ende des laufenden Jahres verlängert. ... Bei Enftiger Ent 
ſchließung über den Gegenftand, bei welcher. die, Anträge der 
Stände ſaͤmmtlicher Provinzen geprüft: und unter. einander ver; 
glichen werden ſollen, werden Wir auch die Wuͤnſche Unferer 
getreuen Saͤchſiſchen Stände in fo weit berückfichtigen, „als fie 
mit dem Intereſſe des Ganzen zu vereinbaren. find. 

Dem Auteage auf. Firation oder, Herabſetzung der. Brannts 
weinfabrlkations Steuer : in, der ‚Provinz Sachſen kann aber, 
da er mit dem Steuer: Syftem überhaupt. und dem freien 
Verkehr der Provinzen. unter einander nicht vwereinbarkih,,ifk, 
nicht ſtatt gegeben werden, wogegen ber Uns vorgetragene 
Wunſch, auf den ins Ausland. gehenden tnländifhen. Branut—⸗ 
wein nach Maaßgabe. feines Alkoholgehalts eine ausreichende 


Steuer s Vergütung zu gewähren, durch Die demfelben - enffpres 
chende, von Unferm Finanz Minifter bereits getroffeng Verfu⸗ 
gung vollkommen erledigt worden iſt. 

Endlich können Wir zwar auf die in "Antrag ‚gebrachte 
Aufhebung der Beſteuerung "der Tabadss Pflanzungen: in der 
gebetenen Maaße für jest nicht eingehen, werden jedoch auch 
ferner, wie es bereits ‘durch die. Verordnung vom 9. Januar 
1822 gefhehen, auf die möglichfte Erleichterung der. Produzenten 
bel der Erhebung dlefer Steuer Bedacht nehmen. 

Vergütung des sur — von Viebſeuchen getbdteten 


8) Bet den ferneren Berathungen über ben Geſetzes⸗Ent⸗ 
wurf, die Verguͤtung des zu Unterdruͤckung anſteckender Krank 
hetiten getoͤdteten Viehes betreffend, ſoll die von Unſern getreuen 


Ständen uͤber dieſen Gegenſtand geaͤußerte gutachtliche Meb— | 


nung in naͤhere Erwägung gezogen werden. 
Bürgerliche Verhaͤltniſſe der Suben, 
Nicht minder wird 


9) ihre Erklärung uͤber Feſtſtelung der burgerlichen Bu 


haͤltniſſe der Juden bei der aligemeinen Beſtimmung über. die 
ſen Gegenſtand nicht unerwogen bleiben.. 
Feuer⸗Verſicherung der Kirchen Gebäude. 

10) Mas die von den Kirchens und Glockenthurm /Ge⸗ 
bäuden in der Provinz Sachſen zu entrichtenden‘ Feuer » © 
zietätss Beiträge anlangt, fo ertheilen Wir. zu der in Vorſchlag 
gebrachten Abänderung der bisherigen geſetzlichen Beftimmungen 
dahin Unfere Genehmigung, daß diefe Beiträge einftweilen, und 
bis durch die bevorſtehende Reviſion des Feuer ; Soyletäts «We: 
ſens -und- der diesfälligen ‚einzelnen Neglements allgemein ver 
befferte "Einrichtungen. werden: getroffen fein, im Werhältniß mit 
der, durch die Erfahrung bewiefenen geringeren Feuergefaͤhrlich⸗ 
keit diefer ‚Gebäude zu vermindern find, in: der Art, daß bel 
den im Verbande der Feuer, Sopietät des Herzogthums 
Sachſen fi befindenden Kirchen- und Thurms Gebäuden, 
nach Maaßgabe der hierüber. bereits angeftellten Ermittelungen, 
von der nächften Arsfchreibung ab nur ein Fuͤnftheil der 
zu Aufbringung der Brand Vergütungen: nach dem. Aflekurany 
werthe von den übrigen Geſellſchafts s Mitgliedern zu leiftenden 
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Belträge eingefordert werden foll. Wegen ber diesfälligen Vers 
hältniffe bei der Magdeburger Hädtifchen, der Halber⸗ 
ftädter fädeifchen und der Halberftädtfhen Lands 
Feuer⸗Soztetät fol aber zunsrderft von den Minifterien 
der Geiſtlichen .c: Angelegenheiten und des Innern und ber 
Polizei nähere Erörterung veranlaßt, und nad den diesfälligen ', 
Ergebniffen Beftimmung getroffen werden. Was die bei der 
Magdeburger Land-Feuer⸗Sozietät, bei der Hals 
berfiädter ritterfhaftlihen und bei der Feuer⸗So— 
zietät des platten Landes der Grafſchaft Hohen 
fein verfiherten Kirchen betrifft, fo fol mit den Direftorals 
Behörden derfelben über die zur Erleichterung der Kirchen: Yes 
rarien nach gleichem Prinzip vorläufig und bis zur Fünftigen 
definitiven Geftaltung dieſer Soyietäten feftzuftellenden Bedin⸗ 
gungen durch die Befagten Minifterien verhandelt, und das weis 
tere nach. den Hierbei -zu erlangenden Nefultaten feftgefegt mwers 
ben. So mie es fich ‚Hierbei jederzeit verffeht, daß, wo nicht 
bereits die Ziwangss Verbindlichkeit zum Beitritt für die Kies 
hen feftftehet, folhe nicht angenommen werden kann, fo vers 
bleibt es Übrigens wegen der Beſtimmung der Affefurany Sums 
me, bei den bisherigen gefeglichen Worfchriften, und nur mit 
der Befchränfung, daß die Gebäude nicht über dem ‚gemeinen 
Werth hinaus abgeſchaͤtzt werden duͤrfen. 

Taubſtummen-Anſtalt. 

Auf die Erklaͤrung Unſerer getreuen Stände in Be 
treff einer für die Provinz zu errichtenden Taubftummenlnters 
riches s Anftalt, haben Wir angeordnet, daß die Anzahl der in 
einem unterrichtsfählgen Alter ftehenden Taubſtummen genau 
ermittelt, auch das KoftensErforderniß für ein oder. mehrere 
Taubftummen ; Snftitute feftgefegt werde, und erden kuͤnftig 
dem Landtage die diesfallſigen Verhandlungen zur Berathung 
uͤber die zu treffende Einrichtung und uͤber die Beſchaffung der 
erforderlichen Fonds vorlegen laſſen. 

Irren⸗Heill⸗Anſtalt. 
2) Auf. die Anträge Unferer getreuen Stände In. Betreff 
der zur Fuͤrſorge für die — zu treffenden Ein⸗ 
ae vor Bir 
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a) die, erfolgte ftändifche Wahl des von Muͤnchhauſen auf 
Althaus sLeigfau und des Ober⸗ — — zu 
Magdeburg, als Deputirte, 
ſo wie 
des Landraths Baron von Steinaͤcker zu Calbe und des 
Kaufmanns Morgenſtern zu Magdeburg, als Stellvertre⸗ 
ter der Erſteren, | 
Behufs der wegen Aufftellung des Plans x. zu den künftig 
einzurichtenden Seren s Anftalten ‚nieterzufeßenden Kommiffion 
beftätigt, auch | 
b) genehmigt, daß vorläufig und bis die beabfichttgten neuen 
Einrichtungen in Wirkſamkeit treten können,‘ die Koften, 
welche die Heilung oder” Aufbewahrung unvermögender 
geiftesfranker Perfonen. veranlaffen, fernerhin nicht von 
den betreffenden, bisher dazu verpflichteten Kommunen 
aufgebracht, fondern nach der Beftimmung der hierzu er⸗ 
maͤchtigten Kreistage auf den geſammten Kreis verthellt 
werden. Dieſe Verthellung fol aber, da für die in das 
Inſtitut zu Zeig nad) der gegenwärtigen Einrichtung aufs 
genommenen unvermögenden Geifteskranfen befondere Kos 
ften nicht‘ gefordert werden, vielmehr die Unterhaltung 
derfelben durch die von früherer Zeit her normirten Pros 
vinzlal⸗ Beitraͤge gedeckt wird, nur wegen derjenigen, die 
nicht in dieſe Kathegorle gehoͤren, eintreten. Uebrigens 
ſoll es keinen Unterſchied machen, ob ſolche Perſonen in 
Inſtituten, die der Provinz Sachſen gehören, oder in 
andern untergebracht find und verpflegt werden muͤſſen. 
Hiernach Haben Wir Unferm Mintfter für die Geiftlichen;, 
Unterrihtes und Medizinal; Angelegenheiten bereits mit Ans 
weifung verfehen. 
Geſchlechts-Vormundſchaft. 

13) Dem Antrage Unſerer getreuen Staͤnde wegen Auf— 
hebung der in dem dieſſelts der Elbe gelegenen Theile des Her 
zogthums Magdeburg noch beftehenden Gefchlechts. Vormunds 
haft, haben Wir durch Unſere unterm 22. Januar 1926 ev, 
laffene und durch die Geſetzſammlung publizirte Berocinang 
entſprochen. 
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II. 
Die, dom Landtage angebrachten Petitionen Seen. 


A. Gegenftände der Innern Verwaltung. . 


Gemeinde: Ordnung für. das platte-Land. 

1) Wegen der in Antrag gebrachten Erlaffung. einer Ges 
meinde» Ordnung für das platte Land, muͤſſen Wir Uns, bei 
der großen Wichtigkeit und Schwierigkeit eines ſolchen Gefeges, 
weitere Entſchließung lediglich vorbehalten. Da aber immittelſt 
jedenfalls die durch die wieder aufgehobene Geſetzgedung des 
erloſchenen Koͤnigreichs Weſtphalen geſtoͤrten Verhaͤltniſſe der 
Ritterguter und Landgemeinden in den dieſer Geſetzgebung ums 
terworfen geweſenen Landestheilen. einer Regulirung bedärfen, 
fo Haben Wir Unferm Staats s Dinifterio Anweiſung ertheilt, 
eine den, Anträgen Unferer getreuen. Stände im Wefentlichen 
entfprechende Verordnung zu entwerfen und Uns vorzulegen, 
durch deren gefegliche Bekanntmachung der Antrag fich erledie 
gen wird, 

Zerftüdelung des Bodens. 

3) In Beziehung auf die Nothwendigkeit, — zu gro⸗ 
Ben Zerſtuͤckelung des Bodens vorzubeugen, billigen Wir bie 
von Uufern getreuen Ständen Uns -vorgetragne Anſicht, und 
haben. die Ausarbeitung eines, diesfalfigen Entwurfs anbefoh⸗ 
Nlen, welden Wir fünftig dem Provinzlals Landtage. zur, Beguts 
achtung vorlegen zu laffen Uns vorbehalten. 

Gewerbe-Polizei. 
3) Um die gewerbepoltzeiliche Geſetzgebung zu revidiren, 
und ‚eine Gewerbes Polizels Ordnung zu entwerfen, haben Wir 
eine beſondere Kommiffion niedergefegt, und an ſolche die über 
diefen Gegenſtand von Unfern getreuen . Ständen eingereichte 
Schrift zur Betuͤckſichtigung der darin ausgefprochenen Wuͤn⸗ 
ſche und Anträge bei den ferneren Berathungen abgeben laflen. 
Yrmenwefen. 
Was demnächft 

4) deren Wunſch anlangt, daß über das — Bett⸗ 
ler⸗ und Vagabundens Wefen ein Geſetz entworfen werden möge, 
fo befinder fi bereits ein allgemeines Gefeg über biefen Ger 
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genftand in der Bearbeitung, durch deſſen Publikatlon der An⸗ 
trag erledigt werden wird. 
Deportation der Verbrecher. 

5) In wie weit es zulaͤßlg ſein werde, dem von Unſern 
getreuen Ständen geaͤußerten Wunſche: die in den Straf» Ans 
falten detinirten Verbrecher und Helmathelofen nah Brafilien 
zu deportiren, flatt zu geben, wird fich erft nad Beendigung 
der jeßt im Werke feienden Reviſion der Gefeßgebung und 
nach weitern Erfahrungen über die andermärts mit BERE. Maaß⸗ 
regel gemachten Verſuche beſtimmen laſſen. 

Wege⸗Ordnung. 

69) Mit Entwerfung einer Wege⸗Ordnung, in welcher 
auch die Vorſchriften des Saͤchſiſchen Weges Baus Mandats 
vom Sabre 1781 nicht unberäcfigtigt bleiben werden, Ift Linfer 
Minifterium bereits befchäftigt, mwodurh dann zu feiner Zeit 
dem Antrage Unferer getreuen Stände Genüge geſchehen wird. 

Bau⸗Polizei⸗Ordnung. 

7) In Betreff der von Unſern Ständen in Antrag ge⸗ 
brachten Entwerfung einer Baus Pollzels Ordnung, geben Wir 
denfelben zu erkennen, daß die bevorftehende Reviſion der 
Feuer s Sozletätss Neglements und der damit in Verbindung 
ftehenden Provinzials und Lokal; Feuers Ordnungen Gelegenheit 
darbieten wird, die Sache in weitere Erwägung zu ziehn. Bei 
den diesfallfigen Berathungen foll auf ihren Antrag Ruͤckſicht 
genommen, umd der Gegenftand, ſowohl in Beziehung auf den 
Auselnanderbau der Gehöfte und die Trennung der Wohn, und 
MWirthfchafts Gebäude auf dem platten Lande, als überhaupt 
wegen der’ zu Verhuͤtung feuergefährliher Bauanlagen erforder» 
lichen baupollzellichen Worfehriften genau erwogen, dem Lands 
tage aber das Reſultat der diesfallfigen Crörterungen zur Be 
rathung vorgelegt werden. 

Gemeinheitstheilungs- und Abloͤſungs⸗Ordnung vom 7. Juni 1821. 

8) Die: von Unſern getreuen Ständen bei einigen Bes 
ftimmungen der Gemeinheltscheilungs» und Abloͤſungs⸗Ordnung 
vom 7. Sjunlus ıg21 in Antray gebrachten Abänderungen, follen 
einer nähern Prüfung unterworfen werden. Was aber die in 
Beziehung auf den Gefhäfts, Gang bei Ausführung ber ges 
dachten Gefege gemachten Bemerkungen anlangt, fo haben Wir 
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— Dinifer des. Sinnern Auftrag ertheilt, auf. adminiſtra⸗ 
 tivem Wege für die Abftellung der. dabei ſich aͤufernden Maͤn⸗ 
gel Sorge zu tragen. 
Kaſernement in Magdeburg und dalberfladt. 

9) Was die Verwendung Unſerer getreuen Staͤnde für 
die Beſchleunigung des Kaſernements der Garniſonen in Mag— 
deburg und Halberſtadt anlangt, fo iſt bereits für Magdeburg 
in, dieſer Beziehung mehr, als für irgend einen andern Garni— 
fons Ort gefchehen, Indem daſelbſt erſt neuerdings- uni neue . 
Kafernen eingerichtet. worden find, 

In Halderftadt find Dagegen nur zwei — und 
ein Landwehrſtamm ſtationirt, deren Unterbringung der Com⸗ 
mune, welche noch im Jahre 1821 um Vermehrung der Gars 
niſon ſelbſt angeſucht, und das vermehrte Stall, Beduͤrfniß auf 
eigene Koſten zu beſeitigen beabſichtigt hat, nicht laͤſtig werden 
kann. 
| Wir koͤnnen daher jener Verwendung für jetz keine Solge 

lelſten. v 
| Forſt⸗ -Drdnung. 

10) Die Reviſion der allgemeinen Forſt⸗ und Jagd / Ger 
ſetze erfolgt gegenwaͤrtig mit der des allgemeinen Landrechts. 
Es ſoll aber auch demnaͤchſt der Entwurf einer beſondern Pro⸗ 
vinzlal⸗Forſtordnung Unſern getreuen Staͤnden zur — 
vorgelegt werden. 

Befitage 

11) Im Verfolg des Antrages Unſerer getreuen Stände 
wegen Sleichftellung des Herzogthum Sachſen mit Unfern alten - 
Provinzen in Beziehung auf gewiffe Fefttage haben Wir feſt 
geſetzt, daß in den evangeliſchen Kirchen ſaͤmmtlicher vormals 
Saͤchſiſcher Landestheile, unter Anwendung der für die aͤltern 
"Provinzen ergangenen Beftimmung, die Eirchliche Feier des drit, 
sten, Tages an den drei hohen Feften, Weihnachten, Oftern und 
Pfingſten, nicht ſtatt finden fol. Was das Sohanniss und 
Michaelis; Feft, fo wie die Marien, und Apofteltage anlangt, 
fo, fol an jedem Orte, woſelbſt fie bisher Firchlich gefelert wor; 
den, der. öffentliche Gottesdienft nur einmal, es ſel Wors oder 
Nachmittags, je nachdem es die Lokal; Verhättniffe geftatten, 
. und die Enthaltung von der Derufss Arbeit an ſol⸗ 
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hen Tagen jedem Mitgliebe der Gemeinde überlaffen werden. 
Die zu Natural» Dienften verpflichteten Gutseingefeffenen blei⸗ 
ben von deren Lelftung an allen bis jet gefelerten Tagen vor 
'wie nach entbunden, 

Hiernach find von Uns die Behörden bereits mit der ers 
forderlihen Anmeifung verfehen, als modurd dem Antrage Uns 

ferer getreuen Stände Genuͤge gefhehen ift. | ‘ 
. Abdeckerei⸗-Bejirke. 

12) Den Antrag auf Bildung von Abdeckerel⸗Bezitken, 
mit der Zwangs, Verbindlichkeit der Einzelnen, die in ſelbigen 
anzuftelfenden Abdeder zu gebrauchen, wollen Wir in nähere 
Erwägung ziehn, und haben deshalb anbefohlen, daß nach vors 
gängiger Ruͤckſprache mit den Provinzials Behörden ein Negler 
ment wegen bdiefes Gegenftandes entworfen und Uns zur Bes 
fhlußnahme vorgelegt werde. 

Manfregeln zur Verhütung von Schaaf- Bi 

73) Wegen Ausdehnung der in der ircular Verfügung 
vom 16. April 1825. angeordneten Maafregeln bei der Klauen; 
Seuche unter den Schaafheerden und der Schaafpocken auf 
die Koppelweiden, haben Unſere Miniſterien der Medizinal⸗An⸗ 
gelegenhelten und des Innern bereits unterm 6. Maͤrz v. J. 
dem Antrage der Staͤnde gemaͤß die erforderliche Verfuͤgung 
erlaſſen, und deren oͤffentliche Bekanntmachung ai and 0 
durch die Sache erledigt If, 

Beichränfung des Viehhaltens. 

14) Dem Wunfhe Unferer getreuen Stände, daß das 
Vlehhalten der mit Feinem oder nur geringem Grundbefiß vers 
fehenen Perſonen in Gemaͤßheit der durch das allgemeine Lands 
recht außer Anmendung gekommenen Saͤchſiſchen Gefege be; 
fihränfte werden möge, haben Wir zwar flatt zw geben Beden— 
Een gefunden, da hierdurch, um vorausgefeßter möglicher Mer 
gehungen willen, die gejeßlihe Freiheit der Einzelnen befchränft 
werden würde, Es follen jedoch die Lokals Polizei » Behörden 
bejonders angemiefen werden, von folhen Wiehhaltern, welche 
ihren Futterbedarf nicht auf ihren eigenen Grundſtuͤcken gewin— 
nen, bei eintretenden Zweifeln den Nachweis zu fordern," daf 
fie den Futterbedarf für ihre Vieh ſich af rechtliche Art bu 

haffen, ö 
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Praͤſentatlon der Landraͤthe. 
* Dem Antrage Unſerer getreuen Staͤnde gemaͤß, — 
Wir den Nittergutsbefigern oder. Kreisverſammlungen der Pros 
vinz Sachen dieſelben Befugniſſe bei, welche⸗Wir denen der 
Provinz Brandenburg und Pommern ertheilt haben, und wei⸗ 
ſen Unſern Miniſter des Innern an, durch die erg * 

Provinz tas Erforderliche bekannt zu wachen . 


B. — der Finanzen, des Abnekcincnd und 
des Handels. 
Herabſetzung der Zouſabe. 

Die Anträge Unſerer getreuen Stände — Herab⸗ 
ſetzung der Steuern von gewiſſen fremden, Artikeln, wegen Be 
günftigung des Tranfito » Handels - und Zuziehung praftifcher 
Kaufleute bei den DBerathungen über Steuer: und Handels 
Angelegenheiten, werden. Wir, fo welt dies: mit der Ruͤckſicht 
auf die Befriedigung der Staats: Bedärfniffe und auf das Far 
brifens Sintereffe verträglich iſt, und eine ſolche Bnkhnus noͤ⸗ 
thig gefunden wird, beruͤckſichtigen. 

Saal-⸗ und unſtrut ⸗ golle. 

2) Dem Geſuche um Aufhebung der Zölle auf der Su 
und Unfteue haben. Wir durch die immittelft bereits geſetzlich 
publizirte. Kabinets » Ordre vom 31. December v. J. flatt gegeben. 

 Chauffee: Bau zwifchen BEIM uns Bei. 
Auch Haben Wir: Ä 

3) die von Unfern getreuen Ständen in Antrag — 
Chauſſẽe⸗Anlage von Weißenfels. nach Zeitz und den voͤlligen 
Ausbau der Straße von Zeig bis zur Fuͤrſtlich Reußiſchen Graͤnze 
als näglich anerkannt, und werden diefe Anlagen, fobald vie 
dieſem Zwecke beftimmten Fonds es: irgend geftatten, zur Aus— 
führung dringen laffen. ©; 

Geſuch um Grundfleuer-Erlag. 

4) Was den Antrag anlangt, daß bis zu einer anders 
weltigen Weranlagung der Grundfteuer in den ehemals Wefts 
phaͤliſch geweſenen Landestheilen ein Sechstheil diefer Steuer 
erlaſſen werden möge, fo geftatten zwar die Verhältniffe Unſe⸗ 
ter Staats; Kaflen defien Gewährung In der angebrachten Art 
nicht. - Auch werben die immittelſt eingetretenen günftigeren 
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Preiſe der ländlichen Produkte den Grundbeſitzern die Wera⸗ 
gung der Steuern erleichtern. 

Wir werden jedoch beim unverhofften Wiedere intritt aͤhn⸗ 
licher unguͤnſtiger Preisverhaͤltniſſe, wie die der legten Vergan⸗ 
genheit waren, nicht abgeneigt fein, den Einſaſſen jener Lans 
destheile, in ſoweit es die Kräfte Unſerer Staats, Raflen ger ' 
ftatten, ‚durch zeitweiſen Erlaß an der gedachten Steuer su 
Huͤlfe zu kommen, - 

Steuerbarkeit der vormals ſteuerfrelen Grunbfiüde. 

9) Auf das zu Gunſten der Befiger ehedem fteuerfreler- 
Güter eingelegte Gefuch, wegen Gewährung einer Entſchaͤdigung 
‚für die ihnen ſeit Eintritt der Zwiſchenherrſchaft entzogene 
" Steuerfreiheit, können: Wir einzugehen keine Veranlaffung fin⸗ 
den, da die Wiederherftellung diefer Steuerfreiheit felbft ebem 
fo wenig im Rechte begruͤndet ift, als die Leiftung einer für 
die Uebernahme dieſer allgemeinen Verpflichtung zu gewähren 
den Entſchaͤdigung, Indem von jeder einzelnen Provinz ſowohl, 
als: von dem. Ganzen des Staats, Körpers, ein Mehreres an 
Steuern und Abgaben, als zur Befriedigung des wirklichen 
ne noͤthig iſt, nicht gefordert wird. 

Bei dem Über die Modalitäten der zu leiftenden Vergü—⸗ 
tung: von Unſern getreuen Ständen abgegebenen Worfchlage, iſt 
die Unverleglichfeie der gegen die Staatsgläubiger durch das 
Staatsfhuldengefeg vom ı7. Jannar 1820 eingegangenen Ners 
pflihtungen nicht erwogen; und es würde vielmehr jede Ents 
IHädigung, wenn fie geleiftee werden folle, nur durch erhöhete 
Belaſtung der Übrigen Einwohner /Klaſſen befchafft werden koͤn⸗ 
nen, wozu es jedoch fowohl an einem Nechtötitel, als am: den 
erforderlihen Mitteln ermangelt, da bei der Allgemeinheit: glei⸗ 
her Anfprüche für alle in früherer Zeit einmal fteuerfret ges 
weſene Grundſtuͤcke, die Kräfte der zur Entſchaͤdigungs zeiftung 
beranzuziehenden kelnesweges binreichen wuͤrden. 

| Straßenbau » Surrogatgelder- 

6) In Folge des Antrags Unferer getreuen‘ Stände, die 
Straßenbau Beiträge der Lohnfuhrleute, der Pferdeverleiher 10, 
für aufgehoben zu erklären, iſt der Erlaß diefer Beiträge bes 
fhloffen, und bereits. das Noͤthige deshalb angeordnet worden. 

In Bezug auf das’ gleichjeitige Geſuch, die außerdem 
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entrichteten Surrogatgelder und: die noch zu leiſtenden Natural⸗ 
diente nicht mehr" zus Erhaltung der Chauffeen, fondern nur 
zue Herftellung und Unterhaltung: der nicht chauffirten Lands 
fragen zu verivenden, eröffnen: Wir aber denſelben, daß jene 
Gelder und Dlenſte bisher keinesweges "auch nur thellweiſe zur 
Unterhaltung der Chauſſẽen / beſtimmt find, ſolche vielmehr le⸗ 
diglich aus den dazu ausgeſetzten Staatsſonds beſtritten wird. 

Der Antrag, die Straßenbaubeitraͤge und Naturaldienſte 
auf die. Communikatlons und’ Nachbars⸗Wege zu verwenden, 


wenn an den Landftraßen nichts: mehr zu thun fein wird, fine 


det - darine "feine Erledigung ‚ "daß? mehrere Communen zun der 
ihnen allein obliegenden Unterhaltung von Straßen und Coms 
munikations⸗ Wegen bisher ſchon nlcht unbetraͤchtliche Unter⸗ 
ſtuͤtzungen empfangen haben, ungeachtet die mehrerwaͤhnten Bei⸗ 
traͤge und Dienſte zu ihrem Zweck keinesweges ausgereicht has 
ben, vlelmehr aus den Staitsr Bonds ſehr bedeutende Zuſchuͤſſe 
bewilllgt worden find, 

Wenn Unſere Stände: den Wunſch geäußert haben, daß 
die Naturaldienſte In denſelben Kreiſen verwendet werden moͤch⸗ 
ten, in welchen ſie aufkommen, ſo wird denſelben bemerklich 
gemacht, daß es nach der von Unſerm Staats⸗-Miniſterlo Uns 
erſtatteten Anzeige nie beabſichtigt worden iſt, dieſe Dienſte auf 
andere Straßen zu verweiſen, als denen ſie nach. der Vers 
pflihtung der : Dienftleiftenden gewidmet find, und daß. feine 
Beſchwerde der letztern uͤber beſtimmungswidrige Verwendung 
ihrer — bekannt geworden iſt. Die zugleich in Antrag 
gebrachte Verwendung der ferner zu entrichtenden baaren Wels 
träge in denfelben Kreifen, in denen folche aufgebracht werden, 
erfcheint dagegen im Allgemeinen nicht zweckmaͤßig, weil bei der 
ohnehin ſtatt findenden Unzulänglichkeit der Einnahme, die Zer, 
fplitterung derfelben im Eleinere Theile und die Abfonderung 
nach Kreisgrängen, der Errelchung des Zwecks noch mehr hin⸗ 
derlich fein, und jeder nothivendigen Vereinigung der Kräfte 
auf denjenigen Punkten, wo das Beduͤrfniß am dringendſten 
ift, in den Weg "treten würde, Das’ bisherige Verfahren ſtimmt 
auch mie den im Jahr ıgır von der damaligen Saͤchſiſchen 
Landtags » Verfammlung abgegeben Vorſchlaͤgen überein. 

Uebrigens bemerken Wir, daß neben den bedeutenden 
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etatsmäßigen, aus Staats⸗ Kaſſen fließenden jaͤhrllchen Zuſchuͤſ⸗ 
fen: zur gewöhnlichen, Stenßen «Unterhaltung - im Herzogthum 
Sachſen, allein. in den legten: fechs Jahren, zu demfelben Zweck 
An den Negierungs » Bezirken: Merfeburg und Erfurt eine aus 
ferordentlihe Bewilligung von 87,840 Thlr. aus. Staats⸗Fonds 
ſtatt gefunden hat, und :daß außerdem felt dem Jahre 1916 zur 
Chauſſirung der Haupt:Steaßen. in beiden Bezirken die Summe 
von 1198385 Thlr. aus denſelben Fonds hergegeben worden iſt, 
woraus ſich von felbft erglebt, daß dasjenige, ‚mas. die Provinz 
zu 'dlefem: Zwecke anfbringe,; mit ‚den Verwendungen aus der 
nn Staats = Kaffe. nicht, in. Vergleich: zu. bringen if. 

1 Gentral-Schuld von Wefiphalen.., 

7) Dem Gefuche,; um baldige: Kegulirung der Central: 
Schuld des. ehemaligen Koͤnigrelchs Weſtphalen, haben Wir 
bereits, in ſoweit, als Unſere Monarchie bei. der Sache bes 
theiligt iſt, und von Uns allein. hierin Vorſchritte gefchehen 
konnten, durch die immittelft gefeßlich publizierten: Kabinets » Or⸗ 
ne vom. — Januar d. J. epeecen 


c. — der Juſtiz⸗ und Gerichts, Verfaſſung. 


Sn Bezlehung auf die, dieſer Gegenftände wegen anges 
brachten Bitten ertheilen Wir ‚Bufeen getreuen Ständen fol 
gende Reſolutlonen: 

Reviſi on der Geſetzgebung. 

d Die Reviſion der Gefeßgebung, infonderheit des allges 
meinen Landrechts und der Gerichts: Ordnung, it bereits 
angeordnet und wirklich Im Werke. 

Gerichtsverfaſſung und Sportul⸗ Tare. j 

2) Nach den hieraus ſich ergebenden Reſultaten wird tel; 
ter beſchloſſen werden, welchen Modifikationen die Ger 
richtsverfaſſung zu unterwerfen und was in Hinſicht der 
Sporteltaxe zu beſtimmen ſein wird. — 

Immittelſt wird Unſer Juſtiz⸗-Miniſter da, mo die 

Sprengel der Lands und Stadtgerihtg zu groß find, 

und das Beduͤrfniß ſich zeige, durch Vermehrung der 

Gerichts » Deputationen Abhälfe zu ſchaffen bemüht fein. 


Be 


| 5m 
4 Befetung der Baihil- 

3) Ueber die Frage: ob und mit welchen Maaßgaben den 
Juſtiz-Kommiſſarien und einzeln ſtehenden Richtern die 
Verwaltung von Patrimonial-Jurisdiktionen zu geſtatten, 
haben Wir beſondere Eroͤrterungen, abgeſondert von der 

allgemeinen Reviſion der. Geſetzgebung, anbefohlen, und. 
behalten Uns weitere Entfchließung. vor. | 
Patrimontal-Furisdiktion in den Mediatſtaͤdten. 

4) Die Zurädgabe der Patrimonials Gerichtsbarkeit - In den 
Mediatftädten an die Gutsherren wollen Wir in den 
Fällen ‚genehmigen, in welchen die vormaligen Inhaber 
felbft „darauf antragen, und die Gerichtss Eingefeffenen 
fih damit einverftanden erklären. Die Minifter des In— 
nern und der Juſtiz werden hiernach, jeder nach ‚feinem 
Reſſort, die weitere Einleitung treffen. 

Entfchädigung für ſtaͤdtiſche Furisdiktion. Re 

5) Was die. Entfhädigung der Städte für die titulo Ono- 
roso erworbene Gerichtsbarkeit anlangt, -fo haben Wir 
angeordnet, daß denjenigen Städten, welche folche vers 
langen, die Verwaltung der Gerichtsbarkeit ſelbſt wieder 
angeboten werden foll, unter der Bedingung jedoch, alle 
diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche in Beziehung 
auf Eivils und Kriminals Gerichts; Verwaltung bei Un— 
fern Gerichten zum Beſten der Gerichts ; Eingefeffenen für 

noͤthig erachtet worden find. Wir überlaffen denjenigen 
Städten, welche diefer Bedingung Genüge leiften tollen, 
fih wegen Zurücgabe der Gerichtsverwaltung bei Unſerm 
Juſtiz-Miniſter zu melden. 

| Sntelligenzblätter. | 

6) Wegen Abfchaffung der Intelligenzblaͤtter haben Mir ber 
fondere Erörterung anbefohlen, und werden nah Ben 
digung derſelben Entfchließung faflen. 


x 


# 


Wie nun Unſere getreuen Stände bereits aus obigen 
Entfepliegungen die Ueberzeugung fchöpfen werden, daß Wir auf 
ihre Anträge, in ſoweit allgemeine Staats: Nücfichten es ges 
ftatten, einzugehen Landesväterlich geneigt fi ind, alfo fol ihnen , 

Yanaln. Heft H. 1827. 3 
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v auch bei ihrer naͤchſten Verſammlung von Unſerm Staats: Mt, 


nifterlo eine Leberfiht desjentgen vorgelegt werden, was in 
Folge Unferer erwähnten Nefolutionen weiter verfügt worden ift, 

Urkundlih haben Wir bierüber gegenwärtigen Landtags, 
Abſchied ausfertigen faffen, auch denfeldben Allerhoͤchſt Selbft 
vollzogen, und bleiben Unſern BOHE Ständen in Gnaden 
gewogen, 

Gegeben zu Berlin, den ı7. Mal 1827. 

(L. 8) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Freiherr v. Altenſtein. v. Schuckmann. Gr. v. Lottum. 


Gr. v. Bernſtorff. v.Hafe Gr. v Danckelman. 
v. Motz. 
 Sanbtages Abſchied 


die Saͤchſiſchen Roimial⸗Stande. 





— 


2. | 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an bie Königl. Regierung zu Magdeburg, die 
Befugniß der Könige. Regierungen zu Republifation 
älterer, noch beftehender Verordnungen betreffend. 


Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 
29ſten v. M. in Betreff der Verfügungen des vormaligen 
Generals Direftorii wegen der Antegung von Gerbereien ꝛc. 
eröffnet: daß die Anordnung der Nepublifation Älterer noch 
befiehender Verordnungen zu, den infiruftionsmäßigen Bes 
fügniffen der Königl: Regierungen gehört. 

Berlin, den 10. Auguft 1827: 
Minifterium des Innern und ber Polizei. 
Köhler. 


* 
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Refeript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Nichts 
annahme fisfalifcher Mandatarien bei den Königl. Res 
re ‚gegen eine beftimmte Remuneration be⸗ 
treffend. 


Gs laͤßt ſich in der That nicht abſehen, worin denn 
eigentlich der Vorzug liegen fol, welchen die Koͤnigl. Re⸗ 
gierung der Annahme eined oder einiger fisfalifchen Man» 
datarien gegen eine befiimmte Nemuneration geben will, 
Altes was hierüber in dem anderweiten Bericht vom 30. 
v. M. sub No, 1. bis 5. angeführt worden iſt, reduzirt - 
fih darauf, daß es für die fisfalifchen Prozeffe von Wich- 
tigfeit ſei, eines tüchtigen zuverläßigen Mandatariud, fich 
bedienen zu können, und in-der Perfon dejjelben nicht zu 
oft wechfeln zu müffen. Dazu bedarf es aber gar nicht 
. der Sellfeßung einer firirten Neimuneration für einen fols 
chen Anwald, fondern es wird die Negierung — mie jeder 
Privatmann, der ausgedehnte Gefchäfte hat, zu thun pflegt 
— ſich einen tüchtigen Juſtiz-Kommiſſarius auserfehen, 
der Ihre Geſchaͤfte in der Negel führt, und dafür die tax⸗ 
mäßigen Gebühren erhält, wobei in Fällen von befonderer- 
Wichtigkeit, und in denen die Gebühren der geleiſteten Ars 
beit nicht entfprechen, allenfalls noch auf beſondere Remu⸗ 
neration Antrag gemacht werden kann. Daß ein folcher 
Juſtiz⸗Kommiſſarius die Geſchaͤfte darım fäumiger oder 
unzuverlaͤßiger betreiben ſollte, als wenn er eine fixirte 
Remuneration erhält, dazu laͤßt ſich kein Grund auffinden. 
- Gegentheild aber find Beifpiele befannt, wo dergleichen 
firiete Bewilligungen dahin geführt haben, daß für wich⸗ 
tigere und eine befondere Anftrengung bedürfende Sachen. 
neben dem fixirt remunerirten noch ein anderer Anwald 
zum Betrieb des Gegenſtandes hat genommen werden muͤſ⸗ 
ſen, indem der erſtere nur eben in dem Maaße gearbeitet 
hat, daß doch noch kein ganz dringender Grund zur Kuͤn⸗ 
diguug des Geſchaͤfts⸗-Verhaͤltniſſes Rn war. 
" 2 


— 


we: 

Es derbleibt alfo bei den in der Verfügung vom 21. 
Juni v. 3. enthaltenen desfalfigen Beftimmungen, und 
bat die Königl. Negigrung darnach zu verfahren. 

Berlin, den ı7. Mai 1827. 

Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 
v. Schuckmann. | v. Mo$. 


5. - | , 
Circular⸗Reſcript des Könige. Finanz-Minifteriums an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Auslegung 
von Staatsverträgen. betreffend. - 


Die. von dem Herrn Juſtiz⸗Miniſter an fämmtliche 


Koͤnigl. Gerichte und den Königi. General: Profurator am 
Rhein eroffene Eireulars Verfügung vom 22. November 


v. J. *). 
wegen richtiger Anwendung der Verordnung vom 25. 
Sanuar 1823 die fireitige Auslegung von Staats⸗Ver⸗ 
traͤgen, betreffend 
wird der Koͤnigl. Regierung hierneben in Abſchrift zur 
Kenntnißnahme zugefertigt. 
Berlin, den 6. Juni 1827. 





Finanz s Minifterium. 
| General, Berwaltung für Domainen, und, Forften. 
Regler. 
6. n 


Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern an das 
Königl. Ober: Präfivium zu Coblenz, die amtliche 
Verſetzung der Kreis: Sefretaire betreffend. 





Em. ı. erwiedere ich auf den Bericht vom 2tem dies 
ſes, daß die zur Entfcheidung geftellte Frage: 


) Sabre. 1827, fies Heft, ©. 2. 
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546, 


ob den Regierungen das echt zuflehe, Kreidfelretaire 
gegen deren und den Wunſch des betreffenden Lands 
raths zu verfegen, wenn fie es für das Intereſſe des 
Dienfted erforderlich halten? \ 
in der Allgemeinheit affirmativ beantwortet werden muß. 
Denn die Behörde, welche Beamte anftellen kann, iſt auch 
. zu deren Verfegung befugt, fofern das Interefle des Dien⸗ 
ſtes folche nothwendig macht. Den Landräthen kann das 


bei ein Widerfpruchsrecht, welches blos auf die. vorläufige - | 


Dienft » Fuftruftion begründee wird, nicht zugeflanden wers 
den, weil ihnen dad Präfentationsrecht durch dieſelbe noch 
nicht ‚mit geſetzlicher Wirkung beigelegt ift, letzteres aber 
auch in feinem Falle die Ausäbung der Befugniß der Kies 
gierungen, Kreisfefretaird zu verfegen,. ausſchließen dürfte. 
| Den Regierungen ift zu vertrauen, daß fie ſonſt wohl 
begründete Ausſtellungen der Landräthe wider die ihnen 
zugedachten, aus anderen Kreifen zu verfeßenden Kreis⸗ 
ſekretairs berückfichtigen werden. 

Uebrigens koͤnnen nicht, Lerſchuldete Verfehungen, 
womit keine Vermehrung des Dienfieinfommend verbunden 
ift, nicht anders, als gegen volftändige Entſchaͤdigung für 
den Aufwand an Umzugs-Koflen und für etwa fonft in 
erleidende Verluſte ſtatt finden. 

Berlin, den 11. Mai 1827. Tee; 

Der ne des — — | 
Schuckmann. 
* 
ae 
7. on | | 
Kefeript des König. Minifteriums des Innern, © an ben 
Könige. Staats Minifter und Ober» Präfidenten Herrn 
von Ingersleben Excellenz zu Coblenz, wegen ber. 
auf Judikaten altländifcher Gerichte beruhenden Gehalts⸗ 
Abzüge aus bieffeitigen in die Rheiniſchen Provins 
zen verſetzter Beamten betreffend. 


Ei. Excellenz theile ich anliegend abſchriftlich ein 
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Schreiben des Herrn Juſtiz⸗Miniſters vom zoflen d. M., 
(conf. Anl. a. u. b.) 
< wegen der auf Judikaten altländifcher Gerichte bern⸗ 

henden Gehalts-Abzuͤge aus dieſſeitigen in die Rheini⸗ 

ſchen Provinzen verſetzter Beamten, 
mit dem ergebenſten Erſuchen mit, die betreffenden Regie⸗ 
rungen Ihres Ober-Praͤſidial⸗Bezirks nach dem ag 
deffeiben gefaͤlligſt zu inſtruiren. 

Berlin, den 17. April 1827. 
Der Minifter des Innern. 
v. SIIESER, 


a. 


Das Koͤnigl. ꝛc. erhält hierneben Aoſchrift des Screts 
bens des Juſtiz-Miniſters an die Königl. Minifterien der 
Geiſtlichen⸗, Unterrihtss und Medizinals Angelegenheiten, der 
Tinanzen, des Innern und des, Krieges vom 30. März d. Gr 

wegen Befchlaglegung auf die Gehälter der in die Rheinpro⸗ 
= vinzen verſetzten Beamten, 
mit dem Bemerken, daß in Entſprechung dieſet Requiſitlon be⸗ 
reits ‚die ſaͤmmtlichen Milttairs und Civil⸗Verwaltungs-Behoͤr— 
den hlernach von den gedachten Königl, Minifterlen mit der 
nöthigen Anmeifung verfehen worden find. . 

Nach diefen Srundfägen hat das Koͤnigl. ꝛꝛc. in vorkoms 
menden Sällen zu nerfahren, und wenn dabei Gläubiger, welche 
von den rheinlſchen Gerichten Arreſtſchlaͤge auf die von den 
dortigen Kaſſen einzuzlehenden Gehaltsantheile des Schuldners 
ausgebracht haben, auf den Grund ihrer Judikate ihre Befrie— 
digung bei dem Koͤnigl. Kammergericht begehren, den Prioris 
taͤtsſtreit zwiſchen ihnen und den ſchou in die Gehaltsabzuͤge 
dieſſelts immitirten Kreditoren in den gewoͤhnlichen Formen zu 
inſtrulren und zu entſcheiden, uͤbrigens aber zur Vermeidung 
der, in dem Schrelben vom 30. März d. J. erwähnten Nach— 
theile ſofort, als die Verſetzung eines Beamten, über deſſen Ge⸗ 
haft ‚bereits ein Abzugsverfahren- eirigeleitet worden, in die 
Aheinprovingen, durch Anzeige . der Kreditoren oder Jonft zur 
Kenntniß des Kollegit gelangt, die betreffende rheintſche 
Kaffe um Einfendung der Abzüge zu requlriren, 
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auch hlernach feine Untergerihte mir Juſtruktion zu 
verfhen. u a 
Berlin, den 20. Mai 1827. a, © 
Der Zufkizs Minifter. 
Graf v. Dandelman. 


BR | 
fänmtliche Köntgl. Dberlandesgerichte 

und das Königl. Kammergericht- 
| b | | Er © 

‘Schon öfters find Fälle vorgefommen, wo gegen Mills. 
tales und Civils Beamte, deren abzugsfähige Gehaltsthelle im 
Wege der Epecution, auf den Grund von. Judlcaten ihres alts 
ländifchen Fori, mit Befchlag belegt worden,, nad Ihrer Ver⸗ 
fegung in die Nheinprovinzen, der dort beftchenden franzoͤſiſchen 


Geſetzgebung gemäß, Arreftfchläge auf eben diefe Gehaltstheile | 


ausgebracht, von dem dortigen Gerichten für gerechtfertigt ers 
klaͤrt, und fonach die betreffende Kaffe zu deren Zahlung an 
die Arreftkläger ‚verurtheilt worden, modurd ein Widerſpruch 
zwiſchen der Befolgung folder Urthelle, und der, auf. die alt⸗ 
laͤndiſchen Judicate gegründeten, Nequifition zur Einfendung des 
Gehalts Autheiles an das altländifche Gericht entftehet. 

Ich bin nicht gemeint, ‚der materiellen Entſcheldung der 
Frage: welche Wirkung ein folcher, nad ben Rheinlſchen Ges 
fegen erfolgter, Arreft in Beziehung auf die echte babe, wel⸗ 
che frühere Ereditoren im Wege der Erecution aus den Zudls 
caten der altländifchen Gerichte erlangt, haben? vorzugreifen; 
vielmehr muß dieſer Prioritäts, Streit durch den Nichter ents 
fehleden werden. | 

Da jedoch durch den $. 106. Tit. 24, Thl. I. der Als 
gemeinen Gerihtss Ordnung und den, fid hierauf beziehenden, 
auch in den Nheinprovinzen publizirten $. 164. des Anhanges 
dazu (Gefeks Sammlung für 1826 pag. 56) feftftehet, daß eine 
einmal im Wege der Erecution zu Gunften eines Kreditors 
erfofäte Gehalts »Befchlagnahme bis zur vollftändigen Befriedi⸗ 
gung deſſelben ihre Wirkſamkeit behält, fo kann eine fpätere 
Veränderung des Gerichteftandes des Schuldners dem früheren 
-Foro. feine. Eigenſchaft als des bie Erecution dirigirenden Sa 
richts nicht entziehen, . feinen Requifitlonen muß deshalb auch 


* 


— 


nach dem allegirten F. 164. des Anhanges Überall von ber. 
betreffenden Kaffe Folge geleifter, und: daher muͤſſen auch alle 
weitere Anfprüche auf diefe Abzuͤge zur Entfcheldung über. die 
Priorität an daffelbe Forum getviefen werden, 

Hiermit ſtehet es nun im offenbaren Widerfpruche, wenn 
die Rheiniſchen Behoͤrden, den dortigen Geſetzen gemaͤß, bei 
Rechtfertigung der dort auf Gehalte ſolcher Beamten angelegs 
ten Arvefte die Kaffe zur Zahlung an die Arveftkläger anwei⸗ 
fen, und dadurch die, mit Sudicaten altländifcher Gerichte 
verfehenen, Krebitoren nöthigen, ‘vor ihrem Foro über die 
Priorität mit jenen zu certiren. 

“Sa Ermangelung einer anderen Behörde zur Befeltigung 
bes, fich hieraus ergebenden, Eompetenz; Eonfliktes zwiſchen dem 
alttändifchen und Rheiniſchen Gerichten habe ich mich ſchon in 
einzelnen Fällen. dieſer Art für verflichtee geachtet, denfelben 
durch eingreifende Verfügungen dahin zu beheben, daß id das 
' betreffende altländifche Gericht angewieſen habe, bei der betrefs 
fenden Rheiniſchen Kaffe auf Einfendung der einmal angeord⸗ 
neten Gehalts» Abzüge ohne Nückficht: auf entgegenftehende Ars 
veftfchläge und Zahlungs» Anmweifungen der Rheiniſchen Gerichts⸗ 
Behörden zu dringen, mobel die Kaffe die Intereſſenten mit 
ihren Anfprächen an das requiritende Gericht verweiſen moͤge. 

Des Herrn Finanz-Miniſters Excellenz haben auch auf 
mein Anſuchen bereits in der Abzugs-Angelegenheit dee N. N. 
zu Coblenz die dortige Renlerungss Haupt: Kaffe, zur Beſeiti— 
gung Ihrer etiwanigen Bedenken bei Befolgung einer folchen 
Requifition, megen der, in den Rheiniſchen Gefegen anf die 
Auszahlung beftricftee Gelder angedroheten, Verantwortlichkeit, 
dazu unterm 24 Oktober pr. ausdruͤcklich angewieſen. | 

Es ift jedoch noͤthig, folhe Conflikte für die Zukunft fo 
viel als möglich zu vermeiden, und den Kreditoren, welche aus 
Anbekanntſchaſt mit dieſer Wirkung altländifchee Judicate, In 
Hoffnung auf eine nahe Befriedigung, Hegen in die Rheins 
Provinzen verfegte Offiztanten den dafigen Gefegen gemäß ders 
leihen Arreſtſchlaͤge ausbringen, die oft vergeblich darauf vers 
wendeten Prozeßs Koften zu erfparen. 

Das Mittel Hierzu bieten die am Rhein beftehenden Ge, 
fege felbft an die Hand. Diefen zufolge wird der Arreft durch 
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einen Gerlchts, Vollzieher bei dem betreffenden Kaſſen / Beamten 
angelegt; dieſer ift nur nach $. 569. der Rhein, Prozeß Ord 
nung, und ‚Art. 6, des Defrets vom 18. Auguſt 1807 gehalten, 
eine fchriftliche Erklärung darüber abzugeben, ob und. was bie 
Kaffe dem Beamten an Gehalt verfchulde. Wenn nun die 
Kaffen: Beamten bei den hier In Rede ftehenden Fällen, obigen 
Srundfägen gemäß, erklären, daß der beichlagsfähige Theil des 
Gehaltes des Beamten bereits im Wege der Eprecution von 
dem zu bezeichnenden Gerichte in. Befchlag genommen fel, und 
dorthin eingefendet werden: müfle, daß der Beamte daher nichts 
‚hiervon aus der Kaffe zu beziehen babe; wenn diefer Erkläs 
rung noch die Bemerkung beigefügt wird, daß es dem Arreſt⸗ 
leger überlaffen bfeiben muͤſſe, feine etwanigen Anfpräce bet 
jenem Gerichte. geltend zu machen, nnd eine Zahlungs ; Anmwels 
fung auf ihn zu erwirken: fo werden die meiften Arreftleger 
diefer Art von der Verfolgung eines foldhen Arveftes abftehen, 
oder doc) Im entgegengejesten Falle ſich die damit verknüpften 
unvermeldlihen Weiterungen felbft beizumeffin haben. 

Ew. Ercellenz erfuche ich, demnach ganz ergebenft, die Koͤ⸗ 
nigl. Kaffen Ihres Neflorts in den NRhein» Provinzen gefälligft 


-anzumelfen: in Faͤllen, wo bereits auf Nequifition eines alts _ 


ländifchen Gerichtes Gehalts Abzüge gegen einen dorthin vers 
fegten Beamten angeordnet find, bei fpäteren dortigen Arreſt⸗ 
ſchlaͤgen nach dieſen Grundſaͤtzen zu verfahren, und ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf ſolche Arreſte, und darauf Bezug habende Zahlungsı 
Apmelfungen der Rheinischen Gerichte mit Einfendung der Ger 
Galtss Abzüge fo lange fortzufahren, bis fie von Selten ber 
requirlrenden Behörde mit einer entgegengefeßten Anmeljung 
verfehen find, und mic von der Verfügung geneigteft In Kennts 
niß zu feßen, indem. ich mir vorbebalte, nad) Eingang ber 
diesfälligen gefälligen Antwort auch die nöthigen Anweiſungen 
an die Rheiniſchen und alttändifhen Zuftize Behörden zu erlaſſen. 
- Berlin, den 30, Maͤrz 13927. 
Gr. v. Dandelman. 


des. MER. wirklichen Gebelmen 
Staats⸗ und u. des Innern 
Heren v. EIMSRANG 
Excellenz. 
30. 16. 3. 
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Girculars Refeript des Könige. Minifteriums bes Innern, 
as ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und an den Mas 
giftrat zu Berlin, die Verhältniffe der Civil-Penflonairs 
bei Wiederanftellungen im Staates oder Commur 
nals Dienfte betreffend. 





Die von Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt mittelſt Allerhoͤchſter 
Kabinets⸗Ordre vom 4. Oktober v. J. ausgeſprochene Be⸗ 
ſtimmung, daß bei einem Militairs Penfionatr die Penſion 
ganz oder theilweife auch dann wegfallen fol, wenn der⸗ 
felbe im Communaldienft angeftellt wird, bat bei dem 
König. Staats Minifterio eine Berarhung über die Frage 
veranlaßt: ob diefe Allerhoͤchſte Beftimmung auch auf Eis 
vilsPenfionairs anzuwenden, oder mit andern Wor⸗ 
ten, ob legteren ebenfalld bei Annahme’ eines Kommunal 
Amtes ihre Penfion zu entziehen fein werde? 

Sn Erwägung, 
daß die Militair» Penfionen von. Civil⸗ Penſtonen we⸗ 
ſentlich verſchieden find, indem durch Verleihung der ers 
fieren nur die Untauglichfeit zum ferneren Militairdienft, 
nicht aber zu dem Civildienft anerkannt, vielmehr mit 
derſelben gewöhnlich zugleich ein Anfpruch auf Civil⸗ 
Verſorgung verbunden wird, folche alfo eigentlich als 
Warsegelder bis zur Fünftigen Anftelung im Civil zu 
betrachten find; wogegen Civil Penfionen in der Regel 
nur nach anerfannter völliger Unfähigkeit zu fernern 
Dienften und dann ald Belohnungen verliehen werden, 
durch welche der Beamte für die dem Staate geleifte 
ten Dienfte auf Lebenszeit abgefunden wird, 
bat jedoch das Könige. Staats: Minifterium dahin ents 
fchieden, daß Civil-Penſionen nur, nach Vorſchrift des 
Penſions-Reglemenis, für den feltenen Fall der Wieders 
anfietung im Staatsdienft wegfallen, nicht aber dem 
Inhaber bei Annahme eines Communal-Dienftes von 
Seiten des Staates auf dasjenige angerechnet werden 
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fönnen, was die Commune dafür bewilligt, md daber 
obige Frage verne inend zu beantworten ſei. 

Die Koͤnigl. Regierung wird hierdurch von dieſem 
Beſchluſſe zur gelegentlichen Nachachtung in ea | 
gefeßt. 

Berlin, den 18. April 1827. 
 Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung, 
Koͤhler. 


| | — | 
Schreiben der Königl. Miniflerien des Innern — der 
Finanzen, an des Koͤnigl. Generals der Infanterie und 
Krieges⸗Miniſters Herrn v. Hake Excellenz, die Pen⸗ 
ſions⸗Verhaͤltniſſe der in zweien Aemtern fungirenden, 
und aus einem derſelben ausſcheidenden Beamten 
betreffend. 

Ew. Excellenz haben in dem —* — 
vom 2ten d. M. unſere Aeußerung daruͤber zu erhalten 
gewuͤnſcht: 

ob ein Staats⸗ Diener, der zu gleicher Zeit zwei, auf 
dereinſtige Penfion Anſpruch gebende Aemter bekleidet, 
wenn er aus dem einem Amte fruͤher ſcheidet, als aus 
dem anderen, die Penſion, welche er in dem erſteren 
bei ſeinem Ausſcheiden erdient hatte, neben dem Ein⸗ 
kommen des letzteren, ſo lange er dieſes noch verwaltet, 
fortbeziehen koͤnne? — 

Ein ſolcher Fall, wie der hier zur Frage geſtellte, iſt, 
fo viel wir und erinnern, ſeit Emanirung des neuen Ci, 
vil⸗Penſions⸗Reglements noch nicht vorgefommen. Es 
ſcheint und nun zwar allerdings billig, jene Frage. beja— 
hend zu beantworten; da jedoch auf der einen Geite Ges 
Halt und Penfion aus Staats: Kaffen in der Regel neben 
einander nicht bezogen werden fol, und auf der anderen 
Seite in dem zur Frage geftellten Falle, wenn nicht etwa 
die Auflöfung einer ganzen Behörde erfolgt, gleichfam eine 
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nur relative Dienft- Unfähigkeit, von welcher der $. 7. des 
gedachten Penſions-Reglements fpricht, eintritt: fo find 
wir der Meinung, daß in einem folchen Sale, und vors 
ausgeſetzt, daß beide Aemter Staats-Aemter find, aud 
ſelbſt dann, wenn es ſonſt zur Penſionirung des Beamten 
der Allerhoͤchſten Genehmigung. nicht bedarf, dennoch als 
Ausnahme von der Negel an des Königs Majeftär zu ber 
richten fein.wird. | 

| ft dagegen das eine der beffeideten Aemter ein 
Communal: Amt; fo erfcheint ed und ganz unbedenklich, 
daß der Beamte aus dem Staats-Amte penfionirt werden, 
aber deffen ungeachtet in. dem Communal:Amte und dem 
Genuffe. des damit verknuͤpften Dienſteinkommens verblei- 
ben kann, da nach dem Em. Ercellenz befannten Beſchluſſe 
des König. Staats-Miniſterii vom 21. März d. J. feldft 
einem Civil⸗Penſionair freiſteht, ein Communal-Amt an- 
zunehmen, ohne daß er an ſeiner Penſion etwas einbüßt. 

Berlin, den 16. Juni 1827. 
Der Miniſter des Innern Der Miniſter der Finanzen. 
und der Polizei. v. Mo. 
v. Schuckmann. | | 


10, 

Reſcript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu N. N, bie Ans 
forüche vorübergehend beſchaͤftigter Militair⸗Invaliden 

auf den Fortgenuß ihrer Penfionen ober Warte: 
gelder betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird in Befcheidung anf den 
Bericht vom 17ten v. M., 

‚den Anfpruch vorübergehend befihäftigter Militair⸗JIn⸗ 
validen auf den Fortgenuß ihrer Penfionen oder Wars 
tegelder betreffend, | & 

zu erkennen gegeben, wie die unterzeichneten Minifterien mit 
der Anſicht des Militair: Dekonomie» Departements im Koͤ⸗ 


% 
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nigl. Kriegess Minifterio, daß ber von Ihr in Bezug ges 
nommenen Allerhoͤchſten Beflimmung vom 4. Oktober v. J. 
feine rückwirfende Kraft gegeben werden Eönne, vollfoms 
men einverfianden und der Meinung find, daß diefe Bes 
ſtimmung nur von der Zeit an zur Anwendung zu brin⸗ 
gen fei, mo die Behörden davon Kenntniß erhalten haben, 
und mithin folche bei Abmeſſung der Diäten oder Remus 
nerationen für vorübergehende Befchäftigungen baben bes 
rückfichtigen Eönnen. | | | 

Die Beforgniß der Königl. Regierung, daß eine fols 
che Seftfeßung leicht zu umgehen fein werde, erfcheint ganz 
unbegründet, indem wohl nicht zu bezweifeln tft, daß, der 
Erfpatniß wegen, eine jede Behörde in vergleichen Fällen 
dte Diäten oder Memunerationen mir Nücficht auf den 
Fortbezug des Gnadengehalts abmeflen werde. 

Berlin, den 26. April 1827. . | 
' Minifterium des Innern. Minifterium der Finanzen. 

v. Shurfmann. v. Mob 


| 11. J 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Duͤſſeldorf, die 
Penfionss Verhältniffe der ehemaligen franzoͤſiſchen Mis 
Iitair-Snvaliden bei deren Wiederanftellung betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird auf den wegen ber Pen 
fionen der in Gemeinde: Dienften angeftellten vormaligen 
franzöfifchen Mititair- Fnvaliden, Polizeidiener N. N. und 
Feldhüter N. N., erftatteten Bericht folgendes eröffnet. 

Durch die Ihr bekannte Aderhöchfte Kabinets-Ordre 
vom 7. Januar 1823 ift der bis dahin fehon beobachtete 
Srundfag: „Eeinen Penfion beziehenden franzöfifhen Mi- 
„litair⸗Invaliden zu einer Anftelung mit Gehalt zuzulaſ⸗ 
„fen, wenn er nicht zugleich freiwillig auf feine Penfion 
„Verzicht leiſtet“ 
als angemeſſen genehmigt worden. Nach dieſer Beſtim⸗ 
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mung kann der ıc. N. N., da er bei der dieffeitigen Ber 
fignahme bereits angefterit war, unbedenklich im cus 
mulativen Genufle der Penfion und des Gehalted verbleis 
ben. Die Penfionen der erft in neuerer Zeit angeftellten 
Setvhäter N. und N. müffen dagegen wegfallen, zumal auch 
vorausgefeßt werden kann, daß die Könizl. Negierung in 
Befolgung der gedachten Ällerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre beide 
Individuen nur gegen Verzichtleiſtung auf die Penfion ans 
geftellt haben wird: 

| Sie hät baher bierniach das Noͤthige zu verfuͤgen, 
und die diesfaͤlligen Penſions⸗ Betraͤge als erſpart berech⸗ 
nen und von dem naͤchſten Etat abſetzen zu laſſen. 

Berlin, den 27. April 1827. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der — 
v. Schuckmann. | Mo - 





: 12. 

Circular⸗Reſcript des Königl.. Minifteriums des Sunern 
und ber Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
die Befcheinigung des Lebens» und Dienftalters bei 
Penfionirungen ber Beamten N: 


— —— —⸗ 


Die Beſtimmung, daß unter den einreichen Pens 
ſions⸗Vorſchlags⸗Nachweiſungen die Nichtigkeit des Lebens⸗ 
und Dienſtalters der zu penſionirenden Beamten nach der 
Ueberzeugung der antragenden Behörde beſcheinigt werden 
ſolle, ift bisher von mehreren Koͤnigl. Regierungen nicht 
nur nicht beachtet worden, fondern es find auch die gedachten 
Narhweifungen unvolljogen eingereicht worden. 


Es können künftig auf dergleichen, aller Juſtifikation 
ermangelnden Penſions-Vorſchlags-Nachweiſungen keine 
Penſionen bewilligt werden, und indem die Koͤnigl. Regie 
tung hiervon in Kenntniß gefegt wird, erhaͤlt Sie den 
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Auftrag, künftig die Eingangs gedachte Beflimmung genau 
beachten zu laſſen. 
Berlin, den 15 Juni 1827. 
Minifierium des Innern. Abtheilung für Sande wi 
In Abweſenheit des Herrn Chefs Excellenz. 
Beuth. 





13. 


GireularsRefeript der Königl. Minifterien des Innern 


und der Finanzen, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
Ober⸗Praͤſidien, Provinzial⸗Steuer⸗Direktion, die Be⸗ 
rechnung der Emolumente der Beamten bei deren 
Penſionirungen betreffend. | 





Des Königs Majertät haben mittelſt Allerhoͤchſter Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 5. Mat d. I. zu beſtimmen geruht: 
daß die in dem Penſi ton» Reglement $, 15. ad £ ent 
haltene Anordnung, — 

wonach die fleigenden und fallenden Emolumente bei 
Denfionirungen nur in foweit zuc Anrechnung kommen 
fotten, als fie das in den beftehenden Normal s Befols 
dung: Eratd beftimmte Maximum der DBefoldung für 
diejenige Dienfts Kategorie, zu welcher die Stelle ger 
hört, nicht überfteigen, — 


auf diejenigen Beamten, welche. vor Emanirung der neuen 


NormalsEratd angeftellt find, ‚und den früheren Bezug 
von Tantiemen und Emolumenten unbefchränft behalten 
haben, Feine Anmendung finden kann, vielmehr folchen 
Beamten in den Fällen, wo das zu evincirende Einfoms 


men nicht fefiftehet, die grundfägliche Penfion von dem 


wirklichen Einkommen, welches fie fractionsmäßtg in den 
legten drei Fahren vor ihrer Penflonirung bezogen haben, 
u Theil werden fol, wogegen in Fällen, wo das Dienfts 
Finfommen bis zu einem gewiſſen Betrage evincirt wird, 
uch nar der legtere bei Berechnung der Penfiond:Sums 
ne‘ zum Grunde gelegt werden darf. Denn ſo wie den 
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vor Eintritt der Normal ⸗Etats — Beamten das vor⸗ 
her bezogene Einkommen für ihre Perſon gewaͤhrt werden 
muß; ſo iſt es auch billig, ſie in Abſicht der Penſionirung 
um ſo mehr danach zu behandeln, als bei den durch die 
neue Einrichtung veränderten Verhaͤltniſſen die mit der—⸗ 
ſelben eingetretenen Normal⸗-Etats nicht wohl uͤberall ei- 
nen hinreichenden Anhalt für die, Vergangenheit abgeben 
können, wogegen aber ein folcher bei den evincirten Ge⸗ 
haltd+ Beträgen fchon vorhanden war, und daher diefe 
‚ohne Bedenken die Stelle der neuen Rermal- Güte ders 
‚treten fönnen. 

Die Koͤnigl. Regierung wird von dem Inhalt diefer 
Allerhoͤchſten Befimmung in Kenntniß gefegt, um Gich 
darnach bei etwa, vorfommenden Penſions⸗ BR der 
Art zu achten. | 

Berlin, den 16. Juni 1827. 


Der Minifter des Innern. Der Finanz⸗ Miniſter. 
abweſend. v. Moß. 


14. | 
Refeript der Königl. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen, an den König. Ober» Präfidenten Herrn N. 
N., die Berechnung des Zwölftel- Abzugs zum Penſions⸗ 
Fonds von dem Gehalte der im Civil verforgten, zuvor 
aber auf Wartegeld ꝛc. gefeßt oder penfionirt gewe⸗ 
fenen Militairperfonen betreffend. 


Zur Befeitigung bed nach Em. ıc. Anzeige vom 13. 

v. Mm. Seitens der Regierung zu N. N. erhobenen Zwei⸗ 
feld, wegen eines dem neuerdings als Zuchthand:Direftor 
zu N, N. mit einem Gehalte von 700 Rthlr. angeſtell⸗ 
ten, bis dahin penſionirt geweſenen Majors N. N. von 
feiner jetzigen Beſoldung für den Penſions⸗-Fonds zu 
machenden einmonatlichen Abzuges, eröffnen wir. Em. ıc. 
dag der N. N., da —— fruͤher in der Gendar⸗ 
merie 
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merie ein Dienſt⸗ Einkommen von 900 Rthlr. genofien has, 
weder von den 406 Rthlr., um, welche fein jegiges; Eins 
fommen von 700 Rthlr. höher als feine bisherige: Penſion 
von 300 Rthlr. ift, den Abzug des „5 Theild zum Pens 
fionds Fonds aahlen- kann, noch überhaupt zur-Entrichtung 
dieſes Penfions „5 Theild verpflichtet ift, weil es bei Aus⸗ 
führung der — * zu 4 in der Circular⸗ :Berfügung 
vom 31. Aptil 1825 nicht darauf, ankommt: ob der An⸗ 
geftellte in der Zwifchenzeit feit feiner Entlaffang aus dem 
Militair auf ein Inactivitaͤts⸗ Gehalt, Wartegeld over 
Nenfion geſetzt geweſen iſt, vielmehr bei Berechnung des 
Penſions „5 Theils zu feinen Gunſten immer das volle 
Dienſt-Einkommen der Stelle in Abzug kommen muß, aus 
welcher er in fein Inaktivitaͤts Gehalt, Wartegeld oder 
Penſion getreten iſt. — Es macht hierbei auch keinen Uns 
terſchied, ob das Ausſcheiden aus dem Militair vor dem 
Erlaſſe der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 31. Auguſt 
1824, alfo vor Anordnung der Penſions-Abzuͤge, gefches 
ben ift, oder nachher, wohl aber muß die Anftellung im 
Civil nothwendig auf den Grund. des durch die Militairs- 
Dienfkzeit: erworbenen .. nf ————— geſche⸗ 
hen ſein. 
Wir überlaſſen Ew. ꝛc. die. Kegierangen Ihres Ober⸗ 
Praͤſidial⸗Bezirks Hiervon zur gleichmaͤßigen Beachtung in 
Kenntniß zu ſetzen. 
Berlin, den 18. April 1327. 

Der Minifter des Innern. Der nn ber Sinangen. . 
—v. en E Mo. 





— rd en di | 
Kefeript d der e Rbnigt Minifterien des udn a und ber 
Finanzen, an die Koͤnigl. — zu Aachen, die Be⸗ 


ame 
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Der Königl. Regierung gereicht auf Ihre fräge | 
aan Heft ll, 1827. 
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vom ten: dieſes zum Belcheid, wie es keinem Bedenken 
unterliegt, daß den Hinterbliebenen verſtorbener, auf Rüns 
digung angeſtellt gewefener Beamten, außer dem 
Sterbemonat auch noch eine Gnadenzahlung für den fol 
genden Monat 'geleiftet werden darf, wenn in dem vakan⸗ 
ten Gehalte der Fonds dazu fich findet. 

Ä Berlin, den 20. April 1827. 

Miniſterium ded Innern. Miniſterlum der Finanzen. 
u Shudmann. v. Mo. | 


| 16. 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des. Innern, an bie 
General» Direktion der Allgemeinen Wirtwens Berpfles 
gungs⸗Anſtalt hieſelbſt, die Quittungs⸗Form uͤber zu⸗ 
ruͤc gezahlee Antritts⸗ Gelder ei 


Ma nach dem Inhalte des Berichts der General⸗ 
Direktion der Allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt 
vom zten d. M. die biöherige Einrichtung, wonach bei 
dem ‚Tode eined der Societaͤt beigetretenen Manned der 
Wittwe ein befonderer Denfiond, Verfiherungds: Schein ge: 
geben, der Diezeptiond. Schein. hingegen, wenn ſolcher zur 
vörderft von dem Inhaber wegen des zurückerhaltenen Aus 
trittö, Geldes gerichtlich quittirt worden, zu den Akten 
eingereicht ift, eben dieſer gerichtlichen Aufnahme. halber zu 
bedeutenden Koften, Weitläuftigkeiten und vielem Schrift: 
wechſel Anlaß gegeben hat; fo wird unter diefen und dem 
fonft von der ‚General Direktion angeführten Umftänden 
Ihrem Vorſchlage gemäß die Aufhebung jener Form und 
zugleich deren Abänderung dahin hiemit genehmigt: 


daß nur die eigenhaͤndige Unterſchrift des Quittungs⸗ 
Ausſtellers, durch einen oͤffentlichen Beamten unter Bei⸗ 
druͤckung ſeines Dienſt⸗ :Siegels in ſolchen re bes 
glaubiget zu werben brauche. — 
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Mit dieſer Abänderung ve, erhält Sie daher 

die erbetene Authorifation. ne 
oe, ben 15. Mat 1827. 


Der Miniſter des‘ — u 





— 
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Reſcript der glaigl. Miniſterien des —— und ber 
Finanzen, an den Königl. Regierungs-Präfidenten Herrn 
"N. N. zu N., bie Beſorgung der Angelegenheiten des 

Koͤnigl. Parhengefchents für duͤrftige Eltern von 

| Mieben und: mehr Söhnen betreffend: ' 

- Die Angelegenheit wegen des Koͤnigl. Vathengeſchenks 
von 100 Rthl. für duͤrftige Eltern von. ſieben und mehr 
Soͤhnen, woruber Em. ic. unter dem ııten v. M. an 
mich den Finanz⸗Miniſter Bericht, erftattet Haben, if jegt, - 
wo die Bewilligung einer beſtimmt abgemeffenen für alle 
Säle gleichen Unterftägung ‚‘ neben dem Bedürftigfeitss 
punkte, lediglich von dem Vorhandenſein vom ſieben aus 
einer und derſelben Ehe entſproſſenen noch nicht ſelbſtſtaͤn⸗ 
digen Soͤhnen abhaͤngt, und wobel die Nuͤckſicht auf Er⸗ 
haltung der Eltern im gewerhlichen und praͤſtations faͤhi⸗ 
gen Zuſtande gar nicht vorwaltet, mehr als eine reine 
Geld⸗ Angelegenheit zu betrachten, deren Reſultaie in die 
jJaͤhrliche Penſi ons⸗Rechnung mit aufgenommen ‚werben, 
und wozu der Fonds bei der Penerals Stones. Kaſſe vor⸗ 
| handen iſt. | 

PDeshalb iſt fie auch fruher den cReſort des Finanz 
Miniſterii naugewieſen werden und demſelben bisher ver⸗ 
blieben... dee 

Jebenfalls newahet die Vearbeitung dieſer Angele⸗ 
genheit, nachdem fie moͤglichſt vereinfacht und beſchraͤnkt 
iſt, eine fo: geringe Beſchaͤftigung, daß fie füglich fedeht 
Rathe, gleichviel ob in der: Abtheilung = Funern oder 
x | a 2 
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der Finanz » Abtheilung als Nebengefchäft mit ‚übertragen, 
oder von einen der Neferendarien bearbeitet werden kann. 
Es fiegt lediglich in Em. ꝛc. amtlichen Befugniß, biers 
über das Weitere zu beftimmen, und hätte es der desfall⸗ 
ſigen Anfrage nicht bedurft. 
Berlin, den 20. April 1827. 


Der Miniſter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 
v. Shudmann v. Mo tz. 


* aa 11. —— BIA it A re 
— zu. auswaͤrtigen «Staaten. 
J arg. u, f 3 
Keferipe' der Konigl Wiuſteun des Inhein⸗ BEN der 
auswärtigen Angelegenheiten, an bie Koͤnigl Regierung 
J zu Magdeburg, die Abfahrts⸗ Verhaͤltniſſe mit 
ee Srantreich betreffend, — 


— 4 


| Huf den Bericht der Konigl. AN vom, — 

v. M., wird Derſelben Hierdurch‘ eroͤffnet, daß bon der 
Einziehung des Abfahreögeldes von dem in den Jahren 
1794 bis 1801 exportirten Vermoͤgen des N. N. in 


— gegenwärtig gar nicht mer bie. Rede | ‚ fein 
ann. 


Die Allerhoͤchſte Kobineis · Ordre vom 15. Septem⸗ 
ber 1817 verordnet ausdruͤcklich, daß, da in Frankreich 
kein Abfahrtsgeld gegen Preußen erhoben. wird, eine ge 
naue Neciprocität beobachtet, und auch dieffeits kein 
Abfahrtsgeld gegen Frankreich genommen werden fol. Hier⸗ 
aus folge offenbar, daß von 15. September 1817 an ge 
rechnet, keine Erhebung. des Abfahrtögelded gegen Frank⸗ 
reich in den Preußiſchen Staaten ‚mehr ‚zuläßig, iſt, die 
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Erportation: ‘des Vermoͤgens möge ſtatt gefunden heben zu 
welcher Zeit ſie wolle. | 
Berlin, ‚den; 13. Juni 1827, 
Ninifterium des Innern. Miniſterlum der ER 
Köhler. ‚ Angelegenheiten. 
v. Schönberng. 





58 * 
Kefcript bes Königl. ‚Minifteriums bes anem, 0 an die 
Regierung zu Coblenz, die Abfchoß- und Ab⸗ 
| eg mit Braſilien — 





Im Verfolg * Reſeripts vom ıflen v. Mis. wird 
—8* Regierung in Betreff der Frage, ob nicht von den 
nach Braſillen Auswandernden ein Abſchoßgeld zu ver⸗ 
langen ſei? aus dem jetzt eingegangenen Antwortſchreiben 
des Koͤnigl. Miniſteriums der auswärtigen Angelegenhei⸗ 
ten eroͤffnet, daß mach: einem von dem ehemaligen dieſſei⸗ 
tigen: Geſandten zu Rio de Janeiro, Grafen von Flem⸗ 
ming, im Jahre: 1818 erſtatteten Bericht in Braſilien we⸗ 
der Abſchoß noch. Abfahrtsgeld von den mach dem Aus⸗ 
lande gehenden Erbſchaften und vom Vermögen der Aus⸗ 
wanderer erhoben wird. "Da: nun mittelſt der in der Ge⸗ 
ſetzſammlung abgedruckten Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre 
vom ir. April 1822, betreffend: die ‚Abfchoßfreiheit gegen 
die Nordamerifanifchen Sreiftaaten, beftimmt ‚worden if: 
daß auch gegen andere Staaten, in denen das jus detractus 

nicht mehr zur Anwendung kommt, fernerhin weder Ab- 
ſchoß noch Abfahrtsgeld genommen werden ſoll, 
fo kann vpn Abſchoß oder Abfahrtsgeld gegen Braſilien 
nicht die Rede ſein. 

Hiernach hat Sich die Koͤnigl. Regierung zu achten. 

Berlin, den 10. Juli 1827. | 
Minifterium des Innern. Erfie Abtheilung. 
Köhler. 
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Publikandum bes Koͤnigl. Ober⸗ Praſtdiums von Pom⸗ 
mern, die Nationalitaͤt engliſcher Schiffe betreffend. 


ee 


In Folge einer Mitthellung ded Könige. Mintfteri 
ums des Innern, benachrichtige ich das Handel treibende 
Publikum Hierdurch, daß die im $. 29. der Parlaments 
Akte 6. Georg IV. Cap. 114. vom 5. Juli 1825 en 
baltene Beſtimmung, nach welcher: | 

nur ſolche Schiffe als Großbrittaniſche —— wer⸗ 
den, welche an irgend einem Orte des Großbrittanifchen 
Gebiers erbauet, ungethelltes. Eigenthum großbrittanis 
ſcher Änterthanen und an feinem. ausländifchen Orte 
in einem größeren Maaßſtabe ausgebeſſert worden ſud, 
als von 10 Schillingen für jede Tonne, 


ſich nur auf Schiffe bezieht, welche die Amerikanifchen Bin⸗ 
nengewaͤſſer und Seen befahren, daß aber im Allgemei⸗ 
nen die Ausbeſſerungskoſten eines Engliſchen Schiffes in 
einem fremden Hafen ſich bis auf 20 Schillinge per Ton: 
ne belaufen können, ohne daß das Schiff dadurch —— 
Nationalitaͤt verluſtig wird. 


Stettin, den 14. Mai 1827. 
Der Koͤnigl. wirtliche Geheime Rath und Ob er ⸗ Präftdent 
von Pommern. | 


Sad 


* 
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Staats Einfünfte, 
4 | 
nam, Vernalun im Allgemeinen. 


21. 


Circular⸗ Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Unter⸗ 
richts- und Mebizinals Angelegenheiten, an ſaͤmmtliche 
Königl. Regierungen, Konfiftorien und Provinzial⸗Schul⸗ 
Kollegien, fo wie an fämmtliche Koͤnigl. Regierungs 
Bevollmächtigte bei den Univerfitäten, daß Koͤnigl. Kaſſen⸗ 
Beamte fich nicht in Papier -Spefulationen und ändere 
Faufmännifche Gefchäfte einlaſſen follen. 





Es bat fich bei einzelnen Unterfuchungen über Kaffens 
Defekte in neuerer Zeit-ergeben, daß ſolche zum Theil da⸗ 
durch mif veranlaßt worden, daß die Defektanten ſich in 
Papier s Spekulationen und andere Faufmännifche Gefchäfte 
eingelaffien baden. Es miderfpriche ſchon am: fich ſelbſt 
dem Intereſſe des Dienfies, daß öffentliche Beamte fich 
mit dergleichen Spekulationen und Gefchäften ‚abgeben, in« 
dem fie dadurch von ihrer eigentlichen Beſtimmung abge: 
zogen werden, und in Verwickelungen gerathen koͤnnen, die 
dem Dienfte nachtheilig werden. Es wird daher auch dies 
fer Gegenftand bei der jegt im Werke fiehenden Kevifion 
des Allgemeinen Landrechtd näher erwogen werden, um in 
Hinficht deffelben ‚das Intereffe des Öffentlichen Dienſtes 
mehr ficher zu fielen. Des Königs Majeftät Haben ins 
deſſen mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets /Ordrre vom 30. Des 
cember v. J. ſchon jetzt Folgendes feſtzuſetzen geruht: 
ſaͤmmtlichen Kaſſen⸗Beamten (worunter auch die. Ver⸗ 

walter Koͤnigl. Magazine und Naturalien begriffen ſind) 
ingleichen ſaͤmmtlichen bei Geld-Inſtituten angeſtellten 
Beamten ohne Unterſchied, ſoll unterſagt ſein, in Pa⸗ 
pieren oder Waaren zu ſpeculiren, d. h. ſelbige zum 
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MWiederverfanf anzufaufen, und biejenigen Beamten, 
welche fich daffelbe, dennoch beifommen laſſen, follen ohne 

Nachſicht auf dem, durch die Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre 
vom 21. Februar 1823 (Gefeg: Sammlung No. 783) 

vorgeſchriebenen Wege, ſofort aus dem Dienfte entlaſ—⸗ 
fen werden, wobei ed ſich von ſelbſt verfieht, daß, wenn 
dem betreffenden Beamten, außer der unerlaubten Spe 
Eulation auch andermweite Dienfiwidrigfeiten zur Laſt fal⸗ 
len, derfeibe' dafür noch beſonders zur Unterſuchung und 
Beſtrafung gezogen: werden fol. Saͤmmtliche Verwal⸗ 
tungs⸗-Chefs und Vorgeſetzte ſolſen darauf ſehen, daß 
von den. ihnen untergeordneten Beamten dieſer Aller⸗ 

boͤchſten Willensmeinung nicht entgegen gehandelt werde, 

und, wenn es geſchieht, die betreffenden Beamten ſo⸗ 

gleich vom Amte fufpendiren, und das ‚weitere Berfahs 
ren einleiten. 

Dieß fol um fo unerfäßticher gefchehen, wenn der 
en Deamte felbft zu den ——— ge⸗ 
hoͤrt. 

Des Koͤnigs Majeftät haben jedoch dabei zu erklaͤ⸗ 
ren geruht, daß Allerhoͤchſtdero Abſicht nicht ſei, einzelnen 
Beamten bie Gelegenheit zu nehmen, ihr. Vermögen in 
Staats- oder andern Öffentlichen Papieren anzulegen, daß 
; vielmehr den vorgedachten Beamten der Anfauf derartiger 
Papiere geftattet bleiben fann, wenn fie darin bloß ihr 
Vermoͤgen zinsbar unterbringen wollen. Es bleibt den 
vorgefegten Behörden überlaffen, in jedem einzelnen‘, zu 
ihrer Kenntniß kommenden Falle zu beurtheilen, ob der 
Beamte bei dem Ankaufe eine verbotene Spekulation bes 
abfihtigt, oder blos fein Vermögen hat anlegen wollen, 
und ob fonach eine Veranlaſſung zu einer Unterfuchung 
vorhanden ift oder nicht. 

Das unterzetchnete Minifterinm — (dem Königk. 
Eonfiftorium und Provinzial-Schul⸗Collegio) 
diefe Allerhoͤchſte Beflimmungen zur Nachricht und Nach 
achtung bei vorkommenden Fällen, fo wie mit dem Aufs 
trage hierdurch bekannt, folche zur — ber betrefs 
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BER von. derfeiben, (dem fetsen) teſſortirenden Beamten 
zu bringen. 
Berlin, den 26. Mai 1827. 
se der Geiftlichen>, Unterrichts und edlinab 
‚Bingelegenbeisen. | 
v. Attenſtein. 
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Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern 
und der Finanzen, am ſaͤmmtliche Königl. Ober⸗ Praͤſi⸗ 
ſidien und. Regierungen, ſo wie an die Koͤnigl. Provin⸗ 
zials Steuer» Direftorate, Generals, Salz⸗ und Lotterie⸗ 
Direktion ꝛc. diefelbe Angelegenheit en 





Die in neuerer Zeit PETER Kaffen ‚Defekte 
find, wie ſich bei einzelnen. Unterfuchungen über folche ers - 
geben Hart, zum Theil dadurch. mit veranlaßt worden, daß 
fih die Defektanten in Papier, Spefufationen und andere 
kaufmaͤnniſche Geſchaͤfte eingelaſſen haben. Es widerſpricht 
ſchon an ſich ſelbſt dem Intereſſe des Dienſtes, daß oͤffent⸗ 
liche Beamte mit dergleichen Spekulationen und Gefchäfs 
ten fih abgeben; indem fie dadurch von ihrer eigentlichen 
Beſtimmung abgezogen werden, und in Verwickelungen ges 
rathen koͤnnen, die dem Dienſte nachtheilig werden. 

Es wird daher auch dieſer Gegenſtand bei der jetzt 
im Werke ſtehenden Reviſion des Allgemeinen Landrechts 
naͤher erwogen werden, um hinſichtlich deſſelben das In⸗ 
tereſſe des oͤffentlichen Dienſtes mehr ſicher zu ſtellen. In⸗ 
deſſen haben des Koͤnigs Majeſtaͤt mittelſt Allerhoͤchſter 
Kabinets⸗Ordre vom 30. December v. J. ſchon jetzt fols 
gendes feſtzuſetzen geruhet: 

Gvoͤrtlich wie in vorgedachtem Circulare No. 21.) 
| Die. Königl. Regierung, wird angemwiefen, in, vorz 

kommenden, Faͤllen nach dieſen Beſtimmungen zu verfahs 
ren, unb diefeiben ſowohl den jetzt fungirenden betreffen: 
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den Beamten, als auch künftig den neu — Be⸗ 
amten der gedachten Kategorien, bekannt zu machen. 
Berlin, den 11. Juni 1827. 
‚Der Mintfter ded Innern. Der Sinang-Minifler. 
In deſſen Abweſenheit. In deſſen Abweſenheit. 
Koͤhler. | Billaume 


* a3. 

Circular Reſcript des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſteriums und 
der Koͤnigl. Haupt⸗ Verwaltung der Staatsſchulden, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen‘; wegen Fünftiger Ab: 
lieferung der Domainens und Forff-Ueberfchüffe, fo mie 

der. Domainen » Beräußerungss sc. Gelder an die 
General Staats⸗Kaſſe betreffend. 


— — 


| Des weis Majeſtaͤt haben, mittelſt Kabinets⸗Ordre 
vom 31. Maͤrz d. J. ein, von dem unterzeichneten Finanz⸗ 
Miniſter und dem wirklichen Geheimen Ober⸗Finanz⸗Rathe 
Mother, als Präfidenten der Haupts Verwaltung der 
Staats: Schulden, zur Vereinfachung der. Raffen s Verwals 
tung getroffenes Uebereintommen,, alkergnädigft zu geneh⸗ 
migen geruhet. 
Nach dieſem Uebereinfommen werden nicht allein 
a) die Meberfchäffe aus ber Donrainen » und Forſtver⸗ 
waltung — ſondern auch 
b) die Domainen » und Forſt⸗Veraͤußerungs⸗, Erbſtands⸗ 
und Abloͤſungs⸗Gelder, welche nach dem Artikel VIL 
der Verordnung vom -ı7. Januar 1820 (Geſetzſamm⸗ 
lung No, 577) ber Staats Sgulben. Tilgungd s Kaffe 
uſtehen, 
unbeſchadet der, den Glaͤubigern des Staats, im Art. III. 
der allegirten Verordnung, verbeiffenen Garantie, fo wie 
‚den, der Staatds Schulden, Tilgungs » Kaffe, im Art. VII; 
deſſelben Geſetzes, beigelegten Anfprüchen, auf bie in Rede 
ftehenden Intraden, 
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vom 21. Januar N I. ab, nicht weiter unmittelbar aus 
den -Provinztals Daupts Kaffen, fondern — fo lange es 
beiden Theilen convenirt — durch die General Staats; 
Kaffe, zuc Staats» Schulden » Tilgungd : Kaffe eingezahlt 
werden. 

| Zur. Ausführung dieſes Abkommens wird der zn | 
Regierung hierdurch ——— | 


Alle aus der —— und Forſtverwaltung ſich er⸗ 
gebende Ueberſchuͤſſe, fo wie auch die Einnahmen aus den 
Domainen » Beräußerungen , welche zeither an die Staats 
Schulden s Tilgungs Kaffe direfte abgeführt wurden, von, 
nun an, und bis auf weitere Drdre, zur Generak. 
Staats⸗Kaſſe abliefern laſſen. | 


"Die — und giſecueberſchaſe ſind — den 
übrigen Ueberſchuͤſſen nach den Japrgängen getrennt zu 
deklariren, nemlich: — 

auf Reſte für 1824 und ruͤckwaͤrts 
anf Reſte für 18258, a 
auf Refte für 1826, e 
(künftig und zwar nach dem Asfhius eie 1827 auf 
Reſte für 1832) 
auf laufende Weberfchüffe für 1827 und ruͤckſichtlich der 
Domainens ıc. Veraͤußerungs⸗ ıc, Gelder muͤſſen Behufs 
der vorgeſchriebenen Quittungs⸗Beſcheinigung, 
a) die aus neueren (d. h. erſt ſeit dem 1. Januar 
1820 geſchloſſenen) Veraͤußerungen berväprenden Ein: 
‚zahlungen, nach wie vor von er 
u) den ans älteren (d. h. vor dem 1. Januar 1820 
ſchon flattgehabten) Veraͤußerungsfaͤllen aufkommen⸗ 
den aAbgeſondert nachgewieſen werden. Demgemaͤß 
muß jede, auf einen dieſer beiden Titel a. und b. 
sv :3e General⸗Staats⸗Kaſſe eingelieferte Summe, mit 
seiner abgefonderten, übrigens ‚jedoch nur ſummari⸗ 
fchen Deklaration der einfendenden Regierungs⸗Haupt⸗ 

Kaffe begleitet werden, aus welcher die Zahlungs⸗ 

mittel zu. entnehmen find, in welchen dieſelbe beſteht; 
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und welche Deklaration die General⸗Staats⸗Kaſſe 
demnaͤchſt der Staats⸗Schulden⸗Tilgungs⸗Kaſſe ori⸗ 
ginaliter mit uͤberweiſen wird. 


3. 

Am Jahresſchluſſe wird die Generals Staats⸗Lafe, 
wenn fie mit den einzelnen Regierungs « Haupt : ⸗Kaſſen abs 
gerechnet haben wird, den Letztern die ihr, von der Staats- 
Schuiden » Tilgungs s Kaffe zugeftellten. Jahresquittungen, 
gegen Zurücknahme ihrer, im Laufe ded Jahres ausgeftells 
ten Spezial: Quitturigen, Überweifen; und gleichmäßig der 
Staats = Schulden > Tilgungs » Kaffe die von den Regie⸗ 
rungs/Haupt⸗Kaſſen auegefertigten Einnahme⸗Atteſte * 
ſtellen. 


4. 
Un die im $. VII. der Verorduung vom 17. Januar 
1820 angeordnete zur Berichtigung der Befigtitel für die 
Domainens Erwerber unerläßlihe Auittungs-Befcheinigung 
mehr zu befchleunigen, hat die Königl, Regierung von jegt 
ab, über alle bei ihrer Haupt:Kaffe, im Laufe eined Quar⸗ 
tald eingegangenen DomainensVeräußerungss ıc. Gelder, 
die, den Aquirenten zu ertheilenden, Befcheinigungen, am 
Schluffe deffelben Quartals, mittelft eines, nach, dem sub 
lit. a, anliegenden Schema angelegten Verzeichniſſes ‚ der 
Haupt Verwaltung der miBatr OMnIBER, zu dem Behufe 
— 


5. 

Diefe Befheinigungen werden von der Seaats⸗Schul⸗ 
den⸗Tilgungs⸗Kaſſe mit einer, durch das ganze Rechnungs⸗ 
Jahr in ununterbrochener Zahlen⸗Ordnung auf einander 
folgenden, laufenden Nummer bezeichnet werden, und dieſe 
Letzteren (Nummern) muͤſſen in der, am Jahresſchluſſe von 
der Koͤnigl. Regierung einzureichenden Jahres⸗Nachweiſung 
und reſp. Ueberſicht ſaͤmmtlicher Veraͤußerungen, in einer 
beſondern, noch einzuſchaltenden, Spalte, der —* Kon⸗ 
trolle wegen, angezogen werden. * 

| 6. | 

Sollten in einzelnen, dringenden Faͤllen dergleichen 
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Hefcheinigungen nicht, Bid zum Duartals Schluffe, ausge⸗ 
fegt bleiben können; fo tritt daS, für ſolche Fälle bisher 
von der Haupt-Verwaltung der Staatd- Schulden bereits 
vorgefehriebene Verfahren ein. — | ee 

Hternach wird die Königl. Regierung nunmehr das 
Weitere an ihre Haupt: Kaffe erlaffen. | 

Berlin, den 14. April 1827. ar J— 
Der Finanz⸗Miniſter. Haupt» Verwaltung der Staats⸗ 

v. Mo$. en Schulden. 

ee Rother. 





RR: ‚24. 
CitenlarsRefeript des Koͤnigl. Finanz Minifkeriumg, 
"an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, diefelbe Ans 
5 gelegenheit. brereffend. 6 
Mit Bezugnahme auf die heute gemeinfchaftlich mit 
der ‚Königl. Haupt» Verwaltung der Staatsſchulden ers 
laſſene Verfügung wegen, künftiger Ablieferung der Dos 
mainen⸗- und BorftsWeberfchüfle, fo wie der Domainen: 
Beräußerungs » ıc. Gelder an die General- Staatd » Kaffe, 
fordere ich. die Königl. Regierung auf, mir unverzüglich, 
nachdem die Negierungs- Haupt Kaffe wegen Gifttrung 
der Ablieferung an die Staatsfehulden: Tilgungs > Kaffe mit 
Anweiſung verfehen fein wird, anzuzeigen, wieviel feit dem 
Kaſſen⸗ Abfehluß pro 1826 bis dahin von derſelben an 
die. Staatsſchulden⸗-Tilgungs⸗Kaſſe auf Domainens umd 
Forſt⸗ Weberfhäle —— * 
ro 1824 und růckwaͤrts 
9 8.1825, | | 
— * 1826, 
| ud » 1827 . ” 
‚auf Domainen⸗ ꝛc. Veraͤußerungs⸗ꝛc. Gelder, 
Peg pro ıg19 und rücdwärts 


. 1839 — 
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noch abgeliefert worden iſt. 
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Uebrigens bemerke ich noch, daß die Domainen⸗ und 
Forſt- Ueberſchuͤſſe und Weränßerungds Gelder gegen bie 
General: Staats: Kaffe nah Vorſchrift der obgedachten 
Verfügung zwar beſonders zu deklariren ſind, aber mit 
den ſonſtigen Ueberſchuͤſſen vermiſcht durch die Danfor 
Eomtoird abgeführt werden Fönnen. 
Berlin, den 14. April 1827. 
a A Der Finanz, Minifter. | 
| Moog 


; 25. 
Cicular⸗ ⸗Reſcript des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, an das Polizei⸗Praͤ⸗ 
ſidium und an die Koͤnigl. General-Lotterie-Direktion 
hieſelbſt, das Verbot der Privat⸗Ausſpielungen lie⸗ 
gender Gruͤnde betreffend. 





—— Gutsbeſitzern iſt im Laufe des v. J. die 
Erlaubniß ertheilt worden, liegende Gruͤnde unter gewiſſen 
beſchraͤnkenden Bedingungen durch Privat-Vetlooſung auss 
zuſpielen. Einige Guisbeſitzer haben dieſe Erlaubniß bes 
nutzt, und die gewuͤnſchten Privat/ Ausſpielungen bereits 
eingeleitet, die meiſten aber nicht. 

Da nun, durch die im heute ausgegebenen Blatte 
der Geſetſammlung abgedruckte, Allerhoͤchſte Koͤnigl. Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 26. v. M. alle und jede Privat⸗Aus— 
ſpielungen liegender Gruͤnde, ohne irgend eine Ausnahme 
verboten ſind: fo haben alle von dem Finanz, Minifterio 
früher zu Privat» Ausfpielungen Tiegender Gründe ertheils 
ten Eonfenfe, welche nur unter‘ der Vorausſetzung gegeben 
‚ wurden, daß dergleichen Privat: Ausfpieiungen ohne Def: 
fentlichfeit, Fein gefegliches Verbot entgegehftände, ihre 
Gültigkeit verloren, und die früder nachgegebenen Privats 
Ausfpielangen, in fofern mit deren wirklicher Aus 
führung nicht bereit der Anfang gemacht wor 
den, dürfen fortan nicht mehr Statt finven. 


| | 371 
Die Koͤnigl. Regierung hat dieſerhalb das Noͤthige 
durch ihr Amtsblatt unverweilt bekannt zu machen, und 
darauf zu halten, daß in Gemaͤßheit dieſer Anordnung 
feine Privat⸗-Ausſpielung liegender Gründe, unter Beru⸗ 
fung auf eine früher dazu ertheilte Conceſſion, weiter eins 
geleitet werde, ed wäre denn, daß der Eonceffios 
nirte nachzuweiſen vermägte, daß er bereits 
mit erheblihen Koften. vertnüpfte Voranftals 
ten. zur wirklichen Ausführung der nachgege⸗ 
benen Augsfpielung gemacht hätte,’ in welchen 
Sälten auf. erſtatteten Bericht der Regierung, nähere Bes 
ſtimmung darüber vorbehalten. bleibt, ob die früher nach⸗ 
gegebene Privat Ausſpieluns mch jetzt zur eisen 
kommen barf. | 
Berlin, ben 7. April 1827. 
Der Finanz: Minifter. 
u v. Mo tz. 





26. 
Reſcript des Koͤnigl. Finanz Miniſteriume— an die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung zu Minden, die Bezahlung und Wie⸗ 
dereinziehung der Befanntmachungsfoften in Domai- 

nens und Forſt⸗ Veräußerungs- und Verpachtungs⸗ 
J Angelegenheiten — 


von der Königt. Regierung in dem Berichte vom 

* v. M. angeregten Bedenken über die Anwendung der 
Eireular Verfügung vom 11. November v. JI, betreffend 
die Bezahlung und Wiedereinziehung der Bekanntmachungs⸗ 
Koften in Domainens and Zorft- Veräußerungs und Ders 
pachtungs » Angelegenheiten, erledigen fih dahin, daß, da 
der 5, Abfchnite jener Verfügung! von Demainen, und 
Forts Veräußerungs - Angelegenheiten im Allge 
meinen fpricht, darunter auch Verkaͤufe von Zinsfrüchten, 
Holjverfteigerungen u; f. w. ju verftehen: fihd, daß mithin 
auch in. dieſen Veräußerungsfählen den Ermwerbern die Kos 
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fien der Sefanntmadung wenn folhe bezahlt werben “a 
ven, nicht zur Laſt zw legen, ſondern aus den dazu be 
ſtimmten Fonds. zu berichtigen find. : Eben fo allgemein 
foricht der gedachte 5. Abſchnitt und der. folgende Abſatz 
von Verpachtungen. Es find dazu alſo auch die Ber 
pachtungen von Öerechtfamen, 3. B. der Zehnten, der Hus 
degerechtigkeiten . auf. fremden - Grundſtuͤcken u. fü w. zu 
rechnen, woraus -dann- feibftredend folgt, Daß auch .bei die 
fen Verpachtungen die: Bekanntmachungs⸗Koſten grund⸗ 
ſaͤtzlich von den Paͤchtern getragen werden muͤſſen, und-nur 
dann den Verwaltungs⸗Fonds zur Laſt fallen, wenn die 
Verpahtungen nicht zu Stande fommen. 
: Berlin, den 14. uni 1827. A 
Finanz-Miniſterium. | 
General: NT Me: Domainen . — 
Keß ler. 





a7 | 
Publifandum des Königl. Oberlandesgerichts in Hamm, 
die von den Haupt⸗Zoll⸗ und Haupts Steuers Aemtern 
J auszuſtellenden Geld⸗ Quittungen betreffend. 





Nach einer Verfuͤgung des Herrn General: Direktors 
der Steuern vom aten diefes, follen fünftig alle von den 
Haupt: Zoll, und Haupts Steuer; Yemtern auszuftellenden 
Geld Quittungen nicht bloß von dem Haupt: Amts: Xen 
danten, fondern auch von dem Haupt: Amts: Kontrodent, 
oder deflen etwanigen Stellvertreter unterzeichnet, und nur 
die nach diefer Vorfchrift ausgeſtellten Quittungen als gül⸗ 
tig anerkannt werden. 

Auf Veranlaſſung von Seiten der Provinzial⸗Steuer⸗ Di⸗ 
rektion, wird dieſes den Gerichten unſeres Departements zur 
Nachricht und Beachtung bei vorkommenden Geldablieferun⸗ 
gen an die gedachten Danpt-ümtd-Kafen befanne gemadt. 

. Hamm, den 26. Juni 1827. 

| — Pre Die Lanesgiät, | 
| ; 95 Rappar ds: 
B, 
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B. 
Steuern. 


28. 

Refeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Ki; an die 
Königl. Regierung zu Erfurt, die Bewilligung von Des 
nunziantens Antheilen in Steuer» Defraudations . 

Sachen betreffend. 

Der Koͤnigl. Regierung wird anf den Bericht vom 
ı7. Juli v. J. hierdurch eröffnet, daß von Seiten des 
Minifterit des Innern den Landräthen ein Anfpruch auf. 
Denunzianten :Antheile in Steuer» Defranudationd s Strafs 
Fällen nicht eingeräumt werden kann, wogegen den Mit 
gliedern Fleiner Magifiräte der Genuß von dergleichen 
Antheilen in den dazu geeigneten Zählen narhgelaffen wird. 
| Derlin, den 23. Mai 1827. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Shudmann. 


29. 

Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, bie — von der 
Klaſſenſteuer für die ſechszigjaͤhrigen Perſonen in der 
unterſten Steuerſtufe betreffend. 

Ich wuͤnſche mit Ihnen den Zeitpunkt eintreten zu 
ſehen, wo auf einen nachhaltigen Ueberſchuß der Staats, 
einnahmen mit Sicherheit zu rechnen fiehe, und auf Ers 
mäßigung einzelner laͤſtigen Abgaben und Leiftungen Mei⸗ 
ner getreuen Unterthanen gedacht werden kann. ch ge 
nehmige daher auch gern auf Ihren Bericht vom 12. März 
d. J., daß bei Veranlagung der zur unterfien Steuerfiufe 
gehörigen Llafienftenerpflichtigen Perfonen nicht nur wie 
bisher die Steuer für einen und denfelben Haushalt, auf 
hoͤchſtens 3 Perſonen befchränft an fondern 

Leinualen. Heft IL, 1827. Bb 
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auch überall diejenigen Perſonen dieſer Stufe, welche am 
1. Januar des Jahres, für welches die Veranlagung ge 
ſchieht, ihr 6oſtes Lebensjahr bereits zurückgelegt haben, 
nicht mitgegähle werden follen, indem es der Billigkeit ent 
fpricht, diefelben, wegen geringerer Ermerböfähigkeit, von 
“der Klaffenfleuer "ganz frei zu laſſen. Sie haben hiernach 
ſchon vom 2, Semefter des laufenden: Jahres an, verfahren 
zu laffen. | ee: | 
Berlin, den 21. April 1827... | | 
| | Friedrich Wilhelm. 
den — und Finanz +» Minifier nn 
v. Mob. 


x 


s 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Finanz Minifteriums, an 
 fämmtliche Königl. Regierungen, dieſelbe Angeles 
| genheit betreffend. £ | 





J 


Die Koͤnigl. Regierung wird in Bezug auf die in der 
Geſetzſammlung abgedruckte Koͤnigl. Kabinets-Ordre vom 


2iſten v. Mts., betreffend die Befreiung der 60jaͤhrigen 


Perſonen, welche zur unterſten Steuerſtufe gehoͤren, von 
Entrichtung der Klaſſenſteuer, hierdurch angewieſen, dieſe 
Ordre durch die Amtsblaͤtter zu publiziren, und hiernaͤchſt 
diejenigen Steuerpflichtigen dieſer Stufe, welche am 1.50 
nuar d. J. das fechszigfte Lebensjahr bereits zurückgelegt 
hatten, in den Ab» und Zugangsliften, dom 1. Juli ab, 
alſo mit dem halbjährigem Steuer: Berrage in Abgang 
bringen zu laffen. we 

Die Hrtds Behörden mird die Königl. Regierung zu 
dem Ende beauftragen, von den Steuerpflichtigen dieſes 
Alters, DVerzeichniffe anzufertigen, und folche hinſichtlich der 
Nichtigkeit des anzugebenden Geburtsjahres von den Pfar 
rern oder Civilfiands: Beamten atteftirt, durch die Land 
rärhe einzureichen. Bei ſolchen Perfonen, die aus Orten, 
weiche von ihren Wohnorten entfernt, gebürtig find, für 

| 


ar Be 


Steuers Betrages einzureichen. 7 0 Sn 
Sur die Veranlagung des Jahres 1828 iſt ein gleis 


eher Nachweis derjenigen Perſonen, welche im Lauſe des 


Jahres 1827 das 6oſte Jahr zurückgelegt haben, einzus 
fordern und eine fummarifche Angabe. der Kiernach in jes 


dem Kreife ausfalenden Kopfzahl der Haupt:-Nachmweifung, 


vom dem Auffommen der Klaffen: Steuer beizufügen, 
Berlin, den 5. Mai 1827.. a 2 
| Finanz: Minifterium. P 
General» Verwaltung der direkten Steuern 
BR: Maaßen. 


.. _ h . 
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\ , 31% . | 
Publifandum der Königl. Regierung zu Minden, bie von 
den, bie Jahr⸗ und Wochenmärfte beziehenden Handels 

leuten zu entrichtende Gemwerbefteuer betreffend. 

Einige Gewerbeftener-Aufnahme-Behörden haben Zwei 
fel erhoben, in welcher Art Handelsleute, welche von eis 
nem Wochenmarkte vder von einem Jahrmarkte zum an 
dern ziehen, ohne in ihrem Wohnorte einen ftehenden Hans 
del zu betreiben, der Getwerbefteuer unterworfen find. Zur 
Hefeitigung derfelben finden wir und veranlaßt, in Ge 
mäßheit einer Beſtimmung der Könige. General Direktion 
der Steuern vom 27. Januar c. befannt zu machen, daß 
ed nach dem Haufir, Regulatio vom 28. April 1924 zum 
Verkauf auf Wocens und Jahrmaͤrkten, jedoch nur fols 
cher Artikel, welche ihrer Befchaffenheit nach auf denfel, 
ben feil geboten werden dürfen, eines Gewerbeſcheins nicht 
bedarf, ſolche Handeldleute, welche ihren Verkehr darauf 
. befchränfen, daß fie die auf dem einen Markte erfauften 
Gegenftände auf dem andern verkaufen, zur Erlegung der 
Gewerbefteuer vom Haufirhandel und Löfung eined Ge 
werbeſcheins nicht angehalten werden Fönnen, wohl aber, 
da der Handel überhaupt gewerbeftenerpflichtig iſt, nad 
Beſchaffenheit ihres Gefchäfts zur Klaſſe A. — des ftehen: 
den Dandeld mit Faufmännifchen Rechten, oder B. — des 
fiehenden Handels ohne Faufmännifche Rechte ihres Wohns 
orts ſteeuern muͤſſen. 

Hiernach haben die Polizei: Behörden darauf zu ad» 
ten, daß dergleichen inländische Handelsieute, wenn fie die 
. Märkte .befuchen, fich über die vorerwähnte Beſteuerung in 
ihrem Wohnorte durch Vorzeigung der Befcheinigung über 
ihre Meldung und Eintragung in die Gemwerbefteuers Kol 
len, gehörig ausweifen; wenn fie aber folches nicht vers 
mögen, dazu angehalten werden, den erforderlichen Nach⸗ 
weis der Beſteuerung nachträglich zu führen, zu welchem 
Behuf fie zur Erlegung einer Bürgfchaft oder Caution vers 
pflichter find, welche dem Mittelfage der Steuer⸗Klaſſe ih⸗ 
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res Wohnorts —* und die fle Gais gärüche 
erhalten, wenn jener Nachweis geführt wird. Gewerbes 
treibenden, welche weder letztere führen, noch Cantion fiel: _ 
len koͤnnen, iſt die Ausübung ihres Gewerbes ic, anf 
Märkten ıc. nicht 'zu geftatten. -Die- Drtd- Behörden has 
‚ ben die Handelsleute auf diefe Beſtimmungen aufmerkſam 

zu machen, damit felbige fich mit der erforderlichen Be 
fcheinigung über die gefchehene Senmarug in iprem Wohn 

orte verfehen können. 
Minden, den 29. Mat 1g27. "0 nn 
Könige. Regierung, — 





32. | 
Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Deus 
die Gewerbeſteuer der Fuhrleute betreffend. 


—— — 


In einem, von dem Koͤnigl. General» Direktor ber 
Steuern. sub dato Berlin ben 12. Mai a. c, ergangenen 
Reſcript ift beſtimmt: 
daß die Gewerbeſteuer von den Fuhrleuten eben fo, wie 
von den Schiffern als ein Jahresſatz fuͤr jedes ganze 
Jahr erhoben werden muß, und zwar ohne Ruͤckſicht 
- darauf, während welcher Monate im Jahr dies Gewerbe 
betrieben worden, mithin auch, ohne wegen ausfallender 
Monate einen Abgang zu erſtatten. 
Von Fuhrleuten, die im Lande einen beſtimmten Wohn⸗ 


ſitz haben, darf jedoch die Erhebung der ganzjaͤhrigen 


Steuer nicht gleich bei der Anmeldung ded Gewerbes und 
am Anfange ded Jahres erfolgen; es ift dann, wenn das 
Gewerbe, angemeldet wird, fofort für den Monat, in wel⸗ 
chem die Anmeldung gefchehen, gleichzeitig aber auch für 
die verfloffenen Monate des laufenden Jahres und fo weis 
ter monatlich, bis zum erfolgten Ablauf des Jahres, die 
normirte. Jahreds Steuer in. den fich Hiernach bildenden 
Monats⸗Raten zu erheben. - 

Bon folchen geiverbeftenerpfligtigen Fuhrleuten aber 
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die feinen : — inlaͤndiſchen Wehaſttz haben, muß 
die Praͤnumeration der vollen Jahres⸗ Steuer gleich bei 
der Gewerbes ⸗ Anmeldung erhoben werden, weshalb, da 
die, Fuhrleute den Schiffern gleich behandelt werden ſollen, 
wir: noch, beſonders auf..die, im, Amtsblatt pro. 826 pag. 


406: wegen der Gewerbeſteuer⸗ Erhebung von den Schif⸗ 


fern bekannt gemachten Vorſchriften mit der Aufforderung 
hinweiſen, nach den fuͤr die Schiffer ſchon vom .ı. Januar 


d. J. ab, ſtattfindenden ne nunmehro «auch von 


‘den Subrleuten vom 1. Juli d. J. ab die Hebungen zu 
realifiren. 
Die, Gewerbifieners, Einfhägungs + und Hebungs⸗ 
Behörden haben fich biernach auf das pünftlichfte au achten. 
Danzig, den 11. Juni 1827. 
. Königl; Preuß. Reglerung. 
Astheitung für bie direkten Steuern, Domalnen und Forſen. 


Pontandum⸗ bir — Wigkerning, in. Breslan, die 
„Steuer von. getrockneten Tabadsblättern und deren 
Fixation FR: 


— . , 


Mit —— auf den 8. 48. der Steuer Di 
‚nung vom 8. Februar 1819 iſt böhern Orts angeordnet 
worden, daß mit denjenigen Grundbefigern, welche es vor 
ziehen follten, ſtatt der bisherigen Verſteuerung des Ge⸗ 
winns von getrockneten Tabacksblaͤttern nach ihrer Quan⸗ 
titaͤt, und zur Erfparung der damit verbundenen Deklara⸗ 
tionen, Ermittelungen und Kontrollen, eine nach örtlichen 
Durchſchnittsberechnungen des inittlern Gewinns pro Mor 
gen des mit Taback bepflanzten Bodens, firirre Steuer zu 


erlegen, : :befondere. Fixations⸗ Verttaͤge ſtemnpelfret abge⸗ 


ſchloſſen werden koͤnnen. 

Die Haupt⸗Steuer⸗Aeniter ſind heute hiernach, ſo 
wie wegen der dabei zum Grunde zu legenden Bedingun⸗ 
gen, gehörig inſtruirt worden. — 





\» 
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Indem wir folches ‚Hierdurch mit Bezugnahme auf 
die Amtsblattds Bekanntmachung vom 27. September v. 
- J. (Seite 274:) zur Öffentlichen Kenntniß bringen, bleibt 
ed einem Jeden, der ein Intereſſe bei der Sache hat, über- 
laſſen, ſich die degfallfigen Bedingungen, bei dem zunächft 
Delegenen «Spezial» oder Haupt» Steuer: Amte zur Einfiche 
“ vorlegen zu lafjen, und auf: Errichtung eines — — 
tions⸗Vertrages anzutragen. 
Breslau, den 7. Juni 1827. 
RKoͤnigl. Preuß. Regierung. | 
Abtheilung für die Verwaltung der indirekten Steuern. 





34. 
Befanntmahung des Königl. Finanz Minifteriums, die 
Diftriburion und Löfung des vierteljährigen Stem⸗ 

pels fuͤr ausländifhe Zeitungen betreffend. 

Es iſt die Einrichtung getroffen worden, daß bie 
Quittungd : Formulare über den Stempel von ausländt- 
fhen Zeitungen, welche, zu Folge der Bekanntmachung 
vom 6. Juli 1822, Statt. des für jeded Eremplar einer 
auslaͤndiſchen Zeitung vierteljaͤhrlich zu loͤſenden weißen 
Stempelbogens von zehn Silbergroſchen, eingefuͤhrt wor⸗ 
den, vom 1. Juli d. J. ab, nicht mehr bei den gewöhnt: 
chen. Stempel: Debitd » Behörden, verkauft, fondern durch 
die Poftämter felbft, ſowohl zu den unmittelbar von ihnen 
debitirten ald zu dem unter Kreugband eingehenden aus⸗ 
Ländifchen, Zeitungen, jedem erften Quartalſtuͤcke beigefügt 
werden, dergeftalt, daß bei allen ausländifchen Zeitungen 
der Gtempelbetrag von dem Empfänger durch das Pofl- 
amt eingezogen wird. Es wird hierdurch jedoch in der 
durch. den $..29. des Stempel-Geſetzes vom 7. März 
1822 getroffenen Beſtimmung nichts geändert, wonach, 
wer fremde Zeitungen Hält, fich durch Vorzeigung des dazu 
Faffitten Stempelbogens für das laufende Vierteljahr über 
die behoͤrige Re des Stempeld muß ausmeifen koͤnnen, 
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and von der Verantwortlichkeit für ben Stempel ducch 
die Entſchuldigung nicht befreit wird, daß ihm derfelbe 
vom Poſtamte oder andern Verteilen nicht ausgehaͤn⸗ 
digt worden. 

Die Empfaͤnger auslaͤndiſcher Zeitungen, denen etwa 
das erfie Duarsalftück ohne die behörige gedruckte Quit⸗ 
tung über den Stempel ausgehändigt werden ſollte, wer⸗ 
den daher, um fich felbft von jeder Verantwortlichkeit zu 
befreien, folche8 fofore der Steuers Behörde ihred Wohns 
orts zur weiteren Veranlaſſung anzeigen müffen. - 

Berlin, den 24. April 1827. 

Der Finanz: Minifter. I 
| v. Mo. 





| 35. / 
Circular⸗Reſcript der Königl. Ober⸗Rechnungs⸗Kammer, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Juſtiz⸗ Behoͤrden, die Berech⸗ 
nung des Werthſtempel⸗Betrages in allen vr. 
fachen ‚betreffend. 


— — 


Zufolge der Verfuͤgung des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſte⸗ 
rii an die Koͤnigl. Regierungen vom 19. September 1822, 
welche von dem Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſterio unterm Zoſten 
ej. m. et a. ſaͤmmtlichen Koͤnigl. Gerichts⸗Behoͤrden mit⸗ 
getheilt worden iſt, — von Kamptz Jahrbuͤcher Band 
20. pag. 65 — wird in allen Strafſachen der Werth⸗ 
ſtempel⸗Betrag nicht wie in Civil, Sachen duch Ankauf 
ded Stempels Papiers, fondern baar gegen eine dad Leg 
tere vertretende Quittung, an das betreffende Haupt⸗Steuer⸗ 
oder Haupt⸗Zoll-Amt berichtigt, Die zum Belage der in 
den Salarien: Kaffen - Rechnungen vorkommenden Stempel; 
Ausgaben, von den Haupt-Steuers oder. Haupt-ZollsAems 
tern zu ertheilerden Quittungen können, weil fie bloß über 
die an fie gezahlten Geld, Beträge für das bei ihnen ans 
gefaufte Stempel: Papier a find, jene Baarzah⸗ 
lung * enthalten. 
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Zur Konteolfirung der legtern bei den Salarien⸗Kaſſen 
-und ‚deren Bereinnahmung „bei. den Haupt⸗Steuer⸗ umd 
resp. Haupts Zoll; Aemtern iſt ed Daher norhwendig, daß 
‚ bie Werthftempelgelder in Steaffachen, und zwar: .; 

a. mit 75. pro Cent als an, daß. betreffende Haupt⸗ 
Steuer⸗ oder Haupt⸗Zoll⸗ Amt abgeführt, und _ 
b, mit 25 :pro.Cent als an estjaffangtmäfigen, Tan⸗ 
tieme gezahlt, 
in den Salarien⸗ Naſſen «Rechnungen beſonders “ Aus⸗ 
gabe ausgeworfen „und durch Jahres⸗Quittungen resp. 
der Haupt⸗Steuer⸗ oder Haupt⸗Zoll⸗Aemter nz der 
Tantieme⸗Empfaͤnger juſtifizirt werden. 

Da dieſe Werthſtempel⸗Gelder wegen der davon b⸗ 
willigten Tantieme bei den Gerichten ſchon beſonders no⸗ 
tirt werden, ſo unterliegt die beſondere Nachweiſung der⸗ 
ſelben in den Salariens Kaffen- Rechnungen, auch - feiner 
Schwierigkeit. 

Das Königl. Dber » Lande: Serge wird demzufolge 
veranlaßt: - 

fie. dergeftalt anzuordnen, daß fie ſowohl bei deſſen eige⸗ 
ner. Salarien⸗Kaſſe, als bei den Salarien⸗Kaſſen der 
Untergerichte deſſelben, ſchon im den Rechnungen pro 
| 1827 erfolge. _ 
Potsdam, den: 17. uni 1827. 
— a | 
Auf denborn... 


| 36. | Ä 
Circular⸗Reſcript des Königl. Finanz Minifteriums, an 
fammtliche‘ Koͤnigl. Regierungen, die Stempelpflichtig. 

keit der — — berreffend. | 


\ 


Auf die Anfrage vom 8. Juni d. J., in wiefern es 
zu - Bau = Abnahme » Atteften (auch Nevifiond s Balancen, 
Nevifiond » Anschläge, und Bau⸗Reviſions⸗Protokolle bes 
- nannte), fo wie zu den Ablieferungs  Atteften bei Lieferungds 


l 
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Kontrakten, des Stempelpapiers Bedarf, wird der Koͤnigl. 
Regierung eroͤffnet, daß es zu den Atteſten der Behoͤrden 
oder einzelner Beamten, welche Bau⸗Entrepreneurs uͤber 
die kontraktmaͤßige Vollendung des Baues, oder Lieferan⸗ 
ten über die erfolgte Ablieferung verlangen, oder zur Ju 
fifitation ihrer Liquidationen als Belag beizubringen ver: 
pflichtet find, als amtlichen Atteſten in Privarfachen, ſo⸗ 
bald fie eime flempelpflichtige Summe betreffen, jederzeit 
des geſetzlichen Stempeld"von 15 Sgr. bedarf; ohne Ruͤck⸗ 
fiht daranf, ob dergleichen. Attefte beſonders ausgefertigt, 
oder auf die Liquidation felbft gefegt mwird.: Wenn dage 
gen die Verwaltung, nur fich felbft, oder der kontrolliren⸗ 
den Behörde von der Erfüllung des Entreprifes oder ie 
ferungs «Komtraftö, Ueberzeugung verſchaffen will, und 
daher Abnahme⸗-Atteſte der vorgedachten Arc nicht für den 
Entrepreneur oder Lieferanten, fordern zur eigenen Notiz 
der Behörden. ertheilt — en zu dem gwed, um zu 
beweifen, daß | 
a) der znit der Leitung oder der Auffiche des Baues 

beauftragt gemwefene Beanite fih in den Schranken 

feiner Befugniß gehalten, und fich feine eigenmaͤch⸗ 

tige Abweichungen gegen ‚den rebidirten und geneh⸗ 

migten Anſchlag erlaubt hat, oder 

b) daß die für die Ausführung berechneten Koſten noth⸗ 

wendig gemwefen, und dazu verwendet worden find; 
fo bedürfen ſolche rein amtliche Verhandlungen des Stems 
peit nicht. 

Berlin, den 26. Auguft 1825. 

Der er 


An 
die ar Beakerung 


| 383 


37% 


Publikandum der Koͤnigl. Riplerungsgu Danzig, die 


Stempelpflichtigkeit der von den Kommunen auszuſtel⸗ 


lenden Quittungen uͤber den fuͤr ihre Gebäude aus 


eo Kaſſen abobenen Mienvin⸗ —— 


28 N if —532. 
> * 





BB in einem — Sal von einem: Magifrate | 


die Meinung aufgeftellt, daß alle ftädtifche Angelegenheis 
ten,» welche wicht das Intereſſe Einzelner: betreffen, fiems 


pelfrei! ſeien, und  daramdı "die: Solgerung gemacht, daß 


Quittungen der Stadt» Comnınnen über: den, für ihre Ges 


+: Dass Königl: Sinanz? Minifertutt bat indeffen ent⸗ 
fhieden ‚ daß. diefe Meinung unrichtig ſei, und. zu den 
Quittungen der. fonft gefeßliche „Stempel: ‘genommen wers 
Den můſſe, weil ed eines Iheils in dem $. 1. des Stem⸗ 
pelgeſetzes vonn 7. März 1823 ausdräclich vorgefchrieben 
fei, daß bei Ausübung dieſes Gefeges niemals auf die 
aufgehobenen älteren Stempelgefege und Verordnungen zus 
rüchgegangen werden folle, und im’$. 3. sub Lirt,sä. nur 
die Fortdauer: der frübern ſubjektiven Stempelbefreiungen 
auspefprochen, keinesweges aber. auch die Befteiing beides 
halten worden, die früher -einzeinen, befonderen: Angeles 
genbeiten bewilligt gewefen ift, andererfeitd die im F. 12. 


Angelegenheiten modifiziert bewilfigten Stempelfreiheiten auch 
früher nur eine fehr befchränfte Bedeutung. gehabt, und 
fih namentlich auf den‘ Prozeß⸗ und Verttagsſtempel nicht 


bezogen haben. 
a Mir bringen biefe Beftimmung zur allgemeinen Kennt⸗ 


niß, und machen beſonders die Magiſtraͤte hierauf aufmerkſam, 
damit Kontraventionen vermieden werden, bei deren nunmeh⸗ 


baͤude aus Koͤnigl. Kaſſen zu erhebenden Mierpesins kei 
nes ‚Stempel: bedürfen: nt .: | 


” 


der Sinfiruktion vom 5. September 1811 den ftäbtifchen 


rigem Eintritt dic gefegliche Stempelftrafe unvermeidlichwird 


Danzig, den 15. Juni 1827. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung füridie direkten Steuern, Domainen und Forften. 


“ 
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38. 
Publikandum der, Koͤnigl. Regierung ‚zu Breslau, bi 
ee der Kirchen, milden — 
2. — ur | 
"DB Königs Majeſtaͤr „haben mittelſt Uderföcter 
Rabinetd: Drdre vom 16. Januar d, 3 w entſcheiden 


geruht, daß 


2) die Stempelfreißeit der ‚Kirchen, Armen ⸗Anſialten, 
Waifenhäufer , milden Stiftungen, Schulen, Univer⸗ 
» > fieäten, Deögleichen der Straf⸗ und: Befferungsds An; 
ſtalten, wie Ihnen ſolche durch die Deklaration vom 
27. Juni 1811 $. 4. eingeräumt. worden, fich. auch 
auf. die Zuwendungen weiche folchen Inſtituten durch 
‚Schenkungen oder letztwillige Verordnungen anfallen, 
erſtrecke, und dee halb nach $. 3. lic, i. des Stem⸗ 
pelgefeged vom. 7. Mär; 1822 noch fortdanere, auch 
2) von: den Vermächtniffen zur Austheilung an Arme 
eine Stempelſteuer nicht zu erheben ſei, und daß 
» die im $. 3. lir..i. des Gefeges vom 7. März 1822 
‚befondern Anftalten und Geſellſchaften proviforifch 
zugeficherte Stempelfreiheit, auch folchen im $. 4. 
der Deklaration vom 27. Juni 1811 benannten Faftitus 
ten derjenigen neu⸗ oder wiedereroberten Provinzen, 
in welchen diefe Deklaration nicht: Geſetzeskraft gehabt 
hat, von jegt am eingeräumt, und die bisher noch 
nicht eingezogene Stempelftener. von * nicht er⸗ 
hoben werde. 
Dieſe als vorläufig: Bid zu der im F. 3» litt. i. des 


| Stempelgefeged vorbehaltene allgemeine Entfcheidung "über 


die Beibehaltung der Stempelfreiheit getroffene Allerhöchfte 
Entfheidung Seiner Majeftät, wird in Gemäßbeit eines 


Reſcripts des Herrn _——_.nn 00m 6, 


d. M. hiermit zur Kenntniß gebracht. 
Breslau, den 20. Juni 1827. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung für die Verwaltung der. indireften Steuern. 


— 


c. | 
Bank Mermaltung 2 
39. | 
Circular⸗ Refeript des Königl. Finanz» Miniſteriums, an. 


ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Verrechnung _ 
ber Forſt⸗ Otrafgelder betreffend. Ä 





Auf den Bericht voin ten v. H. wird der Könige. - , 
Regierung eröffnet, daß — da nach der Königl. Verord⸗ 
nung vom 6. März d. J. dem Waldeigenthümer die von 
fommtlichen Theilnehinern an einem ‘von Mehreren gemeins 
ſchaftlich veruͤbten Holzdiebſtahle werwärften Geldftrafen. 
und Forſtarbeiten zu gut kommen — nunmehr auch in 
ſolchen Faͤllen die eingehenden Geldſtrafen ganz in den 
Forſt⸗Rechnungen, und nicht weiter, wie in der Circular ⸗ 
Verfügung vom 10. September 1824 angeordnet iſt, theil⸗ 
weife bei dem. fiöfalifchen Strafgelder » Fonds BR Resu⸗ 
rungd» Dauptfaffe zu verrechnen find. | 

Anlangend den in jenem Berichte enthaltenen Schluß⸗ 
Antrag; fo hat ed Fein Bedenken, daß das was im Alle 
gemeinen rückfichtlih der von den Sorfifirafgeldern zum: 
Forſt⸗ Prämien » Fonds fließenden Antheile gilt, auch auf; 
die gegen’ miehrere Theilnehiner ‚an einem veruͤbten Holzs 
diebſtahle feftgefegte Strafe in Anwendung zu Io — 
Berlin, den 3 Mai 1827. 

— Finanz⸗Miniſterium. 
General »Bermaltung für Domainen und Forſten. 
Keßler. 


die —8* Reglerung zu Stralſund. 
Abſchrift zur Nachricht und Achtung an ſaͤmmtliche 
übrige Koͤnigl. Regierungen. j 
Berlin, den 3. Mai 1827. 
| Finanz⸗Miniſterium. 
ESenerat⸗ een für Domainen und Forſten. 
I Keßler. 





,D 
Poſt⸗ Verwaltung. Ü 


| 40. Ä 
Extract aus dem Generals Circulare des Koalgi Gene⸗ 
ral⸗Poſtamts, an ſaͤmmtliche Poſt⸗Aemter, Poſt⸗Ver—⸗ 
waltungen und Poft- Erpeditionen, verſchiedene Poſt⸗ 
Verordnungen und Vorſchriften enthaltend. 





Retour» Briefe muͤſſen seien Entrichtung des darauf haftenden 
Porto, von dem WUbjender zurücgenommen ae 


I) Unter den Retour: Briefen, welche von der Eroffnungs ⸗ 
Kommiſſion mit Namen⸗Angabe der Abſender an die Pofts 
Aemter zuruͤckgeſendet, von dieſen aber als nicht anzubringend, 
Behufs der Porto-Niederſchlagung, wieder beim General-Poſt⸗ 
Amte eingereicht werden, befinden ſich haͤufig ſolche, deten Zu 
ruͤcknahme von den Abſendern verweigert wird, weil ſie das 
darauf haftende Porto nicht entrichten wollen. Eine ſolche 
Weigerung kann nicht Statt: finden. Jeder Abſender eines 
Briefes gehet mit der Poſt-Behoͤrde einen Vertrag wegen der 
förderung des Briefes an den, Adreffaten ein; wenn. daher die 
fer Vertrag Seitens der Poft nach Möglichkeit erfüllt worden 
ift, fo Hat dagegen der Adfender die Verpflichtung, die Por; 
‘0, Gebühr, welche von dem Adreflaten nicht zu erhalten ges 
weſen iſt, feiner Selts zu lelften Die Poftz Anfkalten werden 
hijerdurch angewieſen, in vorkommenden Fällen. die betreffenden 
Adfender auf dieſes Verhätenig: aufmerkfam zu machen, ihnen 
dabei zu eröffnen, daß bei fernerer Verweigerung der Porto⸗ 
Zahlung gerichtliche Klage gegen ſie erhoben werden muͤſſe, und 
wenn dieſes fruchtlos bleibt, ſofort die Einziehung ‚des. ‚Porto 
duch die Gerichts: Behörden zu bewirken. 


Nerböchfte Kabinets- Schreiben haben nur d ’ 
— — ſie mit an a an han, Barker Bra 


3) Bisher bat als Grundſatz gegolten, die Allerhochſten 
Kabinetss Schreiben mit Porto zu belegen, wenn ſie nicht mit 
dem großen Koͤnigl. Kanzlet»Siegel, ſondern mit dem Koͤnigl. 
Hand⸗Petſchafte bedruckt ſind. Zu beſſerer Unterſcheidung 
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werden aber. von jest an diejenigen Allerhoͤchſten Kabinetss - 
Schreiben, . ‚welche fih zur Porto » Freiheit eignen, gleichviel, ob 
fie aus dem Militair / Rabinette oder aus dem Eivils Kabinette 
Sr. Majeftät ergehen, mit herrſchaftlicher Rubrik bezeichnet 
werden. Saͤmmtliche Allerhoͤchſte Kabinets, Briefe, auf denen 
dieſe Bezeichnung fehlt, ſind daher, ohne Ruͤckſi icht auf das 
Siegel, der Porto: Pflicht unterrorfen. 


Ä Porto⸗ Freiheit der Beitraͤge zum Stants- Penſions⸗Fonds. 

4) Die von den: Spezial» Kaffen an die betreffenden. 
Haupt⸗ Kaſſen einzufendenden, und von leßteren zum Staats⸗ 
Penfions Fonds. gelangenden Penfionss Beiträge Der Staats 
Diener find mit den Poften portofrei zu befördern, 
a vordere 

SH) Des Königs Majeftät haben dem zu Königsberg in. 
Pr. beftehenden evangelifhen Miffionss Verein die Porto » Freis 
heit für defien Korrefpondeng mit dem „Berliner und andern 
Dereinen zu bewilligen geruhet. 

Sn Folge dieſer Bewilligung iſt das Hofs PoftsAme zu 
Koͤnigsberg in Pr. angewleſen worden, die unter der Rubrik: 
„Evangeliſcher Miſſions-Verein“ 
an den Präfidenten des Vereins, Biſchof Borowsky, und 
den Sekretalr deſſelben, Profeſſor Dlshauf en, dort eingehende 
- Korrefpondenz und Gelder portofrei zu verabfolgen, auch die - 
unter obiger Rubrik und dem Siegel des Vereins von dort 

abgehenden Sendüngen mit der Bemerkung: Ä 

„geht laut »Drdre frei“ * 
in die betreffenden Karten einzutragen und folchergeftatt p — 
frei zu befördern. Den Poſt⸗ Anſtalten wird —— zu ihrer 
Achtung hierdurch bekannt gemacht. 


Korreſpondenz in Koͤnigl. Theater⸗Sachen der General⸗Intendan⸗ 
tur der Koͤnigl. ——— Koͤnigl. Beboͤrden 
geht portofre 


| 6) Der General Sintendantue der Königl. Schaufpiele 
iſt für ihre Korrefpondenz mil anderen Koͤnigl. Bu 
Hörden die Portofreiheie dewillige worden. Diefe Kortefpori 
den ift a wenn fie mit dem Rubro: 

„Königl, Theater s Sachen“ 
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und mit dem Dienft: Siegel verfehen iR, überall ald Herr, 
fhaftlihe Sache zu behandeln, 
Der SchriftsWechfel mit Privat» Perfonen und Privat 
Anftalten bleibt dagegen, nach wie vor, portopflictig. 
Porto⸗ Freiheit der Bittwen- Rufen age auf welchem Grund- 
7) Zur Vermeidung aller ferneren Zweifel, in Abfiht auf 
die PortosFreihett der Wittiwen s Kaffen Beiträge, wird nach 
Maaßgabe der Allerhöchften Kabinets;Ordre vom 12. Oktober 
1816 hiermit als Grundfag feftgeftellt, daß alle dergleichen Bei⸗ 
träge, wenn fie von den Amts;Behörden, den. auf ihren Etats 
ftehenden Beamten, in Abzug gebracht, und entweder an die 
Allgemeine WittwensKaffe unmittelbar, oder an die Inſtituten⸗ 
Kaſſen der Königl. Regierungen zur weiteren Beförderung an 
die ꝛe. Wittwen-Kaſſe verfender werden, die Porto= Freiheit 
genießen follen. Nur diejenigen‘ Beiträge find portopflichtig, 
welche von einzelnen Perfonen an die gedachten Behörden oder 
Kaſſen eingeſendet werden. 


Waiſen Knaben, die auf Poft-Freiväffe reifen, find nur im dem Falle 
zur Poſt ne wenn Die ðgpueguns waͤhrend der 
eiſe geſich 


3) Es iſt im Einverſtaͤndniß mit Sr. Excellenz dem 
Geheimen Staats: Mintfter, Heren General; Lieutenant Grafen 
von Lottum, die Anordnung getroffen worden, daß die auf 
Poft; Sreipäffe nad) Potsdam reifenden Waifen Kinder nur in 
dem Falle zur Poft angenommen werden ; können, wenn der 
Moft: Anftalt, von welcher ab die Reife beginnt, zuvor nach 
gewieſen worden, daß die Verpflegung des Kindes während der 
Reiſe vollftändig gefichert iſt. 

Die Dofts Anftalten werden angemiefen, fih in vorfommens 
den Fällen die erforderliche Ueberzeugung hiervon zu- verfchaffen, 
Weintrauben, was bei deren Verfendung mit der Poſt zu beobachten. 

9 Bel. der Verfendung von Weintrauben mittelſt der 
Moften Hat es fich ereignet, daß fie zum Theil in Gährung 
übergegangen, und der Saft berfelben ausgelaufen ift, wodurch 
andere Poſt⸗Stuͤcke durchnäßt, und die-darin verpacten Waaren 
verdorben worden find. Zur Verhütung folher Nachtheile wird 
Nachſtehendes feftgefegt: Bu | 

Sen⸗ 
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Sendungen’ von Weintrauben, felbft unter dem Gewichte 
von Jo Pfd., follen vom Poft»Zwange ausgenommen fein; 
wenn fie aber gleichwohl zur Poft gegeben werden, fo follen fie 
in Körben und Schadteln verpadt " 
nur für kleine Entfernungen, wo fie innerhalb der erften 24 
Stunden den Ort ihrer Beftimmung erreichen, fonft. aber nur 
in wafferdichten Faͤſſern verpadt 
angehommen werden, 
re Gelder und Packete/ die mit Geldfiücden berfiegelt Ku, 
foDen von den Poften zurucgerwielen werden. 

10) Es werden öfters Briefe und Gegenftände zur Poft 
geliefert, welche, Statt mit einem ordentlichen Pettfchafte, blos 
mit Geldftücden verfiegelt find. Eine ‚folche Verfiegelung ges " 
währt. für den Inhalt des’ "damit verfchloffenen Gegenftandes ' 
gar Feine Sicherheit, giebt vielmehr die bequemfte Gelegenheit 
zu Mißbraͤuchen. Won jest am follen daher. Briefe, Gelder 
und Packete, wenn fie mit Geldftüden verfiegelt find, von den 
Poften zurückgemiefen und die Abfender in folhen Fällen ers 
ſucht werden, den Siegeln zum befferen. Verſchluſſe ein ordent⸗ 
liches Pettſchaft aufzudruͤcken. Gehen mit Geldſtuͤcken verfies 
gelte Gegenſtaͤnde mit den Poſten aus dem Auslande ein, 
fo iſt denſelben von der dieſſeltigen Grenz: Poft; Anſtait das 
Amtss Siegel fo beizudräcden, daß das Oeffnen des Briefes 
durch unbefugte Hand unmöglich Ift; der Grund, warum fols 
ches geſchehen, iſt auf der Adreffe zu bemerken. Von betartis 
gen Fällen IfE dem General: Poft : Amte Anzeige zu erſtatten, 
damit bei, den auslaͤndiſchen Poſt/ Behörden, wegen Zurüds 
welfung fo mangelhaft verfchloffener Sendungen, das. Möthige 
eingeleitet werden kann. 

VPorto⸗Moderation für Solyaten-Btiefe aus und nach dem Auslande. 

12) Mach der Uebereinkunft mit dem Koͤnigl. Kriegs-Mi— 
nifterlo vom 26. December 1825 (Lircular » Verfügung No. 10; 
vom 26. Januar 1826) finder die den Soldaten für Ihre, an 
ihre Angehörigen in der Heimath und von diefen an fie ges 
richtete Korrefpondetiz ꝛc. bewilligte PortssErmäßinung nur auf 
folhe Briefe ꝛc. Anmendung, die mit dem vorgeſchriebenen 
Stempel verfehen find. Die aus dem Auslande kommenden 


Briefe an Preußiſche Soldaten tragen ben Stempel higt, ünd 
 Amalen. mr: isär. U ce >. 
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haben mithin auf Porto s Moderation Eeinen Anſpruch. Die 
wach dem Auslande abgehenden Soldaten ; Briefe find. zwar 
mit dem Stempel varfehen; es iſt aber nicht anzunehmen, daß 
folcher von den ausländifchen Poft: Anftalten als. eine Porto⸗ 
Moderation begründend anerkannt wird. j | 

Es iſt kein Grund vorhanden, die ausländifhen 
Abſender oder Empfänger zu begünftigen; hingegen ift es bil 
fig, die Porto » Ermäßigung eintreten zu laflen, wenn” die Aus 
gabe den Soldaten trifft, alfo wenn er die Briefe vom Aus 
(ande portopflichtig erhält, ober franfirt nad) Dem Auslande 
abfendet. Die oft; Auftalten haben in vorkommenden FL 
fen Hiernach zu verfahren, . | Ä ar J— 

Es darf jedoch nie außer Acht bleiben, daß. die In der 
Uebereinkunft vom 26. December ıg25 beftimmte Porto Mode 

ration ſich nur auf Briefe ıc. der Soldaten an ihre An 
gehörigen In ber Heimath und von den Legteren 
an Erftere erſtrecken fol, und daß mithin aller- andere Brief 
Mechfel von diefer Verguͤnſtigung ausgeſchloſſen tft. Die Poſt⸗ 
Anftalten haben hierauf mehr. Aufmerkjamkeit als bisher zu 
richten. - Ä MM 
Porto Freiheit der Korrefpondenz in Genfur« Angelegenheiten. 
32) Der Korrefpondenz zwiſchen Koͤnigl. Behörden In 
Cenfür s Angelegenheiten iſt allgemein die Porto, Freiheit. de 
willige worden. | z | | 

Die Poft»-Aemter haben daher von jeßt ab jene Kom 
reſpondenz, wenn - foldhe, mit einem Dienft s Siegel: verfhlofen 
und mit dem Rubrum: Ä 

„Herrſchaftliche Cenfurs Sachen“ 
verſehen iſt, portofrei zu befördern. ' 
Empfehlung richtiger Spebitlon. 

24) Aus Unbekanntſchaft mit dem Gange bet Poſten 
kommen die Aufgeber von Briefen, Geldern und Packeten dfs 
ters in den Fall, auf den Adreſſen eine Spedition, }. B. 
durch die Schnell: Poft, vorzufhreiben, welche in Faͤllen, wo 

zufammengefegte Speditionen vorkommen, mur zweckloſe Porto 
Koften verurſacht, ohne die Beförderung des. Segenftandes ju 
befchleunigen, ſolche vielleicht fogar verſpaͤtet. Zur Vermeidung 
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ähnlicher Uebelſtaͤnde, welche das Publikum nur zu nachthelli⸗ 
gen Begriffen von der Poft; Eturichtung führen, werden ſaͤmmt⸗ 
> liche Poft- Anftalten hierdurch ernftlih ermahnt, in. Fällen, wo. 
die Aufgeber eine nicht paſſende Spedition” verlangen, diefelhe 
über das richtige Verhältniß zu ‚belehren und dafür zu forgen, 
daß fie fich nicht zwecklos größere. Koften machen. : - 

Derjenige. Poft» Beamte, welcher aus Unaufmerkſamkelt 
oder Bequemlichkeit gegen diefe Beſtimmung fehle, hat nicht 
allein die verurfachten unnöthigen Koften zu tragen, und die 
etwanigen Nachteile, welche aus der unrichrigen Spebition 
entipringen, zu vertreten, fonde:n auch außerdem namhafte Drds 
nungs sÖtrafe zu gerärtigen. Die Amıss Vorfieher werden 
für Beobachtung obiger Vorſchrift. befonders —— 
gemacht. 


Vorto⸗ ‚Sreibelt der Geld- om in —— * 
der Kreis» Kaffe an die General-Kommiſſions-Kaſſe. 


25) In Gemäßheit einer, mit dem Köntgl, Minfterium 
- des Innern getroffenen Vereinbarung, iſt den eltern, welche 
in Separations; Saden von dein Spntereffenten in die Kaflen 
der General: Kommiffion zu zahlen find, deren Einlieferung in 
Abfchlags Zahlungen an die Kreis: Kaffen. aber nachgegeben iſt, 
bei der MWeiterbeförderung von der Kreis: Kaffe an. die Kaffe 
der General; Kommiffion, die Porto: Freiheit bewilligt worden: 

Die Poft: Aeınter haben fih, mit Nückfiht auf das Ges 
neral; Circulare vork 3. April ıg25 No. 22., hlernach zu achten. 
—— fuͤr - a des Dienfi-Alters der Pol-DBeam- 

bei Dienft - $ubel: Geiern-. 

36) Die — eines Staats Beamten zählt erſt von 
demTage an, wo er im Staats, Dienfte wirklich angeftellt wors _ 
den if. Der PDoft- Schreiber ift kein Staats, Beamter, fons 
dern ein Privat; Offiziant des. Poft- Meifters, der ihn anger 
nommen bat und befoldet, wie diefes bei fo vielen, Gelegenhei— 
ten fchon ausgefprochen worden if. Er erwirbt ſich in diefem 
Verhältniffe erft die Eigenfchaften. und die Anfpräche zu einer 
Anftellung als Staats: Diener, und feine Dienftzeit: als- folcher 
fängt nicht eher, als mit dem Tage an, wo er aus dem Ders 
bältniffe als Privars Poft: Schreiber ſcheidet, und- als Poſt⸗ 
Deamte vom Generals DR Amte angeſtellt und beſoldet wird. 

Ce 2 
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Diefe Grundſaͤtze find kuͤnftig in ſolchen Fällen, wo es 
fih von der Feler eines funfzigjährigen Dienft; Subiläums hans 
delt, zu beachten, 

J Controlle uͤber den Gebrauch der Poft- Freipäfle. 

23) Zue Stcherftellung der Controfle über den Gebrauch 
der PoftsSreipäfie haben die Poft;Anftalten von jegt an fol 
gende Beſtimmungen auf das Genauefte zu beachten und in 
Anwendung zu bringen. 

. „Gültigkeit der Paͤſſe und Reifen auf Reauifitionen. 

i) Es find feine andere Poft: Freipäffe "gültig, als folche, 
welche vom Chef des Poft; Wefens vollzogen find. 
Die Dauer der Gültigkele ift im Pafle ausgedrückt. 
Die freie Beförderung von Reifenden auf Requiſitlouen 
darf nicht ſtatt finden. 

RKann in einzelnen dringenden Fällen die Reiſe 
nicht bis zum Eingange des Poſt-Frelpaſſes aufgefchoben 
werden, fo iſt diefelbe gegen Erlegung und -ordnungss 
mäßige Berechnung des Derfonen: Geldes zu verrichten. 
Das bezahlte Perfonens Geld iſt fodann auf den Grund 
der Paflagier: Billets in gewöhnlicher Arc zu liquidiren, 
Sollten deſſen - ungeachtet noch Reiſen auf Requiſitlonen 
zurückgelegt werden, fo wird die Geheime Kalculatur das 
Perfonens Geld ohne Weiteres defektiren und dem Gene: 
vals Pofts Amte fofort davon Anzeige machen. 

Anfang der Reife und Uebergang auf einen andern. Poſt⸗ Cours. 

2) Jede Poft Anftalt, wo ein PoftsFreipaß Inhaber die 
Pol urfpränglid benugt, fo mie jede Poft s Anftalt, 
wo berfelbe zu einem neuen Poft»Courfe üben 
geht, verzeichnet: 

| A. Sn dem Paſſe: 

a) den Tag des Abgangs; | 

b) die Gattung der Poft, mit welcher der Keifende be⸗ 

foͤrdert wird; 

c) den Ort, bis zu welchem der Reiſende auf einem 

und demſelben Courſe eingeſchrieben worden iſt; 
dh die Entfernung bis zu dieſem Orte, und 

€) das Geſammt⸗Gewicht der Sachen. 
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Die Liquidirung der aus Milltate s Fonds wieder zu 
erftattenden Koften für Reifen auf Poft » Freipäfle, ‚welche 


durch die Militales Behörden verabfolgt werden, bewirkt - 


die Geheime Calculatur auf den Grund der Angaben ad 
b. c. und d. für deren Nichtigkeit daher die Pofts Ans 
ftalten einzuftehen haben, Der Liquidation der Koften 


In den Paͤſſen bedarf es hiernach nicht weiter. 


B. Sn den Perſonen-Zetteln: 


. a) das Datum des Paſſes; 


by) die Behörde, welche den Paß verabreicht hat; | 


c) die Tour, für welche der Paß gültig iſt; wer 
d) das Gewicht der Sachen, welche frei befördert wer, 
den, und 


- €) den Drt, tie tele der Paß / Inhaber auf dem Sour 


zu befördern ft. 
Reiſen mehrerer Perfonen auf einen Paß. 


3) Iſt ein Poſt/-Freipaß fir mehrere Perfonen gültig, und 


einer von. denſelben durch Krankheit, oder andere unvor⸗ 
hergefehene dringende Umftände verhindert, die Neife mit 
den übrigen Paß  Sinhabern ’ gleichzeitig anzutreten oder 
fortzufegen, fo iſt in folchen, mie in andern Fällen, wo 
der Reiſende von feinem Paſſe getrennt wird, beglaubte 
Abſchrift von dem Paſſe zu nehmen, darin die Urfache 
des Zurückbleibens genau zu erörtern, der. Vorfchrift ad 
2. A. volftändig zu genügen, und auf den Grund jener 


Abſchrift die freie Beförderung zu bewirken. 


Ende der Relfe. 


rn) Jede Poſt ⸗ Anſtalt, wo ein Poſt ⸗Freipaß⸗ Inhaber die 


Poſt entweder gaͤnzlich, oder zur ſpaͤteren Fortſetzung ſei⸗ 
ner. Reiſe verläßt, hat in dem Paſſe die richtige Ankunft 
des Neifenden mit der Poft zu vermerken. 

. Mit, der erften Einfhreibung des Neifenden wird der 
Pott: Sreipaß der betreffenden Poft Anftalt ausgehändigt, 


und bei einmal angetretener Reife niemals an den 


Inhaber zuruͤckgegeben, auch dann nicht, wenn 
der Paß auf die Retour-Reiſe lautet. Sn dieſem Falle 
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bleibt der Paß bei derjenigen Pofts Anftalt affervirt, 
wo der Neifende, nah Beendigung der Tours Relfe, von 
der Poſt abgeht. Dem Reiſenden wird darüber von der 
Poſt-Anſtalt ein amtliches Aeteft ertheilt, gegen deſſen 
Zuruͤckgabe die Retour: Melfe demnächft auf den Grund 
des bei den — befindlichen Poſt Sreipaftes Br 
findet. 


Will der Reiſende ſeine Retour, Reiſe von einem an⸗ 


deren Orte aus beginnen, fo muß der Poft: Freipaß auf 
feine Requiſitlon der betreffenden Poſt Anſtalt sub Rubro: 
Poſt⸗ Sachen“ 
direkt zugeſandt werden. 
Einſendung der Paͤſſe. 


9 Jede Poſt-Anſtalt, wo ein Poſt⸗ Freipaß⸗ Inhaber jur 


Befoͤrderung mit der Poſt zu erſt ſich meldet, hat die 
Einſendung des Paſſes zu bewirken. Der Poſt Freipaß 
iſt daher (wenn ſolcher nicht etwa zugleich auf die Retout 
lautet, in welchem Falle ohnehin der Paß jener Poſt⸗ 
Anftalt wieder. zugeht) von derjenigen Poft; Anftalt, wo 
die Reife endet, der im Pafle als zuerſt fid) vorfindenden | 


Pooſt/Anſtalt, bei ı5 Sgr. Strafe, mie umgehender 


Poſt zurückzufenden. Die erftgedachten Poſt / Anſtalten 
haben über die Zuruͤckſendung der Poſt⸗Freipaͤſſe genaue 
Kontrolle zu fuͤhren, und verfallen ſelbſt in obige Strafe, 


wenn fie in Verzoͤgerungs, Fällen die Zuruͤckſendung nicht 
durch Erinnerungen an die betreffenden Poft; Anftalten, 


‚ oder duch Anzeige an das General; Poft; Amt uegiten 


Einfendungs- Termin. 


6) Die Einfendung der auf folche Weiſe zu Kamsieinden Poſt⸗ 


Freipaͤſſe gefchieht, mittelſt Nachwelfung vierteljäht 
lich, fpäteftens drei Wochen nach Ablauf jedes Quartals, 
an die Geheime Calculatur. Die PoftsAemter haben 
für die ihnen untergeordneten Poft» Anfälten die erfor 
verlihen Angaben aufjunehmen. 


Gepäck der auf Poli: Frelpäffe Neifenden. 


7) Das Gepäd ver auf Poft: Freipäfie Reiſenden wird, wie 


alles übrige Netfe. Gepaͤck, im die Karte des Poſt /Amte 
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auf den: Beftimmungs, Ort eingetragen. - Darauf: wird, 
mit Bezug auf den Poft; Sreipaß, ſovlel an Gewicht abs . 
gerechnet,. als der Paß befagt. . Von dem Uebergewichte 
wird das Porto erhoben und berechnet. Die Eleinen 
Keifes Bedlrfniffe, worauf allgemein 10’ Pfund gerechnet 
werden, fommen bei dem in die Karte einutragenden 
Gepaͤck nice in Betracht. Ste werden letzteren weder 
“zugerechnet, wenn fie vorhanden find, noch abgerechnet, 
‚wenn der Neifende fie nit getrennt von jedem Ger 
päcke mit ſich führt. ’ 
Bei einem zur Reife von Berlin nad) Königsberg In 
Pr. ertheilten Pafle, zu welchem so Pfund Sachen fret 
gegeben find, muß es daher, wenn der Neifende go Pfund - 
bei ſich hat, in der Karte von Berlin auf Königsberg. 
heißen: _ | 
No, (4.) Lieutenant M. nebft einem Koffer 
BEN -H.L.M. . . 80Pfd. 
laut Poft « Freipaß vom General-Commando 
des erfien Armee» Corps vom 14 Januar | 
1827 frei er Sa ee br PO: 


für 90 Pd. 


franco ıog Sgr. | | 
Das Hof Pofts Amt "in Königsberg In Pr. bemerkt 
dabei: 4 F 
| „laut Paß richtig.“ | 
| (95) N.N. | 
vautet der Paß auf die Retour, fo wird bei der Ruͤck⸗ 
reife von Königsberg nah Berlin ganz in nämlicher Art 
> verfahren. A - 
Berlin, den 25. April 1837. 
Der General, Poftmeifter. =: 
— — v. Nagler. 





396 | 
au. | 
Eirculare des König. General-Poflamts, an ſaͤmmtli⸗ 
liche Poſt⸗Anſtalten der Monarchie, betreffend die Fer; 
tigung von Inhalts⸗Deklarationen bei Parker + Verſen⸗ 
| dungen nach dem Inlande durch das Ausland. 





In der Eirculars Verfügung No. 61. vom 27. Nos 
vember 1925 und in den Beilagen derfelben ift unter ans 
dern angeordnet, daß Päckereien, welche im Snlande 
nad einem inländifchen Beſtimmungs⸗Orte zur 
Poſt gegeben werden, bei ihrer, Beförderung aber das 
Ausland pafiiren, — wie dieſes z. B. bei allen zwiſchen 
den oͤſtlichen und weſtlichen Provinzen der Monarchie vor⸗ 
kommenden Packet; Verſendungen der Fall iſt, — vom Ab⸗ 
ſender mit einer Inhalts: Deklaration verfehen 
merden müffen, und. dag an folchen Orten, wo ein Haupt 
300: Amt ſich befindet, dergleichen Päcfereien vor der Abs 
lieferung zur Poft mit ſteueramtlichem Verſchluß zu ver, 
ſehen find. Diefelbe Maaßregel ift für folche Päckereien 
Sorgefehrieben, welche zwar in dag Ausland verfendet 
‚ werden, bei ihrem Transporte aus dem inländifhen 
- Abfendungs » Orte nach dem Beſtimmungs-Orte aber erfi 
bad Ausland, und dann wieder das Inland paf 
firen, wie dieſes z. B. bei Packeten der Fall iſt, kwelche 
von Halberſtadt nach Lüttich abgeſendet werden, und erfi 
 srolfchen Halberſtadt und Minden das Ausland, dann ziwis 

hen Minden und Aachen wieder das Inland berühren, 
und jenfeitd Aachen erft das Ausland erreichen, 

Beiderlei Beſtimmungen ſind aber bisher von mehre⸗ 
ren Poſt⸗Anſtalten unbefolgt geblieben, und daraus für 
das Poſtweſen und für den Packer Empfänger bedeutende 
Nachtheile entſtanden, da, wenn dem vorbezeichneten Paͤk⸗ 
kereien keine Inhalts-Deklargationen beigegeben werden, 
von der Steuer» Behörde dafür der hoͤchſte Stenerfag ers 
boben wird, mehrere Packet: Empfänger abar denfelben zu 
bezahlen verweigern, und es vorziehen, das Packet ſelbſt 


zurückzufenden, was Beſchwerden und Schaden Anfprüche 
Seitens der Abfender und der Adreflaten nothwendig vers 
anlaßt. | 
Dieje für die, Folge zu vermeiden, werden die Pofts 
Anftalten auf Befolgung der vorgedachten Anprdimmngen 
biermit nochmald ernftlih aufmerkſam gemacht, und bie . 
Poſt⸗Aemter zugleich angemwiefen, die. untergeordneten Poſt⸗ 
Exrpeditionen hiernach volftändig und befonderd darüber 
zu belehren, auf weichen Courfen, nach dem Inlande bes 
fiimmte, Paͤckerelen das Ausland berühren, oder nach dem 
Auslande gehende Packete, bei ihrer Beförderung durch die 
Poft, erft das Ausland ‚und dann wieder dad Inland pafs 
firen, damit nicht diefe Pofts Expeditionen, wie es bisher 
häufig gefchehen ift, fihd mit Unwiſſenheit und mit dem 
Mangel geographiſcher Kenntniß entfchuldigen koͤnnen, wor⸗ 
auf kuͤnftig durchaus keine Ruͤckſicht weiter genommen wer⸗ 
den kann. 

Diejenige Poſt⸗Anſtalt, welche die Befolgung dieſer 
Vorſchriften ferner unterlaͤßt, wird nicht nur unerlaͤßlich 
in einen Thaler Ordnungsſtrafe genommen, ſondern auch, 
wenn dedfalld Packete nicht angenommen, fondern zurück 
gefande werden, zur Erflattung des dadurch entflandenen 
‚Porto. verurtheilt werden. 


Damit aber auch der bieherige Einwand: die Sn 


baltö- Deklaration fei mitgefandt worden, und muͤſſe uns 
terweges verloren gegangen fein, nicht ferner vorkommen 
kann, bat jede Poſt⸗Anſtalt bei dergleichen Päckereien in 
der Karte and im Frachtzertel zu bemerken: „n ebſt Ins 
halts-Deklaration“ und im SFrachtzettel bei dem 
Summiren der Stüczahl anzugeben: wie viel Deflaratios 
nen meiter gefandt werden. 

"Die letzteren find übrigens jedesmal dem Stunden: 
Zettel beizufügen, und nicht etwa in den Brief⸗ Beutel zu 
verpacken. 

Berlin, den 13. April 1827. 

‚Der Gengral» Pofmeifter. 
v. ee 
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: 7% | 
Circulare bes Koͤnigl. Generals Poftamts, an fümmt 
liche Poſt⸗Aemter, Poft-Berwaltungen und Poft:Er 
‚peditionen, die Brief und Pacfer- Beförderungen nad) 
Sranfreich und den Niederlanden beereffend. 





Die in Frankreich und den Niederlanden beftehende 
geſetzliche Beſtimmung, daß Briefe und Packete, welche un. 
ter 2 Pfund wiegen, nicht mit den Fahr⸗Poſten befördert 
. werden dürfen, wird jetzt auch mit aller Strenge auf 
Geldbriefe angewendet. 
| Unter diefen Umftänden muß daher jede Geldfen; 

dung mach befagten Landern, wenn diefelbe mit der 
Fahr-Poſt bewirkte werden fol, in Leinen oder 
Wachstuch verpackt fein. 

Auch iſt in Sranfreich die Belörderung von Packeten, 
welche nicht Geld, fondern andere Gegenftände enthalten, 
unter 2 Pfund mit der Fahr-Poft, welche bisher, laut 
General, Circulare vom 5. März 1825. $. 16. durch. die 
Nachſicht der Douanen verftattet wurde, wenn folche in 
Wachstuch oder Leinen verpackt waren, von jegt am durch: 
aus unterfagt. In den Niederlanden bleibt dagegen die 
Beförderung, der Packete unter 2 Pfund mit den Fahr 

often, bei der begeichneten Verpackungsweiſe ‚ fernerhin 
nachgegeben. 

Den Poſt⸗ Anftalten werden diefe Beflimmungen bier: 
durch: befannt gemacht, um ſich danach auf das Genaueſte 
zu achten. 

Frankfurt a. M., den 9. Mai 1827. 

Der Öeneral Poſmeiſter 
v. Nasler. 
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Girculare des Koͤnigl. General» Poftames, an ſaͤmmt⸗ 
liche Poft» Aemter, ‚Poft- Verwaltungen und. Poſt⸗ Er⸗ 
peditionen, dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


Durch das General⸗Circulare Nr, 13. vom Jahre 

1825 $. 16. iſt fefigefegt worden, daß die nach Sranfreich 

und den Niederlanden beftinmten Packete, von feinen ver 
fiegelten Briefen oder Adreſſen begleitet fein dürfen. 

Da indeß diefe Verfügung noch der Auslegung fähig 
iſt, daß es hierbei haupıfächlich anf das Verfiegeltfein oder 
Nichtverſtegeltſein der Adreſſe ankomme, der geichriebene 
Anhalt derſelben aber dabei weniger in Betracht komme, 
diefed aber Eeinedweges ver Fall ift, fo wird diefe Beſtim⸗ 
mung hierdurch dahin naͤher deklarirt: daß quaeſtionirte 
Dackete auch. von keinen unverfiegelten Briefen, alfo nur 
- von umverfiegelten Adreſſen, welche durchaus. weiter Feine 
gefchriebene Mittheilung enthalten, begleitet fein dürfen. 

Die Poft » Anftalten werden angewiefen: auf die Bes 
folgung diefer Vorſchrift bei. eigener Verantwortlichkeit ges. 
nau zu halten. | e 

Sranffurt a. M, den 9. Juni 1827. 

“ Der Generals Poftueifter. 
Be v. Ragler. 
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Circulare des Koͤnigl. Generals Poftamts, an ſaͤmmtli⸗ 

che Poft»Anftalten, die Portofreiheit für ben zu Rd 
nigsberg in Pr. gebildeten Verein zur Beſſerung 
verwahrlofeter Kinder betreffend. | 





Dem zu Königsberg in Preußen gebildeten Verein 
zur: Beſſerung verwahrlofeter Kinder iſt die Porto⸗Freiheit 
unter nachfiehenden Bedingungen bewilligt worden: 

1) Fuͤr alle au den Verein adreffirte. und unfrankirt 
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Bee — Gelder und Packete wird das Porto 
austaxirt. 

2) Die Abſender von Geldern und Sachen von Werth 
bleiben zur Entrichtung des Scheingeldes von 2 Gyr. 
für den. Einlieferungd » Schein verpflichtet; dem Der: 
ein feldft aber werden für feine Geldfendungen Gra- 
tis » Einlieferungs » Scheine ertheilt. 

3) Ale von dem Verein abgehenden Briefe ꝛc. werden 
unter defien Siegel: und der Nubrik: „Erziehungs: 
Verein,“ innerhalb Landes portofrei befördert. 

4) Das ausländifche Porto für Briefe, Gelder und 
Packete muß, als baare Auslage, der Poft=Kaffe von 
dem Berein erflattet werden. 

Die biftribwirenden ‚PoftsAnflalten haben _ daher bie 
eingehenden Briefe ded Vereins, wenn fie die ad 3.98 
dachten Eigenfchaften haben, ohne Porto, Anfag in den 
Karten und auf dem Couvert, zu verabfolgen. 
Berlin, den ı5. April 1827. 
De General» Poftmeifter. 
v. Ragler. | 


45./ 

KRefeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an das 

Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidium zu N. N., die Anwendung ber 
Portofreiheit in Sandtage-Ungelegenbeiten betreffend. 





Des Herrn Generals Pofimeifterd Excellenz hat mit 
daB von Ei. ꝛc. unterm 22, Februar d. J. an denfelben 
erlaffene Schreiben mirgerbeilt, worin Diefelben für eine 
von dem Lands Eyndifus N. N. an den Landtags» Abge: 
ordnneten N. N, gerichtete Depefche die Portofreiheit ve 
klamiren. 


Ich kann hierauf nicht umhin, Ihnen im Verfolg * 


meines Erlaſſes vom 9. Oktober v. J. zu eroͤffnen, daß 
nach der Ueberzeugung der unter dem Vorſitze Sr. Koͤnigl. 
Hoheit ded Kronprinzen befiehenden Kommiffion zu Ber. 
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handlung der ſtaͤdtiſchen Augelegenheiten, und der in deſſen 
Gemaͤßheit von dem Herrn General⸗Poſtmeiſter erlaſſenen 
Verfuͤgung nur die von den Staats-Behoörden zu 
brauchende Rubrik: herrſchaftliche Landtags> Ans 


gelegenheiten bei, Paceten, Gelverh und Briefen die 


Portofreiheit bewirkt, legtere daher weder der Stände 
Verſammlung, noch den einzelnen Mitgliedern derſelben 
zuftehet, indem folche durch das Gefeg nicht verliehen iſt. 

Hierbei muß ed auch bewenden. Der Sache felbft 


wird aber dadurch Fein Eintrag gefchehen, da die Provins 


- zial: Stände: Verfammlungen jede erforderliche Auskunft 
durch die Landtags» Kommiffarten erhalten folfen. Sollte 
wirklich die Einziehung einer Erfundigung' von Seiten eis 
ned Mitglieded bei einer entfernten PrivatsPerfon oder 
Behörde zum DBeften des Landtags Gefchäftes nothwendig 
werden, fo wird der Deputirte feinen Brief offen- dem: 


Landtags s Kommiffarins übergeben, diefer ihn portofrei am. 


den Landrath des Kreifes zur Abgabe befördern, und dem 


fegteren anmeifen können, in derfelben Maaße die Antwort. 


an den Kommiſſarius einzufenden. Hierdurch wird der 


Sache volfändig genügt werden, ohne daß zu einer nur 
Mißbraͤuche veranlaffenden Portofreiheit Deranlaffung vor⸗ 


handen iſt. 
Sollte in dem vorliegenden Falle die Sendung wirk⸗ 


lich wegen des Intereſſe des Landtags erforderlich geweſen 


fein, fo ſtelle ich Ew. Excellenz aunheim, den Portobetrag 
auf die Rechnung der —— zu — und 
ſolche dem N. N. zu erſetzen. 
Berlin, den 2. Mai 1827. 
Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 
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46. 

Reſcript des gonigl Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierungen zu Merſeburg und Erfurt, das Vieh 
. halten von Seiten’ der mit feinem oder nur mit geringem 
Grundbefige verfehenen Perfonen in den ehemaligen 

Koͤnigl. Sächfifchen Landestheilen betreffend. 





In dem Landtagsabſchiede für die Sächfifchen Pro⸗ 
vinzialſtaͤnde vom 17ten v. M. iſt zu 14. der Antrag der 
Stände, daß das Viehhalten der mit feinem oder nur ge 
ringen Orundbefige verfehenen, Perfonen,, in Gemaͤßheit der 
durch das Allgem. Landrecht außer Anwendung gefomme 
nen Sächfifchen Gefege befchränft werden“ möge, zwar 
sticht genehmigt, jedoch beftimme worden, daß die Lokal 
Dolizeis Behörden beſonders angemwiefen werden follen, von 
folhen Viehhaltern, welche ihren Futterbedarf nicht auf 
ihren eigenen "Grundftücken gewinnen, bet eintretenden 
Zweifeln den Nachweis zu fordern, daß fie den Futterbe⸗ 
darf für ihr Vieh ſich auf rechtliche Art befchaffen. 

Demgemäß bat die Königl. Regierung bie erforderlis 
gen Verfügungen zu erlaffen. 

Berlin, den 1. Juni 1827. 

Minifterium des Innern. — abcheilung. 
Mu rs —— 


| | 47 — 
Koͤhr⸗Ordnung des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, wegen der bei der Pferdezucht der 
Provinz Weftphalen zuläßigen Hengſte. 


—.. 


Zur Berbefferung der Pferdezucht in der Provinz Weſt⸗ 


* 3 


405. 


phalen und den Megierungs + Bezirken von Nunfter, ' 
Arnsberg und Minden: wırd hierdurch Folgendes we— 
gen der von Privarperfonen gehaltenen Beſchaͤler verordnet: 
Se 1. Ale Dengfte, welche zum Belegen der Stuten 
anderer Eigenthuͤmer hergegeben werden, müſſen den von 
den Regierungen an gelegenen Orten im Oltoher jeden 
Jahres anzuordnenden und oͤffentlich Plefannt zu machen⸗ 
den Schau-Aemtern vorgefuͤhrt werden. | 
$.,2, : Die Schau: Aenirer follen aus, zwei erpenbten.- 
Sachkundigen und einem Thierarzt zufammengefegt fein, 
und die, Tage und Stunden der Koͤbruns zeitig Öffentlich, 
befannt machen. , 
$. 3. Als Beſchaͤler dürfen nur ſolche Heng ſte ans“ 
gefähre (genehmigt) werden, welche feroft zu brauchbaren 
Reit oder Zugpferden geeignet, gute Sohlen erwarterı faflen;: 
Sie muͤſſen über drei Jahre alt und dürfen wiederum 
nicht ‚älter als 20 Jahr, auch nicht unter 5 Fuß Preuß. 
groß fein. Unzulaͤßig find ferner folche, welche init Aus; 
Beren Erbfehlern als: Spatt, Hafenhacken, den Schaas. 
len und Augenfeblern; oder dergleichen innersichen 
Fehlern, als: Koller, Dümpfigfeit, Kribbenſetzen und 
Fallſucht; oder fonfiigen bedeutenden Mängeln bes 
bafter find, als: große Senkung oder Krümmung des 
Ruͤckens, zu lange Fefleln, hervorragende Hüften, Gebo> 
genheit der Knie — gewöhnlich dad „em die Kniehaͤngen“ 
genannt — nicht zureichende Stärfe der Border: Schenfelzc. 
$. 4. Die Befchlüffe des Schauamts werden fchrifts 
lich verzeichnet, und mit einer Klaffififation der Hengſte 
nach ihrer Güte der Regierung eingereicht, welche daranf 
die ans und abgekoͤhrten Hengſte nach Farbe, Abzeichen, 
Größe, Alter, Rage, Eigenthuͤmer und Aufenthalt oͤffent⸗ 
Ich befannt macht. Ueber jeden genehmigten Beſchaͤler 
wird dem Eigenthuͤmer eine gedruckte Veſcheinigung auf 
Ein Jahr guͤltig ertheilt. 
$. 5. Einmal angeföhrte Hengſte mülfen bet jeder 
folgenden Köhrung von neuem vorgeführt“ und unterſucht 
werden; einmal abgeföhrte (verworfene) dürfen nie wieder 
vorgeführt werden. Wer nach abgehaltener Köhrung einen 
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Beſchaͤler anfauft, muß folches dem Landrath anzeigen, 
diefer zwei Sachkundige unter‘ folchen einen Thierarzt, zur 
Unterfuhung beauftragen, und auf deren Grund die Er 
laubniß zum Gebrauch nur bis zur nächften Köhrung bei 
der Regierung nachfuchen. 

F. 6. Wer hiernach einen gar, nicht: oder abgeföhrten 
Hengft zur Decfung fremder Stuten, es ſei gegen Bezahs 
Iung oder unentgeldlich, hergiebt, verfällt in eine Strafe 
von: Zehn bis Zwanzig Thaler, der Eigenehümer der Stute 
in eine Strafe von Fünf. bis Zehn Thaler zur Orts⸗Ar⸗ 
men⸗Kaſſe für jeden Sal. Jene Strafe triffe namentlich 

auch fremde Dengftreiter, welche unterlaffen haben, ihre 
Beſchaͤler den Schauämtern zur Köhrung darzufiellen. 

$. 7. Der Betrag des Sprunggelded bleibt dem freien 
Uebereinkommen überlaffen. 

8. Für die Köhrung ($: 1.) werden von jedem 

vorgeführten Hengſte 10 Sgr., bei außerordenslichen Koͤh⸗ 
zungen ($. 5.) ı Thlr. gezahlt, und ſolche zur —— 
der Sachverſtaͤndigen verwendet. 

Berlin, den 20. April 1827. 

Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 


Cultus. 

48. | | 

Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums der Geifb 

lichen», Unterrichtss und Medizinal- Angelegenheiten, an 

fämmeliche. Königl. Regierungen, die Steuer» Immunv 
täten der Geiftlichen und Schullehrer betreffend, 
Der König. Regierung wird hierneben (sub lit, a) 

Abſchrift einer Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom 2uſten 


v. M. über die Steuers Immunitäten der Geiftlichen = 
uls 


| 406° 
Schullehrer, mis der cn zugefertiget, von den darin 
enthaltenen Auerhöchften Beftimmungen: diejenigen, welche 
auf ihren Bezirk Anwendung finden, in Ausführung zu bringen. 

| Berlin, den 28. Mai 1827. 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
| Mngelegenpeiten. 
9% Altenfein: 

a. 


| Auf. Ihren gemeinfchaftfichen Bericht vom 29. März 5 


J. will Ich in DVerfolg Meiner früheren Befehle vom 30. Zar | 


nuar. 1817 und 5. Juli 1823 Über die Steuer, Immunitäten der 
Geiftlihen und Schullehrer Folgendes beftimmen: 

2) Die Freiheit der den Geiftlihen und Schullehrerm zuges 

—hoͤrigen Dienftgrundftücke von den feit dem Jahre 1806 

neu eingeführten oder erhöheten Grundftenern, foll den 

Detheiligten überall auf die Welfe gewährt werden, daß 

die auf jene Grundſtuͤcke treffende Steuer aus den zahl, 

baren Eolorinen der Steuer;Nollen und Etats ganz abs 

gefegt und nur nachrichtlid vor der Linie. vermerkt wird: 

Sin denjenigen Randestheilen, wo die Geiftlihen und Schuls 

lehrer die Steuer bisher noch zu entrichten hatten, und 

ihnen diefelbe aus hierzu beſtimmten Fonds reftituirt wurde, 

follen diefe Fonds von-den Ausgabe: Etats abgefeßt werden. 

2) Die den Dienſtgrundſtuͤcken der Geiftlihen und Schul 

‚ lehrer vermwilligten Immunitaͤten, follen auf die Grunds 

ftäcke der geiftlichen und kirchlichen Korporationen, milden 

Stijtungen, Univerfitäten und Schul; Anftaften nicht aus⸗ 

gedehnt werden. 

Sn denjenigen Thellen des ‚ehemaligen Königreichs 

Weſtphalen aber, wo ſchon vor Erlaß Meiner Ordre vom 

30. Januar 1817 auf den Grund einer, vom damaligen 

proviſoriſchen Gouvernement zu Halberſtadt ergangenen 

Verfügung, für die Grundftücke der milden Stiftungen, 

* Schulen und Univerfitäten, ingleichen der unvermögenden 

Kirchen die Steuer auf den bis zum Sabre ig06 ent» 

‚ richteten Betrag ermäßigt worden iſt, fol es hierbet 

zwar bis zur eintretenden allgemeinen Mevifion der Grund 

fteuer fein. Bewenden behalten, dagegen die im Negierüngss 

Annalen. beſt 11: 1827, Dy 
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Bezirk Magdeburg hiernaͤchſt noch ſtatt gefundene weltere 
Ausdehnung eben dieſes Erlaſſes auf die Grundſtuͤcke 
fämmtliher Kirchen nach Vorſtehendem wiederum be⸗ 
ſchraͤnkt, und der Erlaß auch in jenem. Megierungs s Bes 
zirk nur ſolchen Kirchen zu Theil werden, deren Ein— 


nahme nicht hinreicht, um ohne Ruͤckgriff auf die Sub⸗ 


ſtanz ihres Vermoͤgens die neu auferlegte oder erhoͤhete 
Steuer neben den anderen Ausgaben zu beſtreiten. 


— Den Wittwen der Geiſtlichen und Schullehrer ſollen die 


dem Lehrſtande nur in Bezug auf deſſen perſoͤnliches Ver— 
haͤltniß bemwilligten Steuer Immunitaͤten nicht zu flatten 
£ommen, wobei Sie, der Finanz» Minifter, aber darauf 


zu halten Haben, daß biefe Witten bei ihrer Weranlas 


gung zu den perfönlihen Steuern mit möglichfter Scho⸗ 
nung behandelt werden. Auch die Grundſteuerfreiheit 


‚ finder auf die Witthuͤmer fr Prediger, und Gchullehrers 
Wittwen nur ın fofern Anwendung, . als die Witthumss. 


Grundſtuͤcke zu der eigentlichen Pfarrers oder Lehrer: Dos 
tation gehören, und der Nießbrauch jener Grundſtuͤcke, 
wenn feine Wittwe vorhanden iſt, dem Pfarrer oder 
Schullehrer zuſteht. 


4) Die den Geiſtlichen zuſtaͤndigen Steuer, Smmunitäten 


beſchraͤnken ſich ohne Unterfchied der Confeſſion nur auf die 
direkten Steuern derjenigen Geiſtlichen, denen die Leitung 
und die Ausuͤbung der Seelſorge in einem beſtimmten 
Sprengel obliegt. Es find ſolche, mas inſonderheit den 


katholiſchen Klerus betrifft, nur auf die Bifhöfe, Doms 


und Kurats oder Pfarr Geiſtlichkeit, welche die Seelforge 
leiten und ausüben in Anwendung zu ſetzen. Grundſtuͤcke, 
welche Künftig in den Beſitz der zur Steuerfreiheit bes 
rechtigten Geiftlihfeit und Schullehrer übergeben und bes 
reits feuerpflichtig find, bleiben fteuerpflichtig. 


zur Ausführung diefes Meines Befehls haben Sir, ein je | 


der in feinem Reſſort, die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
Berlin, den 2l, Biss 1327. 


Friedrich Wilhelm. 


die Staats. Diner — v. Altenſtein 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 


chen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗-Angelegenheiten, an 

faͤmmtliche Koͤnigl. Reglerungen, Konſiſtorien und un 

die katholiſch⸗geiſtliche Behörden, das Verbot der for 
genannten Kontroveis- Predigten betreffend. _ 


de 


Des Königs Majeftät haben Sich durch einen zu Al⸗ 
lerhöchft Ihrer Kenntuiß gekommenen Fall veranlaft gefes 
ben zu befehlen, daß das unterzeichnete Minifterium auf 
dad Verbot der fogenannten KRontrovers : Predigten ſowohl 
in den evangeliſchen, als in den katholiſchen Kirchen der 
Monarchie ſtrenge halten, und die Geiſtlichen, welche fich 
der Uebertretung ſchuldig machen, unnachfichtlich zur Strafe 
ziehen laſſen fol. Indem das Miniftertum die Uferhöchfte 
Willensmeinung ‚der König. Regierung ꝛc. zur genaneften 
Defolgung bekannt macht, erwartet daffelbe, daß Sie (Es) 
diefen Gegenftand ihrer (feiner) befonderen Aufmerkfams 


keit widmen und alles anwenden werde, dergleichen die 


Einigkeit und den Frieden der verfchiedenen Glaubensge⸗ 


noſſen flörende und dem Geiſte chriftlicher Duldang mis 


derfireitende, Vorfälle im voraus durch Warnung und Zus 
rechtweiſung zu unfriedfertigem Eifer ſich hinneigender Geiſt⸗ 
lichen zu begegnen. 
Berlin, den 16. Mai 1827. 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal- 
u Angelegenheiten. Ä | 
v. Altenſtein. 


5. 

Publifandum der Königl. Regierung zu Oppeln, bie. 
Taufe der Kinder aus gemifchten Ehen betreffend. 
Ri Es iſt in der, in dent biesjährigen Amtsblatt Stuͤck 
II, Seite 5 seq. abgedruckten ar vom 18: Des 
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cember v. J. anf den Grund eined Reſcripts vom 12.08 
tober 1804 bemerft worden; — u. 
daß in Anfehung der Taufen der Kinder vom Eltern 
werfchiedener Eonfeffion, die freie Entſchließung der El⸗ 
tern, durch welchen Geiſtlichen ihrer Religionspartei fie 
ſelbige verrichten zu laffen Willens feien, nicht befchränft 
werden dürfe, und daher dem Pfarrer ded Vaters fein 
MWiderfpruchsrecht zufiche, wenn es der eigene Wille der 
Eltern fei, die Taufe der. Kinder durch den Pfarrer der 
Mutter vollziehen zu laſſen. | 

Nach einen Nefeript ded Hohen Minifterii der Geifili 
chen 2c. Angelegenheiten vom 7. December 1822 find aber 
die betreffenden Geſetzes-Vorſchriften dahin auszulegen: 

daß es nicht von der Willkuͤhr der Eltern allein ab 

hänge, ob ein Pfarrer von einer andern als der Kon 
feſſion des Vaters die Taufe feiner Kinder übernehmen 

folle? vielmehr nach den beftiehenden Gefegen die Er 
| laubniß des Staats dazu erforderlich fei. 

Dies wird hierdurch zur Nachachtung für die fa 
tholifchen und evangelifchen Herren Geiftlichen bekannt ge 
macht, damit ſelbſt beim Einverftändniffe beider Eltern, 
fein Kind von einem Geifilichen von der Konfeffion der 
Mutter des Kindes getauft werde, ohne daß die dazu er 
- forderliche Erfaubniß des Staats beigebracht ift. 

Dppeln, den ı9. April 1827. | 

Könige. Regierung. Abtheilung des Innern. 


| — 

Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien der. Geiſtlichen-, Um 

terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, fo wie des 

Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, die Ber 
heirathung eingewanderter Ausländer im. Inlande 
J betreffend. 


Die unterzeichneten Miniſterien eröffnen der Königl. 
„ Regierung auf den die Verheirathung der and dem And 


lande hierher gekonunenen — — Bericht 


vom 


409 


sten v. M.: 


ad I, daß der $. 68. des Anhanges ‚zum Allgemeinen 


Landrecht die Colonifien nur von dem $. 144. Tit. J. 
Th. II, ibid. vorgefchriebenen Aufgebot, nicht. aber 
von der Einwilligung der Eltern. dispenſirt. Die 
Vorausſetzung der Königl. Regierung, daß die Colo> 


| niften hierbei ein Privilegium hätten, ift daher nicht 


anzuerkennen. 
Uebrigens findet fich in den von der Koͤnigl. Res 


| — angezogenen Geſetzſtellen keine Vorſchrift, daß 


er Pfarrer den Todtenſchein der Eltern erfordern 


* Ft. Vielmehr wird der Pfarrer fich bei der bloßen 


Verficherung der Brautleute, daß die Eltern todt 
find, der Negel nach beruhigen koͤnnen, und nur als⸗ 
dann, wenn er Urfache hat, die Wahrheit jener Ans 
gabe zu bezweifeln, auf Beibringung des Todten⸗ 


ſcheines zu dringen haben. Das Anfinnen des Su 


perintendenten N. N. ati das in fine feines Be 
richted gedachte Brautpaar iſt mithin überflüffig. 
Der im Gefege zwifchen den vor einem Fahre und 
binnen fürzerer Friſt eingewanderten Ausländer ge⸗ 
machte Unterfchted rechtfertigt fich Dadurch, daß ans 
zunehmen iſt: der betreffende Pfarrer habe bei den 
erfteren ſchon hinreichende Gelegenheit gehabt, fich 


von ihren perfönfichen Veriltniffen, menigftend in 


foweit zu unterrichten, um beurtheilen zu Eönnen, ob 
deren Angabe über die in Dede flehenden Verhält: 
niffe Glauben verdienen, oder nicht. Bei den Lands 
Gemeinden, insbefondere werden in der Regel einem 
Pfarrer, der. die Seelforge nicht vernachläßiget, die 
hierzu nöthigen Kenntniſſe der Perfonen und Rn 
Verhaͤltniſſe nicht leicht fehlen. 


Was ferner den Punkt 


ad II. des Berichtes betrifft, fo ift der Ausdruck — „Co⸗ 


loniſten“‘“ — nicht bloß auf die vom Staate herein: 
gezogenen Fremden, fondern auch auf alle eingewan⸗ 


\ 


410 


g — 


derte Fremde zu beziehen. (confer. Eiſenberg und 
Stengelſche Beitraͤge Th. IV. S. 318 seq.) 
Berlin, den 7. Juni 1827. 

Miniſterium der Geiftlichens, Unters Miniſterium des Innern 





richts⸗ und Medizinal⸗Ange⸗ und 
legenheiten. Er der Poliel, 
v. Altenſtein. Chef abweſend. 
52. 


Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien der Geiſtlichen⸗, Unter 


richts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, fo wie des In 


nern, an bie Königl. Regierung zu Münfter, den Ur 
bertrite der Suden zum Chriftenthume betreffend. 





Die unterzeichneten Miniſterien eroͤffnen der Koͤnigl. 
Regierung auf Ihren die Juͤdentaufen betreffenden De 
richt vom 3. März d. J., daß die Verfügung vom 25. 


September 1810 nach dem Inhalte der Alterhöchften Ka 


binet8=-Drdre vom 12. September v. J. allerdings für 
aufgehoben zu erachten iſt, da die Abfiht Sr. Majetät 
des Königs dahin gehet,. den Juden durch Ruͤckſichten, 
welche aus ihren bürgerlichen Verhaͤltniſſen hergenommen 
find, den Webertrite zur chriftlichen Kirche in Folge beflerer 
religiöfer Ueberzeugung nicht zu erfchweren. Dagegen bleibt 
die Verpflichtung des die Taufe verrichrenden Geiftlichen, 
dureh gründlichen Unterricht dafür zu forgen, daß der zu 


taufende Jude hinreichinde Kenntniß der Lehren der chrifl 


lichen Religion erlangt habe, wie dies in der Circular⸗Ver⸗ 
fügung vom 7. December ı819 sub 1 — 4. angeordnet 


iſt, fliehen. Durch die Befolgung diefer Vorfehrife wird 


mit Vermeidung jedes Gewiſſenszwanges am zweckmaͤßig— 
fien auf DBermeidung von Mißbräuchen bingewirlt werden. 
Berlin, den 17. Mai 1827. | 
Miniſterium der Geiflichen-, Unter: Minifterium- des Innern ' 
richts- und Mebdtzinal:Anges und 
legenheiten. | der Polizei. 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. 
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58. 
Reeſeript ‚der. Koͤnigl. Miniſterien der — Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten, ſo wie des 
Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., das Ver: 
fahren ruͤckſichtlich des von Der Judenſchaft einzelnen 
Mitgliedern berfelben auferlegten Bonnes besseffanh; | 





| Nach der Beſchwerde der N. Nichen Shelam. ‚m 
N. N,, darüber, daß. fie von der, dafigen Judenſchaft mit 
dem DBanne belegt worden, hat die Königl. Regierung 
Ihr diesfaͤlliges Einfchreiten verweigert, weil es zur Auf 
rechthaltung der ' öffentlichen Ruhe und Ordnung nicht 


noͤthig ſei. Wenn aber das Hier, da die Stade N: N, 


die Verfaflung des Großherzogthums Pofen theilt, annoch 
zur Anwendung kommende General: Juden » Reglenient für 
‚Sid > und Neu⸗Oſtpreußen, vom 17. April 1797 den 
Rabbinern Cap: IV. $. 3— 35. jede eigeninächtige Verhähs 
gung eined Bannes und dergk unterſagt; ſo darf von 
Staatswegen eine: Uebertretung dieſes Geſetzes wicht ge⸗ 
duldet werden. Die Koͤnigl. Regierung - wird daher hier⸗ 
durch angewiefen, den’ beſtimmten Vorſchriften dieſes Re⸗ 
glements durch: den Erlaß Der noͤthigen Verfuͤgung an die 
FJudenſchaft zu N. N. Folge, und hierdurch der Veſchwerde 
‚der N. Nſchen Eheleute Abhuͤlfe zu verſchaffen. — 
Berlin) den 21.Mai 1837. 
iniferiem der Seiſtlithen⸗ Unter Miniſtetium des —* 


richts⸗ ——— Pen nd 
Teenie. der Polijel.“ 


He ne v. "Areenfein.” Um aer ! v. — 
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u. 
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DOeffentlicher Unterricht. 
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Circular⸗Reſeript des Koͤnigl. Minifleriums ber Geifk 
lichens, Unterrichts⸗ "und. Medisinal-Angelegenheiten, an 
‚fümmeliche Königl. Regierungen und Provinzial⸗Schul⸗ 
‚Kollegien, bie Nachbildung fehon angeſtellter Schub 
lehrer in den Seminarien betreffend, 


—N — — 


In der Circular⸗Verfugung an: ſaͤmmtliche Koͤnigl. 
Konſiſtorien und Provinzial⸗ Schul⸗Kollegien vom 1. Juni 
v. J. die Prüfung und Anſtellung der Schul⸗Amts⸗Kan⸗ 
didaten betreffend. iſt im Art. 1 1. angeordnet worden: ed 
ſoſlten, damit auch auf die bereits. amgefteßten Schullehrer, 
‚welche entweder uͤberall der. Nachhilfe bedürften, oder in 
ihrer Bildung und, Amtsgeſchicklichkeit nicht foriſchritten, 
pielleicht gar zuruͤckgingen/ der wohlthaͤtige Einfiug des 
Semlyars ſich verbreiten moͤge, ſolche Schullehrer anf 
laͤngere oder kuͤrzere Zeit, je nachdem es fuͤr ſie nothwen⸗ 
dig, in das Haupt⸗ Seminar einberufen werden, um ent: 
weder ‚einen ganzen methodologiſchen / Curſus durchzumachen, 
oder ſich in einzelnen Lehrfaͤchern nachzuũben, oder auch 
in ein gewiſſes Disciplinar⸗ Verhaͤltniß genommen zu wer; 
‚den, indem ſie bei der Uebungsſchule des Seminars he⸗ 
ſchaͤftigt wuͤrden. Den Koͤnigl. Provinzial⸗Schul⸗Kollegien 
aber iſt uͤberlaſſen worden, nach vorgaͤngigem Benehmen 
mit, den, Könige, Megierungen Vorſchlaͤge zu machen, mie 
diefer Zweck in jeder Provinz zu bewerkfielligen und zw er— 
feichtern fein dürfte. ze | 

Durch die hierauf eingegangenen Berichte, in denen 
zum Theil mehrere Bedenken gegen die angeordnete Maaßs 
vegel zur Sprache gebracht find, findet fi) das Miniftes 
rium zu folgenden allgemeinen Eröffnungen veranlaßt. 

Daß diefe Veranſtaltungen zur Nechhülfe in allen Se 
Minarien auf die nemliche Weife und in gleicher Vollſtaͤn⸗ 
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Diofeit — — ſollen, hat ſchon deshalb nicht die 
Abſicht fein koͤnnen, weil ſowohl die Lokalitaͤt dieſer An- 
ſtalten als die groͤßere oder geringere Vollzaͤhligkeit des 


Lehr⸗Perſonals eine Verſchiedenheit der Einrichtungen be⸗ 


gründen muͤſſen. 

Namentlich werden anjetzt nur in wenigen dieſer An⸗ 
falten ganz vollſtaͤndige methodologiſche Lehrcourſe nemlich 
ſolche, welche auf ſaͤmmtliche Haupt⸗Lehrgegenſtaͤnde der 


* “ 


Volksſchulen und deren richtige Behandlung fich erfiref> 


fen, gehalten werden können; und mo diefed auch mög- 
Lich fein-follte, wird doch die jährliche Wiederholung eines 
ſolchen Curfus den Lehrern nicht wohl angefonnen werden 
koͤnnen; endlich aber bleibt auch der Nugen diefer Lehr- 
courſe ſowobl wegen der groͤßern Zahl der Theilnehmer 


als wegen der Menge der gleichzeitig behandelten Objekte, 


naniaßens im Anfange noch, fehr zweifelhaft: 


‚Dagegen aber’ wird es. allenthalben dahin gebracht | 


menden fönnen, daß ein kleinerer Coetus von Lehrern auf 
den Zeitraum von 3. oder 4 Wochen serfammelt, und mit 


‚Diefem ‚einer. ber uUnjerrichts Gegenftände, z. B. das Rech⸗ 


wen; ‚oder der Gefang, oder die deutſche Sprachlehre, oder 
auch der Keligionsunterricht methodifch, durchgegangen wird. 
34 1:jDiefe : Einrichtung ‚gewährt den Vortheil, daß man 
iedemal ſolche Subjekte zuſammen einberufen fann, die 


‚angefähr auf gleicher Stufe ſſehen; daß der Gegenfland 
ſelbſt gruͤndlicher und vollſtaͤndiger durchgenommen wird; 


daß Die, Einzelnen beffer beobachtet und ihren Befonderen 
Bedauͤrfniſſen gemäß. behandelt werden koͤnnen; und daß 


nicht alle. Seminars Lehrer. zugleich, zum Nachtheil der 


‚eigentlichen Zoͤglinge der Anftalt, fondern immer nur vor⸗ 
zugsweiſe derjenige, welchem Der. zu Behandelnde Gegen 


ſtand auch im Seminar zugerheilt if, in Anſpruch genom⸗ 


men wird. 

Auf dieſe Reife wird der regelmäßige Gang des Se: 
‚minars nicht unterbrochen ;- mehrere folcher Courſe Fönnen 
‚in dent nemlichen Sommer ‚auf einander folgen, im jedem 
wird ein anderer Gegenfland vorgenommen, und jedesmal 
kommt ein anderer ‚der Seminar⸗Lehrer an die Reihe, wel: 


AL 

- hen nur auf dem Eurzen Zeitraum von einigen Wochen 
‚eine Vermehrung feiner Gefchäfte zu Theil wird, die noch 
dazu ihren Lohn unmittelbar mit fich führt. 

Wenn Hann nach mehreren Fahren alle Unterrichts 
Gegenftände durchgenommen, wenn die nemlichen Subjekt 
zu verſchiedenenmalen einberufen geweſen find, dann iſt es 
an der Zeit, einen größeren und allgemeineren Lehr⸗Curſus 
zu verahftaften. . Und auch dies wird fi) dann ohne au 
ferordentlihe Belaͤſtigung der Lehrer etwa im folgender 
Art bewerkftelligen laffen koͤnnen. 

Wenn in demjenigen Jahre, in welchem ein folder 
. allgemeiner Curfus abgehalten ‚werden fol, der Unterricht 
‚ ir der obern Klaffe ded Seminars, namentlich in Didak: 
tie, Methodik und Pädagogik fo eingerichtet “wird, daf 
diefe Disciplinen fchon etwa 4 Worhen vor dem: Schluft 
des Seminar. Lehrganges ganz abſolvirt find, und die noch 
übrige Zeit nun zur kurzen und zweckmaͤßigen Wiederho⸗ 


Iung deffelben benutzt werden kann; fo werden auch die 


einberufenen Lehrer zu diefen Wiederholungen Hinzugeo 
gen, und auf diefe Weife die mie ihnen vorzunehmenden 
Unterweifungen zugleich mit einem weſentlichen Nugen für 
die abgehenden Seminariften verbunden werden koͤnnen. 
Sollte aber auch dies ſich nicht in folcher Art be 
werkſtelligen laſſen; fo werden alle 3 oder 4 Jahre ein 
mal die. Ferien zu einem fo näßlichen Zwecke angewendet 


werden koͤnnen. "Auch will das Miniſterium vom ſeiner 


Seite den Eifer der Seminar⸗Lehrer dadurch zu beleben 
ſuchen, daß es denjenigen, die eine beſondere Thaͤtigkei 
dabei beweiſen, ſeine Zufriedenheit durch angemeſſene De 
‚ muneration beztigen wird, wie denn auch zum Unterhalt 
der Bedürftigftien unter den einberufenen Lehrern, im fofem 


| 


Provinzial⸗Fonds dazu nicht ausreichen ſollten, von Zeit | 


zu Zeit einige Beihülfe gewährt werden wird. Doc ver 
trant das Minifterium den Koͤnigl. Regierungen, daß Sie 
Mittel und Wege finden werden, um für einen Zweck von 
fo wichtiger und wohlthaͤtiger Befchaffenheit auch die en 
forderliche pekunlaͤre Hülfe berbeizufchaffen. Werden 1% 
oleich die Superintendenten und Schul; In ſpektoren für 


| 
| 


| | 85 
dieſe Sache intereffirt 5 fo kann auch die Sorge für gehö- 
rige Stellvertretung der einberufenen Lehrer Feine Schwie, 
rigfeit haben. Wo aber anch eine folche in einzelnen Fäl- 
len nicht befchafft werden könnte, wird der augenblickliche 
Nachtheil, daß die Schulkinder 4 Wochen ohne Unterricht 
bleiben, hinlaͤnglich durch den Vortheil uͤberwogen werden, 
daß der Lehrer an Geſchick und Einſicht fortgeſchritten if. 

Der Hauptnutzen diefer Einrichtung ader wird darin ' 
Beftehen, daß fich unter den Lehrern felbft Trieb, Eifer und 
Fortſchritt vermehrt, daß fih überhaupt Regſamkeit im. 
Schulweſen verbreitet, daß Immer mehr Webereinftinmung 
in der Behandlung des Unterrichts durch alle Schulen’ be- 
wirft wird; daß das Seminarium wirklich der lebendige 
Mittelpunft des Ganzen wird, daß die Seminar=Lehrer 
mit dem eigentliche Zuftande and den wahren Beduͤrfniſſen 
der Schulen fich vertraut machen, und: daß auch in ihnen 
ein lebendiges Intereſſe und ein friſcher Eifer erhalten 
wird, und endlich daß die angehenden Lehrer, nemlich die 
Zöglinge der Seminärien, gleich. vom Anfänge von dem. 
Gefühle der Wichtigfeit ihres Berufs durchdrungen werden, 
und den Ernft erfennen Ternen, momit darüber gewacht 
wird, daß fie dereinft ihre Pflicht redlich erfüllen und nicht 
laͤſſig erfunden werden 

Der Koͤnigl. Regierung, (dem Provinzial⸗ Schulkolle⸗ 
gium) wird nicht entgehen, wie bedeutend dieſe Ruͤckſichten 
find, und das Miniſterium verſieht ſich daher zur thaͤtig⸗ 
ſten Mitwirkſamkeit von Seiten derſelben (deſſelben). Der 
jedesmalige Jahresbericht uͤber das Seminar wird zugleich 
die beſte Veranlaſſung geben, um dem Minifterio über die 
in jeder Anſtalt abgehaltenen Lehr: Curfe den - hierdurch 
angeordneten ausführlichen -Bericht zu erſtatten. 

Berlin, den 24. Maͤrz 1827. 
rn der Geiftlichens, ‘Unterrichts, und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten, 
vd. Altenſtein. 
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55. 

GiecularsRefeript 6 bes Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 

lichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Konſiſtorien und, Provinzial-Schul 
Kollegien, die ptaktiſche Ausbildung der gelehrten 

Schulamts⸗Kandidaten betreffend. 


— 





Zufolge der Beſtimmung sub num, 2. in der Circu⸗ 
lar⸗ Verfügung vom 24. Septbr. v. 3. *), foll dem gelehr⸗ 
ten Schulamts- Kandidaten die Wahl der gelehrten oder 
höheren Bürgerfehule frei ſtehen, an welcher fie ihre praf; 
tifche Befähigung im Unterrichten nachweifen wollen. Da 
diefe Beflimmung gegen bie .Abficht ded Meinifteriums fo 
verflanden ‚worden, ald wenn die. gelehrten Schulamts- 
Kandidaten beider Wahl der gelehrten oder höhern Buͤr⸗ 
gerſchule, an welcher fie ihre Probezeit ablegen wollen, auf 
den Konfeſſions-Unterſchied, weicher auch im Betreff der 
Spmnaflen und höheren Bürgerfchulen noch vormwaltet, dar 
Feine Ruͤckſicht zu nehmen hätten: fo fieht -fich das Mini, 
fterium veranlaßt, hierdurch ausdrücklich feſtzuſetzen, daß 
die evangelifchen gelehrten Schulamts- Kandidaten. nur zu 
‚einer evangelifchen, und die farholifchen nur zu einer fr 
tholiſchen gelehrten, oder höheren Buͤrgerſchule Behufs ih 
rer praftifchen Ausbildung zugelaffen werden follen. 
Obige Beſtimmung wird dem Könige, Konfiftorium — 
Provinzial: Schuls Kolegum — zur Nachachtung und mit 
dem Auftrage bekannt gemacht, hiernach Das weiter Erforber: 
‚Siche zu verfügen, und insbefondere die Direktoren und 
Nektoren der Gymnaſien und höheren Bürgerfchulen feines 
Bezirks mit der nöthigen Anmweifung zu verfehen. | 
Becerlin, den 26. März 1827. 

‚ Riniferiom der Geiftlichens, Untewichtss und Medipinab 
‚ Angelegenpeiten. | 
v. Altenfein, 

*) Jahrg. 1826, Ates Heft, ©. 1041. | 
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56. | . 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſterinms der Geiſtli⸗ 
chen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
en: Königl. Univerfitäten, diefelbe Angele— 
| genheit betreffend. 


— 


Dem (Herrn Rektor und Senat der Univerſitaͤt) wird 
Abſchrift der heute an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Konſiſtorien und 
Provinzial⸗Schul⸗-Kollegien erlaſſenen Verfügung, betref⸗ 
fend die Wahl der Gymnaſien und höheren Bürgerfchus 
fen, an welchen die gelehrten Schulamtd - Kandidaten ihre 
praftifche Befähigung nachweifen wollen, mit dem Aufs 
trage zugefertigt, den Inhalt diefer Verfügung zur Kennt - 
niß. derjenigen inländifchen Studirenden zu bringen, wel—⸗ 
che fich dem gelehrten Schulfache zu widmen beabfichtigen, 

Berlin, den 26. Maͤrz 1827. | 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗-, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 

| v. Altenfein. 





2 57: | | 
Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums der Geift 
lichen, Unterrichts» und Medizinals Angelegenheiten, an 
fämmtliche Königl. Konfiftorien und Provinzials Schuß 
Kollegien, fo wie an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, 
die Befegung der Zeichnenlehrer- Stellen an den Gym⸗ 

nafien und höheren Bürgerfchulen betreffend. 





Um zu bewirfen, daß zu ben Zeichnenlehrer : Stellen 
an den Gymnaſien und höheren Bürgerfchulen nur folche 
Subjefte gewählt, und in Vorſchlag gebracht werden, wel⸗ 
che nicht nur die erforderliche Kunfffertigkeit, fondern auch 
die nicht weniger nöthige Lehrgefchicklichkeit befigen, will 
das Minifterium hierdurch feftfegen, daß in der Regel von 
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jest an bei Befegung der gedachten Stellen nur folche 
Kandidaten, die mit einem genügenden Qualififationsattefte 
der biefigen Könige. Akademie der Kuͤnſte verfehen find, 
berückfichtige werden, und daß ſolche in Konkurrenz mit 
andern, die ihre Tüchtigfeie als Lehrer nicht fonft ug 
weifen fönnen, den Vorzug haben follen. 

Das Minifierium beauftragt das Koͤnigl. Konfikorium 
— Provinzial: Schulfollegium —. (die Königl. Regierung), 
diefer Beſtimmung nicht nur felbft in vorkommenden Fäl- 
fen bei‘ Erledigung ‘von Zeichnenfchrer: Stelleg an Gym: 
nafien (Bürgerfchulen) Königl. Pattonats, gewiffenhaft nach⸗ 
zukommen, fondern auch diefelbe den flädtifchen Patronen 
feines (ihres) Bezirks zur Nachachtung befamt zu machen. 

Berlin, den 2. April 1827. 
Minifterium der Geiſtlichen⸗ Unterrichts⸗ und: Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. | 

v. Altenſtein. 


58. 

Publikandum der” Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt, die 
urlaubs—⸗ Bewilligungen fuͤr Schullehrer betreffend. 
— 

| ni Bewitkung eines gleihmäßigen Verfahrens bei 
der Nachſuchung und Ertheilung des Urlaubs zu den Rei— 
fen der Schullehrer finden wir und veranlaft, Folgendes 
hierüber fefizufegen: \ 
— 1) Die Schullehrer muͤſſen fo viel als möglich zu 

den in Privatangelegenheiten zu machenden Reiſen die Zeit 
der Schulferien waͤhlen. 

2) Zu ben während dieſer Zeit zu machenden Reiſen 
bedürfen fie, ſoſern fie kein kirchliches Nebenamt als Küs 
fier, Kantoren ıc. befleiden, als in welchem Sale das ad 
- 6. Angeordnete gilt, und fofern ihnen auch während der 
Derien nicht noch andere Gefchäfte für die Schule außer 
dem -Unterrichte obliegen, als in welchem alle fie ‚deren 
gehörige Beforgung vorher, nachweifen muͤſſen, feines Urs 
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laubes, ſondern haben daruͤber bloß der ihnen zunaͤchſt vor⸗ 
geſetzten Schulbehoͤrde Anzeige zu machen. 

3). Zu Reiſen außer der Ferienzeit kann den Schul: 
lehrern, wenn deren Abweſenheit nur ı bis 3 Tage dauert, 
die zunächft ihnen vorgefegte Schulbehörde die Erlaubniß 
ertheilen. Dauert ihre Abweſenheit länger, jedoch nicht . 
über eine Woche, fo ift dazu die Zuflimmung des Super 
intendenten oder Schulinfpeftors erfowderlih. Soll der 
Urfaub über eine Woche hinaus ertheilt werden oder die 
Reiſe ind Ausland gefcheben, fo muß die SRONEN hiers 
zu bei und nachgefucht werden. 

— 4) Eine folde Erlaubniß, als zu deren Ertheilung 
die Dresfchuls Behörden und beziehungsweife. die Super: 
intendenten und Schulinfpeftoren im. Borftehenden autoris 
fire werden, dürfen diefelben nur dann erteilen, wenn 
vorher die Beforgung ded Amts von dem Urlaub ſuchen⸗ 
den Schulfehrer während feiner Abwefenheit gehörig nach⸗ 
geiviefen worden. — Die Ausſetzung des Schulunterrichts 
dürfen fie nur dann geflatten, wenn zur Beforgung deſſel⸗ 
ben fein Mittel übrig bleibe, gleichwohl die Verſagung 
ded Urlaubs mit bedeutenden und umabwendbaren Nachs 
theifen für den Schullehrer verknüpft fein wuͤrde. 

5) Alle Urlaubsgefuche der. Schullehrer müffen zus 
nächft bei der DOrtsfchuls Behörde angebracht, jedenfalls 
durch diefelbe bei uns eingereicht, und mit den nöchigen 
Nachweifungen über die Beforgung des Dienſtes während 
der Abweſenheit des Urlaub fuchenden Lehrerd begleitet 
werden. Wenn eine Reiſe in ein ausländifches Bad bes 
abfichtiget wird, ſo ift ein Ärztliche Zeugniß über deren 
Nothwendigkeit beizufügen. — Die Urlaubsgefuche zu Reis 
fen in dad Ausland, wenn folche länger als 4 Wochen 
dauern follen, muͤſſen möglichft frühe und wenigſtens 4 
Wochen vor Antrite-diefer Meifen bei und angebracht werden. 

6) Wenn der. Schulledrer zugleich ein Firchliches Ne⸗ 
benamt,. ald Küfter oder Kantor ꝛc. befleider, fo muß vor 
Ertbeilung ded Urlaubs von demfelben jedenfalls die ges 
hörige Beſorgung der kirchlichen Gefchäfte während feiner 
Abwefenheit nachgewiefen werden. Er bedarf in diefem 
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Falle auch während der Schulferien der Erlaubniß des 
Predigerd zu Meifen auf ı bis 3 Tage umd der Zuftins 
mung des Superindenten dazu Bei Neifen, die bis auf 
eine Woche ausgedehnt, werden follen. — 
| 7) Schullehrer, welche neben ihrem Schulamte ein 
Nredigtamt beffeiden, find neben dem, was vorfiehend ans 
geordnet worden, zugleich allen wegen der Reifen der Geifts 
lichen beftehenden Anordnungen unterworfen. 
Stanffurt a. d. D., den 30. Juni 1827. 

Köhigt. Regierung. 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 
lichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, Konſiſtorien und Pro⸗ 
vinzial⸗Schul⸗Kollegien, Belehrung und Warnung der 
Kinder in den Schulen über das Wegfangen der Singe⸗ 
voͤgel und bag Ausnehmen der Vogelnefter betreffend. - 





Das Minifterium ift neuerdings ſelbſt durch provin⸗ 

— *—* Antraͤge auf den Unfug aufmerkſam gemacht 
worden, welcher, den beſtehenden Verordnungen entgegen, 
durch das Wegfangen der Singevoͤgel und Ausnehmen der 
Vogelnefter getrieben wird. Da diefer Unfug. bauptfäd: 
lich den Kindern zur Laft gelegt wird, fo kann durch Eins 
wirfen von Seiten der Schule fehr viel gefchehen, um 
ihm Einhalt zu thun. Das Minifterium will daher die 
Könizl. Regierung auf. diefen Gegenftand hierdurch aufs 
merffam machen, und fie auffordern, diernach den Ums 
ſtaͤnden geeigneteften Manßregeln zu treffen, damit theils 
in den Schulen felbft durch Belehrung, Warnung, Auf 
fiht, Tadel und Strafe einer Ungebuͤhr entgegengewirkt 
werde, die immer von Gefühltofigkeit und Rohheit der Ge 
-finnung zeugt, oder dazy führt, theild von den Schulvor- 
ſtaͤnden, und namentlich von den fHädtifchen Schuldeputa- 
fionen, die nöthige. Aufſicht und Wachſamkeit geübt, und 
| die 


* 


at 
Die — Vorkehrungen zur Verhůtung dleſes Un⸗ 
fugs getroffen werden. | 
In weicher Art: die Koͤnigl. Regierung: den in ihren 
Bezirke Statt findenden beſondern Derhältniffen gemäß 
Das Nöthige angeordner hat, baräber erwartet das Mini⸗ 
ſterium demnaͤchſt Bericht. J 
Berlin, den 160 April 1827: Der 
Wingerium der — ⸗ unterrichts⸗ und Desire 
— Burn. 
— wisenpeim: 





E — 
— der Königl. Regierung. zu Ch, b ben Um. 
terricht in ben Volfsfchulen betreffend. | 


Es liegt in der Natur der Sache und iſt von * 
in einzelnen Faͤllen vielfach darauf hinverwieſen worden, 
daß die Bildung der Jugend in den Volksſchulen nicht 
auf eine Erweiterung des Wiſſens ſich beſchraͤnken dürfe, 
fondern ganz beſonders darauf berechnet fein müffe, in den 
jungen Gemuͤthern ſchon früh, und eben darum für das 
ganze Leben dauernd, die rechte Sefinnung zu erwecken, 
durch fie den feften Grund zu einem auf ale Verhaͤltniſſe 
des Lebens ſich erftreckenden Nechthandeln zu legen, und 
beides, das. Wollen und das Thun, durch eine anhaltende, 
fortgefegte Uebung und Gewöhnung zw vermitteln. | 

Das Lestere, die eigentliche Schulzucht im weiteſten 
Sinne des Wortes, iſt unftreitig die wefentlichfte, aber auch 
die fihmwierigfte Aufgabe in dem Berufe des Lehrerd, des 
ren Löfung, außer einem gefunden Urtheile, in der Regel 
eine mehrjährige Erfahrung erfordert, da fie weniger ge 
lehrt, als geübte fein will. Mit bloßem Belohnen und 
Deftrafen ift es dabei nicht gethan: das folgerechte Feſt⸗ 
halten der vorgefchriedenen, twohlberechneten Schulordnung 
in ihren Eleinften Theilen, von Seiten des Lehrers, wie der 
Schüler, wird Belohnungen und Strafen zum Theil übers 

Annalen. SRH, 1827. ‚Ee 
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ffuͤſſig machen, und iſt gerade in dem niebern Volksſchu⸗ 
len am leichteſten zu erreichen, wo ein Lehrer allein die 
ganze Wirkſamkeit der Schule in. ſich vereinigt. Die Ge⸗ 
woͤhnung zu einer geregelten Thaͤtigkeit im allgemeinen, 
zw einem geſetzlichen Thun im beſondern, wird die Nei⸗ 
gung begründen, die Neigung wird die Geſinnung erwek⸗ 
ken, und auf einem ſo wohl Keienchteicn Boden wird Die 
Lehre erſt gedeihlich Wurzel faffen..: 

Dieſen Gang in ſeinen einzelnen — — zu 
verfolgen, if; Hier nicht der Ort; dem denkenden und ges 
wiffenhaften Lehrer muß es überlaffen bleiben, ihn in feis 
nen Beziehungen auf das Firchliche und bürgerliche Leben, 
fo meit die Schule als Worbereitungsanftalt. für beide ers 
ſcheint, anzumendens: die Erfahrung. und der Rath feiner 
unmittelbaren Vorgefegten, wohlwollender Schulfreunde und 

älterer Amtsgenoſſen werden. ihn dabei unterflüßen. Die 
Sache feldft Hier in Anregung zu bringen, werden wir auf 
‚ doppelte Weife veranlaßt; theild, durch das von mehreren 
‚Seiten her laut werdende Vorurtheil, als beduͤrfe es einer 
vieljährigen. Dauer der. Schulpflichtigkeit bei der Jugend 
auf dem Lande gar nicht, um ihr das beizubringen, was 
fie. für, ihre Beftimmung zu erlernen. habe; theild durch 
eine anf einen beſondern Fall gerichtete hoͤhere Aufforde⸗ 
rung. Jenes Vorurtheil beruhet groͤßtentheils auf der 
ganz geringen Anſicht von dem Zweck der Schule und der 
Volksſchule insbeſondere, als ſolle durch fie nur eine ge 
wiffe Maffe von Kenntniffen und Fertigkeiten für materielle 
Zwecke des bürgerlichen Lebens in Umlauf gefege werden. 

Wäre died der Fa, fo möchten. allenfalls wenige Jahre 
des Schulbeſuchs hinreichen, um unter einem gewandten 
Lehrer nothdürftig leſen, ſchreiben und rechnen, auch die 
Fragen und Antworten aus einem Katechismus auswen—⸗ 
dig zu lernen. Faſſen wir aber den oben aufgeftellten 
Hauptzweck der Volksfhulen ind. Auge: die Erziehung 
für daß Leben, in welcher der Unterricht nur als eines 
der Mittel zum Zweck erfcheint; fo ergiebt ſich von ſelbſt 
‚die Nothwendigkeit einer laͤngern und einer ununterbroche⸗ 
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nen Dauer des Schulbeſuchs, wie fie durch die Allerhoͤchſte 
Kabinetd sDrdre vom, 14. Mai 1825 geboten wird: 

: Daß alled Wiffen ; ındge es auch’ dem Umfange und 
den Gegenſtaͤnden nach noch fo beſchraͤnkt fein, ein nicht 
6108, erleentes, ſondern durch .eigne Denkthaͤtigkeit ald freied - 
Eigenthum erworbenes Wiffen fein müffe,. vor weichem nur 
gerade. dann erſt eine, kichtige und erfolgreiche Ariwendung 
auf Das Leben erwartet werden kann; daß diefe Anwen⸗ 
dung / wenigftend nicht: zuerft und allein von dem Leben 
ſelbſt, und am aflerwenigfien. von dem Leben. in den nie⸗ 
dert Volksklaſſen erwartet werden dürfe; daß vielmehr die 
Schule zu diefer. Anwendung. die erfie Anleitung zu geben; 
und als ein Bild des Lebens im Kleinen ſich zu: geftalten 
babe; daß dieſe Anleitung nur da erft ihre rechte Gränze 
finde, wo aus ihr bereits ein wicht Leicht. zu erfchätterndes 
Gefüpt für Wahrheit: und Recht, und eine nicht leicht fehle 
greifende Gewohnheit: für dad Wahre und Rechte hervor⸗ 
gegangen. ift, die aus der Schule in das Häusliche und 
gefellige Leben hinüber und dort den. mancherlei verkehrten 
Richtungen deffelben entgegen tritt, das ift es, was eine 
vieljährige und anhaltende Einwirkung der Volksſchule, 
eine befonders :forgfältige Wahl der Volksſchullehrer und 
eine .feibfiftändige Stellung dieſes Lehrerſtandes erfordert, 
und wogegen alle aus: befihränften Anfichten oder aus zu: - 
fälligen und vorübergehenden Verhaͤltniſſen hervorgehenden 
Einwärfe ihr ganzes fcheinbared Gewicht verlieren. Wir . 
märhen: ed. daher allen mäher oder. entfernter Dabei bes 
theiligten Behörden unſeres Regierungsbezirkes zur beſon⸗ 
dern. Pflicht, auf eine Werbreitung der bier entwickelten 
richtigen Anſicht von den Zwecken der Volksſchule in ih⸗ 
rem Bereiche mit allem Nachdruck hinzuwirken, und die 
Erreichung deſſelben ſelbſt aus allen Kraͤften befoͤrdern zu 
helfen. Die Hinderniſſe, welche in den Verhaͤltniſſen der 
Verfaſſung liegen, werden groͤßtentheils bald gehoben wer⸗ 
den; diejenigen, welche die Verhaͤltniſſe der Zeit herbei⸗ 
führen , werden fich zum Theil durch weiſe Benutzung der 
vorhandenen Mittel befeitigen laffen. Ä 

Der befondere Fall, welcher zu diefer Detanstmachung 
Ee 
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WVeranlaſſung ‚gibt, betrifft dad Wegfangen der Singvoͤgel 
und das Ausuehmen der Bogelnefter, wozu auch im Als. 
gemeinen. das abfichtliche Zerflöten der zum Mugen oder 
Vergnügen beftehenden Einrichtungen und öffentlichen Ans 
“Jagen zw rechnen. if. Wenn auch nur. ein Theil dieſes 
Unfugs der Jugend: felbft eigentlich: zur. Laft fällt, fo zeigt 
- er doch uͤberall von einer Gefühlfofigkeie und Rohheit der 
‚ Sefinnung, deren Befdrderung in dem Mangel der Erzies 
hung mehr oder weniger ihren Grund bat. Wenn: wir 
daher zur DBeflrafung der -vorfommenden Uebertretungen 
diefer Art die unnachfichtliche Aufrechehaltung der. darüber. 
beftehenden gefeglichen Vorſchriften Hierdurch in Erinnes 
sung bringen; fo muͤſſen wir zur Verfiopfung der Quelle 
diefes Uebels eben fo angelegentlich ‚die Einwirkung der 
Schule in Anfpruch nehmen, und zu dem Ende befouders: 
noch der früheren. Ausbildung des Gefühle der Achtung 
für das Schöne und Nügliche gedenfen. Daß auch ‚hier 
von der Gewoͤhnung ausgegangen werben mäfle, liegt 
fchon in der Natur des Gefählvermägend, und ed ‚bietet 
dazu die Wahl und Anordnung des Schulzimmers und des 
Spielplages fo mannigfache Gelegenheit dar, daß wir eine 
Herückfichtigung diefes Bedärfniffes den Drtsbehörden, und 
eine weife Benugung des zu diefem Zwecke Gegebenen den 
- Lehrern’ noch ausdrücklich zur Pflicht: nrachen mäffen, ohne 
daraus die Nothwendigkeit Eoftfpieliger Anlagen und An⸗— 
fhaffungen herleiten zu wollen. Einfachheit und Angentefs 
ſenheit Eönnen dabei nur zur Leitung "dienen, und wir 
wuͤnſchen, in den Jahresberichten der Kreis: Behörden 
diejenigen Schulen und Schullehrer befonders genannt 
und ausgezeichnet zu fehben, in denen und durch mels 
he der fragliche Zweck auf die einfachfte und ange— 
meſſenſte Weife- erreiche worden iſt, wenn mir denn 
auch bei Beauffichtigung und Unterfuchung der Schulen 
gerade-diefe am erfien ind Auge fallenden Anordnungen 
und die Gewöhnung der Kinder an Drdnung und Nein: 
lichkeit, an Anftand und gute Sitten ganz vorzüglich bes 
rückfichtige wiffen wollen. ‚Daß aber wirkliche Ausbruͤche 
von Rohheit und Gefühllofigkeit, wie fie im vorigen ge> 
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nannt find, oder in anderer Weiſe, namentlich auch im 
Martern der Thiere, ſich äußern koͤnnen, bei der ſchulpflich⸗ 
tigen Jugend nicht ‚geduldet, und wo ſie vorkommlen, ernſt⸗ 
lich und nachdruͤcklich beſtraft werden, muß ein beſonders 
wichtiger Gegenſtand der Wachſamkeit der Lehrer und der 
Ortsbehoͤrden fein, die wir für alle die Faͤlle, wo ſie kraͤf⸗ 
tig einzuwirken unterlaſſen haben, Dean verantwortlich | 
machen. u 
> Daß Volkserziehung hauptſachlich von den Volks⸗ 
ſchulen ausgehen, daß wenigſtens ihre Leiſtungen allen 
uͤbrigen Veranſtaltungen zu dieſem Zweck zum Grunde lie⸗ 
gen muͤſſen, wird zwar wohl von Niemanden verkannt; 
. aber nur zu häufig noch dienen die Hinderniſſe, welche bet 
der Ausführung von derieinen oder der- andern Seite ent 
gegen: treten, zur. Entfchuldigung, auch ‘die wirklich vors 
Handenen Mittel unbenuge zu laffen, weil ihr Erfolg noch 
nicht: durch gleichzeitige Benugung aller: übrigen Erforders 
‘gefichert "werden" koͤnne. Das iſt ‘aber der verderb 
fie. Grundſatz, deffen Einfluß überall das Fortfchreiten 
zum Beſſern hemmt, und wie wir zwar das Unmögliche 
nicht "wollen Eönnen, wo es durch perfönliche und Zeitver⸗ 
haͤltniſſe bedingt wird, fp werden wir doc auf keine Weife 
dulden, daß irgendwo durch fehlende vder gar verfehlte 
Einwirkung einer Behörde ein folcher Stillſtand in den 
wefenslichften und unerlaͤßlichſten Leiſtungen der Bolfefhus 
den herbeigeführe oder bleibend werde. Ä 
21... Köln, den 5. Junt 1827. 
ee. Regierung. 


r | is Ä 
gbtifandui der Königl. Regierung zu Stettin, wegen 
des Schulbeſuchs kranker Kinder. 


* 


Es iſt durch ae Erfahrungen . beſtatigt worden, 
daß anſteckende Kinderkrankheiten, als Pocken, Maſern, 
Fowles und st nicht ſelten durch die Schulen ver⸗ 
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breitet ‚werden, weil ‚oft. Eltern ihre Kinder zur Schufe 
fchicken, wenn ‚entweder dieſe Krankheiten fchon im Aus» 


brruch oder noch nicht nöllig gehoben: find. Um der Ver: 


breitung anſteckender Kraukheiten auf dieſem Wege möge 
lichſt vorzubeugen, machen wir den Eltern ſchulfaͤhiger Kin⸗ 
der zur Pflicht, kein Kind, welches ſchon krank oder von 
der Krankheit noch nicht voͤllig wieder befreit iſt, zur Schule 

zu ſchicken. Die Schullehrer in ben Staͤdten weiſen wir 
an, Kinder, weiche anſteckender Krankheiten wegen aus 
der Schule geblieben find, nicht ohne, ein Arztliches Ges 
fundheitd» Zengniß, welches unbemittelten. Eltern von dem 
Stadt» und Kreisphnficis umentgeldlich ausgeſtellt werden 
wird, in die Schule wieder aufzunehmen, Auf dem Lande, 
wo die Herbeifchaffung ärztlicher Attefie in den meiſten 
Fällen Schwierigkeiten hat, müflen die Schullehrer ſelbſt 
diejenigen Kinder, welche mie anfeckenden Hautkrankheiten 
behaftet gewefen find und wieder zur Schule kommen wol 
fen, genau unterfuchen, ob die Haut derfelben völlig rein 
‚und geſund ift, und nur unter diefer Bedingung den Schul 
beſuch wieder gefistten. Die; firenge Befolgung diefer Ver⸗ 
prönung wird ‚nicht. allein die Verbreitung anfiecfender 
Krankheiten verhindern, fondern auch den Schulbeſuch be 
fördern, weil forgfame Eltern, welche fonft ihre Kinder bei 
berrfchenden KRinderfranfheiten aus Beforgniß von ber Schule 
zuruͤckzuhalten pflegen, diefelben unbenenflich in die Schuie 
ſchicken werden, wenn fie wiffen, daß die: Schulfehrer auf 
den Gefundheitd » Zufland ihrer Schuͤler ein wachſames 
Auge haben. 

Bei dieſer Gelegenheit machen wir den Schullehrern 
in den Staͤdten und auf dem Lande zugleich zur Pflicht, 
die Kinder bei der halbjaͤhrigen Aufnahme in die Schule, 
oder auch deren Eltern zu befragen, ob jenen die Kuh⸗ 
oder Schutzpocken bereits eingeimpft worden ſeien, und dies 
jenigen, welche noch nicht geimpft ſi ſind, dazu dringend zu 
ermahnen. 

Die Schul⸗ Deputationen in ben Städten und bie 
Schuworftände auf den Lande werden’ beauftragt, den 
Inhalt der gegenwärtigen Verfügung den beireſſenden Leh⸗ 


ART. 
rern befannt zu madın und hergn — 6 augele⸗ 
gen ſein zu pn. — Rn we 

Stettin, den 9. Juli, 1827. — —— 
Koͤnigl. Regierung. Abiheilung deg Innen und Sonn. 
ar die Kircheh sind Sur‘ pt 
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YO A 
Publifandum der Konigl Regierung zu Oppeln, | die 
Anfchaffung der „varerländifchen: Öiftpflangen 
und Giftſchwaͤmme“ von M. H. Muͤcke, 
fuͤr Schulen betreffend. 

Es hat ſich neuerdings der traurige Fall ereignet, 
daß 9 Kinder aus einem Dorfe des hiefigen Regierungs⸗ 
Departements in Folge des Genuffed von Schierlingswur⸗ 
zeln von conoulfivifchen. Zufällen befallen, und davon 2 
derfelben verfchieden find, ehe atauthe Hülfe eintreten 
konnte. 

"Um nun ähnlichen traurigen Erfahrungen in ber 
Folge möglichft vorzubeugen, "werden die Schulvorftände 
des platten Landes im biefigen Negierungs » Departement 
aufgefordert, für die Anfchaffung des chen fo gemeinnuͤtzi⸗ 
gen als wohlfeilen Werkchend: „die vaterländifchen 
Gifrpflanzen und Giftfhwämme in natürli— 
hen Abbildungen, auf Stein gezeichnet von 
M. HD. Mücke, Breslau bei Schöne“. zu forgen, da- 
mit die Abbildungen in den Schulfiuben, vor dem Ders 
derben moͤglichſt gefichert, aufgehängt, und zur Belehrung 
der Kinder angewendet werden Fünnen. 

" Oppeln, den 27. April 1827. 
* in tg Abtheilung ded Innern. 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums ber Geiſt⸗ 
lichen- Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, fo wie an das Koͤnigl. 
Provinzial Schulfollegium und Polizeis Präfidium. in 
Berlin, die Beauffichtigung der in Fabrifen ars 
beitendeh Kinder betreffend. 

Schon feit längerer Zeit ift das Miniſterium bemäßt 
geweſen, in Beziehung auf die in Fabriken arbeitenden 
Kinder, allgemeine Anordnungen herbeizuführen, durch wels 
he den Nachtheilen vorgebeugt werden £önne, welche für 
Unterricht, Erziehung, Moralitaͤt und Gefundheit biefer ar» 
men Gefchöpfe zu beforgen find, fo lange ihre Benutzung 
zu Fabrik⸗-Arbeiten ohne feſte Norm und Kontrolle der 
Willkuͤhr der Eltern und Fabrik-Herren uͤberlaſſen iſt. 

Da jedoch dergleichen allgemeine Anordnungen nur 
mit reiflichſter Beruͤckſichtigung aller dabei concurrirenden 
Intereſſen, alſo nicht blos der Kinder ſelbſt, ſondern auch 
ihrer duͤrftigen Eltern und der beſtehenden Fabriken, die 
zu ihrem Flor dieſer wohlfeileren Arbeiter nicht wohl ent: 
behren koͤnnen, erlaffen werden müffen, da ferner bei den 
feftzufegenden Befiimmungen eine forgfältige Ruͤckſicht auf 
den Unterfthied genommen werden muß, der nicht blos un: 
ter den mancherlei Sabrifationd Arten, fondern auch uns 
ter den verfchledenen Arbeiten im. jeder einzelnen Fabrik 
Statt findet, um darnach die angeineſſenſten Vorſchriften 
über das Alter der zu benugenden Kinder, über die Dauer 
‚und Tageszeit ihrer Beichäftigungen, und über ihre zweck⸗ 
mäßige Übrige Behandlung, wovon fi zum voraus eins | 
fehen läßt, daß in Bezlehung auf jede Art von Arbeiten 
andere Normen anzunehmen fein werden, ertheilen zu Eön; 
nen; und da endlich bei diefen Sefifegungen auch der bishe— 
tige Zufland und die wirklich gemachten Erfahrungen und 
Beobachtungen forgfam und gründlich zu Mathe gezogen 
werben müffen; fo leuchtet ein, warum mit allgemeinen 
Beſtimmungen bis jegt nicht rafcher vorgefchritten ift und 
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man vorgezogen hat, lieber eiwas ſpaͤter deflo durchgrei⸗ 
fendere und anwendbarere Verordnungen zu erlaffen, als 
fofort Einrichtungen zu treffen, die auf die vorhandenen 
Verhaͤltniſſe nicht allfeitige Ruͤckſicht genommen haben moͤch⸗ 
ten, und deshalb fpäter mit Erklärungen, Modifikationen 
und Abänderungen wieder verfehen werden müßten. 

Unabhängig jedoch von diefen hoffentlich bald zu er⸗ 
mwartenden umfaflenderen Verordnungen, iſt die duürch die 
bereitd beſtehenden Gefege zur Pflicht gemachte Zürforge, 
daß die Befchäftigungen. Der Kinder in Fabriken wenigftens 
dem Schulbefuch keinen Eintrag thun dürfen. - | 
Das Allgemeine: Landrecht befttimmt, daß. alle ‚Rinder 
dm fchuipflichtigen Alter auch die Schule regelmaͤßig zu 
s we angehalten werden- follen, und diefe — 
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den, in welche — * das —ES kandrecht nicht eins 
“ geführt iſt. 
Es ſiehet mithin fhr die ganze Monarchie, feft: 

1). daß Eltern oder deren gefegliche Vertreter, Be 
nicht nachweifen können, daß fie für den noͤthigen 
Unterricht‘ der Kinder in. ihrem Haufe forgen, erfors - 
derlichen Falles durch Zwangsmittel und Strafen an: 
‚gehalten werden folen, jedes Kind mach zuruͤckgeleg⸗ 

tem fumften Jahre zur Schule zw ſchicken; 

2; daß der regelmaͤßige Beſuch der Lehrſtunden i 
der Schule ſo lange fortgeſetzt werden muß, bis J 
Kind, nach dem Befunde ſeines Seelſorgers, die ei⸗ 
nem jeden vernünftigen Menſchen feines Standes 
nothwendigen Kenntniſſe erworben hat; 

2; daß nur unter Genehmigung der Ob rig⸗ 
keit und des F eiſtlichen Schulborſtehers ein. Kind 
laͤnger von der Schule zuruͤckgehaͤlten, oder der Schul, 
unterricht deſſelben wegen vorkommender ‚„Zinderniffe 
“ auf einige ‚Zeit ausgefegt werden kann. 
ISchon in dieſen Beſtimmungen iſt ein hinlaͤnglicher 

—* vorhanden, um den groͤbſten Mißbränchen zu be⸗ 
gegnen und gewiſſenloſen Eltern oder eigennuͤtzigen Fa⸗ 
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seits Inhabern: die nöthlgen, Schranken, zu ſehen, und das 
Miniſterium kann ſich ‚daher für jege darauf befchränfen, 
der Koͤnigl. Negierung ‚zu empfehlen, daß bdiefelbe in allen 
den Fällen, wo von der Befchäftigung der Kinder in Fa⸗ 
briken wirklicher Nachtheil für deren Ausbildung, Sittlich⸗ 
keit und Geſundheit zu beforgen, iſt, auf den Grund der 
angtzogenen Geſetze die noͤthigen Einſchreitungen eruſtlichſt 
Be mel tn 
N alſo etwa Kinder in allzu frühem Alter oder täg- 
lich innzu vielen Stunden, oder bei ungefunden Arten von 
Arbeiten, oder im Gefelfhaft von rohen und fittenfofen 
Erwachfenen in den Fabriken gebraucht oder vielmehr ge- 
mißbraucht ‘werden, da wird diefem Unweſen am beften 
Einhalt gethan werden konnen, wenn mit nachdrücklichfter 
Strenge auf regelmaͤßigen ununterbrochenen Schulbeſuch 
Vormittags und Nachmittags gehalten wird. 

Wo jedoch zu jenen Beſorgniſſen kein Grund vorhan⸗ 
den iſt, wo namentlich keine kleineren Kinder benutzt wer⸗ 
den; da darf eine billige Ruͤckſicht ſowohl auf den Vor⸗ 
theil. der Fabrifanten, als auf den DVerdienft der Eltern, 
ald auch auf den Nußen für die Kinder, indem fie fich 
frühe an ausdauernde Thätigfeit gewöhnen, . genommen 
werden, und es unterliegt, feinem Bedenken, daß in fol- 
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PUR Das Miniſterium gewartet, daß die Koͤnigl. Regie⸗ 
rung ꝛc. dieſer? wichtigen Augelegenheit ‚alle: Sorgfalt wid⸗ 
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men, und nach den bier ‚gegebenen: Andeutungen de er⸗ 
forderlichen Maaßregeln der Wachſamkeit, der Aufſicht und 
Der Abhuͤlfe mit Antheil mund — ” a. 
=. werden. 

erlin, den Alpei 1927. : Pr u — 
Miiherun ber Geiſtlichen⸗ —* aa mein. 
—“ er „aingeitgenteleh: t 
NL — ve aternein 
46 — ee Learn Y 

“gt ID Pi "6 4. 
——— des nit —— ber Seifti 
chen, Unterrichts⸗ und Mebdizinals Angelegenheiten, an 
fämmtlihe Koͤnigl. Regierungen, (ausfchlieglich derjenis 

gm u Gattin) die Anftellung juͤdiſcher Schul 
lehrer betreffend, nn⸗ꝑ 

Der Koͤnigl. Negierung wird — (sub lit. a. ) 
Abſchrift eined von der Köntgl. Regierung in’ Stettin eins 
gereichten Entwurfs zu einer an die Magifträte und Schul: 
Deputationen ihred Bezirks zu erlaffenden, von dem Mis 
niſter io zweckmaͤßig befundenen Verfuͤgung, betreffend die 
Anſtellung jüdifcher Lehrer, mit dem Auftrage zugefertigt, 
auch in ihrem Verwaltungs-Bezirke eine aͤhnliche Ders 
orbnuhg unter den dort eiwa a... ———— zu 

Berlin, den 29. Apr 1827. 


— der Seiftisen 2, —* und Medhinal⸗ 
—5 
Er * han u . Alt en ſtein. 

EHER ———— 

— Mm dem. willtäprtihen Werfabren, ‚neigen ‚bet Anſtellung 
Se zudiſchen Lehrer ihisher flatt gefunden hat, und dem bäufis 
‚gen Wechſel diefer Lehrer: vorzubeugen, werden, auf. den. rund 
der beftehenden Geſetze und fruͤheren Vercidaungen, —— 
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‚ dere mit Bezug auf unfere Bekanntmachung. vom 30. Auguf 
7324 und auf. unſere Circular⸗Verfuͤgung vom 3. December 1912 
folgende Beftimmungen hierdurch feftgefegt : 

ı) Es darf Bein Lehrer bei einer jüdifchen Gemeinde ange 
ftelle werden, ohne zuvor Über feine. Tuͤchtigkelt dazu in 

» einer mit ihm zu veranftaltenden Pruͤfung fih auszume 

fen, und zu feiner Annahme unfere landesobrigkeitlide 

Genehmigung und Beftätigung nachgefucht und erhalten | 

zu haben, 
3) Die betreffende jübdifche Gemeinde bat fi dieſerhalb zw 

naͤchſt an den. Magiſtrat der Stadt zu wenden und ih⸗ 
rem diesfaͤlllgen Geſuche: 

a). Nachweis deg Staates Bürgerrechte des getäßlten Lehrers 

b), einen von ihm ſelbſt in deutſcher Syriqe verfaßten Le⸗ 

benslauf, 

2) die erforderlichen Zeugniffe über die — Erzlehung 
und Bildung überhaupt und Aber die Vorbereitung zum 
Schulamte insbefondere, 

‘> .d) die Zengniffe der Ortsbehörde ‚und bes jäifchen Ges 

mieinde /⸗ Vorſtandes . über — unbeſcholtenen Le⸗ 

benswandel; ferner Eu 

> @) daß: Wahloroiokoll und 

H ein genaues und- vollftändiges Verzeichniß der, mit der 

fraglichen - Lehrerftele ‚verbundenen EN 
beizufügen. » >»... 

3) Der Magiſtrat ‚hat .diefe Angaben and Nachweiſe ſorg⸗ 
faͤltig zu pruͤfen, erforderlichen Falls daruͤber genaue Nach⸗ 
—— zu halten, und dann das Geſuch der Ge— 
weinde nebſt den ſaͤmmtlichen Bellagen (5. 2. a —f.) 
mittelff gutachtlichen Berlchtes an uns einzureichen. 

4) Wenn, anf den. Grund 'diefes Berichts und der von uns 
mit dem Gemwählten veranftalteten Prüfung unfere Ges 
nehmigung zu der Anftellung deſſelben erfolgt ift, fo hat 

die betreffende Gemeinde über die aͤußeren Bedingungen 

— dleſer Anſtellung einen ſchriftlichen Vergleich mit ihm ab⸗ 

en zuſchlleßen, und denſelben durch den — an ums 
zur Genehmigung einzurelchen. 

Der auf dieſe Reife Gewaͤhlte, Seife und —— 
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faͤhlg Erklaͤrte Kar: jedoch nut provlſoriſch Auf i, 2 oder 
3 Jahre angeſetzt werden, und hat nach Ablauf dieſer 
N * eine feſte Auſtellung nir alsdann zu erwarten wenn 
von dem betreffenden jaͤdiſchen Schul / und Gemeinde⸗ 

WVorſtande und von der ihm vorgeſetzten Stabtſchul, Des 

putatilon ſeine Amtstuͤchtigktit bezeugt wird. Wir behal⸗ 

“gen uns dann vor, nad) den Umſtaͤnden entweder eine 

— abermalige Prüfung oder Re ” fefte Auſtelaus zu 

verfügen. © 

9 Die Gemeinde darf ſo wenig vor eis nach Ablauf dee . 

“ abgeſchloſſenen Kontrakts den einmal angenommenen Leh⸗ 
rer nach Willkuͤhr wieder entlaſſen, ſondern ſie ſoll viels 

mehr verpflichtet fein, uns davon bei Ablauf der feſtge⸗ 

ſetzten Friſt auf vorſchriftemaͤßigem Wege Anzeige zu mas 
chen, damit wir dann die Gründe der gewünfchten Ents 

2 Aaffung des Lehrers in — demgemaͤß barüber ent⸗ 
ſcheiden. 

2) Es foll: zwar. Tom — ſrei ſtehen, ſeine Stelle auch 
vor Ablauf des mit ihm abgeſchloſſenen Kontrakts nieder⸗ 
zulegen; aber er hat dabel die Vorſchriften des allgemels 

nen Landrechts Th. 2. Tit. 10. $. 97. und Th. 2. Tit. 6, 

28. 175. und F. 176. genau zu beruͤckſichtigen. 

8) Die juͤdiſchen Gemeinden ſollen ermaͤchtigt fein, in den 
von.nun an mit Ihren Lehrern zu fchließenden Vergleichen _ 
als Bedingung der Anftellung feftzufegen, daß fie nur zu 
Oſtern und zu Michaelis, und nachdem fie drei volle Monate 
vor dem einen oder dem andern “Termine Ihren bevorftes 
heuden Abgang, unter Anführung der Gründe, fchriftlich 

angezeigt. Haben, entlaffen werden koͤnnen, es jet denn, 

daß die durch -ihren Abgang erledigte Stelle feier beſetzt 
werben kann. 

9) Die Gemeinde muß die erwahnte Anzeige an den Ma; 
giftrat gelangen laſſen, welcher fie dann unverzäglih an 
uns zu weiterer Entfchliefung einreichen wird. 

10) Wird bierauf der Abgang des Lehrers von uns genebs 
migg, fo muß die Gemeinde ſich angelegen fein laſſen, el: 
nen andern geeigneten Lehrer auszumitteln, und falls er 
die vorichriftsmäßige Pruͤfung noch nicht beftanden haben -- 
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ſollte, denſelben fogleich auffordern, Diefe Prüfung zunächkt 
‚bei. dem Superintendeuten ber Synode nachzuſuchen, das 


mit bis ‚dahin, wo der ‚Lehrer abgehen wird, der neue 


gewählte und angeftellt werben kann. 


1) Der oben $. 4, erwähnte Kontrakt iſt von dem betref, 


fenden jüdifhen Gemeinde» und Schulvorftaude, fo tie 


von dem Lehrer ſelbſt und ‚von der Stadtſchul ⸗Deputation 


zu volziehen, und von dem, Magiſtrate Behufs der De 
ftätigung an uns einzureichen. Nur diejenigen Lehrer, 


welche eine deſinitive oder, feſte Auſtellung erhalten, wer, 
den, auf unſere ausdruͤckliche Beſtimmung ‚mit einer ai 


lichen Vocatlon verſehen. 


12) Die obigen Feſtſetzungen erſtrecken fh auch auf die aus; 


ſchließlich fuͤr den, juͤdiſchen Religlone⸗ Unterricht zu be⸗ 
ſtellenden Lehrer. 


Wir machen dem Magiſtrate und der —— 
tion hlerdurch zur Pflicht, auf die Befolgung der vorftes 


henden Beftimmungen ſtreng zu halten, und zu dem: Zwecke 


jr ſolche der. dortigen jüdifhen Gemeinde. ſowohl, als dem 


betreffenden jüdiichen Lehrer in unferm ‚Namen befannt 


F | zu machen, Daß dieß geichehen, hat der Magiſtrat bin, 
nen 14 Tagen. anzuzeigen, und diefer Anzeige zugleich das 
gehoͤrlg vollzogene EinfünftensVergeihniß.. der dortigen 


jüdischen Lehrenftelle, wenn daſſelbe noch nicht mit unferer 


Beſtaͤtigung verfehen fein follte, beizufügen. Unter diefem 


Verzeichniſſe iſt zugleich zu bemerken, bis zu welchem Zeit: 
punkte die proviſoriſche Anftellung. deg jegigen juͤdiſchen 


| .‚ Lehrers von uns genehmigt: worden iſt. 


Don dem Einfünften s.Verzeichniffe ſowohl, als von dem 
obengedachten Kontrafte iſt jedesmal eine beglaubigte Ads 
ſchrift zu unfern Akten mit einzufenden. 

Stettin, den ten 

König, Preuß. Kegierung, 


Abthelluns für die Kirchen- und Schul: Ariane, 
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VII. Ä 
Communai Weſen. url 


Kefeript des — — bes, — * ‚das: 
Koͤnigl. Ober-Präfidiym-zu;N., die Erhaltung 
ber ftäbeifchen Archive. betreffend. 





"Da die Erhaltung der adbeifchen Acchibe und die 
gehoͤrige Aufſtellung derſelben unſtreitig zu den Pflichten 
der ſtaͤdtiſchen Behörden gehört, fo kann auch, wie ich 
Ew. ꝛc. auf Ihrem Bericht vom 12, hujus erwiedere, daß; 
Recht der vorgeſetzten Regierungen nicht beſtritten werden, 
ſelbige zur Erfuͤllung dieſer Pflicht, noͤthigenfalls durch die 
geſetzlichen Exekutlonsmittel, anzuhalten. Unter dieſen be⸗ 
finder ſich aber die Beſchlagnahme des Archivs von. Sei⸗ 
ten der Staats-Behoͤrde nicht, daher das Miniſterium 
des Innern auch ſich nicht berechtigt finden kann, die 
Regierungen zu der von Em. ıc. in Antrag gebrachten 
Kommination zu autorifiren. Unbedenklich iſt e8 aber, 
wenn von Seiten der dem Archiomefen vorgefeßten Staats⸗ 
Behörde darin gemillige if, den Kommunen mit dem won 
erbieten entgegen zu. kommen, daß. die Regierung 
die Stadt fein hinreichendes und ſicheres okal ch J 
die hiſtoriſch merkwuͤrdigen und ſonſi wichtigen Akten und 
Urkunden aufzubewahren, ſolche in das Landes⸗Archiv 
aufzunehmen, und dabei die vorgeſchlagenen Bedingungen 
zu bewilligen bereit ſei. 

* ꝛc. ſtelle ich hiernach die weihert Verfuͤgung an⸗ 


Berlin, den 30. Juni 1827. | 
Der Minifter des Innern. 
Im ee des abweſenden Herrn a. Excellenz. 
hler. 
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66. 
Refeript des König. Minifteriums des Innern, an den 
Königl. Ober» Pröfidenten Herrn N. N,, das Rekurs⸗ 
verfahren rückfichtlich. der Strafbefchlüffe der Stadtver⸗ 
/ REST De über ihre Mitglieder 
— — 


Ei, ꝛc. erwiedere ich auf Ihre — vom 28ſten 

v. Mts,, 

die Strafbefchlüffe der Stabtoerorbueten » Verſammuus⸗ 

gen über ihre Mitglieder betreffend, 
‚dag ich mit Ihnen darin einverftanden bin, daß ein Bes 
fchiuß diefer Art, wenn dagegen reflamirt wird, von der 
Regierung zu prüfen und nach Befinden zu beſtaͤtigen, oder, 
wenn er nicht auf gefeglichen Gründen beruhet, zu vers 

werfen iſt. 
——— den 19. April 1827. 

Der Miniſter des —— 
v. Schucmann. 


F 67. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an bie 
Koͤnigl. Regierung zu Liegnitz, die Beſetzung ſtaͤdtiſcher 
Forſtbedienten⸗ Stellen durch Militair⸗Invaliden 
betreffend. 


Da, wie der Koͤnigl. Regierung auf den Bericht vom 
27. v. M., die Beſetzung der ſtaͤdtiſchen Forſt-Inſpektor⸗ 
ſtelle zu N. N. betreffend, bemerklich gemacht wird, nach 
der Allerhoͤchſten Kabinets» Drdre vom 29. Mat 1820 die 
darin enthaltene Vorſchrift wegen Beräckfichtigung von 
Mikitairs Invaliden bei Belegung der Magiſtrats⸗Subal⸗ 
ternftellen fich auf diejenigen Stellen, welche eine eigen; 
Ban: Geſchaͤftsbildung erfordern — wozu unzweifel⸗ 

haft 


* 
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baft die, na gehören — nur in fofern 
bezieht/ als verſorgungsberechtigte Wilitair⸗Invaliden vor⸗ 
handen ſind, welche dieſe Geſchaͤftsbildung beſitzen: ſo kann 
Dieſelbe, wenn ‚ss für gedachte Infpeftor< Stelle ein fols 
cher Mititair > Invalide nicht vorfindet, Selbſt dem An⸗ 


trage des Magiſtrats zu N. N. gemaͤß verfuͤgen. Im 


entgegengeſetzten Falle muß die Koͤnigl. Regierung unter 
Eroͤrterung der Anſpruͤche und Qualifikation der Kompe⸗ 
tenten ausfuͤhrlich ur weitern Entſchließung betichten. 
Berlin, den 12. Mal 1827. — 
Miniſterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
Köhler. 


68. 


Reſcript des Kouigl Miniſteriums des. unten, an bie 


Königl. Regierung zu Düffeldorf, die hiernaͤchſtige Per» 
fionirung der in Kommunaldienſten angeflellten inva⸗ 
liden Militairperfonen aus Gemeinde: Fonds be; 
treffend. . 


Der Koͤnigl. Regierung wird in Beſcheidung auf den 


‚Bericht vom 22. v. M. eröffnet, daß, da den Kommunen 
ine Allgemeinen die Berpflichtung obliegt, Dffizianten, wel 
che in ihrem Dienfte unfähig geworden find, aus Gemeindes 
‚Fonds. zu penfioniren, ein Gleiches auch in Anfehung der 


im. Kommunal Dienfte angeftelten Iuvaliden, bei eintre- 
gender. Dienftunfähigkeit derſelben, ftatt finden muß... D6r 
wohl nun nicht in Abrede zu fiellen, daß die Verforgung 
der Invaliden dadurch erſchwert wird, daß die Kommunen. 


in. dem berührten. Falle deren Denfionirung . übernehmen 
muͤſſen, fo kann dem Staate doch darum nicht zugemuthet 


werden, fich in die Lage zu fegen, den Unterhalt aller. aus 
RommunalsDienften ausfcheidenden- ehemaligen Invaliden 
hinmwiederum aus feinen Kaffen befireiten zu müffen. Der 
ſchon übermäßig angegriffene Staats-Penfions-Fonds würde 
die ihm dadurch erwarhfenden Mehrausgaben zu tragen 
nicht im Stande fein. 

Annalen. Heft il. ibꝛ—c. Ff 
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Uebrigens find auch die Kommunen durch die $. 2. 

des Civil⸗Penſions⸗Reglements bis zu ſechs Monaten vers 
laͤngerte Dauer der Probezeit hinlaͤnglich gegen die Gefahr 

geſichert, invalide Militairs auf Kündigung in ihre Dienſte 
zu nehmen, welche in den Fall kommen koͤnnten, nach vers 
haͤltnißmaͤßig zu kurzer Dienſtzeit auf Pen, Uns 
fpruch zu machen. 

Berlin, den 20. April 1827. — 
Miniſterium des’ Innern. krſte Abtheilung. 
ee | Köhler. 


5 





— 


69. 

Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern, an das 
Königl. Ober⸗Praͤſidium zu N. N., wegen des Gna— 
den» und Sterbe-Quartals für bie Hinterbliebenen 

der Kommunal» Beamten betreffend. 





| Ew: ꝛc. theile ich anliegend eine Reklamation der 
Wittwe ded Kommunal: Zörfters N. N. gegen Ihre Vers 
fügung vom 13. Januar d. J. mit der ergebenften Bes 
merfung mit, daß der Allerhöchften Kabinetd- Drdre vom 
22. Januar v. J. nach / dem Schluffe derfelben, der ganz 
allgemein gefaßt ift und die eigentliche Dispofition ent; 
hält, unzweifelhaft die Abficht zum Grunde liegt, die Witt: 
wen der ftädtifchen Beamten in der ganzen, Monarchie 
denen der Staatsbeamten gleich zu feßen, und die An⸗ 
‚ wendbarfeit derfelßen eben fo allgemein, tie die der Bes 
ſtimmungen über die Gnadengenüffe der letztern fein dürfte. 
Ew. ꝛc. ſtelle ich daher ergebenft anheim, entweder 
das Gefuch zu erledigen oder mir Ihre entgegenflehenden 
Bedenken gefäligft mitzutheilen. 
Berlin, den ı. Mai 1827. 
- Der Minifter des Innern. 
vd. Shudfmann. 
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| ” j 70. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an den 
Koͤnigl. Staats⸗Miniſter Herrn v. Klewig Excellenz 
zu Magdeburg, die Entrichtung von Buͤrgerrechtsgel⸗ 
dern bei dem Umzuge von Gewerbetreibenden aus 
einer Stadt in die andere betreffend. 
| „Em: Ercellenz überfende ich anliegend einen Bericht 
der Königl. Negierung zu Merfeburg, die Anwendbarkeit 


des $, 1. des Geſetzes vom 7. September 1811 auf die 


in den ehemaligen Wefphälifchen Landestheilen zu erhe⸗ 
benden Bürgerrechtögelder, zur gefälligen Entfcheidung, da 
der Fall felbft eine Kommunalfache betrifft, bemerke jedoch 
ergebenft, daß der Unterſchied, welchen die Königl. Regie; 
rung zwifchen dem erfien und den übrigen Paragraphen 
des gedachten Gefeged macht, mir nicht begründet fcheint, 
da auch jener erfie Paragraph einen. gewerbepolizeifichen 
Zweck hat, den nemlich, die Weberfiedelung der Gemerbe- 
sreibenden aus einer Stadt, wo fie nicht hinlaͤngliche Nah⸗ 
sung finden, in eine andere zu erleichten. 
Berlin, den 22. April 1827. 
Der Minifter des Innnern. 
v. Schuckmann. 


AR, — | ’ 

Bericht des Magiftrats in Berlin, betreffend bie uns 
entgeldliche Ertheilung des freien Bürgerrechts an Me - 
litairperfonen, welche bei einer der alliirten Armee die. 

| Feldzuͤge von 1843 mitgemacht haben. | 





Der Arbeitsmann N. N., welcher die Feldzüge von 

1813, 1814 und 1815 in dem, Nfchen Grenadier⸗Batail⸗ 

Ion N. mitgemacht, und namentlich dem Gefecht bei Ou⸗ 

denarde und den Belagerungen von Condé, Lille und Maus 

beuge beigewohnt, hat auf Eoftenfreie a des hie⸗ 
2 
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figen Buͤrgerrechts angetragen, ift aber mit feinem, Gefuche 
son der Siadtverordneten⸗Verſammlung . um deswillen 
zuruͤckgewieſen worden, weil. er weder ‚Die Kriegsdenkmuͤnze 
pro 1813 und 1814, noch pro 1815 beſitzt. Unſeres 
Erachtens aber kommt es hierauf um ſo weniger an, als 
der N. N. vorwurfsfrei gedient, und. die Denfmünze nur 
deshalb nicht erhalten hat, weil er in Nſchen und nicht 
in Preußiſchen Dienften geſtanden, ſondern lediglich darauf, 
ob derſelbe als einhelmiſcher oder preußiſcher Unterthan 
zu betrachten iſt, und die Feldzuͤge von 1813, 1814 und 
1815 bei einer alliirten Armes mitgemacht hat, indem 
Landeseingeborne ‚ welche die Kriege von 1813 bis 1815 
zwar nicht in ber Nreußifchen, doch aber bei einer alliir⸗ 
ten Armee mitgemacht, nach der Allerhoͤchſten Kabinets— 
Ordre vom 22. September 1819 von ber unentgeldlichen 
Verleihung des Buͤrgerrechts nicht ausgeſchloſſen werden 
folen. In fofern num der Landestheil, in welchem der 
N. N. geboren, bereits im Monat Mai 1815 unter Preus 
ßiſche Hoheit gefommen iſt, muß derfelbe von da ab uns 
zweifelhaft auch als Preußiſcher Unterthan angefehen, und 
den Landesdeingebornen gleich erachtet werden. Da er dem⸗ 
nach alfo als Preufifcher Unterthan wenigſtens einen Theil 
des Feldzuges von ıgı5, in einer allirten Armee mitge: 
macht hat; fo wird ihm unferer Meinung narh die Foften; 
freie Ertheilung des Vuͤrgerrechts nicht verfagt werden 
innen; wie fubmittiren jedoch auf die hoshgeneigtefte Ent. 
fcheidung Eined Königl. Hohen Minifteriumd ganz gebor- 


mſt. —— 
Berlin, den 30. Maͤrz 1827. | 
Hper-Bürgermeifter, Bürgermeifter und Rath. 
| Buͤſching. 


An 
Ein Konigl. Hohes Miniſterlum des Innern. 


| an, 
teferipe bes Königt, Minifkerinms des — an —* 
Magiſtrat hieſiger Reben, dieſelbe Angelegenhrit 
‚betreffend: — 


— 





Die Meinung welche der” — hierſeunn = - 
einem Bericht vom 30. v. M. Über den Anfpruch des 
yrmaligen Nfchen Grenadierd, jegigen Arbeitsmannes N, 
I, hierſelbſt auf unentgeldliche Ertheilung des Bürger: 
chts äußert, ift nach den Allerhoͤchſten Kabinets »Drdres ' 
m 20. März 1816 und vom 22. September ıgı9 ad 
‚ (Beide in der. Gefes Sammlung) unſtreitig Die richtige, 
ad Daher dem N. N., ‚wenn er die nöthigen Befcheint; 
ingen beibringt, das freie: Bürgerrecht nicht zu verfügen, 

Berlin, den 12. April 1827. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| : "Köhler. 


» 
— — —— — — 


73. | 
eſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
oͤnigl. Regierung zu Stettin, die Servis⸗-Beitrags⸗ 

pflichtigfeit der Staatsdiener betreffend. 





In der Verfügung vom =. Geptbr. 1823 *), deren 
e Koͤnigl. Regierung in Ihrem Bericht vom 7. d. M. 
waͤhnt, hat. das Mintfterium des Innern fih nur in dom 
alle die Allerhoͤchſte Entſcheidung Sr. Majeftät des Koͤ⸗ 
98 über die Natur des. Servifes einzuholen vorbehalten, 
enn von einer Kommune den Staatsdienern angefonnen 
ürde, über: das durch das Geſetz vom 11. Juli 1822 
fimmte Maximum hinaus und befonderd zu dem Ser⸗ 
5, als zw einer nach Quoten vertheilten Staats: Fall, 
sisutragen. Tritt ein folcher Fall ein, fo wird deſſen nü- 
re Anzeige gewaͤrtigt, im entgegengeſetzten Falle aber 


Jahrg. 1823, 3tes Heft, ©. 636. 


—X 
bedarf ed Feiner weiteren Berichtserſtattung, da die auf 
die beftehenden Geſetze begründeten Verfuͤgungen, welche 
die Koͤnigl. Regierung anzieht, feinen Zweifel übrig laffen, 
daß die Beamten innerhalb des Marimums auch zu dem 
Servis beitragen müffen. | 
Berlin, den 16. Mai 1827. — 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler, 


74. 

Refolution des Könige. Minifteriums des Innern, an 
die Schügengilde' zu N. N., die Nichtbefreiung des je 
desmaligen Schuͤtzenkoͤnigs von den bürgerlichen 

Laften und. Abgaben betreffend. | 


: Der Schügengilde zu N. N. wird auf Ihre Bes 
fchwerde dom 23.d. M., wegen der Zurückweifung Ihres 
früheren Geſuchs um Befreiung des jededmaligen dortigen 
Schügenkönigs von den bürgerlichen Eaften und Abgaben, 
zu erkennen gegeben, daß der Ihr vom Heren Ober⸗Praͤ⸗ 
ſidenten der Provinz ertheilte Befcheid nach $. 32. und 33. 
ber Städte: Ordnung ganz richtig iſt, und es bei demfel- 
ben bemwender. J | | 

Das von den Supplifanten in Bezug genommene Re 
feript am die Regierung zu Bromberg vom 29. April 1817 *) 
findet auf dem vorliegenden Fall Feine Anwendung, da im 
Dromberger Departement die Städte» Drbnung nicht gilt. 

Berlin, den. 28. Mat 1827. — — | 
Miniſterium des Innern, Erfie Abtheilung. 

a Köhler. 


*) Annal. Jahrg. 1817, 2tes Heft, ©. 159. 
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75 
Schreiben des Könige, Minifteriums. des — an 
den Koͤnigl. Staats-Minifter Herrn von Klewitz Ex—⸗ 
cellenz zu Magdeburg, die Befreiung der Gendarmen⸗ 


und Militairs Ehefrauen von den Beiträgen zum Kriegen 
Schulden sTilgungss Fonds betreffend. 





Auf Ew. Excellenz geehrtes Schreiben vom ır. d; 


M., wegen des den Frauen der in N. N. flatfonirten 


Gendarmen angefonnenen Beitrags zum Kriegesſchulden⸗ 
Tilgungs-Fonds ber beiden Jerichowſchen Kreife betreffend, 
nehme ich nicht Anftand, ergebenft zu erwiedern, daß Ehe⸗ 
frauen der Militairs Perfonen zur Steuer offenbar nicht 
- mit herangezogen werden können, wenn fie von dem Solde 
ihrer Ehemänner und deren nicht fleuerbarem Einkommen 


leben. Auch das mache fie nicht fkeuerbar, wenn fie (oder 


ihre Ehemänner), durch gewöhnliche Handarbeiten gelegents 
lich fih noch einen Neben -Verdienft verfchaffen. 
Wenn fie’ aber ein bürgerliches Gewerbe treiben, 3. 
DB. Höcerei und dergleichen, fo müffen fie dann IR 
. mit zur Steuer herangezogen werden. 
Berlin, den 27. April 1827. 
v. Schuckmann. 


76. Zu 
Reſcript der Könige. Minifterien des Innern und ber 


Finanzen, an die Königl. Regierung zu Düffelvorf, die 


Veranlagung von Kommunal» Steuern betreffend. 


Da die Allerhoͤchſte Kabinets⸗ Ordre vom 4. Decem⸗ 


ber v. Ja nur von der Veranlagung von Kommunal-Steuern 


und von der Befugniß der Minifterien, folche zu geftatten, 
handelt, ſo folgert die Könige. Regierung in Ihrem Bes 
richte vom 3. Februar d. J. daraus ganz- richtig, Daß 
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‚nur diejenigen Bergifden Dekrete vom 17. December 1811 
und 21. Februar 1913, welche diefen Gegenftand betrefs 
fen, und nur in fo weit, als fie ihn berühren, durch die 
gedachte Allerhoͤchſte Kabiner3:Drdre aufgehoben worden 
find, daher aber in Hinfiche aller anderen darin berährten 
Gegenftände, "in: foweit fie bei: Erlaffung der Allerhoͤchſten 
Kabinerd » Drdre noch gültig waren, auch ferner und bis 
zu anderweiter gefeglicher Beſtimmung beftehen bleiben. 
Namentlich wird. e8 bei der vorgefchriebenen Anfertigung 
und Einreihung der Kommunal: Budgers bis zur Regu⸗ 
lirung ded Kommunal: Wefend beiwenden müffen. 
Der Könige. Regierung bleibt überlaffen, . hiernach 
diejenige Bekanntmachung zu entwerfen, welche Sie zu 
Vermeidung eined Mißyerfiändniffes der Alterhöchiten Ras 
binets⸗-Ordre für erforderlich anfehen möchte, jedoch folche 
vor dem Abdrucke derfelben im Amtsblatte noch an daB 
Könige, Dber-Präfidium, als die in KRommmnals Angeles 
genheiten competente Behörde, unter Beziehung auf ges 
genwaͤrtiges Nefeript einzureichen, da daſſelbe fich vieleicht 
veranlagt finden möchte, auch die Übrigen Negierungen zu 
einer dergleichen Defanntmachung aufzufordern. | 
Was die fonfligen Anfragen der Königl. Negierung 
anlangt, fo muß ed ald Regel beftehen bleiben, daß im- 
‚ direfte Kommunal - Steuern, außer den Zufchlägen zur 
Mahl: und Schlachtfteuer nicht zu bewilligen find. Auss 
nahinen von diefer Negel Finnen nur in Fällen des drin: 
gendſten Peduͤrfniſſes, und wenn folches auf feine andere 
Art zu decken iſt, geflattet werden, erfordern aber jedes; 
mal. eine befonderd genaue Erörterung des Sach⸗ und 
Orts-Verhaͤltniſſes, daher eine allgemeine Beſtimmung über 
diefen Gegenftand nicht zu treffen, fordern in jedem eins 
zelnen Falle von der Koͤnigl. Megierung gründlich zu bes 
richten ift. | * a 
Solche indirefte Steuern, welche eine Kontrolle der 
einzuführenden Waaren an den Thoren nothwendig mas 
Sen, und daher dem innern Verkehr fisren müffen, find 
unter allen Umſtaͤnden nicht zu bemilligen.. Ä 
Was die Competenz der Regierung anlangt, . fo ift 
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daß Geſeh vom 7. März 1823, das Kommunal» Schul 
den=Wefen in den Nheins Provinzen betreffend, da’ es ganz 
auf die Franzöfifhen nur in den Provinzen bed linken 
Rheinufers gültig geweſenen Gefege bafire ift, auf das. 
rechte Rheinufer nicht anwendbar; vielmehr würden, wenn 
auch die dortige Gefeggebung ähnliche Beflimmungen ers 
förderlich machen follte, deshalb befondere, auf die Lage 
der Sache und der Gefeßgebung begründete Anträge ges 
ſchehen müffen, um -Sr. Majeftät ein befondered, über dem 

egenftand in den letztgedachten Landestheilen zu: erlaffens 
des Gefeg vorzufchlagen.. Es beendet daher auch, was 
die Bewilligung von Kommunal» Abgaben und die Kom⸗ 
petenz ber, Königl. Regierung anbelangt, lediglich bei der 
wegen der Klaffen- oder Mahl⸗ und Schlacht » Steuer : Zu. 
ſchlaͤge unterm 15. December 1820 und 26. Jamar — 
erlaſſenen Circular⸗Verfuͤgungen. 
ME Megel bleibe ferner beſtehen, daß; die Gewerbe | 
Steuer zu Kommunal s Zufchlägen inicht geeignet iſt; daß 
die Zufchläge nach ‚gleichen Prozents Sägen auf die Grunds 
und Slaffens oder Mahl: und SchlachtsSteuer gelegt 
werden müflen; und daß, ehe nicht das zuläßige Maaß 
dieſer Steuer Zufchläge erreicht ift, ein Antrag auf Bes 
wiligung anderer Steuern nicht berückfichtigt werden kann. 
Auch die Ausnahmen von diefer Regel würden nur, 
wenn fie durch befondere Orts-Verhaͤltniſſe motivirt worden, 
von uns geſtattet werden koͤnnen. 
Berlin, den 1. Mai 1827. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der Finanjen. 
| v. Shufmann. v. Motz. 


— 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Trier, die zu Vertilgung des 
Schwarzwildes anzuſtellenden Treibjagden betreffend. 





Auf den Bericht der Koͤnigl. Regierung vom 29. Ok⸗ 


# 


tober d. J., ‚die zu Vertilgung bes. Schwarzwildes atıyu- 
ſtellenden Treibjagden betreffend, habe ich mich zuvoͤrderſt 
mie dem Herren Finanz: Minifter vernommen, nach deffen 
Erflärung die Zorfidedienten in den Königl. Forſten bereits 


angewieſen find, das Schwarzwild ‚zu jeder Jahreszeit und 


ohne Beachtung der Schonzeit abzufchießen. Es wird das 
her nur darauf ankommen, daß die Königl, Regierung 
diefer Anweifung weitere Folge giebt. Erachtet Sie bes; 
halb Treibjagden für nothwendig, fo ift mit "Sicherheit zu 
erwarten, daß Diejenigen Gemeinden, welche durch das 
Schwarzwild Schaden erleiden, fehr gerne, zu deſſen Der: 
tigung freiwillig die Hand bieten und’ bie nöthigen Trei⸗ 


. ber auch ohne Zwangs- Befehl fielen werden.” 


Ein gleiches ift auch in Beziehung auf die von den 


Kommunen verpachteten Jagden zu erwarten, indem die 


Gemeinden, welche den Wildfhäden ausgefegt find, nicht 
nur zu der gedachten Hülfsleiftung fich bereitwillig erklaͤ⸗ 
ren, fondern auch gerne darin willigen werden, daß den 
Mächtern die Vertilgung ded Schwarzwildes zu jeder Zeit 
zur Pachtbedingung gemacht. und wegen Entfchädigung der 
Betheiligten bei DVernachläßigung dieſer Bedingung und 
fih ereignenden Wildfchäden das Nöthige in den. Kontrak- 
ten fertgefegt werde. 

- Eine Verordnung, mie fie die König. Regierung vor⸗ 
ſchlaͤgt, welche jeden Falls Allerhoͤchſter Sanktion bedür, 
fen wuͤrde, erſcheint daher nicht als nothwendig. Bei ans 
derweiter Regulirung, des dortigen Jagd. Weſens ift jedoch 
auch die Beruͤckſichtigung diefes Öegenflandes zu erwarten, 

Derlin, den 6. Juni 1827. 

Der Minifter des Innern. 
v. Shudfmann. 
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a DR RR 
Referipe des Könige. Miniſteriums des Innern und 

ver Polizei, an die Königl. Regierung zu N., baf bie 
Erhebung einer Steuer von Nachtigallen nnd andern 

Singevögeln nicht nachgegeben werben koͤnne. 


"Da eine in dem Bericht der Koͤnigl. Regierung vom 
ro. d. M, in Anfrage gebrachte Steuer anf Singevoͤgel 
in einer einzelnen mittleren Stadt, wie N., den polizei 
lichen Zweck, dad Wegfangen der Singeodgel zu verhin⸗ 
dern, nicht fördern, fondern nur den A derſelben 
in benachbarten Staͤdten zur Folge haben, der dortigen 
Armenkaſſe aber nichts einbringen würde, indem voraus⸗ 
zufehen ift, daß die Abfchaffung folcher Vögel die naͤchſte 
Wirkung der Steuer fein würde, endlich auch, da ders 
gleichen Vögel nicht immer in Käfigen vor den Fen⸗ 
fern, fondern auch innerhalb der Wohnungen gehalten 
ju werden pflegen, die Steuer ohne Eindringen in die - 
Wohnungen oder Denunciationen der Miteinivohner eines 
Hauſes nicht auszuführen ift; fo kann dem Antrage auf 
Genehmigung der Erhebung einer ‚Steuer von Nachtigals 
len und. anderen Singevögeln nicht Statt gegeben werden. 

Berlin, den 28. Juli 1827. | 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


19 

Keferipe des Königl. Minifkeriums des unten, an das 
Koͤnigl. Polizei⸗-Praͤſidium hierſelbſt, wegen Beſſtufung 
derjenigen Chriſten, welche fremde Juden in ihren 


Dienft nehmen. 
Dem Königl. Polizei» Präfdio wird zur Beſcheidung 
auf den Bericht vom 28. Februar c., wegen. Beflrafung 
derjenigen Ehriften, welche fremde. Juden in ihren Dienft 


— 
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nehmen, die desfalls unterm 18. November 1825 *) an 
die Regierung zu Gumbinnen erlaffene Verfügung hierbei 
abfcpriftlich mit dem Bemerken communicirt, daß, wenn 
ein folcher Contraventionsfall fich ereigner, die Feſtſetzung 
der Strafe, melde außer der gewöhnlichen Polizeiftrafe 
für die unterlaffene vorfchriftsmäßige Meldung aufjuerlr 
gen, der richterlichen Cognition zu überlaffen ift. 

Berlin, ben. 10. April 1827. 

Miniſterium des SnBn: Erſte Abtheilung. 


Koͤhler. 
VI. 
Po. ie 
A. | 


Sm Allgemeinen: 
| ee BO 
Referips des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Marienmwerder, 
das polizeiliche Strafrecht der Patrimonial⸗Ge⸗ 
richtsherren betreffend. 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf die Anfrage im 
Berichte vom 11. v. M., 
das polizeiliche Strafrecht der —— 
herren betreffend, 
hiermit eroͤffnet, daß 
ad 1. das Miniſterium des Innern — einverſtanden 
iſt, daß im Culmer Lande, woſelbſt Feine Patrimo⸗ 
nial/Jurisdiktion mehr exiſtiret, die Deklaration 
pom 10, Februar d, I feine Anwendung finden 
kann; und — 


* 


9 NER 1835, Aes den, ©. 1055. 


440 
| ad⸗ 2. daß die Schulzen⸗Aemter und Dorfgerichte den im 
Allgemeinen Landrechte Thl. II. Tit. 17. $. 61. 
gedachten beſonderen Poltzeis Gerichten nicht gleich u 
geachtet werden können. 
uUebrigens hat ed, was den: Schluß. des Berich⸗ 
tes betrifft, kein Bedenken, daß auch die Patrimo⸗ 
nial⸗Gerichtsherrn überall die beſtehenden eſeti⸗ 
chen Vorſchriften beobachten muͤſſen. 
7 Berlin, den 4. Mai 1827. | 
I Miniſterium ded Innern. Erſte — 
| Der SE len 


gi. . 
Schreiben des Koͤnigl. Miniſteriums des — an 
des Koͤnigl. General⸗Lieutenants und Chefs der Gens 
darmerie x. ic. Herrn von Tippelskirch Ercellenz hier⸗ 
ſelbſt, die Penſions⸗Abzuͤge von den Gehaͤltern der in 
der Gendarmerie neuangeſtellten Individuen be⸗ 
treffend. 

Ew. Excellenz iii ich mich, auf das gefälige Schrei: 
ben vom 27. Januar c. ganz ergebenft zu erwiedern, wie 
ed ganz richtig iſt, daß bei Anftellung von Militate - Pers 
fonen im Civil nicht von dem ganzen Berrage der ihnen 
in diefer Anftelung zu Theil werdenden Befoldung, fondern 
nur von dem Ueberſchuß der letzteren gegen ihr fruͤheres 
militairifched Dienfteinfommen der verordnete Abzug von 
einem Zwölfteltheil erhoben wird. Was indeffen die auf 

geftellte Frage: 

ob auch für den erfien Monat der Anftelung von Mis 

litair Perfonen im Civil der laufende Prozent» Abzug 

von ihrer als Militaird erhaltenen Befoldung ftate findet? 
betrifft, fo muß diefelbe bejahet werden, und ift das Vers. 
fahren der General» Staats Kaffe, welche von allen feit 
dem Januar 1825 angeftellten Gendarmen den laufenden 
Penfiong » Beitrag von dem früheren Einkommen ihrer 


Charge im erften Monat der Anftelung hat, einziehen lafs 
fen, richtig“ Daß die Feldwebel, Unteroffiziere und Ges 
meinen bei der Armee Eeinen Befoldungs + Abzug zum Pen 
ſions-Fonds erleiden, macht hierin, feinen Unterſchied, da 
die Anftelung in der Gendarmerie rückfichtlich der Wacht⸗ 
. meifter und Gendarmen ald eine Civil Anftelung zu bes 
srachten - ift, Deren Penfionirung auch nach den Grund 
fägen des Eivils Penfions + Reglements. erfolgt. 

Denn fofern für den erfien Monat von dem vors 
maligen Militair : Dienft > Einkommen kein Penfiond ‚Beitrag 
erhoben würde, koͤnnte von diefem auch für die folgenden 
Monate Fein fortlaufender Abzug gemacht werden. 

Das flattzefundene Berfahren ift auch der allegirten 
Sinanz sMinifterial> Verfügung vom 21. April 1825 ganz 
gemäß, indem: nur von demjenigen Gehaltds> Betrage, 
der neu oder zugelegt ift, im erfien Monath das „tel, 
aber fein laufender Beitrag, wohl aber vom Älteren Eins 
kommen für diefen Monat der malen, Penfiond 7 Beitrag 
‚erhoben‘ worden ift. 

Ew. Ereellen; wollen Sid iernac gefaͤlligſt übers 
jeugen, daß eine Raͤckerſtattung des erwaͤhnten Abzuges 
nicht zulaͤßig iſt. 

Berlin, den 1. Mai 1827. | 
v. Shudfmann. 


“ 


B. 
Ordnungs⸗Polizei. 


82; 
Kefeript bes Koͤnigl. Minifteriums bes Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, in wie 
weit Baͤlle, Schauſpiele und aͤhnliche Luſtbarkeiten an 
den Vorabenden großer Kirchenfeſte und zum Theil an 
diefen felbft nicht ſtatt finden dürfen. 





Wenn mach dem Berichte der Koͤnigl. Regierung vom 


» 


f 
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i2ten d. M. der dort aniveſende Schaufptels Unternehmer 


N. N. in Beziehung auf die Allerhöchſte Beſtimmung, wor⸗ 
nach Bälle und Ähnliche Eufibarfeiten an den VBorabenden 


der großen Kirchenfefte ꝛc. audgefchloffen bleiben ſollen, der 
Meinung ift, daß Schaufpiele hierunter nicht mit begriffen 
wären, ſo find mir mit, der- dieſerhalb' von der Königl. 
Regierung geäußerten Anficht, daß unter Baͤllen und aͤhn⸗ 
lichen Luſtbarkeiten allerdings: auch theatraliſche Darftels 
lungen zu verfiehen wären, einverflanden. 
Was: die gleichzeitige Anfrage: betrifft: : 

ob jene Lufibarkeiten auch am Vorabende des allgemei⸗ 

nen Bußs und Bettages unterſagt wären? 


fo iſt felbige. in dieſem Fahre in Berlin fpejicll zur Sprache 


gekommen, und es ift von deö Königs Majeftät entſchie⸗ 
den: worden, daß an dem Vorabende des Buß⸗ und Bet⸗ 
tages theatraliſche Vorſtellungen, Bate und aͤhnliche Luſt⸗ 
barkeiten erlaubt ſein ſollen. 

Uebrigens iſt zur Beſeitigung der auch andermweit ent⸗ 
ftandenen Zweifel über die Zulaͤßigkeit von Öffentlichen 
Luſtbarkeiten an den Vorabenden der großen Kirchenfefte 


und an einigen Feſttagen felbft eine nähere GURSMERNE | 


Allerhoͤchſte Beſtimmung zu erwarten. 
Berlin, den 27. Juni 1827. 
Mimiſterium des — und der Pelle; 
Köhler: 





83. 


Eycular⸗ — des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 


die Erhebung von EichungerGebaͤheen betreffend. 


Auf die Anfrage der eoͤnigl. Regierung vom 23. v. 
M. wird hiermit entſchieden, daß die Eichungs⸗Aemter 
berechtigt ſein ſollen: 

von einem hoͤlzernen Theer⸗Maaße oder Hutterfaffe von 

2 bis incl, 4 Quart Inhalt drei Silbergroſchen 
und 


468 


von — Gefäßen von 2, 3, 4 dert Inhalt vier 
Silbergroſchen, 
an Eichungs⸗Gebuͤhren zu erheben. 

Bei den hoͤlzernen Gefaͤßen muß, aber außer den 
uͤbrigen Brandzeichen, die Zahl der Quarte mit deutlichen 
Zahlen eingebrannt,. und auf den ie Gefäßen dieſe 

- Zahl eingefchlagen werden. 
Hiernach find die Eichungs⸗Aemter anzuweiſen. 

Berlin, am 30. April 1827. 

Dinifertun des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmaun. 


die Köni 2. ni. "Regierung | 
romberg. | | 
re oorfiehender Verfügung an ſaͤmmtliche übrige 
Königl. Negierungen und an das Königl. PolizeisPrär 


dium in Berlin, zur gleichmäßigen Befolgung. 


Berlin, am 30. April 1827. 


nn des rn und ber Polizei. 
v. Schuckmann. 


— 84. 
Schreiben des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an das 
Königl. Juſtiz⸗Miniſterium, die Ereheilung von Aus 
wanderungs⸗Konſenſen an Minderjährige be 
treffend. 


— — 


Em. Excellenz ermangle ich nicht, auf Dero geehrte 
Schreiben vom 13. Sebruar d. J.: 
betreffend die dem minderjährigen N. N. vonder Megierung 
zu N. ertheilte Erlaubniß zur Aus wanderung nach Polen, 
ganz ergebenft zu erwiedern, daß die gedachte Negierung 
in dem konkreten Falle allerdings ein Verſehen darin be 
gangen, daß fie den Auswanderungs-Conſens ohne vor 
herige Kommunifation mir dem Pupillen-Kollegio erteilt 


‘ hat, Diefelbe Dar jeboch in dem über den Gegenſi * 
auf 
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' Erfordern erfiatteten. Bericht verfichert, dies -fünftig 

yet unbeachtet zu laffen, MEOHL Pine Wanda erles 
t fein dürfte. i | 

Berlin, den 20. April 1827. 


v. Shnemen 
sc, 
PAR Polizei 
855: 


feripe ı des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
lizei, an das Koͤnigl. Polizei⸗ Präfidium zu Berlin, 
Nichtertheilung von Reifepäffen an Muſtkanten zum 
angeblichen Betriebe ihres „Gewerbes auf ER 
E lung betreffend. r F 





Es iſt der Fall vorgekommen, daß — welche 
hieſige Polizei-Intendantur für Muſikanten ausge⸗ 
tige hat, um darauf ihr Gewerbe auf Beſtellung zu be 
iben, zum Gewerböbetrieb im Umherziehen und in ganz 
deren -Nichtungen, als der Tour der Reife, benugt wor⸗ 
n find. 

Die Polizei» Intendantur bat ſolche paͤſe namentlich 
term 21. Juni und 30. Juni v. I den EN. N, 

. ertheilt, | 

Das Königl. Finanz Miniſterium bat dieſe Angele⸗ 
nheit bei mir zur Sprache gebracht, und den Wunſch 
äufert,. daß zur Vermeidung folcher Kontraventions⸗ 
ie die Ausfertigung. von dergleichen Paͤſſen gänzlich uns 
-fagt werden möchte. 

Da ich diefem Antrage nur beiftimmen kann, ins 
m die Ausſtellung von den in Rede ftehenden Reifepäfs 
3 allerdings unzuläßig ift, fo wird das Königl. Polizei⸗ 
räftdium hierdurch aufgefordert, wit ferner . Paͤſſe 
Anunalen. Heft IL. 1627. Gg 
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"für Muſikanten zum angeblichen Betriebe ihres Gewerbes 
auf Beſtellung ausfertigen“ zu laſſen. 
Berlin, den 26. Mai 1827. 
— — des Innern und der e Poltet:> 
v. Shufmann. 


36 
Publikandum der Königl., Regierung in Oppeln, das bei 
' den -mit ungarifchen oder Wanderpäffen aus den deut 
ſchen Bundesftaaten reifenden Handwerksgeſellen zu 
er ‚beobachtende Verfahren betreffend. 
Nach den Hohen Miniſterial⸗KNeſcripten vom 21. Aptil 

und 19. September 1820 und 9. Maͤrz 1825, deren In⸗ 
halt durch die Amtsbilatt⸗ Verfügungen vom Jaͤhte 1820, 
No, 124, pag. 200 und No, 218. pag. 356, und vom 
‚Sabre 1825, No. 91. pag. 184. befannt gemadt wor 
den ift, ſollen die völlig beglaubten Wanderbücher aus den 
deutſchen : Bundesftaaten und aus Ungarn die me 
der wirklichen Neifepäffe für Handwerksgeſellen haben, und 
wenn fie das vollftändige ‚Signalement des. Inhabers ent 
halten, als folche. vifirt werden können. Es if auch durch 
ein fpätered Reſcript vom 17. Sebruar 1823 .beftimmt, 
daß. diefed. auch. für Preußiſche Unterthanen gelten folk, 
welche: aus ihrer Wanderung vom Auslande mit ſolchen 
Wanderbuͤchern aurückfehren, und ihre Wanderung im Ju 
lande fortfegen.. 

Becei dieſen Beſtimmungen hat es auch ‘für die Zu⸗ 
Eunft ‚fein Bewenden. Da inzwiſchen nicht alte Poli 
Behörden bei’ dem Verfahren mit dergleichen Wanderbis 
chern gleiche Grundfäge beobachten, einige neben deu War 
derbüchern noch befondere Paͤſſe ausfertigen, und mehrer! 
. Bälle vorgekommen find, wo die unvollſtaͤndigen ‚Signale 
ments der Wanderbücher nicht vervollſtaͤndigt morden find, 
und auf die Vorfchriften wegen der Militairpflichtigkeit der 
wandernden Einländer nicht die gehörtge Nückfiche genonv 
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men -ift, fo finder. ſich bie init. Regierung veranlaßt, 
in diefer Hinficht: Folgendes zur allgemeinen Beobachtung 
den fämmtlichen Poltzei- Behörden vorzuſchreiben. 

Sobald ein Geſelle, er mag ein Einlaͤnder oder Aus⸗ 
laͤnder fein, das Wanderbuch eines zum Deutſchen Bunde 
gehoͤrigen Staats oder aus Ungarn producirt, ift vor als 
len Dingen deffen Aechtheit und Unverfälfchheit zu prüfen, 
‚und die Vorſchrift des Amtsblatts 1819, No. 199. pag. 
380 seq. und Ii82 , No. 134. pag. 263 ‚gehörig zu ber 
ruͤckſichtigen. Iſt dagegen nichts zu erinnern, und iſt das 
Signalement des Inhabers darin in derſelben Art vorhan⸗ 

den, wie es in den. Paß⸗Formularen vorſchriftsmaͤßig ent⸗ 
halten iſt, ſo muß das Wanderbuch gleich, den Paͤſſen viſirt, 
"Bei der Viſa aber auch zugleich, die in den Paß⸗ Formu⸗ 
laren fuͤr wandernde Geſellen abgedruckten Warnungen we⸗ 
gen arbeitsloſen Umhertreibens und wegen des Verbots 
des Bettelns u. ſ. f. beigefuͤgt werden. Es bedarf daher 
ſodann gar keines beſondern Paſſes neben dem Wanderbuche. 
Iſt über das Signalement und deſſen Uebereinſtim⸗ 
mung mit der Perſon des Inhabers kein Zweifel, daſſelbe 
Aber nicht fo vollſtaͤndig, wie es auf den Paß-Formularen 
vorhanden iſt, ſo muß daſſelbe im Wanderbuche. vervoll⸗ 
pandr werden. 
Daß zu den als Paͤſſe giftigen Wanderbüchern fein 
Stempel adhibirt werden darf, iſt bereitd Durch das Mi 
niſterial⸗ Reſeript vom 23. December 1823, (Amtsblatt 
1824, No. 23. pag. 38) beſtimmt. 
Iſt der Producent des Wanderbuches ein Inlaͤnder, 
ſo hat die Polizei-Behoͤrde beſonders darauf zu ſehen, in 
gwiefern der Inhaber feiner Militairpflicht ſchon genügt 
oder noch zu genügen hat, und es verſteht ſich dann von 
ſelbſt, daß gegen ſolche Perſonen ganz in derſelben Art ver: 
fahren werden. muß, mie die Verordnung vom 19. April 
“7826 wegen Heranziehung der Handwerksgeſellen zum 
Militairdienſt (Amtsblatt 1826, No. 80. Pag. 112) in 
Abſicht der Päffe vorfchreibt. 
Hternach haben fich ſaͤmmtliche Paß⸗Polizei-Behoͤr⸗ 
den genau zu Achten, indem a a der. ge 
Ä | 39 2 
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hörigen Aufſicht über dieſen Gegenftand mit ‚Orbnunges 


u . 


“firafe von 1 bis 5 Rthlr. geruͤgt werden wird. 
Oppeln, den 30. Juni 1827. * 
Könige. Regierung. Abtheilung des Innern. 


sl 





Sicherheits Polizei. 2 =: 

Reſcript des König. Minifteriums bes Innern und der 

Polizei an das Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidium in Berlin, 

und abfehriftlich zur Nachricht an die Königl. Regie 
sung zu Potsdam, die Verwaltung ber Sicher⸗ 
heitspolizei betreffend. 


Bei Ruͤckſendung der mit dem Bericht des Koͤnigl. 


Polizei⸗Praͤſidii vom 28. März d. J., im Betreff. der 


Sicherheitd = Polizei- Verwaltung im weiteren Berliner Pr 
lizeis Bezirke, eingereichten Alten Deffelben, wird Demſel⸗ 
ben bemerklich gemacht: daß der Unterſchied der ſogenaun⸗ 
‚ten Sicherheit3:Polizei von den übrigen Zweigen der 
Polizei im Allgemeinen wie folgt zu beftimmen- if. 
Der Hauptzweck bei der Conftituirung des weiteren 
Polizeis Bezirks von Berlin iſt die Verfolgung von Vers 
brechern, Verhütung von Tumulten und Erceffen, wegen 
Concurrenz biefiger Einwohner dabei, durch Anwendung 
des dem Polizei: Präfidio zu Gebote fiehenden erecntiven 
Perſonals, befonders in den Wirthshaͤuſern, und die Abs 
haltung von General: Bifitarionen (laut des Polizei: Re 
glementd vom 18. September 1822) gewefen, wie insbe⸗ 
fondere auch daraus hervorgeht, daß der weitere Polizei 
Bezirk aus dem Bezirke der ehemaligen befondern Imme⸗ 
diat - Rriminal: Kommiffton, deren polizeiliche Funktionen 
biernach dem Koͤnigl. Polizei Präfidio übertragen find, ge 
bilder worden iſt; dagegen hat man micht beabfichtigt, den 
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in dem fraglichen Bezirke gelegenen Dominien an ihren. 
wohlerworbenen polizeillchen Jurisdiktions⸗Befugniſſen Ab⸗ 
bruch zu thun. Es iſt daher anzuerkennen, daß ſie die 
Orts⸗Sicherheits⸗Polizei zu verwalten befugt und verpflich⸗ 
tet find‘, und hiebei das Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidium als 
Provinzials Behörde, wie in andern Diftriften die Regle⸗ 
rung concurrirt. 
——— den 4. Mai 1827. E 
Akad —— des ER und der Polthei. 
— —— ———— 


88. 


KReſeript des Königt. — des Susan und ber 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Trier, die Verhuͤ⸗ 
| — des male. ausländifcher Landſtreicher 

| betreffend... = > 


— 


u; Der Polizei - Kommiſſair zu N.N. hat, nach Aus⸗ 
weis der Akten des Danziger Polizei-Praͤſidii, einen ge⸗ 
wiſſen N. N. unterm 9. Juli 1821 einen Reiſepaß aus⸗ 
geſtellt, und darin bemerkt, daß der N, N. aus Danzig 
gebürtig fei, welches jedoch, nach der in Danzig feldft er- 
- folgten polizeilichen Ermittelung, nicht der Fall ift. 

Die Königl. Regierung wird nunmehr beauftragt, der 
erfigedachten Polizei- Behörde bemerklich zu machen, daß 
fie auf das bloße Vorgeben eined aus Frankreich herüber 
‘gefommenen Menfchen ohne näheren Machweis dergleichen 
in ihren Päffen- nicht atteftiren möge, damit fich nicht aus» 
ländifche Vagabonden in das Land einfchleichen; vielmehr 
find dergleichen nicht Iegitimirte Landftreicher, befonders 
wenn fie fein Reiſegeld bei fich führen, nicht in das Land 
einzulaffen, fondern über die Landesgrenze, da, wo fie Dies 
.. überfchritten, zurückzumeifen. 

a. den 8. Mat 1827. 
— des — und der Polijei. 
K öhler. 
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- 89. 23 dm . 0. 
Reſcript des König, Miniſteriums des Jnnern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Coblenz, bie Ber 


folgung von. ‚angländifchen Verbrechern und deren 
2”, Auslieferung betweffend. } 





Der. Königl. Regierung wird auf dc Serihl's vom 
9. März c. eroͤffnet, daß die Polizets Behörden fo befugt 
als verpflichter find; auf die. Habhaftiwerdung von Ber; 
brechern, die vom Auslande ber in das biefleitige Gebiet 
gekommen find, und von auswärtigen Behörden verfolgt 
werden, von Amtswegen ginzumirfen. Mach erfolgter 
Verhaftung und Seftftellung der Jdentität der Perfon muß 
indeffen in jedem Falle mit dem competenten Gerichte cons 
ertirt, und dieſem die Entfcheidung der Frage: Ä 
ob eine Auslieferung des Verbrechers Statt finden 
dürfe? ; 
uberlaſſen werden. 
Die Minifterien der Juſtiz und der. auswaͤrtigen An⸗ 
gelegenheiten, mit denen uͤber die vorliegende Anfrage der 
Koͤnigl. Regierung communicirt worden iſt, ſind mic Vor: 
ſtehendem einverſtanden. | 
Berlin, den 29. Mai 1827.. — 
ia des — und der Pehia. 
| ——— 


90. Im Be 
Refeript des Könige. Minifteriumg des Innern und bes 
Polizei an die Königl, Regierung zu Minden, bie Aus 
führung der. Landesverweifungen gegen fremde Ber: 
| brecher betreffend, 
Auf die Anfrage der Koͤnigl. Oepleheig vom 13. ® 
M., wegen der Kompetenz; der Drtds Polizei » Behörden zur 
Anordnung der Landesverweifung fremder Vagabunden, 


‘ 
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wird hierdurch ‚genehmigt, daß, fo, viel das platte Land 
betrifft, die Landräche mit der Ausführung jener Maaß⸗ 
‚regel beauftragt, in den. mittleren. und größern Städten 
diefe Angelegenheiten aber den Magiftratd Dirigenten, in 
fofern nicht befondere Gründe obmwalten, auch hier in eins 
zelnen Faͤllen ſolche von ‚dem Kreislandrath abhängig zu 
machen, überlaflen werden koͤnenn. 
0: Berlin, den 27. April 182zc3· ne 
+7 Minifterinm des Innern und der Polizei. 

| / a TREHEEN 


} 


z j Sin, 91. { ne J — 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 

Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, die Entlaſſun g* 
begnadigter Straͤflinge betreffend. 


In dem von der Koͤnigl. Regierung mittelſt Berichts 
vom 22. v. M. vorgetragenen Falle, die nach vorheriger 
Begnadigung erfolgte Entlaffung der N. N. aus der Straf- 
Anftalt zu Werden betreffend, liegt Feine Veranlaffung, die | 
‚ in Antrag gebrachte ‚Vermittelung bei dem Königl. Juſtiz⸗ 
Miniſterio dahin eintreten. zu laſſen, daB begnadigte In 
quifiten fernerhin nicht eher aus der Haft entlaffen wer? 
den, Bid zuvor ‚deren heimathliche Behörde‘ über ihren frü- 
heren Lebenswändel befragt worden iſt. Denn bei der 
Entlaſſung begnadigter Sträflinge ift durchweg Fein ande 
res Verfahren als dasjenige zu beobachten, welches bier, 
unter überhaupt nach beendigter Strafzeit ſtatt findet, 
weshalb denn anch in Beziehung auf die N. N. ‚ganz dies 
ſelben Verhältniffe eingetreten fein würden, wenn fie nicht 
auf den Grund der Verfügung ded Königl. Juſtiz⸗ Mini 
ſterit, ſondern nach überftandener, Strafe, die Freiheit er⸗ 
halten haͤtte. — 9 


* 


Berlin, den 14. Juni 1827. a 
Miniſterium des Iunern. u ran 
| I er. 
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5 Tr u he Eu 5 
Polizei gegen Ungluͤcksfaͤlle. 


Extrakt aus dem Reſttipte "des Koͤnigl. Miniſteriums 

des Innern an die Koͤnigl. Regierung zu Aachen, die 

Bewilligung von Praͤmien für "Ausgezeichnete Hands 
lungen bei Ungluͤcksfaͤllen betreffend. 





Zugleich wird die Koͤnigl. Regierung autoriſirt, der 
gleichen Prämien für ausgezeichnete‘ Handlungen. und be 
fondere Thaͤtigkeilt und Huͤlfsleiſuung bei Ungläcksfaͤllen bis 
zum Betrage von 10 Rthl. Fünftig ohne Einholung höhe 
rer Genehmigung. zu bewilligen. | | 

Derlin, den 23. Mai 1827. 
Der Miniſter des Innern. i 
EN v. Schuckmann. 


Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei an faͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
die Anwendung von Sicherheitsmaaßregeln beim Ge— 
brauche der Faͤhranſtalten und der dem Transporte von 
Menſchen gewidmeten Stromfahrzeuge betreffend. 
Zur Deklaration und Ergaͤnzung der Vorſchriften in 
der von dem vormaligen Miniſterio des Handels unter 
den 28. Auguſt 1822 *) erlaſſenen General: Verfügung, in 
Betreff der Anwendung von Sicherheits: Maaßregeln beim 
Gebrauch der Fähranftalten und dem Transport von Met: 
fchen gemwidmeten Stromfahrzeuge, wird Folgendes hiedurch 
fefigefegt: er | 
ad $. 3. die Belaftungs:Fäpigkeit einer jeden öffent: 


*) Jahrg. 1822, 3tes Heft; ©. 752. 


46 


| uchen gahre, eines. Prahms und ueberſehungs⸗ Bbotes 
muß, unter Leitung der Kreis⸗VBau⸗Beamten, mit Zuzie⸗ 
bung der Orts⸗Polizei Behoͤrden und eines zuverlaͤßigen 
Schiffers, gehoͤrig feſtgeſtellt, und zu dem Ende mit einem 
mindeſtens einen Zoll breiten Leiſten um das Gefäß herum 
bezeichnet werden, welcher mie einer’ moͤglichſt unausloöſch⸗ 


lichen weißen Farbe anzuſtreichen, die immer zu erneuern 


iſt, ſo oft ſie uneenntlih geworden.’ Ueber dieſe Marke 
hinaus darf das Gefäß unter keinen Umſtaͤnden, bei ſchwe⸗ 
rer Verantwortlichteit des Faͤhr: Inhabers, belaſtet werden. 
Bei der Beſlinimung dei Belaſtungsfaͤhigkeit iſt auf 
das richtige Verhaͤltniß der Breite des Fahrzeugs, insbe⸗ 
fondere der Ueberſetzungs⸗ Boͤte, zur Tiefe der Einſenkung 
zu ſehen, und der Gebrauch ganz ſchmaler Saprjenge zum 
Meberfegen durchaus zu verbieten. 
Zu einer jeden. Fähre oder jedem Prahm gehört: noch 
ein, ruͤckſichtlich ſeiner Belaſtungs⸗Faͤhigkeit, ebenfalls ge⸗ 
pruftes und bezeichnetes Boot von hinlaͤnglicher Größe, 
welches unter allen Umſtaͤnden leer mitgenommen werden 
muß, die Faͤhre oder der Prahm mag bis zur reftgefegten 
Einſentung belaſtet ſein oder nicht. 
ad ne Es fol mindeſtens in jedem Fahre von 
Amts wegen eine zweimalige Reviſion einer jeden Faͤhr⸗ 
Anſtalt durch den Kreisbau⸗Beamten, unter Zuziehung der 
Orts⸗ Polizei⸗ Behörde, und zwar einmal mit dem Anfange 
des Winters. und einmal im Sommer flatt finden, - und 
ſelbige indbefondere firenge auf die bauliche Befchaffenheit 
ber Weberfegungd: Gefäße und auf die Güte des dazu ger 
horigen Geſchirrs gerichter werden. Die Orts⸗Polizei⸗Be⸗ 


Hörde hat darauf zu halten, daß der Anweiſung des Baus 


Beamten -zur Abhilfe vorgefundener Mängel unmeigerlich 
Folge Heleiftet werde. Sollte ſich bei der folgenden Res 
viſion wider Verhoffen ergeben, daß dies nicht geſchehen, 
fo hat der Baus Beamte, wenn Gefahr im DVerzuge ob» 
waltet, das Erforderliche‘ anf Koften des Verpflichteten fo: 
fort: anzuordnen, ſolches der vorgefegten Königl. Regierung 
anzuzeigen, und diefe nörhigenfalld die Koften erecutivifch 
beitreiben zu laffen. Dei bemerkten Bernachläßigungen 


en 
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und Verfäumniffen, ‚deren: Athiife minder ailig iſ, hat der⸗ 
ſelbe aber nur an die. Koͤnigl. Regierung zu berichten, da⸗ 

mit die Poltzei⸗ Vehoͤrde 1— weitern ‚Maafregeln veran⸗ 
laß: Werde... 

Jedes, duch Zufall oder VBenutzung zum ueberſehen 
— gewordene Gefäß, muß fo lange außer Gebrauch 
gefeßt werden, ‚bis. es voͤllig wieder hergeſtelli, und bei der 
Reviſion als tüchtig anerkannt iſt. Wenn dergleichen Ge 
fäße. durch die vorgenommenen Reparaturen und -etivanige 
Veränderangen auch; eine Veränderung. ihrer. Belaſtungs⸗ 
Fähigkeit erlitten haben, ſo muß die. Tiefe der. Einfenkung 
nad) F. 3. anderweitig feſtgeſetzt werden. 

ad $, 13. Auf die. Befolgung -diefer Borfchriften hat 
die Koͤnigl. Negierung ſtrenge zu halten, die etwa noͤthl⸗ 
gen einzelnen Lokal» Beftimmungen und nähern Anmweifuns 
gen: zu treffen, ‚und jede Vernachlaͤßigung oder. Uebertres 
sung: ber exlaſſenen Anordnungen mit den entweder ſchon 
befitmmten Polizeiſtrafen, oder in Ermanglung- einer: fol. 
ben -Befimmung, mit 5.di$.20 Rihlr nach, den Grund 
fügen: des Allgemeinen Landrechts 11. XX. SS. 88. 89. zu 
ahnden. ft aber durch. die Unterlaſſung der vorgefchrie 
benen Vorſichtsmaaßregeln ein Schaden qm Leben oder. 
Leibe eines Menſchen entſtanden, ſo iſt noch außerdem die 
Einleitung einer Kriminaf- Interfuchung gegen den Ueber⸗ 
treter dieſer Polizeis Verordnung und die Beftrafung. def 
felben nach Vorſchrift des Allgem. Landrechts II. XX. $$. 
691, 696. 776. 777: 789% 781. in Antrag. zu, bringen. 

‚ Die Bekanntmachung, diefer Vorſchriften hat die Koͤ— 
nigl, Regierung von Zeit zu Zeit durch Ihr Augtsblati 
zu erneuern, und damit eine Aufforderung an das Publ 
fum zur Aufmerkfamfeit auf die. Beobachtung der. getrof 
fenen- Sicherheits: Maaßregeln, <fo wie zur. Anzeige * 
Berualäßignngen derfelben zu verbinden. 

RR den 6.Mai 1807. 
Der Winiſter des Innern, und der, Polizei. 
E 3 6 Shnsmaun 
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Dt. ut 94. —AA——— 
fe des Lont 1: Min ſernms des Innern und der 
Polizei an bie Kb nigl. Regierung zu Magdeburg, "die 

Einfaſſung der Brünnen zur — von un⸗ 
—RERE nordetaue⸗ begeſſende a 

"Dee Känief. Dairang * auf den“ Bericht ven 
24 wi M.,:die Einfaffung der Brunnen mit Brufiwehren 
zur): Berhitung: von Ungluͤcksfaͤllen betreffend, eröffnet, daß 
— keiner all geme inen Anordnung bedarf. 

Die Orts⸗Obrigkeiten muͤſſen entweder bei. Exthei⸗ 
* der BansKonzeffion die gewuͤnſchte Einfaſſung Der. 
Brunnen zur Bedingung: machen ‚oder bei. ſchon vorhan⸗ 
denen Anlagen ſolche nachtraͤglich durch ſpezielle Mandate 
anordnen, deren Befolgung durch die gewoͤhnliche Exeku⸗ 
tion ad. faciendum zu erreichen iſt. KEIN 

" Berkin, denuuı Mai 1827. 

Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 
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Kefetipt des Königt. äh Mein des nnern * de 

Polizei an die Königl. Regierung, zu omberg; Ind 

abfchriftlih an die Königl. Regierung zu Potsdam, die 
Verſendung de e Shpefefäun in ‚großen plͤſernen 
a, er dlaſchen beneffend. ; 

»4) LEN \ 





Da es Allerdings. wünfehendimärtg if, die mit der 
— der Schwefelſaͤure in. großen. glaͤſernen Fla⸗ 
ſchen verbundene Gefahr: moͤglichſt zu vermindern, ſo iſt 
Aber den diesfaͤlligen Antrag der ‚Könige Regierung vom 
a Anguft- vr J. nach vorgängiger mäherer . Crörterung 
des Sarchverhältniffes, das ;Gurachten der. Königl. techni⸗ 
schen: Deputatton für: Gewerbe. erfordert worden. Dadurch 
hat jedoch ſich ergeben; Daß: eine andere, aan. die 


464 , Eu , 

——— Art der Verpackung das doppelte, ja das 
dreifache an Emballage und Fracht koſten, und durch eine 
ſo bedeutende Preiserhoͤhung der jetzt nicht unbetraͤchtliche 
Abſatz der inlandiſchen Fabriken ganz dernichtet werden 


würde. 


Da nun außerdem eine diesfaͤllige Verordnung gegen 
das Ausland, von: weichen viel Schwefelſaͤure im gleicher 
Verpackung fowohl:-in als durch die Koͤnigl. Staaten ge 
führt wird, nicht durchzufegen fein dürfte, mithin de 
Zweck umerreicht bleiben würde, übrigens auch das Publi⸗ 
um mit der diefen: Verkehr begleitenden Gefahr befann: 
ter und in der Fertigkeit, diefelbe zu vermeiden, geübte 
- geworden tft, fo kann das Mintfteriuns des Innern und 
der Polizei dem Antrage der Königl. — — de⸗ 
feriren. 

Berlin, den 18. Mai 1827. an ö 
Miniſterium des Innern und der Polijel 
v. — ckmann. 


96. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſterlums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, die 
Berſnpus von Praͤmien fuͤr die Erlegung von 

Wölfen betreffend. 


Der Koͤnigl. Regierung gereicht auf den Bericht vom 
22. Februar d. J. wegen Bewilligung von Prämien für 
erlegte Woͤlfe auf Wolfsjagden zum Beſcheide, daß Die 
ſelbe fich fernerhin die- Beftimmung der Serfts Ordnung 
für Weſtpreußen und Litthauen vom 3. December 1775 
Tit. XIL $. 2. zur Norm zu uehmen ‚hat, nach. welder 
regelmäßig die Prämien“ für Erlegung folder Raubthiere 
nur dann zu gewähren find, wenn Oiefeiden außergall 
der Wolfsjagd erlegt worden. 
Jedoch behält ſich das Minifterium vor, im Falle en 
oder der andere Theilnehmer an den Wolfsjagden hi 


” 
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einem oder dem! anderen Falle durch beſondere Kuͤhnheit 
oder Derbeifühtling:ü eined:: beſonders gluͤcklichen Erfolgs 
auszeichnen ſollte, alsdann anf fpegiellen Antrag der Koͤnigl. 
Regierung über eine demſelben zu bewilligende Praͤmie be⸗ 
ſonders zu beſchließen ii u med met 
‚” Berlin, den 10. April 1827. et it 
a 20 Heinifterimm: des Innern. Grfie Abtheilung· 
—— ee —— Moͤhler. * 113% 
TERN SEE NIS 
= heine . 
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Refeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 


Kdnigl. Regierung zu Erfurt, die Verſicherung freinden 


Eigenthums gegen Brandſchaͤden, ohne Auftrag uünd 


— — 


Die von der: Kouigl. Regierung in dem Berichte vom 


12. d. Mts. jur Erörterung gebrachte Frage: ob es nach 


den Gefegen zuläßig fei, auf fremdes Eigenthum ohne 


Auftrag und Einwilligung: des Eigenthuͤmers Verficherung 
gegen Brandfepäden zu nehmen? laͤßt fih in der aufges 
ftelften Allgemeinheit nicht beantworten. In Beziehung 
auf den dabei vorgetragenen Fall find aber theild die Thats 
umftände, auf deren Kenntniß es dabei zunächft ankommt, 
nicht mit der erforderlichen Vollſtaͤndigkeit angegeben wor⸗ 
den, theils iſt derſelbe nicht blos nach den allgemeinen ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften, ſondern zunaͤchſt nach den Beſtim⸗ 
mungen des Reglements fuͤr die Magdeburger Land⸗Feuer⸗ 


Sozietät, bei welcher die Muͤhlengebaͤude des N. N. ver⸗ 


fihert find, zw beurtheilen. ee ae 
Was das Erfiere anlangt, fo ift eine Abfchrift der 


an den N. N. ıc. von der Gorhaer Feuers Verficherungss 


bank ausgeftellten Police, fo wie die Angabe ded gemeinen 
Werths des doppelt verficherten Grundſtuͤcks erforderlich, 


um die. flartfindenden Verhaͤltniſſe überfehen zw. koͤnnen. 


Da über alles, was der Gegenfland eines -rechrögältigen 
Vertrags fein kann, mach ‚der Vorſchrift des A, EN. 


Th. J. Sie. 8.9: 1952. Verficherumg zunehmen, verſiat⸗ 
2er. tft, mithin. auch die: Zuläßigfeit; der Verficherung einer 
Schuldforderung in: Beziehung auf den Verluſt, welcher 
:fürsıdiefelbe durch einen: das verpfaͤndete Grundſtuͤck ef; 
fenden Feuerſchaden herbeigeführt werden koͤunte, im al⸗ 
gemeinen nicht zweifelhaft erſcheint,/ fo; würde, wenn die 
Verficherung von dem ꝛxc. Ns N. hierauf genommen wor 
den fein ſollte, ;nichtd dagegen zu erinnern fein. In ſo— 
fern jedoch die Verſicherung -nicht in diefer Are gefchehen, 
fondern direft auf das betreffende Grundftück erfolgt fein 
follte, fo ſteht derfelben die ausdruͤckliche Beftimmung de 
sMeglemenss vom .2 1 @eptbr.' 1789.94 A3. No, 5. et 
‚Hunden. mit dem $76..Pe8 Publikandums vom 7. Oltober 
Azi⸗ entgegen, da nach ſolcher ‚ein und, daſſelbe Gebaͤnde 
niemals uud. unter ‚Eeineriei Borwande doppelt 
affefurirt werden darf. Golchenfalls "müßte daher der 
‚Direktion der Magdeburger Land s Feuer: Sozietät von den 
Vorgange sur: Beranlafinng. des — a. gegeben 
— F y nz: 

a Detlin, den 2% Juni 1827; Ben 
27.5 Minifterium- des Innern, — Abtheilung 
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ECireular⸗ — de  Rhnigl — des Innem 
und "der auswaͤrtigen Angelegenheiten tan ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen, das Verfahren růckſichtiich der an 
“fremde, huͤlfsbeduͤrftige Reiſende zu gewaͤhrenden oder 
zu verſagenden Unterſtuͤtzungen betreffend. 


Die Erfahrung hat gelehrt, daß für die, fremden 
; Meifenden ‚in hiefigen Staaten verabreichten Almofen um 


‚ Kranken: Verpflegung, von den Fremden, Regierungen, in 


Ä / ‘ — — 3467 
Falle der Unterftügte oder deſſen Angehörige nicht privat: 
‚zechelich in Anfpruch genommen - werben  Eönnen,. gemöhus 
lich ein Erfag aus Staats,. oder Kommunal» Kaffen ver⸗ 
weigert wird. Insbeſondere iſt dies bei den freien Staa⸗ 
ten Krakau und‘ Hamburg und bei: Kurheſſen zur Sprache 
gefommen.. Bei der: von der Königl, Regierung unterm 
20. v. M. einberichteten Weigerung des Magiftrats der 
‚Stade Salzsitter, die Koſten für die in Atfter, "Pader- 
bornſchen? Kreiſes, geſchehene Entbindung, Verpflegung:and 
Wiederhetſtellung der unverehlichten N. N. aus Salzgitter 
zu berichtigen, iſt dafuͤr anzunehmen, daß auch Braunſchweig 
von gleichen Grundſaͤtzen ausgehe. Es: iſt nicht zu erwar⸗ 
‘ten, daß eine diplomatiſche Verwendung von Erfolg fein 
"wird, indem es an eigentlichen Nechtögründen mangelt, ans 
“weichen: eine Erſatz⸗Verbindlichkeit einer fremden Regierung 
hergeleitet werden koͤnnte. 

Die Koͤnigl. Regierung wird. daher hiermit PER 
"fen, die für die N. N. verwendeten Koften aus Ihrem 
AUnterſtuͤtzungs⸗Fonds zu entnehmen, übrigens aber nun⸗ 
mehr gegenfeitig, im Falle feine ausdrückliche Conventio⸗ 
‚nen entgegenfiehen, den ausländifchen Behörden‘ die Er⸗ 
ſtattung von Koften der erwähnten Art zu verweigern, und 
Shrerfeitd von diefen Behörden auch ferner nicht zu fors 
dern. Zugleich wird Sie veranlaßt, durch dad Amtsblatt 
biernach auch Ihre Unterbehörden anzumeifen. 

Berlin, den 20. April 1827. 

N. des Innern. Miniſterium der auswärtigen 
Köhler. | — Angelegenheiten. 
v. Schoͤm — e — 


die Räntgt: Me T Meterung 


Nbfehrift dieſes Reſcripts fammatlichen uͤbrigen Regierun⸗ 
gen zur Nachricht, und um auch Ihrerſeits nach deſſen Inhalte 
zu verfahren. 

Berlin, den 20. April 1827. 

Miniſterium des Innern. Miniſterium der auswaͤrtigen 
Koͤhler. Angelegenheiten. 
— v. Schönberg. 


468. — 
ee 99. RE 
Söfkelpe: des Könige. Minifteriums bes eiasiın an bie 
Königt, Regierung zu N. N., bie Aufbringung der Ver: 
BRes gar ofen für hölfebebärftige. Anverwandte 
* betreffend. 

Was Br die. Königl. Regierung in Ihrem Bericht 
** 6. v. M. über die angebliche Verpflichtung des Schnei⸗ 
dermeiſters N. N., für die Verpflegung und das Unter 
kommen ſeines Bruders zu ſorgen, ausfuͤhren mag, ſo muß 
es dennoch bei der Verfuͤgung vom 5. Februar d. J. aus 
den darin entwickelten Gruͤnden lediglich verbleiben, und 
> wird. die Koͤnigl. Regierung angewieſen, auch in künftigen 

aͤhnlichen Fällen, > wenn die, Verpflegung aus dem vers 
wandiſchaftlichen Verhaͤltniſſe gefordert und die. Verbind⸗ 
Aichkeit dazu beſtritten wird, die Ortsbehoͤrden anzuhalten, 
‚vorläufig. die Verpflegung zu leiften, uhd im Wege Ned» 
tens die Erftattung zu fordern. Gleiche Grundfäge find 
aueh in vorgefommenen Fälten bereits den übrigen König. 
Degierungen zur Richtſchnur vorgefchrieben worden. 
; Berlin, den 10. Mai 1827, 
Minifterium des nnerh. _ Erfte Abtheilung. 
- Ä Koͤhle r. 


| F 100. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Aufbringung der Kurs 
und Berpflegungs:Kojten für verarmte Hinterbliebene 
verftorbener Beamten betreffend. 





Der Antrag der Königl. Regierung in dem Berichte 
vom 23. dv. M. auf Benilligung der Kurs und Verpfle⸗ 
gungs-Koften für die Wittwe des verfforbenen Negierungss 
Boren N. N. ift, wie Derfelben hiermit eröffnet wird, 
unftatthaft. Den ein Koͤnigl. Civil: Beamter conſtitniret 

aller: 
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llerdings an dem ‚Orte, wo: er angeſiellt iſt, ein Dontichk 
ya. der verſtorbene Ehemann der N. N,. dort gewohnt, 
uch fie ſelbſt nach feinem Tode ein Domicil bisher daſelbſt 
ebabe Hat: fo. muß die dafige Stadt DR, Armen⸗ 
uͤlfe leiſten. 

Berlin, den 11. Juni 1827. 
Minifterinm des —— Erfte eibheiung. 
Koͤhler. 
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deſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 

doͤnigl. Regierung zu Breslau, die Einziehung von 

Kur⸗ und Verpflegungskoſten für uneheliche Kinder 
betreffend.‘ 


nv angefhiofene werſeluns des N. N. vom 30: 
. [77 ; 
wegen . der ihm — Bezahlung der Kur, und 
Berpflegungs: Koften: für. feine mit der N. N.,: jet 
verebtichten N. N., erzeugte uneheliche Tochter, | 
sird der Könige. Regierung mit dem: Erdffnen zugefertigt; 
‚aß der Anfpruch an. den Supplifanten zwar materialiter 
egruͤndet zu fein ſcheint; allein diefer Auſpruch iſt aus 
inem- privatrechrlichen Fundamente abgeleitet. Es muß 
aher vor Verfügung: der Exekution gegen den Bittſteller 
uförderft im gewöhnlichen: Progefie vor dem ordentlichen 
Richter geklagt ‚werden. 

Dies iſt in dem -Horliegenden Falle um ſo noͤthiger, 
us es ſich nicht von laufenden Alimenten, ſondern nur 
‚on Erſtattung bereits geleiſteter Verpflegung handelt, und 
yaber feine Gefahr. um Verzuge obwaltet; überdies fcheint 
3, als fei darin gefehlt, daß die Kranke: dem Gupplie 
tanten micht zur eigenen Kur zugewieſen worden iſt. 

Das unterzeichnete Miniſterium bemerkt. hierbei, daß 
war vor einigen Jahren einmal Die Exekution in ſolch 
einem Falle genehmigt, und das diesfaͤlige Reſcript dem⸗ 

oimnaten. Se 11; 1827; Hh | 
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naͤchſt in einer Deibat · Sammlung abgedruckt worden if: 
indeffem iſt ſpaͤterhin hiervon abgegangen, und ſtets in der 
gleichen Faͤllen auf den Rechtsweg und Ausſetzung aller 
Exekution bis nach demſelben reſcribirt worden. 
Berlin, den 7. Juni 1827. 
Miniſterium des Innern. ka eg 
Köhler, 





| 102. 
Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, an 
das Königl. Polizei Prafidvium hieſelbſt, die Verpflich— 
tung zur AUrmenpflege im Berhältniß der Povinzen 

Brandenburg und Pommern ‚zu den andern Pro 
vinzen betreffend. 





| ueber den RER des Berichts des Königl. Po⸗ 
lizei⸗Praͤſidii vom 23. Februar d. J., die Unterbringung 
des verarmten, wegen Krankheit und Altersſchwaͤche zum 
Erwerb unfaͤhigen ehemaligen hieſigen Schmiedemeiſters N. 
betreffend, hat die Regierung zu Potsdam den eingeforder⸗ 
ten Bericht gegenwaͤrtig erſtattet. Sie nimmt darin auf 
den F. 13. des Patents vom 8. September 1804 Bezug, 
wonach allerdings, wenn es ſich in den Provinzen Bran⸗ 
denburg und Pommern um Ernährung eines armen. Hei 
mathlofen handelt, derjenige Armen = Berband ; verpflichtet 
iff, in deffen Bezirke der Arme zulege feinen Wohnfig hatte. 
Died iſt nun in Bezug auf den N. N. unfreitig 

die Stadt Berlin. Auf das don dem’ Koͤnigl. Polijel⸗ 
Praͤſidio allegirte Reſeript vom 20. Oktober 1825 kann 
der hieſige Magiſtrat, wie er vermeinen will, ſich nicht des 
ziehen; denn der darin entſchiedene Fall hinſichtlich des 
Schneidergeſellen N. N. aus Schweidnitz betraf das Ver⸗ 
haͤltniß der Provinz ‚Drandenburg zu Schlefien, und das 
bei mußte auf das jus commune recurrirt werden. In 
dem vorliegenden Falle ift aber von dem gegenfeitigen Vers 
hältniffe zweier in der Provinz Brandenburg belegenen 
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Arinen⸗Verbaͤnde die Rede, und kann es —* Babe ledig⸗ 
lich auf das fuͤr dieſe Provinz geltenden Provinzialrecht 
ankommen. Hiernach hat das Koͤnigl. VPoltzel⸗ Präfi dium 
dem Magiſtrate Eroͤffnung zu machen. 

Sollte derſelbe jedoch behaupten, daß der N. ſeit 
ſeiner Entfernung von Berlin außerhalb ein Domicil con⸗ 
ſtituirt habe, fo wird ihm derhaid der — hing 00% 

zubehalten fein. | 
- Berlin, den 17. April 1827. Br 
Minifterium des Innern, Erfie Abtheilung 
Ä Köhler, 


103. | 
Refcript des König. Minifteriums des Innern an dad 
Königl. PolizeisPräfidium hierfelbft, die Armenpflege in 
Beniehung auf die Stadt Berlin betreffend. 
Da, tie dem Koͤnigl. Polizei⸗ Praͤſidium auf den Be⸗ 
richt vom 19. v. M., | 
betreffend die N. Nfihe Familie, 
eroͤffnet wird, Berlin in Anſehung der Armenpflege eine 
Provinz für ſich bildet, fo iſt der betreffende Armen-Ver⸗ 
band die Stadt Berlin. Allein es ift im vorliegenden 
Safe von einer Armenpflege gar nicht die Rede, da die 
genannte Zamilie noch nicht um Almoſen gebeten har: 
Der Antrag, diefelbe einer anderen Behörde zuzuweiſen, 
it aber ſchon um deswillen unſtatthaft, weil Feine Behörde . 
die Verbindlichkeit hat, fie zu übernehmen. 
Berlin, den 7. Juni 1827. 
Miniſterium des Innern, Erſte — 52 — 
ler. 
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, i 104. | * 
Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an 
den Gutsbeſitzer Herrn N. N., die Aufbringung der 
Koſten zur Armenpflege im Großherzogthume Poſen 

— betreffend. 


— 


Ew. ꝛc. beziehen Sich in Ihrer Beſchwerdeſchrift vom 
16. v. M., wegen der an Sie, als Gutsbeſitzer des Po— 
ſenſchen Departements, gemachten Anſoruͤche ruͤckſichtlich 
der Verpflegung von daſigen Kranken, auf ein Miniſterial— 
Reſcript vom 22. November 1814. — Diefes Reſcript 
ift für die Provinz Pommern ergangen, in weichem Lan; 
vestheile die ältere Landesverfaſſung durch Feine fremde 
Gefege geändert worden iſt. In der Provinz Poſen de 
fiehet dagegen noch bie während der Sächfifchen Regierung 
eingeführte Kommunal sBerfaflung,. durch weiche das Land 
in Woytſchaften eingetheilt if. Es Fann daher auf die 
im Allgemeinen Landrecht enthaltenen Grundfäge der Ge 
meinde>Verwaltung nicht unbedingt zuruͤckgegangen wet 
den; fondern es. bleibt im, Großherzogthun Yofen ruͤck⸗ 
ſichtlich der Koſten der Armenpflege nichts uͤbrig, als ſie 
nach demſelben Prinzip aufbringen zu laſſen, welches bei 
anderen gemeinfchaftlichen Koften der Woptfchaften anges 
wendet wird. Bei diefer Sozialität ſcheinen auch die Di 
minien nicht gefährber zu fein, indem fie num auch gegen 
feitig für die auf dem Nitterfigen und deren Artimenzien 
befindlichen Armen die Dülfe der ganzen Sozietät in Ans 
foruch nehmen können, weshalb denn auch in der benach— 
barten Provinz Schlefien eine folche Sozialitär zwiſchen 
Dominien und Gemeinden entſtanden ift. 
Berlin, den 22. Juni 1827. 
Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage ded abweſenden Hrn. Chefs Erceflen;. 
| Köhler. 


48. 
G. | 
Gewerbes Polizei. 


105. 

Reſcript bes Rdnigl Minifteriums bes Innern und der 

Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Poſen, die poli⸗ 

zeiliche Erlaubniß zu Anfertigung außergerichtlicher Bitts 
ſchriſten, Eingaben ıc. für Andere betreffend. 





Bei dem Geſuche des jüdifchen Dolmetfherd N. N. 
um die Erlaubniß zur Anfertigung außergerichtlicher 
Bittfchriften, Eingaben ıc. kann das Amt der Juſtiz⸗Kom⸗ 
miffarien nicht in Betracht fommen, da daffelbe nur auf 
gerichtliche Angelegenheiten fich bezieht. 

In fofern daher, wie es fcheint, gegen die perfönliche 
Qualifikation des Bittſtellers Fein Bedenken obwaltet, mag 
die Koͤnigl. Regierung mit Hinficht auf $. 122. des Gewerbes 


Polizei» Edifts vom 7. September 1811 demfelben die Er . 


laubniß, entweder zu. Kommiffiond. Gefchäften überhaupt, 
oder auch bloß zur Anfertigung außgerichtlicher Auffäge, 
Bittſchriften ꝛc. für Andere gegen Bezahlung ertbeilen, 
und die diesfaͤllige Berfügung im Abfchrife Hierher ein: 
reichen. 
- Berlin, den 27. April 1827.. 
Minifterium des —— und der Polizei. 
Köhler, 


106. 


Refeript des Könige. Minifteriums bes Innern an bie, 

Königl, Regierung zu Merfeburg, die Nichtbewilligung 

von. — für die Auslehrung erblindeter In⸗ 
dividuen betreffend. 

Von den a Miniſterien des Iunern und der Geittlichen, 

unterrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten iſt überein, 
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ftimmend feftgefegt worden, daß für die. Auslehrung ers 
blindeter Individuen Prämien zuzufichern oder zu ertheis 
Ien um deswillen feine Veranlaffung vorhanden fei, weil 
dergleichen nglücklihe bei dem Mangel des Geſichts⸗ 
Sinned nur in feltenen Fällen ihr Fortkommen unter 
Fremden finden, und ſich daher mehr zur Unterbringung 
in Samilten eignen. | 
- Wenn nun: hienach auch der Antrag der Königl. Re 
gierung in dem Berichte vom 11. d. M. wegen der für 
den dortigen Stadt-Muſikus N. N., welcher den erblins 
deten N, in der Muſik unterrichtet hat, erbetenen Prämie 
nicht gewährt werden kann, fo wird deffen ungeachtet tod 
die menfchenfreundliche Bemühung des N. N. fehr gerne 
anerkannt und Sie beauftragt, ihm diefes belobend zu em 
fennen zu geben. _ 
Berlin, den.27. April 1827. 
Der Miniſter des Innern. 
| v. Schuckmann. 


| 107. 
Publifandum der Königl. Regierung zu Minden, die 
temporaire Ausübung ſtehender Gemerbe betreffend. 





Es iſt zur Frage gebracht worden: ob, wenn ein at 
fäffiger Kaufmann nur für einen oder mehrere Monate 
an einem dritten Drte, außer der Zeit der Jahrmärfte 
‚oder Meſſen, ein offened Waarenlager etabliren wii, ibm 
die Erlaubniß hierzu gegen Entrichtung der gewöhnlichen 
Gewerbefteuer für die Dauer dieſes Gefchäfts ertheilt wers 
den dürfe? — 

Hierauf ift hoͤhern Orts entfchieden worden: daß die 
Aufnahme in die Gewerbefiener: Rollen zu einem flehenden 
Gewerbe überhaupt nicht auf eine in Voraus beftimmte 
Zeit flatt finden ſolle. Es muß vielmehr derjenige, der 
ein fiehendes Gewerbe nen anfängt, für das laufende Jahr 
mit dem Mittelfage feiner Klaffe, in dem folgenden Jahre 
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nad dem Umfange feines Gefchäfts in dem abgetvichenen 
Jahre, deftenere werden, und zwar von dem Zeitpunkte der 
Unmeldung an und fo lange, bis er daſſelbe wies 
der abmeldet. Es verfteht fich- von Telbft, daß jeder, 
der ein ſtehendes Gewerbe anfängt, eben dadurch einen 
Wohnfig in dem Drte, wo das Gefchäft errichtet wird, 
begründet, allen den Anforderungen genügen muß, welche 
nach den, am Drte beftehenden Geſetzen an Diejenigen ges 
macht ‚werden follen, die dafelbft ein ſtehendes Gewerbe 
anfangen, Wie fpät oder wie früh er demmächft diefes 
Verhaͤltniß wieder aufgeben, und fein Gewerbe wieder abs 
melden will, bleibt feinem freien’ Entſchluſſe überlaffen. 

Hiliernach haben fich die betreffenden Verwaltungs 
Behörden fo wie die Gemwerbetreibenden' zu achten, wobei 
‚wir bemerfen: daß in fofern der fragliche Gewerbsbetrieh 
"mit fleuerpflichtigen Gegenfländen für einen Ort im: Grenzs 
Kontroll: Bezirk. angemeldet. wird, die Erlaußniß dazu nur 
nach vorgängiger Kommunikation mit der Steuer » Behörde 
ertbeilt werden darf. | 

Minden, den 21. Mai 1827. 
Regierung. 


u. 108. | 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu N. N., die Mits 
nahme von Kindern unter 14 Sahren. von Ausländern | 
bei dem Gewerbebetriebe im Umberziehen betreffend. 





Obgleich die von der Koͤnigl. Regierung in Ihrem 
Berichte vom 17. d. M. erwaͤhnten Nachtheile der durch 
die Eireulars Derfügung der Miniſterien des Innern und 
der Finanzen vom 17. April d. J. getroffenen Maaßregel, 
daß den auslaͤndiſchen mit Gewerbeſcheinen im Inlaude 
reiſenden Kaufleuten ꝛc. geſtattet ſein ſoll, ihte eigenen 
Kinder. auch unter 14 Jahren bei ſich zu behalten, aller⸗ 
dings. eintreten koͤnnen und auch, hin und wieder eintreten 
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werden, fo tft dies doch fchon bei dem Eileße der gedach⸗ 
ten Verfuͤgung in Erwägung gekommen, aber nicht für fo 


erheblich erachtet worden, um eine Anordnung wegen dieſer 


Angelegenheit in dem Umfange, wie die Königl. Regierung 
es in Ihrem Berichte bevormwortet, zu treffen. 

‚Ein folches unbedingtes Verbot, Kinder unter 14 
Fahren, Hinfichts deren ſchon fefifteht, daß fie niemals zum 
Gewerbes Betrieb benugt werden dürfen, überhaupt bei fich 
zu’ haben, würde auch in der That zu weit führen. Dem 
diesfaͤlligen Antrage der Koͤnigi. Regierung kann daher 
nicht gewillfahrt werden. 


Den von Ihr beſorgten nachtheiligen Folgen jener 


Maaßregel laͤßt ſich vielmehr nur dadurch begegnen, daß 
die Provinzial⸗ Behörden bei Ertheilung von Gewerbeſchei⸗ 


nen an dergleichen ‚Ausländer, den polizeilichen — 


punkt gehoͤrig beachten. 
Berlin, den 31. Mai 1827. 
Der. Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


109. 
Kefeript der Königl. Minifterien bes ie und ber 
Finanzen an die Königl. Regierung zu N. N, daß auch) 
Kunftreiter, Seiltänger ıc, Feine Rinder unter 14 Jahren 
Ä “ mit fich umherführen dürfen, 





Die in dem Bericht vom 28. v. M. von der Königl. 
Negierung geäußerte Anficht, daß die Beſtimmungen der 
Circular⸗Verfuͤgung vom 5. Oktober 1818, Über die Dr 
fugniß der Kunflreiter, Seiltänzer ꝛc. Kinder mit fi) um 
ber zu führen, noch jegt anwendbar ſeien, if anf gleiche 
Weiſe der Beſtimmung im $. 13. des Regulativs vom 28. 
April 1824, wie dem Circular⸗ Reſcript vom 17. März 
c. entgegen. Es ift gerade bei dieſein Geiverbe am mes 
nigſten Grund vorhanden, die Erterming deſſelben dadurch 
zu befoͤrdern, ” geftattet wird, Kinder’ fchoh vom’ n fruhe⸗ 


* 
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ſten Alter an, dazu aufzuziehen; es muß daher auch bei 
den Kunſtreitern, Seiltaͤnzern ꝛc. die unbedingte Vorſchrift des 
Regulativs vom 28. April 1824, zur Anwendung kommen. 

Berlin, den 31. Mat 1827. 
Det Minifter ded Innern. Der Miniſter der Finanzen. 
vu Schuckmann. Moe 


‚110. 


Bericht ber Per "isterung zu Oppeln, bie —E— 
gung und Vermehrung der Brauereien und Brannt— 
weinbrennereien. auf dem Lande betreffend. 

Es find in unſerm Collegium mehrere Bedenken mes 
gen Abzweigung und Vermehrung der Brauereien und, 
Dranntweinbrennereien auf dem Lande erhoben, um deren, 
Entfcheidung Ew. Ercellenz ganz gehorfamft zu bitten wir 
und deshalb veranlaft finden,. weil — concrete Se 
davon abhängig find. Ä Ä 3 

Es entſtehen nemlich die Fragen: 

1) ob ein Rittergutsbeſitzer oder ein ſogenanntes Der 
minium berechtigt. ift, feine fchon vorhandenen Braus. 
* ‚oder Brennereien innerhalb feiner Befigung mir neuen. 
4. Anlagen der. Art und zwar ohne Beſchraͤnkung 
— auf irgend eine Anzahl derfelben beliebig zu vermeh⸗ 

ven, und ob z. D. wenn in einer Herrſchaft vom 

fünf. Vormerken bisher blos auf einem oder zwei 

Vorwerken Getränfebereitungen Statt gefunden haben, 
anjetzt noch anf den übrigen Vorwerken neue Anla⸗ 
a4 gen eingerichtet werden duͤrfen. 

Mit der vorſtehenden Frage hangt die, folgende 
S-anuistelbar- zufgmmen, ob nemlich: 

—* ein Dominium, welches feine dereits vorhandene 

et 2 Ynflas, in Zeitpacht gegeben bat, den⸗ 

och befugt: Ihm: feine, eigenen Gewerbs⸗Betriebe 
eine, ‚nene ‚Anlage der un, innerpalß, einer Sater zu 
ur errichten/ ar) 32 —— 
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* ob ein Dominium, weiches ſeine fruͤher vorhandene 
— gropinations⸗ Anſi alt allein und ohne weitere Grund⸗ 
ſtuͤcke verkauſt oder in Erbpacht ausgethan, mithin 

auf dieſe Weiſe vom Gute ſelbſt dismembrit hat, dem 

oOhngeachtet zu. feinem eigenen. Gewerböbetriehe und 
folglich zum Abfage der Getränfe an andere Perfo: 
nen, eine neue Getränfebereitungs. Anfialt innerhalb 
feiner Befigung einrichten darf? 

Die Entfcheidung diefer Bedenken fcheint und lediglich 
von der Auslegung der betreffenden Geſetzſtellen des Edik, 
ted vom 7. September 1811 und den fpätern hohen Mis 
niftertal» Deflärationen in fofern abzuhängen, ob unter den 


‚ auf den bisherigen Befigftand zu befchränfenden‘ oder auf 


die Befiger der Güter von 15000 Rthl. Werth auszudeh 
nenden Getränfe-Anlagen blos diefe Anlagen, nemlich die 
Gebäude mit ihren Geräthen, oder aber die, Derecftigung 
au ſolchen Anlagen zu verſtehen iſt. 

Es laͤßt ſich allerdings in den $. 52. des Ediktes vom 
7. September 1811 der Sinn legen, daß der bloße Be⸗ 
ſitzſtand der bisherigen Inhaber der Anlagen als Norm 
feſtzuſtellen, und ſonach irgend eine Vermehrung der Pros 
pinationd  Unftalten den Dominien nicht einzuräumen fel. 
Es laͤßt fi) fogar vertheidigen, daß. im gemerblicher und 
polizeiticher Hinſicht, auch der Steuers Kontrolle wegen 
dem Staate mit einer großen Anzahl von Brennerei 
in&befondere nicht gedient fein koͤnne, inden in großen 
Brennereien bekanntlich die Kräfte concentrirter und bie 
Anlage⸗Lapitalten beſſer benutzt werden — auch die Aufficht 

leichter iſt. 

Dazu kommt noch * Betracht, daß nach dem Circular⸗ 

—** — des Koͤnigl. Hohen Staats-Miniſteriums vom 


6. September 1818 die gefetzliche Propinations ⸗Beſugniß 


nicht mehr als ein etnzigesmal benutzt werden darf. 
Wenn es jedoch keinem Zweifel unterliegen dürfte, daß 
durch den F. 53. des allegirten Berichte - nicht die de 
fugniß zur Ausdehnung von Getr anke⸗ Fabtikations · Un 
lagen der dazu ſchon berechtigten Gutsbeſther hat beſchtaͤult, 
ſondern daß gerade zu ihrem Beſten das Wecht v 
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neuen Anlagen beſondern Vefchränfungen bat unterwors 
fen werden follen, wenn alfo, wie wir ſolches auch bisher 
fterd anerkannt und machgegeben haben, den Dominien, 
die überhaupt im Befiße der Gerechtigkeit des Bier⸗ und 
Branntwein⸗ Urbars find, die Befugniß zufteht, ihre Ges 
tränfes Bereitungs ⸗/ Anftalten nad Gefallen auszudehnen, 
zufammenzuziehen, auf andern ald den biöherigen, oder 
auf ganz neuen Punkten vereinzelt zu etabliren, fo kann 
auch die Entfcheidung der erften Frage nicht ziweifelhaft fein, 

Gewiß ift e8 ferner unträglichen Erfahrungen zufolge, 
daß jede Getränke: Bereitungs: Anftalt- um fo einträglicher 
ift, je fabrifartiger und energifcher fie im Großen betrieben 
wird. Es ift alfo anzunehmen, daß vernünftigerweife Fein 
Gutödefiger feines merkantilifchen Gewinns wegen flatt einer 
Ausdehnung feiner Brennerei oder Brauerei in einer 
großen Anlage, mehrere Kleine Anlagen wählen wird. Bes 
kanntlich gehört aber die Sutterung des Schaaf: und Rind⸗ 
viehed mit Schlämpe oder Spüliche zu den gewöhnlichften 
Butter, Surrogaten in Schlefien da, wo ed feine oder 
wenig Wiefen giebt, und wo der fehlechte Boden nur ges 
ringen oder feinen Futterfränterbau erlaubt, und es ift 
eins der nachtheiligften Verhaͤltniſſe von Oberfchlefien, daß 
die Nähe und die Wohlfeilheit des polnifhen Schlacht: 
viebed dem einheimifchen Maſtvieh faft gar Feinen Abfag 
geftattet, die Brauereien und Brennereien daher auch zu 
‚einer andern Benugung ihrer Abgänge noͤthigt. Nicht 
leicht wird: daher ein Gutsbeſitzer anderd ald aus land» 
wirehfchaftlichen Ruͤckſichten feine Braus oder Brennerets 
Anlage theilen oder vereinzeln; denn festen wird damit 
ein größerer Gewinn durch Abſatz von Getränken verbuns 
den fein. — Jede Art der die Landwirthſchaft fördernden 
Induͤſtrie zu haben, dürfte aber wohl in dem naͤchſten 
Intereſſe des Staatd liegen. 

Es würde demnach zu erwägen fein, daß eine einzige 
Propinations: Anftatt rechte wirkſam und ausgedehnt Bas 
trieben, oftmals meit mehr Getränke bereiten und abfegen 
fann, als viele Eleinere Einrichtungen diefer Art, mithin 
durch die erfiern die Übrigen Berechtigten auch weit mehr 


beeinträchtigt - werden koͤnnen, ald bei dem beſchraͤuktern 
Abfage Feiner Anlagen, fo daß mithin in diefer Beziehung 
die. größere oder kleinere Zahl verfelben gar. nicht von 
Einfluß für den Gewerbes Betrieb zu fein ſcheint. Ohne- 
hin laͤßt fih im Allgemeinen annehmen, daß die innerhalb 
‚der Gutdgrenzen vermehrten Propinations. ‚Anftalten eis 
gentlich nur daß Intereſſe der. Dominien felbft betreffen, 
und ' dritte Privat; Perfonen dadurch fuͤglich nicht beein⸗ 
traͤchtigt werden. 


Ueberdies kann das Verbot einer beliebigen Vernleh⸗ 
rung dadurch leicht umgangen werden, daß der Beſitzer 
mehrerer Vorwerke davon einzeln zu dem landwirthſchaft⸗ 
lichen Taxwerthe von 15000Rthl. an dritte Perſonen un⸗ 
ter mehrerlei Klauſeln z. B. des Wiederkaufes veraͤu⸗ 
Bert, von dieſen Käufern die landespolizeiliche Erlaubniß 
zur Propination, nad $. 53. 1. a. erwerben läßt, und 
alsdann das damit belichene Vorwerk twieder acquiriet, 
womit ihm zugleich daß einmal darauf haftende — 
tiondrecht ſchwerlich zu entziehen fein dürfte, 


Ganz außer allem Zweifel dürfte die Befugniß zu 
neuen Drennereis Anlagen folcher Dominien fein, deren Bes 
figungen aus Gütern zufammengefegt find, die fruͤherhin 
abgefondert beftanden, und noch befondere Hypotheken⸗Folia 
haben, — jedoch nur nach der Zahl diefer zufammengezos 
genen. abgefondert gewefenen Nittergüter. Bei Brauereien 
wuͤrde der, Nachweis der Verleihung diefes Regel⸗ Be 
beſonders gefordert. werden muͤſſen. 


Was die zweite Anfrage betrifft, fo walten bei bers 
ſelben die vorerwähnten nemlichen Gründe dafür und das 
wider ob: ed fpricht indeß noch der beſondere Grund für 
die Geſtattung, daß ein jeder Gewerbs⸗-Berechtigter feine 
Befugniß möglichft frei und ausgedehnt benugen * 
mithin däzu auch die Verpachtung gebrauchen därfe;. 
gegen freilich ein folcher Berechtigter eigentlich mit Eisen 
Defugniß felbft, bei Zeitverpachtungen ein Gewerbe zu trei⸗ 
ben, und mittelbar auf diefe Weife ein Verleihungsrecht 
auszuüben ſcheint, uͤberdieg bei der Austhuurig jeder neuen 
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Dropinations s Anlage in — die Vermehrung derſel⸗ 
den ungemein befördert werden wird. Ä | 
Die Anfrage sub 3. ift zwar ſchon in unferm Bes 
tichte vom 16. November“ 1818 ausführlich vorgetragen; 
aber in ter Refolution des vormaligen Hohen Handels; 
Minifteriumd vom 9. Juli 1819 nicht unzweifelhaft ent 
schieden. Ohnehin mürden wir anjege unfer - Gutachten 


dahin modifiziren, daß zur Vermeidung einer Verwirrung, - 


das Fahr 1810 allein zur Entſcheidung angenommen wers 
de, ſo daß derjenige Gutsbeſitzer, weicher vor der Bus 
blifation des Gewerbeſteuer⸗Edikts vom a8. Oktober 1810 
das Berränfebereitungs-MNechr mit der Anftalt dazu, ohne 

einen Gutstheil verfanft oder verpachtet, d. b. von Gute 
ſelbſt auf diefe Weife abgejweigt hat, anjegt zu feinem 
eigenen Bedarf eine Getränke: Fabrifarion einrichten darf; 
wogegen die Dismembration erſt nach Erfcheinung jenes er 
Ediktes diefe Befugniß ausſchließen müßte. 

Ew. Excellenz bitten wir um die Entſcheidung der 
aufgeführten Punkte zur Erledigung mehrerer Antraͤge ein- 
zelner Gutsbeſitzer über alle in Srage geftelften Vefſusniſe 
ganz gehorfamft: 

Oppeln, den 6. Februar 1827. Ä 

Königl. Regierung. 
* PR, wirklichen .Scheimen Staats: 


umd dirigirenden Minifier des Innern 
und der ar Bam. ——— 
dma 


Excellen su Berlin 


Ä 111. | | 
Reſcript des König. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung in Oppeln, 
-diefelbe Angelegenheit betreffend. 


Zur Erledigung der Anfragen in dem Bericht der 
Koͤnigl. Regierung vom 6. Februar d. J., wegen der Abs 
zweigung und Vermehrung der Propinations⸗Anſtalten auf 
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dem ‚Lande, ift ed, mie Derfelben im Einverftändniffe mit 
dem Koͤnigl. Finanzs Minifterio Hierdurch eröffnet mird, 
wefentlich, die Arc der Ausübung des Rechts zum Bes 
triebe der DBiers und Branntwein, Fabrikation von der 
Befugniß am fich zu unterfcheiden. Diefe Befugniß bes 
ruht entweder auf fruͤherm Befig, auf dem Nachweiſe eis 
nes Grundvermögend. von 15000 Rthl. nach landſchaftli⸗ 
cher Taxe. Im erſtern Falle iſt ſie als ſolche unter den 
in: der. Deklaration vom sı, März 1787 (Kornſche Edik⸗ 
tens Sammlung B. 21. ©. 147) enthaltenen Mopififatio: 
nen, veräußerlich; im: legtern Falle. ohne dad Grundſtück, 
‚ nach der Circulars Verfügung ded Königl. Staats: Minis 
ſteriums vom 6. September 1818 nicht: Die Art der 
Ausübung des Gemwerböbetriebd- Rechts aber ift nirgend 
eingefchränkt, und aus gewerbepolizeiliden Grün 
den ift daher der Betrieb in mehrern Anſtalten nicht zu 
verfagen, die Veräußerung folcher einzelnen Brauereien und 
Brennereien dagegen nur zu geflatten, wenn damit zugleich 
ein Grundwerth von 15000 Rthl. als eine ſelbſtſtaͤndige Be⸗ 
fisung, und ohne Verringerung des zur Fortfeßung des Betries 
bed gefeglich, erforderlichen Grundwerchd abgetreten wird. 

Die zweite Frage kann allgemein nicht beantwortet 
werden, weil die Beantwortung derfelben verneinend oder 
bejahend ausfallen muß, je hachdent das Gewerbsbetriebs⸗ 
Rechts und deſſen Ausübung, oder nur die Bier- und 
Branntwein-Fabrikation in einer beſtimmten Anſtalt auf 
Zeit verpachtet worden iſt. Der Pacht⸗Kontrakt wird Hier: 
über in jedem einzelnen Falle entfcheiden, und der etwas 
nige Widerfpruch des Pächterd event. im Wege Rechtens 
erörtert werden müffen, in fofern jedoch bie Verpachtung 
des Gewerbsbetriebs⸗Rechts außer Zweifel, darf von 
Gewerbes Polizei wegen ein anderweitiger Berrieb nicht ges 
fiattet werben. 

Die dritte Frage endlich wird, den darüber bereits 
ertheilten Vorfchriften gemäß, unbedingt verneint. | 

' Berlin‘, den 19. April 1827. 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. u n. 
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Reſcript des Königf. Minifferiums des —* an bie 
Königl. Regierung zu Magdeburg, und abfchriftlich zur. 
Nachricht an die. Königl. Regierungen zu Erfurt und 
Merfeburg, die Mühlen Anlagen in den neuen und 
wieder eroberten —— —— 





Das Miniſteriam des Innern kann der von der * 
nigl. Regierung in Ihrem Berichte vom 16. d. M. ent 
wickelten Anſicht hinſichtlich der Guͤltigkeit der Allerhoͤch⸗ 
ſten Kabiners, Ördre vom 23. Dftober v. J. wegen der 
Miüpten: Anlagen für. die Theile: Ihres Verwaltungs : Bes 
zirks, welche auf dem linken Eid, Ufer belegen find, nicht 
beiſtimmen. | 

Denn aus der Feſtſetzung des F. 12. der Verordnung 
vom 15. Septbr. 1818 (Geſetz⸗ Sammlung pro 1818 
pag 178) gebt fchon hervor, daß die Abſicht des Geſetz⸗ 
geberd nicht dahin gegangen ift, das Edift vom 28, Ok⸗ 
tober 1810 für tie wieder eroberten und neuen Provins 
sen antendbar zu erklären. 

Wenn alfo am Schluffe der Alterhöchften Kabinets⸗ 
Ordte vom 23. Oktober v. J. beſtimmt worden iſt, daß 
es in dem ſeit 1814 mit der Monarchie vereinigten Pros 
vinzen und Drtfchaften bei den daſelbſt beſtehenden 
Vorſchriften verbleiben folle, fo find unter den in jener 
Kabinets⸗Ordre bezeichneten Landestheilen eben ſowohl die 
wieder vereinigten ald die neu vereinigten Provinzen, 
unter denen in biefer Hinſi cht Fein Unterſchied ſtatt finde, 
zu verſtehen. 

"Das Edikt vom’ 28. Oktober 1810 und die Aller⸗ 
hoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 33. Oktober v. J. koͤnnen 
daher. nur für diejenigen Landestheile der Monarchie als 
guͤltig angefehen werden, welche im Jahre 1810. zum Preu⸗ 
Bifchen Staate gehörten. | 

Die durch letztere angeordnete Beſchraͤnkung beziehet 
ſich ferner, ihrem woͤrtlichen Inhalte gemäß, nur auf 
Mahl: nicht aber auf Schneide⸗ Walt⸗ Oehl⸗Muͤhlen ꝛ*t. 


Megen Anlegung der letzteren iſt mithin in den al: 
ten Provinzen, für welche. das Edikt vom 28. Dftober 18 ı0 
Gefeged-Kraft hat, auch noch ferner nach dem Grundſatze 


jenes Ediktes zu verfahren. 


Nach welchen Geſichtspunkten die Landes: Polizei, Be 
hörden fich bei Anwendung: den mehrgedachten Allerhoͤch⸗ 


fien Kabinets-Ordre vom 23. Oktober v. J. zu achten 


haben, wird der Königl. Regierung aus dem abſchriftlich 
anliegenden unterm ı5. December v. J. *) an die Regie⸗ 
zung zu: Fraukfurt a. D. erlaffenen Neferipte zu erfehen 
gegeben. | 
Daß in den — eroberten und neuen Provinzen, 
fuͤr welche das allgemeine Landrecht gilt, wegen der Muͤh— 
len» Anlagen auf die Vorfchriften des leßteren, welches 
an die Stelle aller früher beftandenen allgemeinen Geſetze 
getreten iſt, zurücfgegangen werden muß, ergiebt fich dem: 
nächft zwar ſchon aus der Schluß : Beflimmung der Aller; 
hoͤchſten Kabinets-Ordre vom 23. Öftober v. J.; der 
Königl. Negierung wird aber doch hierbei eine Abfehrift 
der dieferhalb an die Megierung zu Münfter ergangenen 


"and auch den übrigen Regierungen der. Provinz Weftpha: 


len mitgetheilten Verfügung vom 3. Februar d. J. **) 
zu Ihrer Nachricht zugefertigt. | 
Berlin, den 29. Mai 1827. 
. Der Minifter des Innern. 
N ‘ v. Sandmann. 


— — — — 


113. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 


Koͤnigl. Regierung zu. N. N., die Wahl und Ans 
nahme. der Schornfleinfeger betreffend; 
Da die Königl. Regierung, wie aus Ihrem Berichte 
vom 24. v. M. hervorgehet, dem. Magifirat zu N, N. 
be⸗ 
rg. 1826, Ates Heft, ©. 1119. i 
230 1827, ea, ©. ©. 212: 
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| bereit freigeſtellt hat, den von der Orts ⸗Commune ge⸗ 
wählten Schornſteinfeger auf Kontrakt anzunehmen; fo iſt 
dadurch die Ihr von hier aus früher mitgetheilte Beſchwerde 


des Magiftrats gehoben, und bedarf es alfo: Seitens des, 


Minifterii des Innern feiner "weiteren Beſcheidung deflel- 
ben. Was jedoch die Bemerkung der Koͤnigl. Regierung 
am Schluffe des vorliegenden Berichts betrifft, fo gereicht 
Ihr zur Achtung, daß Sie im Verfolg ded General⸗Re⸗ 
feripte8 vom 26. November 1822 auch die Fand: Gemeins 
den in der beliebigen Wahl eines Schornſteinfegers nicht 
beſchraͤnken koͤnne. 
Berlin, den 17. April 1827. 
. des Innern. Erſte Abthellung. 
| Köhler. 


ı1d. 


Kefotucion des Koͤnigl. Miniſteriums des Snnern an 


den . Kreis: Schornfteinfegermeifter N., und abfehriftlich 
an die Königl. Regierung zu Oppeln, deſſen Berhältniffe 

in Beziehung auf Armen Verpflegung und Ger 
werbes Betrieb betreffend. Ä 


——— 


Dem vormaligen' Kreis: Schornfteinfegermeifter N.N. 
wird auf Seine Bitrfhrift vom 26. v. M. zum Beſcheide 
eröffnet, daß, wenn Supplifant Armuthshalber Sich nicht 
ernähren kann, GSelbiger Sich an die Kommune wenden 
muß, in melcher Derfelbe wohnhaft if. 

Uebrigens ift ein Schornfteinfeger Fein Offiant, ſon⸗ 
dern ein Handwerker, und ed kann daher denjenigen Be: 
Hörden, die feiner Arbeit bedürfen, und die mit einem 
Schornfteinfeger zu contrahiren veranlagt find, die Wahl 
Defien, mit dem fie contrahiren wollen, nicht, beſchraͤnkt 
werden. 

Berlin, den 7. Juni 1827. | 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung: 
| ' Köhler. 


Annalen. Heft I. 1327. Ji 
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1 15. 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, die 


Gewerbeſchein⸗Loͤſung von Seiten der Muſiker 
betreffend. 


— 


Es iſt Höhern Orts feftgefegt worden, daß die Be 
fielung der Muſiker zum Mufitmachen außerhalb ihres 
Wohnorts nur dann die Befreiung von Löfung eines Ge 
werbefcheind begränder,. wenn das: Mufitmachen nicht 
in Gaſt/- und Wirthshaͤuſern, Krügen, Tanzböden und ähm 
lichen Orten außerhalb des Polizeis- Bezirks des Wohnorts 
exerzirt wird, und zugleich der Mufiker fih auf den Bes 
zirk zweier Meilen von feinem Wohnorte beſchraͤnkt. Ueber 
dieſen Bezirk von 2 Meilen hinaus, und innerhalb deffel 
ben an den vorerwaͤhnten Orten kommt alfo die erfolgte 


Beſtellung nicht in Betracht, vielmehr tritt die Verpflich— 


tung zur Loͤſung des Gewerbeſcheins kin, 
Died wird zur allgemeinen Nachachtung hiermit bes 
kannt gemacht, | | 
Oppeln, den 30. Mai 1827. 
| | Königl. Regierung. 
Abtheilung für Domainen, Zorfien und direkte Steuern. 





Baus Polizei. 


| 116. 
Mefeript des Könige. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Potsdam, die Befkrafung der 

MöplenbausKottraventionen und deren Befannt 
machung durch die Amtsblätter betreffend. 


Auf den Bericht der Könige. Regierung vom 4. d. 
M., die durch Ausführung eines Windmühlenbaues vor 
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Eingang des polizeilichen Konfenfes von dem Muͤhlenmei⸗ 
ſter N. N, begangene Kontravention betreffend, wird das 
in diefer Angelegenheit ergangene Nefolut vom 20. Des 
cember v. J., nacb welchem der N. N, in 25 Rthl., der 
Mühlenbauer N. N, aber in 10Rthl. Strafe genommen 
werden fol, im Beziehung auf das xdiedfälige Recurs⸗ 
Geſuch des erfteren; hierdurch beftätigt. Die Könige. Res 
gierung „hat -folhes dem N. N. befannt zu machen, zu⸗ 
gleich aber die erfolgte Beſtrafung, ohne Benennung der 
Deftraften, zur Warnung gegen ähnliche Kontraventionen, 
durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen: - 

Berlin, den 28; April 1827: | y 
De Minifter ded Innern. 
v. Schuckmann. 


. 


117. 
Reſcript des , Khnigl Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Trier, die Erbauung von Häufern 
in ber Nähe von Privat» Waldungen betreffend. - 
Das Minifterium findet fich veranlaßt, der Königl. 
Kegierung auf Ihren Bericht von 5. v. M, 
die Befchwerde des N. N. megen der ihm unterfagten 
Erbauung eined Wohnhaufes betreffend, 
Folgendes bemerflich zu machen: | 
Daß die von der Königl. Negierung in Bezug ger 
nommene franzöfifche Forft Ordnung vom Jahre 1669 in 
dem dortigen ehemals zum Deutfchen Reiche gehörig 'ge: 
wefenen, vormals franzöfifhen Landestheile, je genolten 
hätte, will nicht einleuchten. Es ift für die Einführung 
derfelben von der Könige. Regierung fein Gefeg allegirt. 
Auch das Stantsrathe s Gutachten vom 12: Brumaire XIV. 
verordnet eine folche Einführung nicht. Dieſes Gutachten 
iſt eine Deklaration eines "altfranzöfiichen Gefeges, welche 
nur für diejenigen Landestheile anwendbar if, in melden 
jened Gefeg von 1669 publicirt worden, Geitdem die 


Rheinprovinzen mit dem Preußifchen Staate vereinigt find, 
| Ji 2 
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find fehr viele altprenßifche Gefege deklariert worden, ohne 
daß man deshalb, weil folche Deklarationen in die Ges 
ſetzſammlung aufgenommen worden, hätte folgern koͤnnen, 
daß jene altpreußifchen Gefege nunmehr auch in den Rheins 
provinzen eingeführt feten. 

Dieſe Meinung wird auch durch die von der Königl, 
Regierung allegirte Verordnung der Deftreichifch » Baterfchen 
Landes » Adininifirationds Kommiffion vom 2 ı. Januar 1815 
beftätigt. Denn bdiefelbe nimmt auf die Borfl- Ordnung 
von -1669- feinen Bezug, fondern flellt ein ganz neues 
Spftem auf, welches auch auf Privat Waldungen Bezies 
bung hat. Im diefem verbietet fie aber Anlagen der in 
Rede fiehenden Art nicht geradezu, fondern reſervirt dabei 
im $. 1. nur die Genehmigung ded Staats, welche das 
. Minifterium ded Innern zu dem Bau ded N. N. auf 
der bisherigen Stelle Hiermit. zu ertheilen. Eeinen 
Anſtand nimmt. 

, Allein auch diefer Genehmigung dürfte ed kaum be 
durft haben, da die Verordnung vom 21. Januar 1815 
eigentlich nur von neuen Anlagen redet, mithin auf Ders 
fiellung von Gebäuden, die fhon — wie. Supplifant bes 
hauptet und die Koͤnigl. Regierung nicht beſtreitet — Jahr⸗ 
hunderte hindurch oder überhaupt zeither beftanden haben, 
nicht bezogen werden kann. | 
| Berlin, den 6. April 1827. | 
Miniſterium ded Innern. Erfte Abteilung. 

Ä i Köhler. 


I. 
Weges Polizei, 


118. 


Gerichtliche Ausſpruͤche uͤber die Verpflichtung zur An⸗ 
legung und Unterhaltung von Landwegen oder 
Straßendaͤmmen in den Doͤrfern. 





a. 
Einem Koͤnigl. Hochloͤblichen Ober⸗Landes, Gerichte der 


Neumark überfenden wir anbel, (sub lit. b.) das in Appella⸗ 
tlonsſachen der Gutsherefchaft zu N. N. wider den fiscum 
für. die Polizei» Deputatiog der König. Neumärkichen Regie⸗ 
rung abgefaßte Erkenntniß, zur Publikation und weiten belle, 
bigen Verfügung, mit. dem Erfuchen, die unten verzeichneten 
Koften baldgefälligft an die ———— BO bes 
richtigen. zu laflen. | 
Berlin, den 25. April 1316. 
ee des. König. en 
v. Braunfhmeig. 


Ein Könial, Hochlobl. Ober ⸗Landes-Gericht. 
der Neumark 
zu Frankfurt a. O. 


b. 


In Sachen der Gutsherrſchaft zu N. N., Klaͤgerin und 
Appellantin, gegen den fiscum für die Polizei⸗Deputation der 
König: Regierung der Neumark, Beklagten und Appellanten, 

erkennet der ‚Ober  Appellationg » Senat des König. Kam⸗ 
mergerichts, den Akten gemaͤß fuͤr Recht: 
daß das am acht und zwanzigſten Oktober Eintauſend Achehuns 
dert und Funfzehn publizirte Erkenntniß dahin abzuaͤndern, 
daß. die klagende Gutsherrfchaft nur für ſchuldig zu halten, 
‚einen gewöhnlichen Landweg durch. das Dorf N. N; nad 
Anmeifung der Landes» Polizei» Behörde, tadelfrei zu- erhals 
‚ten, im Fall aber ein Steinpflafter oder andere Kunſtſtraße 
durch daſſelbe zu bauen noͤthig oder’ rathſam gefunden ters 
den ;follte, dazu nur die nöthigen Hands und Spanndienfte 
zu ftellen, und die auf ihrer Feldflur befindlihen Materias 
ken, gegen Entſchaͤdigung für die lektern, herzugeben. 

Die Koften beider Inſtanzen werden gegeneinander ver⸗ 
(lichen, und der Antheil des Fisch niedergefchlagen. 

Von Rechtswegen. 
Gründe, 

Die Patthelen kommen darin überein, daß die Entſchei— 
ung der gegenwärtigen Sache nicht auf befonderen Rechtsnor⸗ 
en beruhen, und leiten. ihre gegenfeitigen Nechte nur aus dem 

Tit. ıg. Theil II. des Allgemeinen Landrechts 
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J 


ab. Dies hat aber uͤber Hauptreparaturen, dergleichen hier 


in Frage ſtehen, die nemlichen a. ertheilt, mie über 


erfte a | 
$. 24. 1... 
Vei der erſten Anlegung unterſcheldet es aber, * Na 


tur der Sache gemäß, gewoͤhnliche Landwege von Straßen— 


daͤmmen. Jene ſind ſolche, welche durch gewoͤhnliche Hand⸗ 


und Spann-Dlenſte des Landmanns gemacht werden koͤnnen, 
diefe hingegen erfordern Eünftlichere Arbeiter, Es kann aber 
fein Zweifel fein, daß nicht ein Steindamm zu der Kategorie 
der Straßendämme gehöre, indem er fünftlihe Arbeit erfordert, 
als gewöhnliche Handdienfte der Landleute. Mithin kann nad) 
$. 17. l.c. die Anlegung und nach $. 24. 1. c. eben fo wenig 
die Haupt: Reparatur eines Steindammes von einem Privat 
mann gefordert werden, wenn derfelbe nicht einen Dammzoll 
von den Reiſenden zu erheben befugt ft. | 
© Müller Pract. March. 46, 32. . . 

Der beklagte ‚Fiskus Hat zwar ‚allerdings darin Recht; 
daß die klagende Gutsherrfchafe nicht von ihm die Herftellung 
des Dammes fordern könne. Das thut fie aber: auch nicht, 
fondern iſt erbötig, einen gewöhnlichen Landweg tadelfrei zu 
erhalten, und nur, in dem Fall, daß die Koͤnigl. Regierung 
einen fünftlihen Weg oder. Steindamm: dort anzulegen gut fins 
den follte, will fie von den Koften befreit fein. -; Und dleſes 
ihr . Petitum ift den Geſetzen ausgeführtermaßen gemäß, da 
kein befonderer Grund vorhanden iſt, welcher die Gutsherr⸗ 
ſchaft gegen die. Regel des gemeinen Rechts verpflichtete. Soll 


aber ein Steindamm angelegt werden, welches der Beurthei⸗ 


lung der Landespotizet anheimgeftellt bleibe, fo: iſt die Guts⸗ 
herrſchaft Hand⸗ und Spanndienſte, und gegen Entſchaͤdigung 
Materialien aus ihrer Feldflur da⸗ zu geben verbunden, wie 
im Urtel beſtimmt iſt. | 
(L.S.) v. Braunſchweig. 

Publizirt Ftankfurt a. O, den 15. Mai 1816. 

In Sachen des Fiskus, Namens der Koͤnigl. Negierung 
von der Neumark, Verklagten und Revidenten, gegen die 


Guteherrſchaft zu N. N., Klägerin und Revifün, 


Ag 
"Erkennt das . Königl. Geheime Oben »daibunal Stermit füc 

Recht: 
daß wenn gleich die Görmlichteiten für richtig anzunehmen, 
derinod in der. Hauptſache das AppellationssUrtel, vom ı5. 
Mat 1816 zu beitätigen, und Revident der Reviſin die Koſten 
dieſer Inſtanz zu erſetzen verbunden, die gerichtlichen Bann 
aber ie | 

. Bon Rechtowegen 
(L,S.) v. Grolmann. 
Publtzirt den 26. — 1816, 


| IX. F 
Medizinal— Weſen. 
om 
——— des Koͤnigl. Miniſteriums ber Geiſt· 
lichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Einreichung jaͤhr⸗ 


licher Ueberſi 2 von ben Rroisinal »Perfonm 
Be 


Um. eine fummarifche Ueberſicht der Medizlnal⸗ Ders 
fonen im Staate nach der jegt beftehenden Kiaffififation 


des Heils Perfonals und zugleich auch eine Totalsleders 


ſicht der Medizingl s Beamten zw erbaften, welche die Cen⸗ 
trals Behörde gar nicht entbehren fann, und die auch für 
die einzelnen Reglerungen ſelbſt, ſewohl in ſiatiſtiſcher als 
adminiſtrativer Hinſicht Beduͤrfniß iſt, kaun das bisherige 
Schema zu den von den Koͤnigl. Regierungen einzuſenden⸗ 
den jaͤhrlichen Nachweiſungen aller vorhandenen Medizi⸗ 
nal⸗Perſonen in jedem landraͤthlichen Kreiſe, nicht mehr 
fuͤr zweckdienlich erachtet werden. 

Das Minlſterium Hat daher ein anderweites, weſent⸗ 
lich veraͤndertes und vollſtaͤndigeres Schema zu dieſen jaͤhr⸗ 
lichen ſummariſchen Nachweiſungen entwerfen laſſen, und 
überfender ber Königl. Begierung ſolches mit den dazu ge⸗ 
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hoͤrigen Erläuterungen (sub lit.a.) anfiegend mit dem 
Auftrage, biernach nun die fraglichen fummarifchen Weber: 
fihten aljährlich anfertigen zu laſſen und einzureichen, 
auch hiermit fhon pro 1826 den Anfang zu machen, 
gleichviel ob die Könige. Negierung diefe fummarifche Ue 
berſicht nach dem früheren Schema bereits für das ge 
nannte Jahr eingereicht hat oder nicht. 

Damit jedoch der Zweck um fo vollſtaͤndiger erreicht, 
und die Nichtigkeit der einzelnen aufgeführten Summen 
felbft von Seiten der. Königi. Regierung gehörig geprüft 
‚ werden kann, auch um ein Grund: Tableau über alle in 
jedem einzelnen Negierungs + Bezirk vorhandenen Medizinal: 
Derfonen nach der neuen Kiaffififation derfelben zu erhal: 
ten, ift mit diefer fummarifchen Weberficht dad erfie Mal 
. gleichzeitig auch eine namentliche fpeziele Nachweifung der 
vorhandenen Medizinals Perfonen nach denfelben Rubtiken, 
wie fie im beiliegenden Schema angegeben, find, einzureis 
hen, wogegen in Zukunft jährlich nur der Zus und Ab 
gang namentlich nachzumeifen ift, die biöherigen tabellaris 
ſchen, alle 5 Fahre einzureichenden namentlichen Nachweis 
fungen aber ganz aufhören ſollen. 

Berlin, den 25. April 1827. 

Minifterinm der Geiftlichen-, Unterrichts, und Medizinal: 
Angelegenheiten. 
v. Alten ſtein. 


Bi oo 
Summariſche Nachweifung: 
ſaͤmmtlicher Medizinal⸗Perſonen im Bezirk der Regierung 
zu | 
auf das Zahe 

Bemerkungen über die Ausfältung biefer 
Tabelle. - 

In die Rubrik „Aerzte“ find nur —— 
alle promovtrten Aerzte: 


a) welhe als ſolche bie medizinifchen oder mebiztnifchen 
und Kirurgifhen Staats Prüfungen zuruͤckgelegt haben, 


- 
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Wer jü den Wundätzten II. Klaffe, au den Apothekern, 
Hierärzten ꝛc. zu zählen iſt, ergeben die einzelnen Rubriken 
see Tabelle ſelbſt; nur iſt noch zw bemerken, daß: 







erzte: — * 
e die medizlniſchen oder mediztni, | 
Staats Prüfungen zuruͤckgelegt hab 


ed! Google‘ 
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und in Ihren erhaltenen Approbatlonen als Doctores 
promoti genannt find; 

b) deren nachträglich erlangte Doktorwuͤrde vom Staate, 
entweder durch befondere Neferipte oder durch Verleihung 
von oͤffentlichen Aemtern, die gefeglich nur von Promotis 
verwaltet werden. follen, anerkannt worden if; 

c) welche als praktifche Aerzte allein oder als Wundärzte 


und Geburtehelfer zugleich approbirt, entweder bei der , 


Befignahme neuer Provinzen mit übernommen und als 
ſolche anerkannt, oder als öffentliche Lehrer oder fonftige 


Medizinals Beamte vom Staate aus dem Auslande bes 


rufen worden find. 

In die Rubrik „Wundärzte I. Klaffe* (nicht promovirte 
Medicos Chirurgen) find unbeſchadet Ihrer aus ber fruͤhern Vers 
faffung etwa erlangten höhern Gerechtfame aufzuführen: 

a) alle Aerzte, welche ohne vorher promovirt zu haben als 
praktifche Aerzte die medizinifch s ghirurgifchen Staats, Prüs 
fungen befanden haben, und aur Ausäbung der internen 
Praxis befugt. find; 

) alle, welche zwar auf einer ausländifchen oder ſelbſt ins 


ländifhen Liniverfität den Doktorgrad erhalten haben, jes 


"doch erft nachdem fie die vorgedachten Staats  Prüfuns 
gen zurückgelegt hatten, und daher weder in den erhals 
tenen Apprtobationen als Doctores promoti genannt find, 
noch deren nachträgliche Promotion vom. Staate als gels 


tend für eine höhere Safe des Hellperfonals anerfannt , 


worden if; 

c) alle, welche. ohne promopirt — haben, als praktiſche Aerzte 
oder (9. Licentiaten) bei der Beſitznahme neuer Provinzen 
mit übernommen, und als ſolche entweder unmittelbar oder 
nachdem fie vorher einer befondern Prüfung unterworfen 
wurden, anerfannt worden find. , 

d) alle, welde nach der gegenwärtigen Mebizinat, Berfaffung 
die Approbation als Wundaͤrzte I. Klaſſe ausdruͤcklich ers 
halten haben, 

Wer zu den Wundärzten II. Klaffe, zu den Apothefern, 


bierärzten ꝛc. zu zählen ift, ergeben die einzelnen Rubriken 


ev Tabelle ſelbſt; nur iſt noch zu bemerken, daß: 


- 
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i) wenn Aerzte ober Wundärzte von einer oder der andern 
vorgefchriebenen Prüfung Bdispenfirt worden, diefelben in 
‚blejenigen Rubriken zu ftellen find, wohin. fie nad ihrer 
erhaltenen Approbation oder fonftigen ertheilten Befugniß 
zur Praxis gehören. : | 

2) Hinſichtlich der nicht rite oder gar nicht promovirten obes 

ren Milltairärzte, welche zum größten Theile noch Keine 
befondere Approbation haben, die von tynen beftandenen 
mediziniſch/ chirurgifchen oder fonftigen Staats » Prüfungen 
entfcheiden; 

3) alle ungeprüfte Batalllons⸗, Sarnifons, Staabs/ und 
Oberaͤrzte, fo wie alle (ſelbſt geprüfte) Compagnies und 
Estadrong » Chirurgen, wenn legtere vom Minifterio nicht 
mit einer Approbation verfehen find‘, nicht in diefe Lifte 
gehören, da ihnen. die — der Praxis im Eivife 
nicht zuſtehet; 

4) zu den „Apothefern nur die wirklich conceffionirten Apos 
thefens Defiger und die. im Staatsdienfte angeftellten, fo 
wie unter den Proviforen nur jene aufzuführen find, wel; 
he feldfiftändig eine Apothefe verwalten; 

5) alle. „Ihierärzte welche eine andere als in ber Tabelle 
angeführte Qualifikation und. Anftelung. erlangt haben, 
auch mac) derjelben benannt werden muͤſſen. 


Uebrigens dienen. zur Erläuterung der zten und aten Klafle 
nachfolgende Bemerkungen : 


a) die Thierärzte „3ter Klaſſe Roßarzte) die, ſobald von 
der aten Klaſſe eine hinreichende Anzahl vorhanden 
feln wird,’ eingehen follen, meil ihnen nur eine bes 
fhtänfte Beterinair ; Praris verftattet werden kann, — 
folen nicht Kurfhmiede genannt werden, indem 
diefer Name richtiger den eraminirten Beſchlagſchmieden 
gebuͤhrt, wenn die zte Klaſſe aufgehoben ſein wird; 

b) dieſe examinirten Beſchlagſchmiede find meht als ihre 
gegenwaͤrtige Benennung beſagt, da ſie Gehuͤlfen der 
Kreis: Thierärzte und uͤberhaupt der Thieraͤrzte ater 
Klaſſe fein, auch die Kleine Chirurgie und Huͤlſlelſtung 
in plöglichen Lebensgefahren leiften müflen, und dazu 
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unterrigte werden, -, Außerdem muͤſſen fie perfekte 
Schmiede fein, und eine Hufſchmiede beſitzen. —— 

Ferner iſt zu bemerken, daß 
6) der Titel: „Operateur“ den ein Arzt oder Wundarzt, 
vermoͤge feiner erhaltenen Approbation fuͤhrt, Feiner bes 
ſondern Abtheilung bedarf, fondern in, der, mit dem Tis 
‚tele „Wundaͤrzte“ bezeichneten Haupt / Rubrik oder Unters 
abtheilung zu fubfummiren iſt; 
7) für die arztlichen Sommunal» Beamten in den 
beiden erften KHauptabthellungen eine Spalte offen ger 
laffen worden It, zu welcher Kategorie füglich alle ſtaͤdt⸗ 
ſchen Phyſici, Bezirks, oder Diftrifts, Aerzte, Armen: und 
Spitals Aerzte, "Bades oder Brunnen; Aerzte ꝛc. gezaͤhlt, 
oder auch in befondere Kolonnen aufgeführt werden können; 
9) ‚die in einigen großen Städten angeftellten Polizeis Chls 
rurgen oder forenfilhen Wundärzte, im wieſern fie nicht 
bloße Kommunal:Beamte find, in die Kategorie der „Kreis _ 
. Chirurgen“ mit aufzunehmen find — daß endlich 
9) Hinfichtlih der Milttatrs Medizinals Beamten zur Kates 
gorie der „oberen Aerzte“ alle in diefe Lifte gehoͤ— 
rige Milttairs Aerpte vom Generals Staabsarjte ab, bis 
zu den, bei den Invallden-Kompagnlen angeftellten Ober 
Chirurgen einfchließlich, zu fubfummiren find, und tur die 
Kompagnies und: Eetatpen; ae in ‚die. ate Spalte 
| BP: Ä 





‚120. 


| Gireulars Refeipt des Koͤnigl. Miniſterums der Seifti 


chen, Unterrichts und Mebizinals Angelegenheiten an 


fämmtliche Koͤnigl. Regierungen. und Ober-Präfidien, 


die Gebühren und Unterftügungen der Bezirks⸗Hebam⸗ 


men auf dem platten Lande betreffend. 





Die König. Regierung erhält belliegend (sub lit. a.) 


einen Auszug aus der Allerhoͤchſten Kafinetd-Drdre vom 


21, p. M., durch welche Seine Mapfiär der König, das, 


r 


46 | 
den Bezirkd- Hebammen auf dem platten Lande beigelegte 


Recht, die Bezahlung des niedrigſten Gebilhren» Sages 


auch bei Entbindungen durch andere Hebammen zu fors 
dern, aufzubeben, dabei aber nachzulaflen geruht haben, 
daffelbe für jegt auf den Antrag der Negierungen, nach 
dem Gutachten des Ober-Praͤſidenten, da noch fortbefte 
ben zu laffen, wo Lofals Berhäftniffe ſolches rathſam machen. 


Die Koͤnigl. Regierung twird hiernach zuvoͤrderſt in 
Erwägung ziehen, ob der Zuftand ded Hebammenweſens 
auf dem platten Lande ihres DVerwaltungs: Bezirks bie 
Fortdauer diefer Einrichtung, deren eigentlicher Zweck darin 
lag, die Neigung für die Ausübung des Hebammenge⸗ 
fchäfts zu ‚verftärfen, und dadurch den hebeaͤrztlichen Bei— 
fand in der einfachften Form allen Theilen des Landes zu 
verſchaffen, noch nothwendig fei oder nicht, im erfien Fall 
autorifirt, die Allerhoͤchſte Kabinets»Drdre vom 21. v. M. 
durch Ihr Amtöblatt wenigfiend dem Inhalte nach befannt 
zu machen und darnach zu verfahren, im andern Falle 
angemwiefen, ihre Anträge. an den Dber» Präfidenten der 
Provinz zu richten, und durch diefen bei den Minifterio 
die Ermächtigung. zur Fortdauer der bisherigen Einrichtung 
nachzufuchen. - | 

Erlaͤuterungsweiſe wird noch ‚bemerkt, daß unter den 
Derpflichtungen der Bezirks: Hebammen, deren die Aller 
höchfte Kabinets-Ordre erwähnt, die Dbliegenbeit ohne 
Borwiffen und Zuſtimmung ihres unmittelbaren Vorgeſetz⸗ 
ten fich nicht aus dem ihr angeriefenen Bezirk zu entfers 
hen, und. arme Srauengperfonen unentgeldlich zu entbinden, 
zu. verftehen find‘, und daß durch die Beſtimmung der Als 
lerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre, vermöge welcher der Anſpruch 
auf Unterfiägung aus dem Trauungs- und Tauffonds vors 
zugsweiſe den Bezirkd- Hebammen beigelegt ift, jede ans 
derweite DBefchränfung die ſich in Anſicht auf die Höhe 
der Unterflüsungen die Regierung felbft oder mit Geneh⸗ 
migung des Minifterti gefegt Hat, aufhört, da fernerhin 
alte Hebammen, die nicht zugleich Bezirks: Hebammen find, 
zur Unterfiügung aus dem befagten Fonds nicht eher ger 
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fangen fönnen ‚ als bis die — der Bezirks⸗ Heb⸗ 


ammen Befriedigung erlangt hat. 


Berlin, den 11. Juni 1827. 


| Minifterium der Seitihenn, Unterrichtös und Medizinaks 


Angelegenheiten. | 
v. Altenſtein. 


a. 
uszug. 
Ich genehmige nach Ihrem Antrage aus den dafür ans 


} 


ı geführten Gründen, daß das durch Meine Ordre vom 16, Ja⸗ 


nuar 1317 den Bezirks; Hebammeh auf dem platten Lande beis 
° gelegte Recht, die Bezahlung des niedrigften Gebührenfages der 


 Mebizinals Tare auch bei Entbindungen durd) andere Hebam⸗ 
: men von den Eltern des Kindes zu fordern, wieder aufgehoben 


werde, ermächtige Sie jedoch, daffelbe für jegt auf den Antrag 


' der Regierung und nad dem Gutachten des Ober; Präfidenten - - 


da noch fortbeftehen zu laſſen, wo Lokal-Verhaͤltniſſe ſolches 


: rathfam machen. Bei der bisherigen Einrichtung der Bezirkes 
* Eintheilung foll es verbleiben, und die Bezirks: Hebamme ges 
gen Erfüllung der ihr obliegenden Pflichten, neben den übrigen 
ihr zugewleſenen Einkünften und Emolumenten in den Bezir⸗ 
: ten, wofelbft das Erclufivrecht nunmehr wegfällt, vorzugsmeife 


Anfpruh auf Unterfiügung aus dem Trauungss und Taufs : 
Fonds erhalten, deſſen Verweudung den Provinzial» Behörden 
mit diefer Maaßgabe anheim gegeben bleibt ꝛc. 

Sch überlaffe Ihnen, diefe Beftimmungen durch die Amtes 


blaͤtter bekannt zu machen, 


Berlin, den 21. Mai 1877. | | 
j Friedrich Wilhelm. 


An 
den re re Frelherrn 


— 
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| 21. 
Kefeript bes Rönigl Minifteriums bes — und der 
Polizei-an die Koͤnigl. Regierung zu N. N. die Strafs 
anmendung bei MedizinalsRontraventionen bes 
treffend. 


! 
— 


Der Königl, Regierung wird auf.den Bericht vom 5. 
d. M., die angeblichen Medizinal- Kontraventionen des 
Schänfwirches N. N, betreffend, bemerklich gemacht, daß 
‚das Allgem. Landrecht Th. II. Tit. 20. $. 693., welches 
diefelbe allegirt, hier nicht paßt, inden daffelbe nur fols 
cher Medikamente ermähnt, deren rechter Gebrauch befons 
dere Kenntniß vorausfegt, wogegen in casu von gang ges 
fahriofen Artifein (TIhee und Salbe) die Rede if. Ueber⸗ 
dies iſt nicht erwiefen, daß legtere zum Handel beſtimmt 
gewefen. Die gegen den N. N. ergangene Strafverfüs 
gung wird daher hiermit niedergefchlagen. 

Auch find Hier die Vigilanzs Gebühren aufgefallen, 
für deren Erhebung von der Königl. Regierung fein Ges 
feg angefähre, und. auch fonft dem. Minifterium nicht ers 
innerlich if. 

‚Endlich wird. die Koͤnigl. Regierung angewieſen, dar⸗ 
auf zu halten, daß die Landraͤthe in ihren Straf. Verfüs 
gungen die Gefege anführen, auf welche fie folche — 

Berlin, den 28. Maͤrz 1827. 
Riniferinm ‚des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler. 


122, 


Reſcript der Königl. Minifterien des — und der 
Polizei, fo wie der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medi; 
zinal- Angelegenheiten an das Königl. PolizeisPräfidium 
in Berlin, das Refursverfahren in Mebizinals 
Strafſachen 1 betreffend. 


Die unterjeichneten. Diinifterien eröffnen dem Koͤnigl. 


Ä 


499 


PolizeisPräfivio anf den Bericht vom 23. d. M., daß fik 
fih bewogen finden, mit Ruͤckſicht auf die von dem Stats 
wundarzt N. N. angeführten Gründe in dem vorliegenden 
Falle, die gegen denfelben feſtgeſetzte Ordnungsſtrafe von 
Fuͤnf Rthl. Hierdurch niederzufchlagen. : 

Uebrigens hat das König. Polizei⸗Praͤſidium fünftig 
die Rekurs-Geſuche über die gegen Medizinals Perfonen 
feftgefegten Ordnungsſtrafen diefer Art nicht mehr an das 
Miniftertum des Innern und der Polizei einzureichen, ſon⸗ 
dern die Entfcheidung dem mit unterzeichneten Minifterio 


ber Geiftlichen:, Unterrichts. und Medizinal: Angelegenheis 


ten anheim zu ftellen, fo wie übrigens die Unterfuchungen 


wegen des unbefügten Kurirens Seitens der‘ zu gar feiner 
Klaffe der Medizinals Perfonen gehörenden Subjekte über: 
haupt nicht vor das Polizei: Präfivium gehören, fondern 
den gewöhnlichen Gerichten überlaffen «werden müffen. 

’ Berlin, den 22. September 1826. 

Miniſterium des Innern Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Uns 


und terrichts⸗ und Medizinal: Ans 
der Polizei- gelegenbeiten. 
m Schuckmann. In Abmwefenheit des Herrn Chefs 
Ä Ercellen; | 


Dufeland. 


123. 


Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei an fämmeliche Königl. Regierungen, 


wegen der gegen bie Weiterverbreitung der Poden- 
Krankheit zu nehmenden Maafregeln. 





Um bei entfiehender Poren: Krankheit im Bezirke ber 
Könige. Negierung deren weiteren Verbreitung in andern 


Departements zuvorzufommen, wird Sie veranlaßt, beim 


Ausbruch diefer Krankheit in Ihrem Bereiche den benach⸗ 


barten Regierungen davon fofort Nachricht zu geben, das 


mit die Polizeis Behörden auf Perfonen, die aus einer fol 


- 
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chen Gegend fich einfinden, aufmerkſam fein können, umz 
die etwa verfannte oder verhehlte Krankheit zeitig zu ent⸗ 
decken, und vielleicht durch zweckmaͤßige Mittel „die Weis 
terverbreitung der. Krankheit verhüten zu koͤnnen. 
- Berlin, den. 8. Juni 1827. Ä | 
Minifterium ded Innern. Erſte Abtheilung. 
es, "Köhler. 





= | 124. 

Reſcript des Koͤnigl. Minijkeriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu N. N., bie Ber; 
hütung des Schlahtens ungefunden Viehes, und. die 

Prüfung der Schlächter über Viehfranfheiten be 

| treffend. = 


Den Antrag, den die Königl. Regierung in Ihren, 
an die Minifterien der Medizinals Angelegenheiten und des 
Innern -erftatteten Berichte vom 21. September v. J. zur 
Verhütung der von Ihr erwähnten, durch den im vorigen: 
Jahre an mehreren Drten im dortigen Regierungs s Depars 
tement ausgebrochenen Milzbrand entflandenen Unglücks—⸗ 
fälle, gemacht hat, den Gewerbebetrieb der Schlaͤchter von 
einer vorherigen Prüfung abhängig zu machen, iſt fhon 
früher von einzelnen Provinzial Behörden zur Sprache ge 
Draht worden, hat aber ſtets daffelbe Reſultat ergeben, 
- daß nemlich durch eine Prüfung der Schlächter über ihre 
Bekanntſchaft mit. dem Kennzeichen der Vieh > Krankheiten 
für die Sanitätd » Polizei nie etwas gewonnen worden fel, 
oder jemals gewonnen werden fünne, 


Denn es ift in der Kegel nicht der Mangel an Kennts 
niß, mit dem man hierbei zu kämpfen hat, da den Schlaͤch⸗ 
ter fein eigenes Intereſſe fchon antreibt, -fich mit den Keun⸗ 
zeichen der Gefundheit ded Viehes bekannt zu machen, fon 
dern es ift der Mangel an gutem Willen, fo wie der Eis 
gennug, der auf Leben und Gefundheit feiner Kunden Feine 

Ruͤck⸗ 


‚or 
Käfige nimmt, welcher. Gauptränf zu beachten ft, und 
gegen den Feine Prüfung Hilft: 

Daß der Schlaͤchter, wenn ergepruͤft worben⸗ = 
wenigftene: nicht der Strafe unter dem Vorwande entzie⸗ 
hen koͤnne, er habe unwiſſend geſehtt a ‚die ** 
—* keinesweges.. 2 iteng 

+ Sobald das Geſetz befiehe;: daß Kat gehe nicht: 
zum Verſpeiſen geſchlachtet werden ſolle, hat der Schlaͤch⸗ 
ser; er mag gepruͤft fein oder nicht / die Verpflichtung, ſich 
mie den Kennzeichen der Geſundheit des Viehes bekannt 
zu machen, und darf fich mit Unwiſſenheit hierin nicht ent⸗ 
ſchaldigen. Ueberhaupt iſt jeder in Ruͤckſicht ſeines Gewer⸗ 
bes als artis peritus anzuſehen, und muß. alles Verſehen, 
die er bei Ausuͤbung deſſelben begeht, vertreten, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht, ob er mit oder ohne Prüfung zuin Gewerbe: Betriebe 
gelaffen würden iſt. Es iſt übrigens keinem Zweifel. unter: 
worfen, daß die Prüfung der Fleiſcher ſchon durch die Edifte 
‚vom 2. Novbr. 1810 und vom 7. Septbt. 1811 aufgehos 
ben worden find,. da nur die dafelbft austrücklich beimerkten 
Gewerbe, feit Emanirung derſelben, eined Qualififationgs 
Nachweiſes bedurft haben und noch bedürfen. 

Auf den Horgedachten Antrag der Koͤnigl. — 
kaͤnn hiernach nicht eingegangen werden. une 

Berlin, den 21. Juni 1827. 
Miniſterium des Innern. Erſte zeunn 
EEE ER ler. 
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128. | 
Pobitandun der Koͤnigl. Regierung in n Merfibn; die 
j Schaͤdlichkeit der Zeitloſe oder des wilden Safrans de 
als Viehfutter betreffend: | 

Es fehlt nicht an Beiſpielen, daß das Kraut uud 
die Wurzel der Zeitiofe oder des milden Gafrand_(col- 
ehicum autumnale L.), einer Pflanze, die fich im Herbſt 
durch ihre Auf einem langen Stiele zwifchen lanzenformi— 


gen Blättern. hervorragende violette Blume cuseichnet, 
oinnalen· Hefttl, 1827. LE; 


en Nutzoieh durch. ihre große Schärfe ſchaͤdlich geworden 
, ft. Das Nindvieh vermeidet fie inftinftartig. Nicht iſt 
dies der Fall bei den, Schweinen, Der Eigenthmer einer 
Wieſe im Bitterfelder Kreiſe hatte Eürzlich mehrere Exem⸗ 
plarg diefer Giftpflanze auf derſelben ausgezogen. und auf 
“einen Triftweg bingeworfen. Don den Dorfſchweinen, die; 
zufaͤllig denſelben beruͤhrten, und davon fonßen, . ind ſieb⸗ 
zehn Stück krepirt, und zwar ſunfzehn ſchon an demſelben 
Tage, an dem, fie. davon gefreſſen hatten. Wir bringen 
dieſen Vorfall zur Kenntniß des Publikums, ‚damit die: 
Landwirthe auf Ausrottung diefer Pflanze ;zwar Bedacht 
nehmen, aber; zugleich“ die: ausgezogenen Zeitlaſen verſchar⸗ 
ren, und fo. den gefährlichen : Genuß derſelben me eigenes: 
und fremdes Vieh verhüten.  : 

| Merfeburg, den 29. Juni 18x. | 

Köni ei men we des Iunern 





Te . x.“. 

wititat ⸗ Sachen 

. 126, | 
Circular⸗ Reſcript des Koͤnigl. Miiſtenz⸗ des Innern 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Erleichterung 
der Kontrolle der Milidairpflichtigen durch Ertheilung 


ſchriftlicher Ausweiſe uͤber ihr Militair-Verhaͤltniß 
betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird die in beglaubter Ab⸗ 
ſchrift (sub lit. a.) anliegende an die Miniſterien des Ins 
nern. und des Krieges. erlaffene Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre 
vom 28. v. M., die Erleichterung der Kontrolle der Mis 
litairpflichtigen durch Ertheilung ſchriftlicher Ausweiſe über ihr 
Militair⸗Verhaͤltniß betreffend, mit dem Auftrage zugefertigt, 
die diesfaͤlligen Beſtimmungen durch Ihr Amtsblatt bekannt 
zu machen, und darnach Ihre Unterbehoͤtrden anzuweiſen. 

Zu den in der Anlage erwaͤhnten Looſungs⸗Scheinen 
und resp. Geſtellungs⸗Atteſten wird der Koͤnigl. Regierung 
hierbei (sub lit b. u.c.) ein Schema überfandt. 


N 
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Die Königt, HKegterung hat ſolches Ihren Kreis⸗Be⸗ 
börden mitzutheilen, und diefelben mit: der erforderlichen 
Zahl von Eremplaren, deren Abdruck Sie zu beſorgen Hat, 
zu verfehen, damit ſaͤmmtliche zur diesjährigen Aushebung 
concurrirende' militairpflichtige junge Leute in dem Alter 
von 20 bis 25 Jahren,’ ſo weit ſie nicht zum Milikair⸗ 
dienſt ausgehoben oder fuͤr gaͤnzlich unbrauchbar erklaͤrt 
werden moͤgten, durch die Kreis-Erſatz⸗ BORN mit 
jenen Looſungsſcheinen verſehen werden können: 

Die im dieſem Jahre ausgefertigten — Scheine 
werden demnaͤchſt bet der Aushebung pro 1828 berichtigt, 
und resp.) ergaͤnzt, und die jungen Leute von der im naͤch⸗ 
ſten Jahre meu hinzutretenden 20jaͤhrigen Alterds Klaffe 
ebenfalls mit Looſungsſcheinen verſehen u. f. wm 
212 Diejenigen Individuen,Welche zur Etgaͤnzung der 
beiiden Fahnen ſtehenden Mannſchaften, oder zur Ergaͤn⸗ 
zung der: Kriegs«⸗Referve und Landwehr ausgehoben 
werden, erhalten die ihnen hiernach noͤthigen Militair⸗ 
Paͤſſe, und den zum Felddienſt untauglich erklärten Leuten 
muͤſſen nach 9. 56020der Inſtruktion vom 13April 1825 
Ateſte üben die ruͤckſichtlich ihrer ' Re Derpäftniffe er⸗ 
— Eutſcheidungen ertheilt werden. 

Denjenigen Leuten in dein Alter von 20bis 25 Jah⸗ 
SE welche ſich ſchon zum einjährigen freiwilligen Militairs 
dieuſt gemeldet, dienen die Atteſte der Pruͤfungs⸗Kommiſ⸗ 
ſionen, denen aber, welche bereits ihre Militair⸗Verpflichtung 
erfuͤllt haben) und von den Fahnen zur Kriegs. Neferve oder 
Landwehr ; oder: als ganz-⸗invalide entlaffen worden find; 
ihre militairiſchen Paͤſſe oder Entläffunndfcheine zur Legitt⸗ 
mation wetgen ihres. Militair⸗Verhaͤltniſſes. 

Es verſteht ſich ferner von ſelbſt, daß bei Indivbiduen/ 
die durch Tauf⸗ Zeugniſſe oder ſonſt glaubhaft darzuthun 
vermögen, daß fie ſich nicht in dem Alter von 20 bis 25 
Jahren befinden, aus ihrem. MilitairzWVerhältniß 
fein Grund hergeleitet werden Fann, ihrem Aufenthälte oder 
ihrer Niederlaffung an einem andern. Drte Dinderniffe ent- 
gegen zu fielen. 

Die Königl:; Begierung Dit jedoch Ber enfeitciden 
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Allerhoͤchſten Anordnung gemäß, die Drtöbehörden fo mie 
die Landraͤthe anzuweiſen, keinem jungen Manne ber vor 
bemerften Alters - Klaffen: den Aufenthalt und die: Nieders 
laſſung zu geſtatten, ohne fofort den Nachweis über. fein 
Militair- Verhättnig zu erfordern, vom. Amtöwegen : einzu: 
fehen, und das in dieſer ————— weiter me immer 
fofort zu: veranlaffen. . 
Berlin, den 5. Iultıgay. ©. = | 
Miniſterium des Innern. Erfle Abthelfung. 
Ei — RR Köhler 
Ze Fe 2 oe zer | | re 
Auf Ihrem Bericht vom 3. d. M. in Betreff der Erlelchs 
terung ‚der Kontrolle der Militatepflichtigen durch fchriftliche Aus⸗ 
weiſe über Ihr Milltair Verhaͤltniß, beftimme Sch: daß beim Ers 
faßgefchäft ſaͤmmtliche Individuen der Alters, Klaffen- von zo bis 
25 Jahren, in foweit ſie nicht zum Militate:Dienft ausgehoben, 
oder gänzlich unbrauchbar erklärt. werden, Looſungsſcheine erhal⸗ 
ten, welche ihr Militair/-Verhaͤltniß vollſtaͤndig bezeichnen, und 
von Jahr zu Jahr durch die Kreis⸗Erſatz / Kommiſſtonen ihres 
jedesmaligen Aufenthalts berichtige und refpektive ergänzt werben 
muͤſſen. Diefe Loofungsfcheine werden auch den svandernden Hands 
‚ werfern dem Wanderbuche: beigefügt. Die Militairpflichtigen find 
zwar nicht zu verpflichten, dieſe Ausweiſe fiets bei fich zu führen, 
es ift ihnen aber bei Ertheiluug derfelben: einzufhärfen,. daß, wenn 
fie bei Reifen und Aufenthalts⸗Veraͤnderungen unterließen, den Aus⸗ 
wels uͤber ihr Militair/Verhaͤltniß bei ſich zu führen, ſie die daraus 
für ſie eutſtehenden unangenehmen Folgen ſich ſelbſt betzumeſſen 
haben wuͤrden. Auch haben Sie, der Miniſter des Innern, die Orts⸗ 
Behoͤrden, fo wie die Landraͤthe, anzuwelſen, keinem jungen Manne der 
vorbemerkten Alters;Klaffen den Aufenthalt und die Niederlaffung zu 
geftatten, ohne fofort den Nachwels über fein Militalr⸗Verhaͤltniß zu 
erfordern, von Amtswegen einzufehen, und: das in diefer Veue⸗ 
bung weiter Noͤthige immer ſofort zu veranlaſſen. 
Ich trage Ihnen auf, dieſe Beſtimmung zur allgemeinen 

Kenntnig zu bringen. 
Berlin, den. ag, Juni 1827. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staats-Miniſter v. Schuckmann 
und Senerak der Infanterie v. Hake. 
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127. 
CireularsReferipe bes König: Miniſteriums des Innern 
an: ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, an ben Koͤnigl. 
Militair⸗Kommiffarius in’ Berlin, und abſchriftlich zur 
Nachricht an’ den dortigen Magiſtrat, die Kompletirung 
der Krieges Riferve ber Artillerie betreffend. ° 





Des Königs Majeſtaͤt haben auf den Antrag des 
Herrn Krieges Minifterd mittelſt einer an denſelden er⸗ 
Aaſſenen Allerhoͤchſten Kabineis⸗Ordte vom 14. April d. J. 
‘zw beſtimmen geruhet, daß zur Komplettirung der Krieges: 
Reſerve der Artillerie gleichfalls, wie es in Betreff der 
Kriegeß- Neferve der Infanterie gefthieht, Rekruten einge 
jogen, und bei dem betreffenden Artiferie- Abrheilungen waͤh⸗ 
rend ſechs Wochen ausgebildet werden koͤnnen. Da jedoch 
bei den Krieges: Meferve : Nefruten ber Artillerie eine größere 
Ausbildung, wie bei den Krieges: Neferve:Refruten der Infan« 
terie erforderfich ift, fo ſollen felbige nach der Allerhoͤchſten Ans 
ordnung moch die nächfifolgenden drei Fahre zur Landivehr- 
Artillerle- Uebung auf vier Wochen eingezogen werden Fönnen, 
and erft dann mit den übrigen in der Kriegs-Referve ftehenden 
gedienten Mantıfchaften in der gewöhnlichen Are alterniren. 

Der Königl Regierung wird dieſe Allerboͤchſte Feſt⸗ 
ſetzung zur Nachricht, und um darnach Ihre Landraͤthe 
zu inſtruiren, mit dem Eroͤffnen bekannt gemacht, daß es 
in Beziehung auf die Ausſchreibung des jaͤhrllchen Erſatz⸗ 
Bedarfs der in Rede ſtehenden Kriegs: Reſerve⸗Rekruten 
„in der nemlichen Art gehalten werden wird, wie es ſchon 
feither Hinſichts des Erfaß; Bedarfs der Krieges: Heferve . 
der Infanterie gefchehen iſt. 

Die Militair , Behörden find hiernach Seitens des 
Herrn Krieges⸗Miniſters mit der noͤthigen Anweiſung ver⸗ 
ſehen worden. | 

— Berlin, den 1. Juni 1827. 


Der Minifter des Innern. 
v. Schucmann. 
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Circular⸗Reſcript des; Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Khnigl, Regierungen, und, abſchriftlich 
| und .an den Magifteat in ‚Berlin, bie, ‚Heranziehung zu 
ben monatlichen -eintägigen Nebungen. den Provins 
zials Landwehr betreffend. 





Dad Könige. Krieges Miniſterium beabſichtigt, Die 
Königl. General» Kommandos zu. autorifiren, ſowohl die 
Garde; Krieges + Neferve » und Garde: Landwehr « Kavallerie 
, Mannfchaften, ald auch die zur Krieges» Neferve und Lands 
wehr der. ‚Garde, Artilterie und Garde: Pioniere entlaffenen 
Leute zu den monatlichen eintägigen Uebungen der Pro 
Hinzial: Landwehr heranzuziehen. 

+. Das unterzeichnete Minifterinm hat fich dieferhalb 
einverftanden. erklärt, und benachrichtigt die Königl. Regie 
rung hiervon, in Solge der. Eircular : Verfügung vom 16. 
Auguft 1822. wegen Heranziehung der zur Krieges⸗Reſerve 
und Landwehr entlaffenen Gardes Kavallerie» Mannfchaften 
3u ben. großen Uebungen der Provinzial» fandwehr, mit 
dem Auftrage, die Landräthe Ihres Departements demge⸗ 
maͤß zu inſtruiren. 

Hinſichts der Infanterie-Mannſchaften der Gar⸗ 
de-Krieges-Reſerve und Garde-Landwehr verbleibt es 
uͤbrigens, da dieſe ihre beſondere Uebungen haben, bei der 
bisherigen Anordnung, wornach fie zu den monatlich eins 
tägigen Uebungen. der Provinzial Landwehr nur Behufs 
der Kontrolle einberufen werden, den dabei ftatt habenden 
Mebungen aber freiwillig beimohnen können. 

Berlin, den 15. April 1827. 

Winiſterium des Innern, 
v. Schuckmann. 





Ana n g. ante 1 





Circular⸗Reſcript des Koͤnigl⸗ Miniſteriums des Innern 

und der Polizei an faͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen d 

General⸗ Inſtruktion für. den Transport der Verbrecher 
and. Bagabpnden im Civilſtande betreffend 2 


—— 


© Die bisher bei — von Verbregeen und 
Landſtreichern oft vorgefallenen, zum Theil hoͤchſt gefaͤhr⸗ 
lichen Unregelmaͤßigkeiten, und die Verſchiedenheit des Ver⸗ 
fahrens ſowohl bei der Fortſchaffung ſeibſt, als in Anſe⸗ 
dung der Transportkoften; haben das Polizei⸗Miniſterium 
beſtimmt, mit Benutzung der von mehreren Koͤnigl. Regle⸗ 
rungen in allgemeinen Berichten und in einzelnen Faͤllen 
abgegebenen Gutachten, eine General⸗Inſtruktion für das 
Verfahren bei den Transporten entwerfen zu laſſen. Dies 
felbe wird der Königl. Regierung in: der Beilage (sub 
lie. a.) mitgetheilt, um ſie bald moͤglichſt zu publizieren, 
und zur Ausführung zu bringen, wobel'derfelben überlaf 
fen: bleibt, in Gemäßheit des $. 34. die nah Manfgabe 

der Provinzial: Eigenshümlichkeiten. oder -fonft nothwendigen 
naͤhern Anordnungen über diefen für die öffentliche Si⸗ 
cherheit fo wichtigen Gegenfland zu wachen. 

Berlin, den 16. September 1816. 
Königl. Polizei: Minifterium. 
9m Aweſerhen Sr. Durchlaucht des Herrn en Pate 
amp 


5) Hier nachträglich abgedruckt, da auf dieſe Generals Fnfiruftion 
in den Annalen ver g Bezug genommen wird, und in letztere 
Aus ade bon Die Iyd m. —— aufgenommen fi find. 
gnk Jabrs. 118, Kr 7.7 &:100s — 1092 
2 aig 1* S. 189. 
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a. 
General⸗Inſtruktion 
fuͤr 


den Transport der Verbrecher und Vagabonden vom 
Civil ande. 





on DR: Ungnlängligteie der, Über den Transport ‚der Ver⸗ 
reden und. Landftreiher vom Livilftande ‚vorhandenen, gefeglis 
hen Vorfchriften und. die Verſchiedenheit des dabei beobachteten 
Verfahrens hat bisher manche, der öffentlichen Sicherheit Höchft 
nachtheilige, Unordnungen veranlaßt, und zu deren Vorbeugung 
nachftehende refp. Zufammenftellung der, darüber beftehenden, 
Weisungen und nähere Inſtruktlon nothwendig gemacht: 


5. 1. 7 
1, Gegenſtand dieſer Inſtruktion. J 


+: .Die gegenwaͤrtige Inſtruktion gilt für alle, von Pollzei⸗ 
Behoͤrden jeder Art angeordnete oder geleitete,  Transpärte der . 
Verbrecher, verdächtigen Perfonen, Landſtreicher oder fonftiger 
Arreftanten, : in fofern ſie nicht zum Militairſtande gehören, 
und daher auf Anordnung ‚einer Milffairs Behörde, transpors 
tirt werden, ohne Unterſchied, ob fie von einem einheimiſchen 
Drte zum; andern, oder aus dem- Lande: ins Ausland, oder aus 
dem Auslande in / oder durch das Inland transportirt werden, 
in ſowett die. Uñanwendbarkeit einzelner Beſtimmungen nicht 
aus der Eigenthämlichfeit: diefer. einzelnen Trausporten folgt, 
wie z. B. beim Transport von einem Drte zum: benachbarten 
- Orte auf die Transportftation nicht: gefehen werden kaun. (9. 6.) 

Sie verbindet, alle diejenigen, welche mit dem: Transporte 
der obgedachten Individuen beauftragt: oder befchäftigt find; 
‚die, beim Transporte durch Gendarmerie oder anderes Militate 
eintretenden, : Abweichungen ergeben fih von felbft, ‚und wers 
den, dem Befinden nad), noch befonders Open) bekannt ‚ges 
macht oder fonft beftimme‘ werden. — 

EU er aghun 1 —X 7 RE DH 

2." Transport der Verbrecher: 
Es verbleibt ‘bei der, duch die Eircalar ı Verordnungen 


ww 


| 5; ar. 77 
der Miniſterlen der Zukiz und der Poltzel reſp. vom 'r. und 


10. Oktober 1914 gemachten, Anotdnung, baß te Juſtiz Bes . 


hoͤrden die, auf ihre Verfügung über die Graͤnze zu transpor⸗ 
tirenden, Verbrecher jedesmal an die Polizei. Behörde zur Voll; 
ſtreckung des Transports abliefern, Die Var AR müfs 
fen, aber. auch, bei andern Verhrechern die, Trangpait R equifls. 
tionen“ber Jafkiz — in ‘der — ‚melden. 2 
| ilMeRe... — | 


une 8 
ed Er » 


| ss. . — Ey 
ne —— —— 
"De Konigl. Regierungen: haben jede ia} ihrem Deparıtı 
— ‚ref; unter Ruͤckſprache mit den: henachbarten Mogterum 
gen, ‚zum: Transporte der Verbrecher amd: Wagabonden bald 
moͤglichſt eigene Etappenſtraßen reſp. anzuordnen, oder, wo fie 
bereits vorhanden, zu revidiren. Dieſe Transportſtraßen find 
fo viel, als möglich, mit ben Milttairfiragen ‚au vereinigen, und 
über Orte zu leiten, in ‚welchen Gendarmeriepikets oder Gars 
niſonen fi ſich befinden, ‚und, die zu Fangen Bet 
ſich eigen. . oo ia FL 
1 — Me 
4. Tranäportfatlonen. DR 
tun)“ auf den Sransporiftinßen ‚find in angemeſſenen intfers 
nungen. von drei bis vier -Melten Transpgerfiätionem zu be⸗ 
„fimmen;: und: einzurichten, und; dazu woͤglichſt Staͤdte und Aem⸗ 
ter; eder große Dörfer, ſo xiel thunlich Orte, im. welchen Gau 
— oder Gendarmerieſtatlanen ſind, zu; wählen; ©; >’. 
Die Koͤnigl, Regierungen werden verfügen, daß zu jeder 
Zeit auf den Transportftatlonen: hinlängliche Vorkehr zur: fihern 
Bewachung, Aufbewahrung, und. Fortſchaffungder Transpor⸗ 
taten, mithin ſowohl die mösbige Militair⸗ oder Civilbewachung, 
als ;angemefleng „Sefängnifle und, ı in Gemaͤßheit des Direkto⸗ 
rial „Meferiptes) vom 12 Maͤrz 1300 (Jahr buͤch er d er Preu⸗ 
chen; Geſetz geb ung Heſt XIV. Abſchnitt IH: No, III.), 
reg —m— vehacen — DE Fe 
35. bivii. nit BrreRgging, 29) 
4 gung Sararuch Detanntmachung) — 
neo Sowohl die Transbortſtruhßen, als die Transportſtatlonen, 


* 


— 


s18. 
‚den benachbarten Regierungen bekannt zu machen. 
rt er Ze Ei) Se EEE 24 

6. Richtung der Transporte, 
Jeder Transport geſchieht nur auf der angeordneten 
Transportftraße; fie muß genau gehalten, und Nebenwege nicht 
eingeſchlagen werden. we N RER, 
Dlie Transporte von den, ‚an der Transportſtraße nicht 
liegenden, Orten müffen, unter Beobachtung der Übrigen Vor⸗ 
ſchriften diefer Inſtruktion, auf die naͤchſte Transportftation ge⸗ 
rlchtet werden, falls der Beſtimmungsort nicht naͤher, wie dieſe 
iſt, als. in welchem Fall ſte, unter Beobachtung der übrigen 
Beſtimmungen der «gegenwärtigen Inſtruktion/ unmittelbar: auf 
derfelben erfolgen. nd mn. | 
IE: WERTET. 7 $ 


4 LTE Sp 7. Up — Ft | . 
u Wechſel des Transports. 
a *— TOR Le Ä A 
Jeder Transport geht von einer Transportflation zur ats 
dern ($. 4), und wird nur auf derſelben die Begleitung ges 


[3 


wechfelt,/ in Anfehumg der militaififhen Bedeckung entfcheider 


Jedoch die Ihr gegebene Anwelſung. 


Den Polizei» Behörden ' bleibt Indeffen unbenommen, nad) 
Maaßgabe der Verhaͤltniſſe ein: für allemal, oder in einzelnen 
Faͤllen anzuordnen daß bie Tansportbegleitung nicht von Sta⸗ 
tion zu Station, ſondern von Ort zu Ort mwechfeln -foll; der 
Transportführer ($; 11.) muß jedoch! fo viel als moͤglich nur 
an Stationsdrtern gewechfelt werden. . i BEN 

Ausnahmen vom Wechſeln des Transported an einem 
Etappeniorte: finden Statt, wenn ET 
7) der Transportat an einent, zwiſchen den Statlonen lies 
u... genden, Orte. abgeliefert werden fol, oder Ä 
22) Ungluͤcksfaͤlle die Fortſetzung des Transports bis zur naͤch⸗ 

ſten Station nicht geſtatten, als in welchem Falle die 


‚1 Obrigkeit des Ortes, an’ welchem "die Behinderung fich 
äußert, in die. Stelle und Verbindlichkelten der Obrigkeit 
des nicht erreichten Stationsortes tritt, und, gleich ders 
ſelben, für die ſichere Bewachung und Fortſchaffung des 

Transpottaten, bis zum obgedachten Statiomsorte ſorgen, 


fd {n jeem Roeuſccudgh / Deroamene¶khhennllch nnd usleich 
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$:15 
* die unaioten a. — antodorſchehen 
6 wo rs 
vu ia chi) *8. 8. u nen * 
Le g. age der —— 


7* Auahl der, auf den. nemlichen 55 ‚gleich zu 
gebenbei, Indlviduen hänge von dem, alle ‚eintretende, Verhaͤlt⸗ 
niſſe Beh ecqegqeuenden/ Erxmeſſen der abfendenden Be⸗ 

tde ad, 

ie Sir hat. auch darauf zu ſehen, daß gefährliche, — 
caten, die gemeinſchaftlich Verbrechen begangen haben, oder Her, 
umgeftreifs, und mit einander ‚genau bekannt find, entweder auf 
Ka ern — 5* oder auf dem nemlichen Aranapörte mit 
erhöheter Vorſicht transportirt werden. ze 

Ben nicht befondere Verhältniffe eine Ausnahme begrün; 

RR fo maſſen an jedem Orte die Transpottaten im. der Ord⸗ 
Bun ‚wie u. angefommen find, weiter befördert werden. 


Nu: 2933 } $.: 9. 2 
voii J 9/.Transportarten. 
“ Die — erfolgen auf folgende Arten: | 
; auf der ordentlichen Poft, Be, 
= Dies iſt nur ausnahmemeife bei befonderer Bewandtniß 
der Verhaͤltniſſe mulaͤßig und erfordert einen eigenen Begleiter; 
die näheren Vorfchriften muͤſſen in einzelnen, Faͤllen nach Maaß⸗ 
gabe derſelben beſtimmt werden. 
„HU. ‚auf, einem oder mehreren Wagen. ART 
‚Der Wagentransport iſt nur zuläßig, — 
bei beſonders gefährlichen Verbrechern, weiche allemal 
ET Wagen ju transportiren und, nach Befinden, an 
denſelben anzuſchlleßen oder anzubinden find; 
2) bei Transportaten, welche nad dem Arjtlihen Gutach—⸗ 
Ä ten ($.’ 16), wegen Krankheit oder Schwaͤchlichkeit 
ohne Nachtheil der Gefundheit * w Su rande 
portirt werden koͤnnen = „cr 
a. ‚wenn ſchwache Br oder mine ‚ine Kinder 
‚ttansportirt werben; , 


N. wenn Perfonen höheren Standes ——— werden, 


J 
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por uͤberdem auch in Auſehung der "Gattung des 
Magens auf den Stand Ruͤckſicht zu nehmen iſt; 
5) wenn megen bejonders "schlechter Witterung oder un⸗ 
terwegeg Fingetretenen, Ungluͤckefaͤlle die Station ohne 
Wagen nicht würde erreiht werden Fönnen und Der 
— das, 9. 7. "Der 2 gedachte, Euer zn 
the" ge ſtätten; 


—* mit —* nicht fort eſetzt werden 

Far, td” V erſtarkung "der "Beglelter Bet 1), nicht 

ge —2 geibhtt; 

9 term der Transpdrittneerndege® fo erfeähft, daß er 
Sohne· dtachtheil dire: Seründher iu gig nit” wweiter 
gebracht werden kann; did 

wenn ble N — elnen Nur 
‚Trandpite 


Behörde den Bayentransporp *5 — in den Faͤllen 
5. 6. und 7. aber der Trangportfuͤhrer unterweges die Fuhre 
annehmen, und il hierbei von jeder. Qbrigkeit, beſonders aber 
von den Shbhaulen ſchleutlgſte Huͤlfe ‚geleiftet in dem eiten, 
wie In dem. andern Falle aber auf die mögtiht wohlfeil ile An, 
ſchaffung der Führe Bedaqht genommen wetden. 

III. zu Pferde; diefer Reittransport ift nur Ausnahme; 

welſe in feltenen, dazu geeigneten, Fällen nicht anders, 
als mit befonderer Sorgfalt zuläßtg; 

IV. zu Fuß; der Fußtransport iſt bei bloßen Vagabonden 
und minder gefährlichen Verbrechern Regel, und findet 
allemal ftatt, wenn Feine der vorgedachten Zransportarten 
PN iſt. 

| FOR 7 SEE 
30 gilitair oder Eisiftrandport. 


Der’ Transport iſt, nachdem er von der Gendarmerie 

Er anderem Milttate, oder von den Gemeinden geführt twird, 

Militates oder Civil-- und Kommunaltränsport. 

I Der EST e In nn — ers 
forderlich: 


su 


3) Mörder, Brandfifter, Räuber, geſaͤhriiche Diebe, Ber 


hi 


wir a 
— 


träger oder ähnliche, die Öffentliche Sicherheit beunru⸗ 


' bigende,: gefährliche: Verbrechen, find in Gemaͤßheit der 
Alerhoͤchſten Kabinets »Drdre vom 3. December 1804 
WMahrbuͤcher der Preußiſche n Geſetzgebung, 
left XIV., Abſchnitt III. No. III) und der, auf 
deren. Grund erlaſſenen, Direktorial /Reſcripte vom 18. 


deſſelben Monats (Edit te n ſamm hu ng. vom Jahre 


1304 ‚No. 63.) ,und.;vom: 17. Januar ago (Jahr buͤ⸗ 
“her a. a. ©.) nicht anders, als militaitiſch, mithin, 
nach Vorſchrift des: $. a1. des Gendatmerieedikts vom 


30; :Zulk, 1912, von ber, Königl. Gendarmerie oder, wenn 


dieſe In genugfamer Anzahl nicht: vorhanden ſein follte, 


don dem, dazu requirirten, Militate zu transportiren. 
Die abfendenbe Behörde oder die der Stationsoͤrter 


hat’ deshalb "He noͤthigen Hequifitionen zuerlaſſen; 
wenn ſolche Verbrecher von eiuer unbequartirten Stadt 


oder vom. platten Lande abgefuͤhrt werden, und keine 


Gendarmerie zu haben iſt; To find ſle unter ſtarker 


Begleitung von. Buͤrgern oder Bauern bis zur naͤch⸗ 
‚ ften |. Station: und · von dort durch Genbartmen * 


Militair weiter zu bringen. 7 ir 

Die Anzahl der, dem Militair * der. — 
merie beizugebenden, Clvilbegleiter iſt nach den jedes 
maligen Verhaͤltniſſen zu beſtimmen, und; bei Traus⸗ 
porten durch Militalr nah dem Direktortial-Reſcripte 
vom 12. Maͤrz 1805 der Civilbegleitung die ag 
der Transpottkoſten lediglich zu überlaffen. Ä 


In Anfehung der, dem’ Diilitale für die, den 


pls Behörden bisher abgelegenen, Transporte von ih⸗ 


nen zu leiſtenden Vergutigung, nemlich: 


a) von Einem Thaler Diäten und dem, zum Forttlommen 
unentgeldlich zu ſtellenden, Meitpferde für den, bei flars 
fen Transporten kommandirten ‚Dffüler und | 


b) von vier guten Grofchen täglicher Zulage für. ben Ger Ä 
meinen auf dem Hin⸗ und Ruͤckmarſch, 


verbleibt es bei der Königl, Kablnets/ Ordre vom 3. De⸗ 


Ä ge 
—E und: den Dat gi vom 15 
Jatiuar vnd 12. März: 1805, 

a D Sefährltiche Landftreicher, Verdächtige oder fonftige 
yo:r, Arreſtanten werden von der: Gendarmerie, wenn dies 
nn 2 ‚aber iwegem deren Schwaͤche oder anderweitigen Bes 
en Ihn zulaͤßig Aı,von den Gemeinden, alı 


0.200 ss lenfalkssunteni milltairiſcher Bedeckung, 'ttatisportiet und 


s.ior, Hängen: im erftern Falle‘ die; der Gendarmetie beizw 
0% 1 gebenben ;'; — — und deren Anzahl, von den 
8 Unſtoaͤnden ab, 

dd. Leichte: Webredier und — gefahtliche Landſteicher 
a rund andere Indlvlduen find, et —— von den Ges 
I wmeinden zu transportlren. | 


ı 


SR a: 
ii. , Stirfe und. — Beſchaffenheit der Begleitung. 
Die Staͤrke der Begleitung: und die Anzahl der Trans; 
— iſt nad: Maaßgabe der Zahl, Gefährlichkeit und uͤbri⸗ 
gen Beſchaffenheilt der Transportanden, der Jahkeszeit, der 
Wege, und anderer Verhaͤltniſſe von der abſendenden Behoͤrde, 
jedoch allemal dergeſtalt zu beſtimmen, daß fie völlig hinreicht, 
am den Transport mit Sicherheit zur — Statlon ($. 4) 
zu bringen. ° 
Vei —— zu Fuß muſſen mindeſtens 
zwei Begleiter auf: einen Tranusportaten 
vier — — zwei — — 
in Te — 
fieben — — vier — — 
‚ and ſo weiter in fortſchreitendem — gegeben werden, 
* ſchwaͤchlichen Männern und bei Welbern und Kindern iſt 
eine geringere Zahl zuläßig. Die Zahl der Begleiter bei ans 
dern, als Fußtransporten und bei "Militatrtransporten ($. 10.) 
richtet ſich nach den Verhaͤltniſſen. 
Der Transportfuͤhrer muß nicht allein für die Erhaltung 
der beftimmten Anzahl während des Transportes forgen, mit: 
Hin, wenn einer der Begleiter an, der Fortfeßung deffelben ums 
terweges behindert werden ſollte, an deffen Stelle am naͤchſten 
Drte einen andern Erauigeen, fondern er iR auch fehuldig, wäh: 
rend 
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vend des Transports an jedem Orte eine Verftärkung der Mann; 
ſchaft in allen den Fällen zu requiriren, in welchen ihm geftats 
tet fein würde, einen Wagen anzuſchaffen ($. 9. No, 11.) 

Zu Transporteurs mäffen nur treue, zuverläßige, uners 
ſchrockene, Handfefte und gewandte Männer genommen, mithin 

ı) Weiber; 

3) Männer über 6o Jahre altz 

3) junge Leute unter 18 Jahren; 

4) fhwache und unbeholfene Menſchen; und 

$) Menſchen von zweideutigem, uͤblen Rufe 
durchaus davon ausgeſchloſſen, und dies auch bei ettoanlgen 
Stellvertretern beobachtet werden. 

Es wird den Regierungen überfaffen, anf den Transport 
Stationen‘ eine angemeffene Anzahl folcher qualifizirter Perfos 
nen auszumitteln, und gegen Entbindung von andern perfäns 
lichen Gemeindedienften oder andere angemeffene Vergütung ein 
“ für allemal zu Transporteurs zu beſtimmen. 

Die abfendende und refp. StationssBehörde beftellt aus 
den Transporteurs einen zum Führer des Transports, deſſen 
Anordnungen. die übrigen Folge zu leiften haben, und welchem 
die Transportkoſten und Teanspntt, Dokumente ($. 19. bis 2i.) 
anzuvertrauen find. _ | 
| Ob und wie die einzelnen Transportaten den einzelnen 
ZTransporteurs zur befondern Bewachung - anzuvertrauen find, 
hängt von der Beſtimmung der Behörde ab. | 

In dazu geeigneten Fällen kann die abfendende Behörde 
überdem den: Transport unter die Leitung eines Polizeis oder 
andern Beamten ftellen, oder dem Transport einen Begleiter 
zu Pferde beigeben. 

Die Begleiter müffen nach der G· helichkeſt und Anzahl 
der Transportaten, und den uͤbrigen Verhaͤltniſſen mit Waffen, 
auf jeden Fall aber mit tuͤchtigen Knuͤppeln, ſo wie mit Schlleß⸗ 
geſchirren oder Stricken verſehen fein, um davon noͤthigenfalls 
Gebrauch zu machen; es muͤſſen wenigſtens fo viele Transporteurg 
- mie Waffen verfehen fein, als Individuen transportiert werden, 

‚ER ı- — 
12. Transportkoſten. 
Zu den Transportkoſten gehören alle biejeilgen Koſten, 
ANanalen. gm N. 1827. gl 
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‚welche durch den Transport und "die Verpflegung und die Bes 
wachung auf demfelben werurfacht worden, mithin | 
ı) die Verpflegungsgelder des Transportaten auf dem Trans⸗ 
poorte; * | 
2) die Poftgebühren, und Wagens oder Pferde» Miethe in 
pen Fällen der, Zulaͤßigkeit diefer Transportmittel. ($.9.); 
3) die Verguͤtigung für das Militair bei Militair⸗-Trans⸗ 
porten ($. 10.); ; 
4) die Bekleldungskoſten ($. 17.)3 ' 
5) dasjenige, was nad) ber Verfaſſung die Transporteurs 
an Transportgebühren, Zehrungsgeldern u. f. wm. erhalten 


duͤrften; BR 
6) die zuläßigen Vergütigungen an Gerichts Poltzeis und 
andere Unter; Offizianten; ee En 


2) die Bewachungskoſten; | 
g) die etwanigen Ausfertigungs s und Stempel; Gebühren; 
9) alle andere, auf dem Transporte vorgefallene, außeror⸗ 
dentlihe Auslagen; Ä N 
In Anfehung aller diefer Koften iſt mit der firengften Ges 
wiſſenhaftigkeit, Genauigkeit und Wirthſchaftlichkeid zu verfahs 
ten, und ſowohl überhaupt, als inſonderheit bei den, unter No, 
9. gedachten, Auslagen auf Beſcheinigung der Ausgabe, und, 
bel den bedeutender, ihrer Nothwendigkeit, durch Zeugniffe der. 
Obrigkeit und Schulgen, oder fonft moͤglichſt / Rückficht zu nehmen. 
Wenn die Transportivten an verfchtedene Obrigkeiten abs 
gellefert werden; fo muͤſſen die gemeinſchaftlichen Transportko⸗ 
ſten nach Verhaͤltniß ‚der Anzahl der Transportirten vertheilt, 
die, durch einen derfelben befonders verurfachten, aber der 
Obrigkelt deſſelben allein angerechnet werden. 


$. 13. 
Diefe Koſten trägt | 

I, Der Transportat felbft oder derjenige, der zu deren Tra⸗ 
gung in subsidium rechtlich verbunden iſt, wenn jener 
‚oder diefer dazu vermögend iſt. | | 
II, Bet deſſen Unvermoͤgen aber ’ 
ı) wenn der Zransportat an eine Polizei» Behörde zum 
Transport von einer Juſtiz⸗Behoͤrde abgegeben iſt, 


/ 
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in Gemäßheit der $. 2. gedachten Minifterial  Beftim; 
mungen diefe Zuftizs Behörde; 

2) Wenn der Trandport von Polizeiwegen angeordnet 
ift und 

a. eine inlänbifche Behorde verfaffungsmäßig zur Ans 

nahme des Transportaten verbunden ift, diefe Behörde; 

b. diefe DVerbindlichkeit einer Inländifchen Behörde aber 

- nicht obliegt, und. dev, Trausportat ins Ansland ges 
bracht wird, 
aa) die zur Annahme versundee Behörde bes Aus 
landes, oder 
bb) wenn. aud dies der Fall nice ift, der, dazu be⸗ 
ſtimmte, Fonds der Regierung, aus deren Depars 
tement er abgeführt wird, vorbehaͤltlich jedoch des. 

etwa zunehmenden Negrefles. . 

3) Wenn. der Transportat fonft ein verdächtiges Indivl⸗ 
duum iſt, oder aus andern Gruͤnden trausportirt wird, 

in Ermangelung der Verbindlichkeit einer der obgedach⸗ 
ten Behörden‘, diejenige Behörde, En den Trans 

port angeordnet bat. 4 


$; | 

| Die abſendende Behoͤrde Er bei — wa 
Transportaten, und, wenn die annehmende oder. eine andere 
Behörde die Transportkoften Ihe nicht ‚zugeftellt hat, die Ders 
Bindlichkeit, fie entweder für den ganzen Transport, oder bis 

zur naͤchſten Transportftation vorzuſchießen. 

Es haͤngt hierbei von ihrer Wahl ab, ob fie 

I. die Transportkoften für den ganzen ‚Transport auslegen, 
und von der Behörde des Beſtimmungsortes wahrnehmen/ 
oder ob 
II. fie dieſe Koſten nur Bis zur nächften Transport 


($: 4.) vorſchießen will, 


| Sm 
ad I, erfteren Falle, der fih bel Enten Transporten inhets 
halb Landes empfiehle, muß der Betrag, der Transs | 
portkoſten dem Transportführer zur genauen Berechnung 
= mitgegeben werden und. ift, dringende unerwartete Fälle 
abgerechnet, kein Zwiſchenort zu Auslagen. verbunden; 
| * sta 
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ad II. zweiten Falle muß die abfendende Behörde aber die, bie 
zur nächftfolgenden Transport-Etappe ($. 4.) erforderlis 
hen Koften vorfchießen, auf dem Transportzettel einzeln 
aufführen, und foldhergeftalt bei der nächftfolgenden 

Transportftation liquidiren, diefe aber bei der Ablieferung 

des Transportaten die liquidirten, und unterweges etwa 

erwachſenen, ferneen Koften der abliefernden Behörde for 
fort durch die zuruͤckgehenden Transportanten erftatten, 
demnächft aber mit dem- fortgehenden Transporte diefe 
Koften, und die, denfelben hinzuzufuͤgenden, Koften des 
Teansportes von Ihe bis zur naͤchſtfolgenden Station 
vorſchießen, und von dieſer auf eben dieſe Art wieder 
erheben. Dies Verfahren. mitd auf dem’ganzen Trans 
porte bis zum Beftimmungsorte beobachtet, von deren 
Obrigkeit die, auf dem ganzen Transporte erwachſenen, 
und folchergeftalt von der leßten Statlons; Behörde vor 
gefchoffenen, Koften der letztgedachten Behoͤrde erſtattet 
werden. 
Wenn die Koſten dem Reglerungsfonds zur Laſt fallen 
($. 13.); fo liquidirt die legte Stations⸗Behoͤrde dieſe Koſten 
bei der abſendenden Behoͤrde und dieſe, unter Beilegung des 
Transportzettels, unmittelbar, oder durch die Kreis-Behoͤrde, 
bei der ihr vorgeſetzten Regierung. 

Jede Stations- oder anderen Stelle tretende andere 
Behörde ($. 7.), fo mie die annehmende Behörde muß dieſe 
Koftenerftattung und Auslage fofort und unweigetlich befchaffen, 
und die, dagegen etwa habenden, Erinnerungen. bei der Behörde 
befonders anbringen. 

Die Erftatrung der vorgefchoflenen Koften von der fol, 
genden oder von. der Beflimmungs Behörde erfolgt aber nur 
denn, wenn der Transportat wirklich überliefert if, fälle michin 
weg, wenn berfelbe auf dem Transport entfprungen fein follte 
($. 32.), 


$. | ' 
13. Verfahren beim Transporte. 
a) Feftfiellung des Beftimmungsortes. 
Die abfendende Behörde muß vor Anordnung des Transı 


Ba _ 


— den Ort, nach welchem der — heſehlich ab 
zuliefeen iſt, feſtſtellen. 
Bei den, von einer Juſtig Behörde zum Transporte abs 


& gegebenen, Individuen ($. 2.) entſcheidet hieruͤber deren Bes 


2 
2 


Mk m > 


- flimmung; in andern Fällen iſt, wenn der Beftimmungsort 
nicht zuverläßig aus den Akten hervorgeht, oder bie Angabe 
des. Transportäten nicht ſonſt unbezweifelt iſt, zuvoͤrderſt durch 
Kommunikation mit der Behoͤrde des Ortes, wohin der Transı 
portande mac) defien Angabe zu bringen fein würde, auszumits 
tein, 05 diefe Behoͤrde zu feiner Annahme, beren oder ſchuldig iſt. 
$. 16. | Ba 
„b) Xusiietefung des Sefündpäitsiufanser des 
Transportandens 
Da der Transport auf den Gefundheitszuftand dee ‘ Trans, 


portanden feinen machtheiligen Einfluß Haben darf; ſo iſt bei 


w 


Eranfen oder ſchwachen Perfonen durch. Arztliches Gutachten 


vorgaͤngig feftzuftellen, daß der. Transport ohne Nachtheil für 


die. Geſundheit erfolgen könne und infonderheit, daß Bu bei 


"dem Zußtransport der Gall fei (5. 92). 


j a — $. 17. 


Hörde dies nachholen muß. 


7,” * 
. 
- 


| 9 Bekleidung veffetßen. 


Die abliefernde Behoͤrde muß vor dem Transport” dafur 
ſorgen, daß der Transportande, ſo weit es zur Sicherung gegen 
die Kälte und zur Vorbeugung eines oͤffentlichen Aergerniſſes 
erforderlich iſt, nothduͤrftig, jedoch moͤglichſt wohlfell, bekleldet 
werde, widrigenfalls die Gendarmerie oder das Militair den 
Transport nicht übernehmen, oder die nächte Stationss Bes 


9,1% | 
d) Anmweifung der Tranporteurs. 
Die Behörden muͤſſen die Teansporteurs nach Beſchaffen⸗ 
Heit mündlich oder fchriftlih über diejenigen Vorſichtsmaaßre⸗ 
geln genau anmelfen, welche, nad) Maaßgabe der Gefährlichkeit 


und anderer Verhäleniffe der Transportaten, zu beobachten find, 
infonderheit muͤſſen den Gendarmen und dem Militair die, zu 


transportivenden, Individuen nach ihrer. größern oder geringern 


‘ 
“ 
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> Gefährlichkeit bezeichnet‘ werden, damit ſich darnach in Aufes 


bung der, zum Transporte zu ——— Subjekte geriq⸗ 
tet un konne. 


8. 19 
e) Transportzettel. 
Dem „Transporte und inſonderheit dem: Transportführer 
wird ein Transportzettel mitgegeben, in welchem | 
I) das vollſtaͤndige Signalement, und 

2) die. Bekleidung‘ des Teansportanden, 

3) die Urfache des Transporteg,; 

4), die Transportſtraße, und infonderheit det naͤhſte Sta⸗ 
tionsort und bie Behörde, an welche der Trausportat 
dort abzuliefern iſt, Ka 

"5) der Beftimmungsort, _ 

— BR Anzahl und Namen der Transporte "und bei 
Teansporeführers, 
"N dle Art des Transportes in venichuns auf die Trans⸗ 
portmittel (6. 9,), ob der Transportat gefeſſelt oder un⸗ 
gefeſſelt geführt wird; ur“ dgl. — 

8) die, den Transporteurs zur Ablieferung mitgegebenen, 
Effekten und Papiere / 

9 bie. Beſtimmungen wegen der Transporttoſten deren Be 
trag, Erſtattung u. ſ. w. 

10) die, wegen des Trausportes gegebenen, beſonderen Ans 
weliſungen ($..18.), und 
9 Tag und Stunde des Abganges des Transport, genau 
u bemerken find. wer 
Der Transportzettel iſt | 

1) für jeden der Transportaten, in fofern fie verfchiedene 
Beftimmungsorte haben, beſonders auszufertigen, und 

” nicht bloß mit der Unterſchrift, fondern auch mit dem 
— der abſendenden Behoͤrde zu verſehen. 


$. 20. 
f) Signalementseremplare, 


‚Außerdem erhält ‚der Transportfuͤhrer noch das vollſtaͤn⸗ 
dige Signalement der Perfon und der Kleidung der Transpors 


| Fe "2 


taten und. zwar eines jeden ‚derfelben befonders und in duplo, 

um dadurch im Entweichungsfalle die zu Re 

— | | a 

$. 21. | * 
g) Andere Papiere und Effekten. 
Der Führer, des Iransportes bekomme ferner 
ı) einen Paß, in fofern er nöthig iſt; | 

a). Abfchrift des Schreibens, wodurch bie Obrigkeit des 
Beftimmungsortes Ihre Verbindlichkeit zur URS bes 

Transportanden anerkannt hat; 

3) das Schreiben der abſendenden Behoͤrde an die des Be⸗ 
ſtimmungsortes, mit den etwa mitzugebenden Akten, in 
ſofern letztere dem Transport uͤberhaupt anzuvertrauen 
und nicht lieber auf der Poſt abzuſenden ſind; — 

4) die, dem Transportanden abgenommenen, Gelder, Cffeks 
ten- und Papiere. 


\ 


J $, 22, 
hy Sicherheitsmaaßregeln. | 
Vor dem Abgange des Transportes find die, in Anſehung 
der ſicheren Führung deſſelben noͤthigen, Maaßregeln zu neh— 
men und anzuordnen. 
Geefaͤhrllche, ſtarke widerfpenftige Verbrecher und Vaga⸗ 


bonden muͤſſen in der Regel gebunden oder gefeſſelt transportirt 


werden. Die Transportantenfuͤhrer muͤſſen ſich hierbei genau 


an die Beſtimmung der abſendenden oder Stations-Behoͤrden 


halten, und ſind nur berechtigt, hievon abzugehen, wenn 


I) der Trausportat unterweges die Flucht verſuchen, ober 


fonft fi) miderfpenftig bezeigen, follte, 

3) die einbrechende Duntelpeit die Beſorgniß der Flucht ver⸗ 

ſtttaͤrken möchte, 

3) einer der. Begleiter behindert fen follte, den ‚Transport 
fortzufegen, und nicht gleich erfegt werden kann, und 

4) überhaupt unerwartete Ereigniffe, 3. B. Bruch des Was 
gend ꝛc. ꝛc. dies zur Sicherung des Transportes noths 
wendig. machen. 


Jeder Transportat if, che er an den a. abge; 


N 
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fiefert wird, In deſſen Gegenwart auf das genanefte zu vwifitis 
ven; alle Inſtrumente, welche die Flucht erleichtern, und alle 
Dokumente , welche ihm darauf nägtich fein können, find ihm 
nebft allem baaren Gelde abzunehmen und dem Führer mitzus 
geben. | | . 
Mördern, Raͤubern und Dieben, oder andern groben Ver, 
brechern und gefährlichen Landftreihern, melde entweder fchon 

- früher auf Transporten entfprungen find, oder befondere Ge 

fahr der Entweichung begründen, kann nad Ermeffen der ab: 

‚ Tendenden. Behörde, mit Berädfihtigung der Gefundheit, das 
Haupthaar ganz oder auf eine bejonders im die Augen ac 
Art abgefchoren werben, | 

Die abfendende Behörde bat, fo oief ale moͤglich, die 
des DBeftimmungsortes und der nädften Stationsörter vom 

Abgange des Transportes noch vorher zu. benachrichtigen. 


9 23 | 
1) Führung des Transportes, 


Der Transport iſt ununterbrochen, und one Ruͤckſicht auf 
. Sonn; und Fefttage fortzufegen, und möglichft fo einzurichten, 
daß die Stationsdrter noch vor. Tinten der Dunkelheit ers 
reicht werben. 

Sollten unerwartete Umſtaͤnde dies hindern; ſo bleibt 
dem Führer uͤberlaſſen, entweder an einem Zwiſchenorte zu uͤber⸗ 
nachten, oder den Transport durch Derftärkung. der Begleltung 
($. ı1.) oder Feſſelung ($. 22.) zu fihern, oder einen Wagen 
zu nehmen ($. 10.); im erfteren Falle muß jedody der Transs 
portat an bie Ortsobrigkeit abgeliefert, und In Anfehung der 
Bewachung nad Vorſchrift des $. 27. verfahren werden, 


$. 24. 

k) Betraſen der Begleiter auf dem Transporte. 

. Die Transporteurs muͤſſen auf dem Transporte übers 
haupt nach bdiefer, und der Ihnen gegebenen näheren Inſtruk⸗ 
tion, und den Weifungen des Transportsführers ſich genau rich⸗ 
ten, und infonderheit auf die Transportaten und deren Beneh⸗ 
men ununterbrochen die firengfte Aufmerkfamkelt haben, und legs 
tere befonders ‘in Mäldern oder andern gefährlihern "Gegenden 


/ 


verdoppeln und darin, fo wie in. allen Verhaͤltniſſen, welche die 


Flucht erleichtern können, die bekannten — J 


anwenden. 

Die Transporteurs muſſen mit den Seadc lenlen nicht 
über ihre Verbrechen, und die Beſchaffenheit der Gegend, wor⸗ 
in ſie ſind, ſprechen, ihnen nicht geſtatten, hieruͤber unter ein⸗ 
ander, oder uͤberhaupt mit unbekannten Menſchen auf der Lands 
ſtraße ſich zu unterhalten; Transportaten, welche mit einander 
bekannt find, möüflen auf dem Transporte möglichft getrennt 
werden; die Begleiter dürfen von den Transportanden nicht 
das geringfte kaufen, oder ‚eintaufchen, oder zum Geſchenke ans 
nehmen; wer zu Wagen transportirt wird, darf ohne dringende 
Veranlaſſang nicht herabſteigen, und muß dann beſonders ſcharf 
bewacht und, nach Bewandniß gefeſſelt oder an einem Stricke 
gefuͤhrt werden; den Transporteurs iſt ſtrenge verboten, auf 
dem Transporte zu Ichlafen; ohne Erlaubniß des Führers darf 
fein Begleiter ih vom Transporte entfernen; . der Tiansport 
‚darf, außer Fällen der Noth, nur zu den gewöhnlichen Mahl 
‚zeiten in Wirchshäufer einkehren, und dann muß nad Der 
haltnlſſen der Transportat auf das ſtrengſte bewacht, und auf 
angeweſſene Art geſchloſſen oder gebunden werden. 

Wenn einer der Transportaten die Flucht verſucht oder 
entfpeingts fo ift Gewalt zu gebrauchen, um ihn daran zu vers 
| hindern, oder wleder zu ergreifen; er iſt alsdann zu binden 
oder zu feſſeln auch noͤthlgenfalls am naͤchſten Orte ein Wagen 
zum weitern Transport zu nehmen. Wenn einer entſprungen 
iſt; ſo muß die Aufſicht auf die übrigen verſchaͤrft und ſie al 
lenfalls gebunden und alle Vorkehrungen genommen werden, 
um den Flüchtling wieder zu erhalten, entweder durch fofortis 
ges Nachfegen, oder durch Requiſition der nächften Obrigkeiten, 
Sendarmen und Gemeinden; wobei die $.20. gedachten, Signas 
lements zu ‚gebrauchen, und jedermann den Trausporteurs Hülfe 
und Beiſtand zu leiften hat. Der Transportführer muß jede 
Entweichung der nächften und jeder folgenden Obrigkeit auf.der 
Transportſtraße, und jedem Gendarmen und Schulzen anzeigeu, 
"damit auch diefe wegen der Verfolgung durch Stegfbriefe und 
Nachjagd Ihre Pflicht erfüllen koͤnnen. 
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5. 25. Be 
y Behandlung der Transportaten. 
| Die Transportaten muͤſſen zwar mit der, zu threr ſiche⸗ 
ren Fortſchaffung erforderlichen, Strenge, allein ohne unnoͤthige 
Härte behandelt werden. 
Wegen der Nückfiht auf. ihre Geſundheit iſt bereits oben 
das Nähere beſtimmt; auf dem Transport iſt Ihnen die erfor; 
derlihe Ruhe zu gewähren, dabel aber auf ihre gehörige Si⸗ 
cherung zu ſehen; in Waͤldern, hohlen Wegen und anderen, 
der Flucht guͤnſtigen, Gegenden darf ihnen jedoch in der Regel 
nicht geſtattet werden, ſich auszuruhen. 

In Beziehung auf die Verpflegung verblelbt es bet den, 
darüber vorhandenen, oder nad) Zeiten, Stand und anderen 
Verhältniffen zu erlaffenden, Beftimmungen; die Transportaten 
 möffen jedoch auf allen Fall menigftens diejenige Verpflegung 
erhalten, welche Gefangene von ihren Verhäftnifien bekommen. 

Die Gefängniffe in den Stationsörtern find nah Bors 
fchrift des, wegen der Polizeigefängniffe unterm 12. Auguſt 1815 
erlaffenen, Tirculars des Pollzei » Minifterlums in gutem Stande 
zu erhalten und zu verwalten, 

Die Transporteurs mäffen aller Mißhandlungen der Trane⸗ 
portaten und, außer dem Falle der Widerſetzlichkelt, und des 
Verſuchs der Flucht, aller thaͤtllchen Behandlung derſelben ſich 
enthalten, und auch in dleſen Faͤllen ſich keine Exceſſe erlau— 
ben; die Transportaten find dagegen wegen begangener Wis 

derſetzlichkelten, Ungehorſams u. ſ. w. der naͤchſten Statious⸗ 
Behoͤrde anzuzelgen, und von derſelben zu beſtrafen. 
* Die Transporteurs muͤſſen die Transportaten auch vor 
— — des Poͤbels ſichern und ſchuͤtzen. 
$. 26. 
m) Ablieferung des Transportaten. 

Der Transportat iſt am Statlonsorte, oder, wenn der⸗ 
ſelbe nicht zu erreichen iſt, an dem, an feine Stelle tretenden, 
Orte ($. 7.) nicht am Linterbediente, fondern an die Polizels 
Behörde abzuliefern, bei welcher der Transportführer fih zu 
melden, und die weiteren Beſtimmungen zu gewärtigen Bat. 


| 827. 
ver ZTransportat: muß bis dahin entweder vorläufig an die 
Sache oder zum Arreſt abgeliefert, oder von ‚der Traneport⸗ 
tannfchaft, nöthigenfalls unter Belhülfe der Gendarmerie, des 
Yilitairs oder der Gerichtss ober Polget, Offzlanten genau 
ewacht werden. 


Der. Transportat If auf jeder Station vor der Abltefes 
ung genau zu vifitiren, und der Transportzettel zu revidiren 
ind, wenn er mangelhaft ift, zu ergänzen, wobei die, auf dem 
Transport etiva vorgefallenen,. Veränderungen fo mie die Zeit 
ee Ankunft und die Gründe der etwanigen ‚Verzögerung ders 
elben, auf dem Transportzettel zu ‚bemerken find. _ 


Wenn ein Transportat entiprungen tft 5. ſo muß darüber 
bei der naͤchſten Statlons s Behörde eine Unterfuhung ange» 


ftelle, und .die Akten demnächft der Behörde, derem Transpors 


tanden der Transportat entwichen iſt, zum weltern —— 
($. 3.) überfande werden. 


Die, zum Transporte gehörigen, der; Mäplere und 
andere Effekten iverden der Station» Behörde abgeliefert, 


Diefelbe erftattet, in Gemaͤßhelt der Beſtimmungen des 
5. 14. die, bis dahin aufgelaufenen, Transportkoſten der naͤch— 
ſten Statlons, Behoͤrde gegen Quittung des Transpottfuͤhrers, 
und liquldirt ‚fie auf die obgedachte Art der nach Ihe folgenden 
Behörde. 


Sie giebt endlih dem Trangportführer ber die Abliefe⸗ 
tung der Transportaten, Akten, Gelder und Effekten einen 
Empfangfchein, und bemerkt auf demſelben die Stunde der er 
Ba: und Abfertigung. 
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1) Bewachung. | 

"Se Stations» Behörde muß für die fihere und anges 
meffene Bewachung des Transportaten Sorge tragen; fie ges 
ſchieht in Gemaͤßheit des Direftorial, Neferipts vom 12. März 
1805 in den NMachtquartieren, der Regel nah, in den Civils 
Gefängniffen, in Garnifon s Städten erforderlichenfalls mit Kons 
kurrenz des Milltairs, in unbequartierten Orten aber auf die, 
dort Übliche, Art der Bewachung der EURER: u 
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Sefäpktiche Verbrecher find aber in Kriminal⸗ Gefangniſſen 
aufzubewahren. 

F. 28. | 
0) Welterer Transport. 

Jede Stations/Behoͤrde muß den Transportaten ehebal⸗ 
Zn befördern, und dabei das bisher angeführte Ver⸗ 
fahren, fo weit es ſich nicht auf die erfte Behörde beihränft,. 
von Station zu Station befolgt werben. 

Sn Anſehung der Zeit der weiteren Abſendung if zwar 
auf die Gefundhelt der Transportaten, die Menge derfelben 
und andere Verbältniffe zu fehen; . möglichfte Beſchleunigung 
en mliß int eſſen die Regel ſein. ot 

$. 29. 

*9 Ablleferung am Defimmungs, Orte, — 

Der Transportat wird mit den Geldern „Papieren und 
Effekten am Beſtimmungsotte an diejenige Behoͤrde abgellefert, 
welche zu feiner Annahme verbunden iſt, oder an diejenigen, 
welche fie zur Empfangnahme des Transportaten an der Grãue 
oder ſonſt, entgegengeſchickt haben ſollte. 


4 


Ueber die richtige Ablleferung des Transportaten wird 


auf dem Transportzettel quittirt, und in Anſehung der 
tung der Transportkoſten in Gemaͤßheit der Veſtimmungen de⸗ 
$. 14. verfahren, u 


. 


$. 30. Se 
| 14. Allgemeine Beflimmungen. | 
a) Befolgung der Requiſitton der Transporte, 
Die Transporte muͤſſen allenthalben von jedermann, bes- 
fonders aber von den Obrigkeit und Schulzen, mit gehöriger 
Achtung aufgenommen, die Nequifitionen des Transportführers 
‚mit Willfährigkelt und Schnelligkele erfüllt, und. Überhaupt den 
Transporten allenthalben Huͤlfe und Belftand ſchleunigſt gelel⸗ 
ſtet werden. 
Die Transportbegleiter muͤſſen dagegen ſich beſcheiden be⸗ 
tragen, und zu keinen gegruͤndeten Beſchwerden Beranlafiung 
geben, widrigenfalls aber Er. beftraft worden, - 
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$. 31 u 
b) TransportsAnmwelfüngen. 


Die Regierungen. haben zu veränlaffen, daß die Trans 
porteurs mit genauen Vorſchriften Über das, auf Transporten 
zu beobachtende, —— verfehen und damit bekannt gemacht 


» werden. 


$. ‚33. 
c) Veſtrafung der Nachlaͤſſigkeiten und Bee 


Diefe und die im $. 31. gedachten und übrigen Inſtruk⸗ 
tionen muͤſſen mit. der "größten Pünktlichkeit auf das ftrengfte 
befolgt werden; die geringfte Vernachlaͤßlgung der, darin ents 
haltenen, Worfchriften iſt mit angemeffener Strafe zu beahnden 
und bei grober Nachläßigkeit, Degünftigung und Kolluſionsfaͤl⸗ 
fen kriminalrechtlich zu verfahren. | 

Meben den, hiernach Hefeßlich entweder adminifkratorifch | 
oder Eriminalvechtlich zu erfennenden, Strafen verlieren dlejeni⸗ 
gen Transporteurs, welche einen Transportaten auf dem Trans; 
porte haben entfpringen laffen, wenn ihnen auch nur der aller, 
geringfte Grad von Fahrläßigkeit zur Laft fällt, die etwa ſtatt— 
habenden Transportgebähren und muͤſſen die, auf die Wieder 


erhaltung des entfprungenen Transportaten verwandten Koften, 


Prämten u. f. w. tragen, auh, dem Befinden nad, ihrer 


‚Obrigkeit die von derfelben verlegten, ihr aber niche wieder zu 


erftattenden ($. 14.) Transportkoften erfegen; überdem find 


nachläßire Transporteues von fernern Transporten auszufchlies 


Gen, und auf Ihre Koſten durch zuverläßige Stellvertreter zu 
erfegen. 

Obrigkeiten, welche unfaͤhlge oder nachläßige Transporteurs 
ftellen, find mit "angemeffenen Ordnungsftrafen zu belegen, und, 
dem Befinden nad, firenger zu beſtrafen und in die, duch die . 
Entweihung entftandenen, Schäden und Koften zu dr 


$. 33. 
d) Transport⸗Kontrolle. 
Den Landraͤthen und Kreis⸗Behoͤrden liegt ob, die ihnen 


untergeordneten ftädtifchen Amts; und Dorf» Behörden ‚fo wie 
die Schulzen in Beziehung auf die Transporte genan zu kon⸗ 


530, 
trolliren und die, dabei bemerkten, Vernachläßigungen und Pflicht, 
widrigkeiten ohne alle Nachſicht entweder ſelbſt zu ruͤgen, oder 
der vorgeſetzten Regierung zum Zweck der Beſtrafung anzuzei⸗ 
zeigen, widrigenfalls fie felbft fih verantwortlih machen. 

Auch die Neglerungen haben hiebel mit Strenge unnach⸗ 
fihtlih zu verfahren, und mit dem Schluſſe eines jeden Vier⸗ 
teljahres zum Polizels Miniftertum ein Verzeichniß der, im Ihr 
rem Departement auf Transporten entfprungenen Verbrecher, 
Sandftreiher und. Arreftanten einzureichen, und auf demfelben 
die Behörden, und die Transporteurs, die dabei nadyläßig ges 
wefen, und die gegen beide verhängten Strafen zu bemerken, 
diefe Bemerkung aber In -den folgenden Verzeichniſſen nachzu⸗ 
Holen, wenn die Strafe am Scluffe des Quartals noch nicht 
bat erkannt werden koͤnnen. 


$ 34. 
e) Provinzial⸗Inſtruktionen. 

Den Regierungen wird überlafien , die gegenwärtige Ges 
neral  Snftruftion ‚für Ihr Departement durch befondere In— 
firuftionen zu ergänzen, Als in welchem Fall Abfchrife derfels 
ben zum Polizei» Minifterium einzureichen Ift. \ 

Berlin, am 16. September 1316. 
Königl. Polizei» Minifterium. 
Sn Abweſenhelt Sr. ——— des Herrn Polizei» Minifters, 
v. Ramps, 








Zweiter Abſchnitt. 


Auswärtige 
eie ss gebun . 
I. 
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Koͤnigl. Hannoͤverſche Verordnung uͤber die Beſtimmmg 
des Wohnorts der Unterthanen in — Hinſicht. 





Georg der Vierte, von Gottes Gnuden Koͤnig des ver⸗ 
| einigten Neichs Großdritannten und Jrland ıc., auch König _ 
von Hannover, Herzog zu Braunfchweig und Lüneburg ıc. ıc. 


Massen die immer mehr zunehmende Bevölkerung des Koͤ⸗ 
nigreichs für das Fortkommen eines großen Theils Unſerer ges 
treuen Unterthanen es wuͤnſchenswerth macht, ihnen die Mittel, 
zur Gewinnung ihres Unterhalts zu erleichtern, und daher ih⸗ 
rer Induͤſtrie, in Beziehung auf die freie Wahl des Wohn, 
figes, fo wenige Hinderniffe als möglich Im den Weg zu legen: - 
fo finden Wir nad vorangegangener Kommunikation mit den 
getreuen Ständen Unferes Königreichs Uns veranfaßt, Über. die 
Erlangung eines Wohnorts in polizeilicher KHinfiht und das 
dabei zu beobachtende Verfahren Folgendes zu verordnen. 

353. — 
Von der Erwerbung des Wohnorts in polizeilicher Hinſicht. 

Das Recht, an einem Orte zu wohnen, wird erworben: 
1) durch Geburt und, bei Frauensperſonen durch Verheirathung; 
2) duch ausdrädliche Aufnahme in eine Gemeinde; 
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3) durch Anftellung im Stantsdienfte In Anfehung des dabei 
angemwiefenen Aufenthaltsorts; 


4) duch den weiter „unten näher bedingten bloßen - — 
ai an einem Orte. 


G. 2. 
ı) Durch Geburt oder Verheirathung. 


ı) Die den Aeltern zuftehenden echte zum bleibenden 
Aufenthalte an einem Orte erſtrecken fih auf ihre ehelichen 
Kinder, und gehen auf diefe in der Mage über, mie fie zur 
Zelt des Todes der erfieren beftanden; es wäre denn, daß letz ⸗ 
tere einen Wohnort bereits beſonders erworben haͤtten. 

2) Dieſe Rechte erſtrecken ſich auch auf ſolche Kinder, 
welche an Kindesſtatt aufgenommen oder foͤrmlich adoptitt ſind; 
jedoch verſteht ſſch dabei von ſelbſt, daß Adoptionen und Auf— 
nahmen an Kindesſtatt nicht zur Umgehung des Geſetzes oder 
Beläftigung der Gemeinden vorgenommen werden . dürfen. 

. 3) Uneheliche Kinder haben die Rechte ihrer Meütter auf 
den Wohnort derfelben, und behalten diefe bei deren Tode, 
wenn fie nicht einen anderen Wohnfiß fchon erworben haben. 

4) Fuͤndlinge, deren eltern nicht auszumitteln ftehen, fo 
wie Kinder, welche von unbekannten oder heimathlofen Frauensı 
perfonen auf der Durchreife an einem Orte geboren und zuräd; 
gelafien merden, oder deren Mütter - bei folder Gelegenheit 
„sterben, haben das Recht des Fünftigen Aufenthalts an dem 
Drte ihrer Geburt, oder wo fie zuruͤckgelaſſen worden find. 

5) Ehefrauen theilen den Wohnort ihres Ehemannes auch 
in polizeilicher Hinficht von dem Augenblicke der Heirath, und 
behalten felbigen nah des Mannes Tode bis zu ‘einer nad 
diefer Verordnung gültigen Veränderung deſſelben. 

Schreiten felbige zu einer ‚zweiten Ehe und erwerben das 
duch das Domich an einem anderen Drte: fo folgen die etwa 
vorhandenen Kinder erfter Ehe, falls fie noch in der mütterlis 
chen Haushaltung leben, und die vorhandenen Wormünder da 
mit einverftanden find, dem neuerwobenen Domicile ihrer Mut 
ter. Nur in dem Falle können die Kinder demnaͤchſt nach ib 
rem Geburtsorte zurückkehren, wenn die Mutter im Auslande 

| zur 


m. 
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zur zivelten &e —— iſt, und ihnen dahſelbſt der bleibende 
Aufenthalt verweigert wird. oo. 


$. 3 
2) Durcqh Aufnahme in die Rethe der Kommune 
Mitglieder. N 


Die Aufnahme in die Reihe ber. Gemeinde» Mitglieder, 

jedoch ohne dadurd im Beziehung auf die Theilnahme an et⸗ 
wanigen Gemeinheiten, Gerechtigkeiten ꝛc. in den an jedem 
Orte beſtehenden Verhaͤltniſſen etwas zu aͤndern, geſchich 
J. in den Staͤdten und Flecken durch Erlangung dee 
Buͤrgerrechts nach den Statuten jedes Orts, oder durch obrig— 
£eitliche Erlaubniß zum bleibenden Aufenthalt, worüber unter 
No, Il. c. das Weitere beftimme wird. at, 

II, in den Landgemeinden: 

a. durch öffentlichen egenthämligien Erwerb und Beſitz 
“ eines Wohnhaufes, ‚oder 

b. dur die Zuftimmung ber Gemeinde und Sinuger 
fommene Genehmigung der Obrigkeit; 

c. duch Beſtimmung der Obrigkeit wider. den Willen 
der Gemeinde nad). folgenden Grundſaͤtzen: 
Be Obrigkelten follen nemlich befugt fein, die Aufnahme 
eines. Auswärtigen, nachdem er fi zuvor durch. eine obrigkeit⸗ 
liche Beſcheinigung über feine tadellofe Aufführung am. Orte 
feines früheren Aufenthalts hinreichend ausgeiviefen hat, gegen 

» den Willen der Gemeinde in folgenden Fällen anzuordnen: 

ı) wenn ein Gerwerbetreibender, er ſei Kaufmann oder 
Handwerker zc., in: fofern er fein Gewerbe als Hauptbeſchaͤfti⸗ 
gung treibt, nachgewiefen hat, daß er fo viel Wermögen befigt, 
um fein Gewerbe anfangen zu können, eine Conceffion der Ne 
giminal: Behörde, oder die Aufnahme in eine Gilde für einen 
befimmten Ort erhalten hat, und eine Wohnung dafelbft findet; 

2) wenn ‚ein zu der Klaffe der Handarbeiter oder Tages 
loͤhner Gehoͤrender die Wahrſcheinlichkeit, feinen Unterhalt auf 
längere Zeit zu finden, nachweiſet. 

Dahin gehört befonders 

a. daß er arbeitsfählg, aß nicht — oder alters⸗ 
ſchwach itz 
Annalen. Heft IL. 1827, Mm 


— 
* 
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bu daß er Atbeu gefunden, wilde er —“ nachweiſen 
maß. 
Außerdem muß derfelbe 
c. eine, Wohnung gefunden haben, 
| Endlich 

3) Wenn jemand ein fonftiges hinrelchendes — 
um ſich und feine Familie zu erhalten, nachweiſet und Woh⸗ 
nung findet. , 

—Uebrigens ſoll die Miederlaſſung unverheiratheter junger 
Leute, welche zum Dienftbotenftande gehören, von den Obrig 
keiten nicht geftattet werden. 

Auch kann die Obrigkeit, auf den Wunſch der Gemeinde 
oder ex offtcio, die Aufnahme von Perfonen, deren Ruf fchledt 
ift, oder die wegen der Ehre nachtheiliger Vergehen mit Kri 
minalftrafen belegt ‚der, in "Unterfuchung befangen find, ven 
fagen. 

Ale über die vorftchenden Beſtimmungen entftehenden 


Zweifel und etwanigen Beſchwerden ſollen zur Entſcheidung der 
Lands Droftelen unter Vorbehalt des Recurſes an Unſer Kabi 


nets, Minifterium verftelle werden, 

Eine Verabredung, welche eine Gemeinde uuter fid du 
bin erifft, daß feinem Auswärtigen eine Wohnung vermietet 
werden folle, tft nichtig, und kann nach Beſchaffenheit der Um— 
ftände ſelbſt mit angemeffener Strafe geahndet werben. 
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3) Durch ——— im: Stastsdienfie 


Staatsdiener, mie Einfchluß der Offilzlanten der Patti⸗ 
monial⸗Gerichtsherren und Forſt /Eigenthuͤmer, als Gerichts: 
diener, Voigte, -Forfibediente, (letztere jedoch nur, in ſofern fr 
eine abgefonderte Oekonomie geführt: haben) weniger nicht Ge 
meindes Beamte, erhalten das - Recht zum: Wohnorte in der 
Gemeinde, wo fie angeftellt, für fd, ihre Frauen und Kinder, 
nicht nur für die Zeit ihres Dienftes, fondern audy nach deffen 
Aufhoͤren, und rücfichtlid ihrer gedachten Angehörigen, mad 
ihrem Tode, 

Um jedoch einem ſolchen das kuͤnftige —— mög: 


lichſt zu erleichtern, fol demfelben in dem Falle, wo der legt: 


V. 
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Dienftanfenthale in. einee Kommune nicht länger als a Jahr 
gedauert bat, die Wahl, gelaffen werden, ob er oder feine. Fa⸗ 
mille den Wohnſitz in biefer Kommune fortfegen, oder an ben 
Ort, wo er unmittelbar vorher ein Hecht. zum bleibenden Wohn⸗ 
ort erworben hatte, zurückkehren will. Es ſoll jedoch die Kuss’ 
bung dieſes Wahlrehts an das erfie Jahr, von dem aufgeho⸗ 
benen Dienftverhäftniffe angerechnet, gebunden. bleiben, und mit 
Ablauf deſſelben erloͤſchhen. Nah gleichen, Grundfägen follen 
aud die Militair, Perfonen bis zum Unteroffiziere inclusive 
hinab, jedoch auch einfcließlich der Spielleute, beurthellt wer, 
. den, dergeftalt, daß davon mur die Korporale und Gemeinen 
ausgeſchloſſen bleiben, als welche. nach dem $. 7. zu beurthel⸗ 
fen find. 

Hlnſichtlich der penflonirten Militpies der Kanndvers 
ſchen Armee aber, fie felen In⸗ oder Ausländer, bleibt beſon⸗ 
ders vorbehalten, daß ſelblgen binnen einem Jahre, von der 
Penſionlrung an, geſtattet ſein ſoll, ſich einen Wohnort im 
gänzen Königreiche zu wählen. u den 
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» Wars bloßen Aufenthalt an einem Drte, 


Wenn jemand, ohne die Befugniß zum "pleibenden Aufent: - 
halt auf die oben sub 1, bis 3. beftimmte Weiſe 'erhalten zu 
haben, fi mit der Abſicht, ſich dauernd niederzulaffen, fünf 
Jahre hindurch in einer Gemeinde ununterbrochen aufhaͤlt, und 
feinen eigenen Hauspalt führt, fo daß die Gemeinde, oder In 
den Städten die Obrigkeit, eine Kenntniß davon hat erlangen 
tönnen, und feine Abficht, einen bleibenden Wohnort zu neh: 
men, deutlich geweſen ift: ſo - hat’ derfelbe das Recht zum fer⸗ 
nern Aufenthalt an dleſem Orte erworben. 

Dagegen ſoll der Aufenthalt einzelner Perſonen in frem⸗ 
den Haͤuſern bei Verwandten u, dgl,, ‚wenn folcher auch über 
fünf. Jahre gedauert: hätte, hieher ‚nicht gerechnet werden. 

Ausländer endlich können das Recht des bleibenden Wohn⸗ 
ſitzes niemals’ durch bloßen Aufenthalte im Königreiche, fondern 
nur durch ausdruͤckliche Genehmigung | der berzeffenden Behörde 
erwerben, | 

m 2 


art 0 Te 
Strafe der. —— Aufnahme eines Haͤuslings. 
a Da übrigens ein ' ſolcher der‘ Orts; Obrigkeit nicht anges 
jeigtee Aufenthaft eines Ankoͤmmlings nicht wohl anders eintres 
ten kann, als wenn demfelden von einem Gemeinde» Bervohner 
Vorſchub geleiftet wird: fo foll derjenige Hauswirth, welcher 
einen Sremden ‚ der ſich haͤuslich bei ihm niederzulaffen gedenkt, 
aufnimmt, ohne der Orts-Obrigkeit oder dem im Orte anwe—⸗ 
ſenden Amts Unterbedlenten oder GemeindeVorſteher im den 
erften 14 Tagen folhes angezeigt zu baden, außer den übris 
gen auf folche wnterlaffene Anmeldung hinſichtlich der Fremdens 
und Sicherheits; Polizei angedroheten Strafen, in eine Gelds 
buße von 5 bis 10 Rthlr. zum Beſten derjenigen Kaffe genoms 
men-toerden, aus welcher die Unterſtuͤtzung der Kommunals Ars 
men erfolgt, und überdies, wenn der von ihm Aufgenommene 
durch foiche unterlaſſene Anmeldung die Rechte des bleibenden 
Wohnſitzes erſchllchen Haben ſollte, im Falle ſeiner Verarmung 
nach Befinden der Umftände angehalten werden, die Unterſtuͤtzung 
deſſelben aus eigenen Mitteln: 7 fo weit er dazu im Stande ift, 
zu ſtehen. Und fol. ‚daher die von den Gemeinden, etwa vors 
gebrachte Einrede. 
„als habe fih ein Ankommling heimlich in der Kommune 
aufgehalten,“ 

nicht weiter beruͤckſichtigt werden. Die obengedachten Amts; 
Unterbedienten und Gemeinde» Votſteher aber ‚Haben die bei Ihr 
nen geiheheng Anzeige fofort ihrem vorgefegten Amte oder 
Gerichte zu weiterer Kerfügung zu melden, 


7 
Vom Aufenthalte ohne: witkliche Befegung. 


"Da das Recht, einen dauernden Wohnort zu nehmen, 
nad) den obigen Beflimmungen nur erworben wird, wenn die 
Abſicht zur bleibenden Niederloffung vorhanden war: fo folge 
von felbft, daß ſoiches von Perſonen, deren Aufenthalt einen 
voruͤbergehenden Zweck hat, als z. 8. der Schüler, 3 Zöglinge, 
Sefehen, Lehrlinge und Dienftbotem, auch in ee Hin⸗ 
ſicht nicht kann erworben werden. 


Indeſſen mird biebel beſtimmt, daß Perfonen, welche von 
. Gemeinden behufs ihrer Kommunal; Angelegenheiten, als Ger 
meinde s Sirten, Flurſchuͤtzen oder Pfänder und dergleichen ans 
geftelle werden, wenn fie einen eigenen Kaushalt führen, oder 
während ihres Dienftes etabliert haben, und ihr Dienft In for 
fern als fortdauernd zu betrachten ME, als fie nicht bloß auf 
einzelne Donate engagitt find, ein Recht zum bleibenden Wohn 
ſitze in der Gemeinde erlangen, | 


5. 8. 
Vom Wohnorte der Zeit: Pächter. 

Wächter, deren Gewerbe mit der von ihnen uͤbernomme⸗ 
nen Pacht in einer. unzertrennlihen Verbindung ſteht, und'nur 
"während der Dauer der Pachtzeit von ihnen betrieben werden 
kann, mit Ablauf derjelben aber von felbft wieder ceffirt, ers 
werben an dem Orte, wo fie eine folche Zeitpacht übernommen 
haben, durch deren Uebernahme kein Recht zu einem bleibenden 
Mohnorte, falls fie fih nicht mie der Gemeinde zu Ermwerbung 
des Domicils durch einen Vertrag vereinigen; behalten viel: 
mehr in Ermangelung eines folchen Vertrages ihren ash 
Wohnſitz. 


| $. 9. | | 
Wenn die in dem $. 7. bezeichneten Dienftboten und 
Snandwerksgefellen fi a0 Jahr und länger In folhem Ver⸗ 
haͤltniſſe an einem. und demfelben Orte aufgehalten haben: fo 
wird ihnen die Befugniß biedurch zugeftanden, in dieſer Kom⸗ 
mune ſich bleibend niederzulaffen, tn foferm fie micht vorziehen 
follten, an ihren urfpränglihen Wohnort zuruͤckzukehren; wo—⸗ 
bei es jedoch, die Abſicht wicht iR, hiedurch In. den günftigern 
DBeftimmungen, welche In Beziehung auf die Niederlaffung treuer 
Dienftboten an verfchledenen Orten obfervangmäßig. beftehen, 
irgend etwas abzuändern, 
$. 10. 
Ton ber Befugniß der Ruͤckkehr nach dem  früßeren | 
| Wohnorte. 
Aus dem auf eine der oben gedachten Arten an elnem 
Orte erworbenen Rechte eines bleibenden Wohnſitzes folgt die 
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Befugniß, dahin zurückzukehren, wenn nicht In fpäterer Zeit 
ein anderer bleibender Wohnort gewählt und erworben fein 
follte, fo wie für die Gemeinde die Verbindlichkeit, dem 
folchergeftalt Zurückkehrenden den Aufenthalt in ihrer Mitte zu 
Heftatten. Sollte ein mit den echten eines Domleils verfes 
benes Sindividurm bei keinem Einwohner des Orts eine frei 
willig ihm eingeräumte Wohnung findens fo Ift die Kommune 
von Seiten der Obrigkeit zwar anzuhalten, für deſſen einft 
weiliges Unterkommen auf ihre Koften auf irgend eine Welfe 
zu forgen, jedoch keinem Einzelnen wider feinen Willen die 
Aufnahme deſſelben ‚in fein Privathaus rn 

$. 11. 


Bon dem Wohnorte auf Guͤtern, welche zu einer — 
ten Gemeinde nicht gehören. 


&o wie auf die oben bezeichnete Weiſe das Recht zum 
Aufenthalte in einer Gemeinde erworben werden kann: fo wird 
daſſelbe auch auf folhen Befigungen und Gütern erworben, 

welche zu einer beftimmten Gemeinde nicht gehören. 

Wo daher Domainen, Kanzleifäffige oder andere Guts⸗ 
 Refiger die. Befugniß hergebracht haben, Häuslinge, Junkerleute, 
Tagelöhner oder unter welchen Namen biefelben vorkommen, 
ohne Zuftimmung einer Gemeinde bei fih aufzunehmen, ba 
haben folhe Häuslinge in Ermangelung eines anderweiten Ins 
terfommens das Recht des ferneren bleibenden Aufenthalts das 
felbft und, in Ermangelung eines fpäterhin anderwärts erwors 
benen Wohnorts, das Recht, dahin zurückzukehren. 

Es verficht fich jedoch, daß 

ı) in diefe Klaffe diejenigen Perfonen nicht zu rechnen 
find, welche auf einer folhen Beſitzung im Dienftboten » Vers 
bältniffe oder als Deputatiften in Brot und Lohn fiehen, und 
fol tm Zweifel ein ſolches Verhaͤltniß alsdann angenommen 
werden, wenn eine fefte allgemeine Verguͤtung für die Arbeit 
gegeben wurde, und beiden Thellen eine Kündigung zuftand; 

2) daß der oben aufgeftellte Grundfag fodann eine Aus— 
nahme leidet, wenn herkoͤmmlich oder ausdruͤcklich zwifchen dem 
Eigenthümer eines folhen Guts und einer benachbarten &es 
meinde eine Verelubaring über die gegenfeltige oder gemein, 
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haftlihe Aufnahme der Shustinge vorhanden. Aft, in welchem 
alle die Punkte ſolcher Vereinbarung dieps hen De, 
immung vorgehen; wie denn auch 

3) in den Fällen, wo eine ſolche gätliche Vereinbarung 
och‘ nicht eingetreten iſt, dem Domainen und, Sutsbefigern die 
Sefugniß hiedurch beigelegt wird, in Beziehung auf die Aufs 
ahme von KHäuslingen ‚der Ihnen zunaͤchſt benachbarten, Kom⸗ 
ne oder dem Kirchipiele, wozu fie gehören, ſich anzuiclies 
en. Jede folhe Vereinbarung iſt als dauernd zu betrachten, 
nd fol einfeitig nicht wieder aufgerufen werden können, Zu 
feich aber Haben die Domainen. und Gutsbefiger hinſichtlich 
er Aufnahme von Haͤuslingen dieſelben Vorſchriften zu beob⸗ 
chten, welche für die Kommunen im Allgemeinen feſtgeſtellt 
orden, und befonders wird: ihnen zur Pflicht gemacht, vor 
(nnahme eines Deputatiften von der Obrigkeit feines bisherigen 
Bohnorts Zeugniſſe beibringen zu laſſen, worin fowohl das. 
Bohlverhalten als auch die Befugniß zur demnächftigen Ruͤck⸗ 
ehr an deſſen bisherigen Wohnort ABER iſt. 


6» I - 
Bon dem Aufenthalte jüdifcher Gtanbensgenoffen. 

Juͤdiſche Glaubensgenoſſen haben allein aus ihrem Schußs 
riefe oder der ihnen fonft verfaflungsmäßig ertheilten Erlaubs 
iiß zum Aufenthalte ein Recht auf einen beftimmten Wohnort 
dr Ihre Perſon, ihre Frauen und Ihre mit Ihnen In gemeine 
haftlicher Oekonomie lebenden Kinder. Jedoch folgt aus dies 
er Beſchuͤtzung nicht ‚ daß ‘fie die Rechte der Gemeinde Mits 
jlieder erwerben, | 


$. 13» 
| Allgemeiner Vorbehalt. | 
Da ſich übrigens Fälle ereignen können, daß einem Ins 
bividuo, von dem fo wenig dargethan werden kann, daß es 
duch Geburt, als auf eine fonftige durch dieſe Verordnung 
begründete Weiſe an einem befiimmten Orte des Königreichs ein 
Domicil erworben habe, ein Aufenthaltsort von Ober Landes 
Pollzelwegen angemwiefen werden muß: fo bleibt derjenigen Lands 
— in deren Bezirke fh ein folcher Fall Be ‚ vorbes 


halten, nach den eintretenden Verhältniſſen die Kommune zu 


— beftimmen, In der ein ſolches Individuum feinen einftweiligen 


Aufenthalt zu nehmen har, ohne daß jedoch durch eine folche 
Beſtimmung für die Kommune irgend neue Laften oder Wer; 
bindlichkelten, namentlich durch Einquartierung folder Ankömm⸗ 
linge in Privat» Wohnungen oder auf den fundis der Unter, 
thanen, oder durch daraus berzuleitende Anfpräche auf Des 
nugung von Gemelndegütern erwachſen koͤnnen. 

- Wie nun alle Äber die Anwendung der vorliegenden Ver—⸗ 
ordnung entftehenden Zweifel und Beſchwerden zunächft an Uns 
fere Land» Droftelen zu beingen find: fo gebieten Wir zugleich 
Unferen Berwaltungss Behörden, Magiftraten, Aemtern und. 
Gerichten, nicht weniger allen und jeden Privat Perfönen, 
welche es angehet, ſich nah vorftehenden gefeglihen Beim, 

mungen zu achten, zu welchem Ende die gegenwärtige Werords 
nung duch die. erfte Abthellung der Gefeg Sammlung * all; 
gemeinen Kenntniß gebracht. werden foll. i 
Gegeben St. James’s, den 6. Julius des 1327ſten Sehrn, 
—— Reichs im Achten. 


G eorge Renz. 
Graf v. Manſter. 


... BI 
Literarifcher Anhang. 


Seſchichte ber Staatsveraͤnderung in n Frank— 
reich, unter König Ludwig XVL, oder Ent⸗ 
ſtehung, Fortſchritte und Wirkungen der 
fogenannten neuen Philoſophie in diefem 
Lande. Leipzig, he Erſter Theil. 1821. 
Zweiter Theil. 1827. 8 | 


2 Dies Merk hat ein fo wichtiges und vielſeitiges Inereſſe, 
dag die nähere Bekanntſchaft deſſelben den Leſern der Ans 
nalen um fo mehr willkommen ſein dürfte, als das in 

einem der ausgezeichneteften Erttifchen Blätter (dev Jenaiſchen 
allgemeinen LiteratursZeitung v. 1827 No. 90.) darüber 
ausgefprochene Urtheil: daß weder die deutſche, noch 
die franzöfifche Literatur ein Werk über den’ 
Behandelten Gegenftand anfzumweifen Habe, was 
Dem vorliegenden an die Seite gefegt werden 

—koͤnne, eben fo gegründet ift, ald der dort geäußerte Wunfch: 

- Daß die Früchte diefer Arbeit dem Hiftorifchen 
Unterrichte der Jugend zu Gute kommen mögen, ' 
damit wenigftend in der heranwachſenden Ges 

neration die fchiefen Unfichten der Revolution 
und die daranf gebauten confufen ſtaatsrecht⸗ 
lichen Ideen eine gefundere Richtung erhalten, 

- "und als diefed Werk in einem fehr feltenen Grade das 

Reſultat der tiefften und reifften Studien iſt. Für Preußen 
bat died Werf ein zwiefaches Sefondered Intereſſe, einmal 
weil wir dies wichtige Werk einem, in ber militairiſchen Laufs 

bahn eben fo ausgezeichneten, Preußifchen Krieger, dem ° 
fihern Vernehmen nach, dem — Genewals Major von 
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Schütze zu Magdeburg, verdanken, und demnaͤchſt weil 
auf Befehl Sr. Majeftät des Königs von den betreffenden 
Minifterien zweihundert Exemplare ded Werfed an die 
Gymnaſien und Kriegds Schulen vertheilt worden. 

Deferent uͤberhebt fich bier der eigenen nähern Ber 
urtheilung diefes eben fo Elaffifchen als wohlthätigen Werks, 
und laßt dagegen die in der Fenaifhen Allgemeinen 
giteratur:Zeitung No. 88..89 und 90, enthaltene, 
Decenfion deffelben bier abdrucken. 

„Fragt man nad) den Urfachen der franzöfifchen Revolu⸗ 
tion: fo wird unverzüglich eine faſt einſtimmige Antwort erfol, 
gen; denn Miemand iſt fo unmwiffend, daB er nicht gleichjam 
an den Fingern herzaͤhlen ſollte: Berfhwendung des Ho 
fes, befonders der Königin; Weberlaftung der Un: 
tertbanen mit Abgaben, und deren unbillig um 
gleihe Vertheilung durch Befreiung des Adels 
und der Geiſtlichkeit von denfelben; andere ww 
fentlihe Privilegien diefer Stände, und endlid 
ihr und des Königs Widerfiand, als der e r wa⸗ 
chende Nationalgeift eine Verbefferung der um 
erträglih gewordenen Lage des Volkes forderte 
Das hiſtoriſche Faktum, daß hauptſaͤchlich der Adel die Revolu⸗ 
tlon gemacht, und der dritte Stand ſich erſt ſpaͤter ihrer be— 
maͤchtigt hat, wird dabei ignorirt oder unerklaͤrt gelaſſen. Eine 
kleine Anzahl Stimmen, vorzuͤglich in Frankreich, ſchlebt Alles 
lediglich auf die durch Voltaire und Andere verbreiteten res 
volutionairen Ideen; ſie bleibt aber die Darſtellung, ſo wie den 
Beweis ſchuldig, auf welchem Wege die Ideen Elnzelner zu ſo 
ungeheurer Handlung ins Leben getreten, ja wie es nur uͤber⸗ 
haupt moͤglich geweſen, daß ein maͤchtiger Monarch mit allen 
durch Jahrhunderte befeſtigten Inſtitutionen auf ſolche Weiſe 
untergehen konnte.“ 

„Die erſte Erklaͤrung iſt bequem, und zugleich eine der 
twefentlichften Stüßen einer Theorie, welche noch heut die Köpfe 
verwirrt, und die Throne bedroht; man darf fi daher um fo 
weniger wundern, daß fie faft ganz unangefochten geblieben, 
und bereits in die Lehrbücher der Gedichte übergegangen ft, 
da ihre Widerlegung ein ausdauerndes und muͤhſeliges Stu; 
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dium von Werken erfordert haben wuͤrde, welche Wielen nicht 
einmal zugänglich find, und felbft diefe Arbeit mir zu einem 
negativen Reſultat führen möchte, mwofern. nicht richtiger Takt 
auf die pofitive Lrfacher der Erfcheinung leitet. Durch einige 
Widerſpruche in den; gewöhnlichen Darftellungen aufmerffam 
gemacht, begann Dec. die Glaubhaſtigkeit des Ganzen in Zweis 
fel zu ziehen, und verfuchte, die Spur verfolgend, fi ſelbſt 
Licht zu ſchaffen; bald aber von der ungebeueren Maſſe des 
zu durchdringenden Stoffe abgeſchreckt, gab er ein Unternehmen. 
auf, welches bei fo unfägliher gewiſſer Bemühung doch im⸗ 
mer einen ſehr ungewiſſen Erfolg verhieß. Um fo freudiger 
macht er jetzt das Publitum mit einem Werke bekannt, wei 
ches, ein wuͤrdiges Denkmal deutſchen Zleißes, mit überrafchen; 
der Volftändigkeit die große Frage loͤſet; es möchte ſchwer zu 
enticheiden fein, was an diefem Werke mehr Bewunderung vers 
dient, die. Ausdauer und Umſicht, oder der Scharffinn, den es - 
beurfundet, die wahrhaft hiſtoriſche Unparteilichkeit, welche ſich 
darin Ausfpricht, oder die Würde und Gediegenheit der Dar⸗ 
ftellung, wodurch es ſich auszeichnet.‘ | 
„Diejenigen, welche der Meinung find, die Revolution 
babe: im J. 1789 begonnen, und welche die bisherige geſchicht⸗ 
liche Behandlung dieſes Weltereignlſſes an hoͤchſtens zwei Bände 
gewöhnt hat, — die fogenannte histoire. von Migmet, die 
bereits die dritte Auflage erlebte, zähle deren ebenfalls nicht 
mehr, — werden ſich wundern, daß der. vorliegende erfte Band - 
nur bis zum Sabre 1731 reicht. Schon biefer Umftand an ſich 
fpricht dafür, daß der Vf. tiefer in die Sache eingegangen, 
und fie anders dargeftellt haben mäfle, als feine Vorgänger; 
und fo iſt es auch. Die Entwieelung kennen wir zwar noch 
nicht; nach dem aber, was zur Einficht vorliegt, läßt ſich — 
was auch der Titel andeutet — bereits abnehmen, daß der 
Bf. allerdings der fogenannten neuen Philofophie den größten 
Antheil an der Revolution beimißt, dabei aber zugleich bemüht 
ift, zu entwiceln, wie denn biefe Lehre babe praftifch eingreis 
fen, und ein ſolches Ereigniß ‚herbeiführen können. Dieß bes 
dinge nochwendig eine ziemlich detaillirte Darftelung der Ver⸗ 
faffung, Verwaltung, Finanzen und des allgemeinen Zuflandes 
von Frankreich, und diefe Darftellung, — wodurch zugleich die 
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gervößnliche Meinung Aber die Urfache der Revolution indirekt, 
aber entſchleden, widerlegt wird, iſt fuͤrwahr nicht die unbedeu⸗ 
tendfte ‚Abtbefung des werthuollen Werkes. Wir gehen jest 
zur genaueren Betrachtung feines Inhaltes über, und glauben 
längeres Verweilen bei Einzelnem um fo mehr gerechtfertigt, da 
es melftens Überrafchend neue Nefultate find, welche der Bf. 
mittheilt; er verlange dabei nicht blinden Glauben, fondern 
bezeichnet überall bis zur Seitenzahl herab die 
Quellen, aus welden er feine Angaben fihöpfte, 
.— ein Verfahren, mas bei feiner Arbeit vielleicht unerläßlich 
war, und Sjedem willkommen fein muß, welcher felbft zu vru⸗ 
fen wuͤnſcht.“ 

| Die Vorrede berührt zuerft kurz die ſchon vorhandenen 
Werke, die fih Gefhidite der Revolution nennen, fo wie ihre 
weſentlichſten Mängel, und fpricht dann von den Quellen, weis 
che dem Mierke zum Grunde liegen, woraus zugleich bervors 
geht, daß der Vf. daflelbe in der Art, wie er es begonnen, 
nur bis zum Sturze Robespierres fortführen zu koͤnnen glaubt; 
der dafür angegebene Grund iſt fhlagend, Er zeigt dann bie 
Möglichkeit, jegt ſchon diefe Gedichte zu ſchreiben, und ſchließt 
mit einigen Bemerkungen über die Art der Bearbeitung feines 
Werkes, 

Erfier Abſchnitt. Der Vf. eilt, auf einigen Seiten 
einleltend, zu dem Markſteine der neueren Clviliſation, der Er⸗ 
—findung der Buchdruckerkunſt, und der durch ſie erſt 
moͤglich gewordenen Reformation. Die wichtigſte politis 
ſche Folge der letzten zeigte ſich zuerſt in England, durch die 
Ereigniſſe, welche Karln J. Thron und Leben koſteten; und 
zugleich veranlaßten dieſelben zwei Werke, welche, für die uns 
befchräntte Gewalt der Monarchen entworfen, fogleih gegen 
fie benugt wurden, und fonderbarer Weife das Fundament 
aller nachfolgenden antimonarchifhen Syſteme hergegeben haben. 
Der Kenner wird ſchon errathen haben, daß Hobbes gemeint 
if, welchen alle vevolutionalren, oder, wenn man will, liberas 
len Schriftfteller von Montesquien bis zu Hrn. de Pradt 

geplündert Haben, ohne auch nur Einen neuen und wefentlichen 
Eundamentalgedanfen hinzu zu thun. 
Waͤhrend bie Nachfolger Karls durch Klugpelt ben er⸗ 
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ſchatterten ron: wleder befeſtigten, nnd a⸗ dem Weſen 
nach alle die Gewalt. ſcherten, welche ihnen: die Form zu rau⸗ 
ben. fchlen, zeigten. ſich im Äbrigen- Europa - die: ſegensreichen 
Folgen der Reformation, in allgemeiner Gefittigung , milderen: . 
Regierungsmaafregeln. ‚and faft allgemeiner Duldung in Glaus: 
bensſachen; fo große Vorzüge,. und ‚unter, ihnen, befonders der 
lette, mußten ‚aber. im ‚Laufe der Zeit auch ihre ee 
entroiefeln. - „Von, ‚der, Erfenntniß, daß es Unrecht fei, den 
Menſchen zur. Seligkeit zu zwingen, führte ein unmerklicher 
Schritt zu ‚dem Glauben, jede. Religlon koͤnne das ewige Heil 
geben; dann zu, dem Zweifel, ob Religlonn zum Sellgwerden 
ndihlg ſei, und noch weiter, ob es uͤberhaupt eine hoͤhere Macht 
und ein Jenſeits mit Belohnungen und Strafen für ung ‚gebe. 
Gewiß iſt, daß zu der Zeit, als Toleranz Rieſenſchritte durch 
ganz Europa machte, äuerft von. Chriſten ein zugleich vorſetzlla⸗ 
cher, kraͤftiger und. unerwartet "erfolgreicher Verſuch gemacht” 
wurde, nicht. nur die chriſtliche Religion, ſondern uͤberhaupt den 
Glauben an alle Religion gaͤuzlich zu vernichten.“ Voltaire 
faßte den Entſchluß dazu, was der Vf. nice durch Citate aus 
den gegen ihn, erſchlenenen Schriften, fondern durch Hinwei- 
ſung auf eine Menge Stellen ſeiner eigenen Werke dar⸗ 
thut; es wird ‚dabei, ein Drief angezogen, in dem fich dieſer 
Abgott der liberalen Partei Christmoque unterzeichnete. Trefi 
fend ift die Bemerkung des Vfs. ©. 202: daß es mohl. nicht 
bloß Zufall geweſen, daß ein Franzos dieſen Entſchluß mit der 
beftimmten Hoffnung faßte, ihn zuerſt bei- feinen Landsleuten, 
und durch fie im. ganzen chriſtlichen Europa ausführen zu koͤn⸗ 
nen; vortreffllch find, in der Kürze feine, Lebrfäge, die Art. ſei⸗ 
: nes. „Angriffs , fo mie, fein Sprachgebrauch, geſchildert. Ex: 
nannte feine Lehre Philof ophie, und dieſer mohlderechnete. 
« Kunftftiff fiherte ihm an ſich ſchon ‚Singer, die ſich auch zahle 
reich fanden, und den Meifter an Zrechheit weit Überbotenz; 
ihre Lehrfäge, aus Ihren eigenen Schriften gezogen, merben 
©. 23. 24 mitgetheilt. Ungeheuere Fortfchritte machte die Sekte, 
zumal als der Sefuiten:DOrden, der. gehaßtefte ihrer Feinde, 
‚nicht ohne Ihren Einfluß. befeitigt, und die Strenge der Cen— 
fur unter einem philoſphiſchen Minifter gemildere war. „Was, 
der herrſchenden Rellglon allzu grell entgegen trat, ließ man 
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noch auswärts drucken; was die geneigte Cenſur nur irgend 
paffiren laſſen konnte, wurde unzählig vervielfältigt, in die bes 
quemfte wohlfeilfte Form gebracht, und jedes erdenkliche Mittel 
angerendet, um das Publitum für diefe Schriften einzunehs 
men, und: zugleich ‚die Produfe der Gegner zu verfchreien ;* — 
"gerade wie jegt,, wo Frankreich: mit wohlfellen Tafchenausga -⸗ 
ben. dee Haͤupter der Philofophle, und anderen antimonarchi⸗ 
ſchen und antireligiöfen Schriften, in 16. und 32. für 5 Sous 

 Esswar ſehr natuͤrlich, daß der Kampf gegen die Rell⸗ 
gion auch ein Kampf gegen die Monarchte ward, und wir 
muͤſſen uns faſt wandern, daß mehr als zwanzig Jahre vers 
. floffen, ehe ein ſelbſtſtaͤndiges, dieſem Zivecke gewidmetes Wert 
von größerem Umſange erfchien. Erſt im J. 1748 erfchten 
Montesquieu's Esprit des loix, tm Wefentlichen auf die 
Stundlagen von Hobbes gebaut, und zuerft den Grundfag 
ausfprechend: das Wohl des Volkes ift das hoͤchſte 
Sefeg, ein Srundfag, der, in die Praris Übergetragen, jedes 
Verbrechen rechtfertigt, und jeden Greuel entfhuldigt, auf mel 
chem die ganze Revolution ruht, und welcher leider heut noch 
nicht nach: feiner gamzen Gefährlichkeit gewürdige wird. Die 
Entwickelung der Ideen Montesquteu’s, melde der Vf. 
©. 3 — 38 liefert, muͤſſen wir ein Meiſterſtuͤck tiefeindringens 
den Verſtandes nennen, und wänfchen, daß fie allgemein geiles 
fen und beherziget werde Montesguieu war bekanntlich 
Parlaments; Präfident, und diefer Umſtand Hat ihn hoͤchſt wahr; 
ſcheinlich veranlagt, fein Syftem fo zu vermwiceln, deſſen grel⸗ 
leften Ideen fo zu umfpinnen, daß es beim erften Anblicke 
wenig gefährlich erſcheint; dies ift wohl der Grund, warum 
Schrifefteler vom Ruf, ſelbſt Staatsmänner, ihn als ganz uns 
bedenklich citiven und. commentiren. Dem Bf. bleibe das große 
Verdienſt, das mie vielem Talent errichtete Fünftlihe Gebäude 
zuerft umfaffend und eindringend geprüft, und feine gefährlichen 
: Elemente auch für den fehlichteften Verſtand faßlic gezeigt zu 
haben. | 

Schon vier Jahre nah Montesquien brachte Roufs 

fean feinen Contract social, worin er, als Bewohner einer 
Kleinen Republit gegen die Folgen gefihert, viel unummundener, 
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als der Präfident, da⸗ neue philoſophiſche Orastierte predigt: 
Auch die Grundideen diefes Werkes werden S. 39 — 44 aus 
einander geſetzt; wir können wicht umhin, zur Erbetteräng des 
Leſers eine fpäter vorkommende Stelle, welche uns fehr charak⸗ 
teriftifch feheint, Hier einzufchalten. Rouffeau ftellt — —— die 
Republiken des Alterthums als Muſter von Freiheit auf; 
lich fälle Ihm denn doch ein, daß da nicht füglich von eh 
die Rede fein Fönne, wo fünf Hunderttheile der Menfchenzapl 
die übrigen I; gleih dem Vieh als Eigenthum gebrauchten, 
veräußerten, und wohl auch tödten durften. Wie bitfe er ſich ? 
— als aͤchter Franzos, durch eine Floskel? pour vous, peu. 
ples modernes, vous n’avez point d’esclaves, mais vous 
l’etes, vous payez leur libert€ par la vorre. | 
Mrachdem der Vf. noch kürzlich der Theorie Wei PER $ 
gedacht, zeigt er, wie ſich bald darauf die Gegner der Neligion 
mit den Feinden der überlegenen Gewalt zu einem Ganzen vers 
einigten , defien Geiſt in Diderots bekannter Phraſe ausge⸗ 
ſprochen it: quand verrai- je le dernier des rois, etrangl& 
_ avec les bovaux du dernier des pretres? Auch Woltaire 
bekannte ſich zu dieſer Veteinigung; feine Verhaͤltniſſe zu mehr 
veren Monarchen nöthigten ihn indeß, gewiſſe Nückfichten zu 
uehmen, und fein gewandter Gelft ließ es nicht an Auskunfts⸗ 
mitteln fehlen; ihm hauptſaͤchlich verdankt die Sekte jene’ ger 
fehtefte, das Aergſte verfihleiernde Art zu kämpfen, welche die 
Möglichkeit der Sache erflärlih macht, und von dem Vf. trefs 
fend gefchildere wird. Er zeigt dabet zugleich den Sprachge⸗ 
- brauch der Philofophen — denn bdiefen Namen hatten fie beis 
behalten — und giebt durch eine hoͤchſt feharffinnige Entwik⸗ 
kelung der Wortheile, welche die neue Philoſophie den ftärkften 
Neigungen und Leldenfchaften der Menfchen hoffen ließ, die 
Erklärung des fonft unbegreiflihen Umftandes, daß gerade in 
dem Theile der Gefellihaft, welcher nähft dem Monarchen 
durch die neue Lehre am meiften gefährdet ward, ſich die mei⸗ 
ften Juͤnger derfelben befanden. Diefe Entwickelung fcheint 
uns eine der wwichtigften Partien. im ganzen Buche; ihr mich, 
tiger und ſonſt unerklärliher Gegenſtand iſt bisher von ben 
Schriftſtellern aler Parteien unberuͤckſichtigt geblieben. 

Wir muͤſſen noch nachholen, daß auch der Entſtehung 


“ 


— 
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der ſogenannten Ostonsmien gedacht wird, deren Theorie 
man ‚uns bisweilen. jegt noch als neue Ideen vorträgt, und 
Dinge bringt, welche Auesnay bereits vor mehr als funfzig 
Jahren ‚gefagt hat. Den Schluß des. Abfehnittes bildet eine 
kurze Darftelung der Wirkungen ‚und Fortſchritte der Phitofos 
‚ „phie In Frankreich bis zum Ableben Ludwigs XV. 

Hat uns der. Vf. durch das Bisherige in den Stand 
gefeßt, die Entſtehung, Grundſaͤtze, Zwecke, Waffen und Macht 
der Partei zu wuͤrdigen, welcher zunaͤchſt der Umſturz der frans 


dzoͤſiſchen Monarchie beizumeffen iſt: fo erfchelut es ganz zweck⸗ 


mäßig, daß er nun die Inneren Verbältniffe diefer Monarchie 
fennen lehrt, damit der Lefer in den Stand gefegt fel, gleich 
zeitig zu beurtbeilen, ob diefe Verhältniffe von der Arc. waren, 
um eine wefentlihe Veränderung nothiwendig zu machen, und 
in wiefern fie .die Angriffe der Philoſophen geftatteten oder ers 
leigterten. Der zweite Abſchnilt: Verfaſſung und 
Zuftand Franfreihs bet dem Ableben des Königs 
Ludwigs XV. im Jahre 1774, iſt daher gan, an feinem 
Plage, und zugleich. in hohem Grade fhäßbar, weil er mit 
Gründlichkeit über Verhaͤltniſſe belehrt, welche bisher entweder 


niccht allgemein gekannt, oder. ausnehmend verkannt waren. 


Schwerlid dürfte man in irgend einem anderen Were — 
Rec. iſt mentgftens keines bekannt — eine ähnliche vollſtaͤn⸗ 
dige Schilderung der wichtigſten inneren Verhaͤltniſſe des ehe⸗ 


maligen Ftankreichs finden. Sie beruht uͤbrigens, was der 


Hartnaͤcklgkeit in einmal gefaßten Meinungen wegen erwaͤhnt 
werden muß, nicht auf Angaben verblendeter Verehrer des an- 
cien regime, fondern. in ihren bedeutendften Theilen auf Zeugs 
niffen von wohl unterrihteten Philofophen,. "wie Bailly, 
Meder, Turgot, und die Verfaffer der Encyklopädie, 
oder offiziellen Angaben in der Einleitung zum Momiteur, 
die zu einer Zeit gemacht, wurden, als von ber —— Ge⸗ 
walt nichts mehr zu fuͤrchten war. 

Wir koͤnnen den Inhalt dieſes Abſchnitts in — 
Hauptrubriken hringen. 1) Verhaͤltniß des Monarchen 


zu den Unterthanen; er herrſchte faſt ganz unbeſchraͤnkt, 


da ſelbſt die Formen, welche eine Beſchraͤnkung bezeichnen oder 


veranlaſſen konnten, im Laufe der Zeit verſchwunden waren. 
2) 
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) Berhäktnifie der Bewohner unter einander. Adel. 
Sägerlihe, „Main. mortables, Katholifche Geiſtlichkelt. Die 
sefentlihen. Vorzuͤge des Adels beſtanden in perfönlicher 
Sefrelung ‚von . der Wegefrohn (auf' den Gütern haftete fie), 
on dem Zwange, als Gemelne -bei der Miliz zu dienen (die 
inlentruppen ergaͤnzten ſich ‚durch Werbung), und von der, 
"aille, genannten Steuer, in fofern fie die Perfon ber 
raf (der. vermoͤgensloſe Bürgerliche: gab dazu jährlich auch 
ur. neun Groſchen; wie es mit der. Abgabe. von adelihen 
sütern ‚gehalten ward, werden ‚wir: fpäter ſehen). Naͤchſtdem 
innten nur Edelleute,; die der Ahnenprobe bis zum Sabre 1400 °. 
Inauf genuͤgten, bei Hofe vorgeftellt werden; zue Ernennung 
m Offizier. bei der Marine und dem ‚größten Theile der Lands 
‚acht, wurde der Beweis von 4,. bei. den Coloniaitruppen von 
Ahnen. erforderlich; über die Verleihung der hoͤchſten Stellen 
der Juſtiz, Verwaltung und Kirche beſtanden zwar keine 
isgeſprochenen Grundſaͤtze, ſie erfolgte aber in der Regel an 
delleute. Die Verhaͤltniſſe des Buͤrger ⸗ und Bauer, Standes, 
is denſelben Elementen hervorgegangen; wie in. Deutſchland, 
aten den hier beſtehenden im Wefenelichen gleich; Eigentliche 
lbeigenſchaft kannte man. nicht, die Verhaͤltniſſe der fogenanns 
n Main mortables, deren es anderthalb Milllonen gab, 
innerten aber daran; wie ſie ſich geſtalteten, muß man im 
uche ſelbſt ( S. 79 — 31) nachleſen. Eben fo die. Notizen 
er die Geiſtlichkeit und deren Vermogen S. 82 — 87. 3) 
tandiſche Verhältntffe der Unterthanen zu dem 
tonarhen; Dle verſchledene Erwerbüngsart der einzelnen 
rovinzen führte eine bedeutende Verſchiedenheit diefer Ver⸗ 
ltniſſe herbei; die allgemeinen Reichsſtaͤnde waren Im JI. 1614 
m letzten Male. verfammelt geweſen. Dagegen hatten die 
arlamente das Recht, daß, mit Ausnahme einer einzigen 
‚teuer, keine alte erhöht, oder neue aufgelegt werden £onnten; 
enn das diesfallfige Dekret nicht von ihnen angenommen und 
igezeichnet ward; vermweigerten fie aber dies: fo Eonnte der 
Snig im; feierlicher Sitzung die Eirzeichtiung als ſouverainer 
ere befehlen, Lit de justice, 4) Gerichtsverfaſſung 


nd befonbere Verhaͤltnifſe der sr a Dad 
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Detail muß von S. 93 — 103 nachgelefen- werden; wid bemer 
ken nur, daß hler auch der Lettres de cacher, fo wie der un 
tee Franz 1: eingeführten Kaͤufllchkeit der-Nichterftellen, ‚gedacht 
wird, So unangemeffen dieſe Einrichtung: erſcheint, machte 
fie doch auch die Richter von der Krone fehr unabhängig; ihre 
Abſchaffung auf rechtliche Weile mar nicht gut möglich, da 
fie eine. Rüczahlung von’ faft achtzig Millionen Thaler erfor 
dert haben würde. Ludwig XV. hatte ſich iu - feinen legten 
Negierungsjahren ’ der widerſpenſtigen Patlamente - durch. eimen 
Gewaltſtreich entledige, Indem er ſie aufhob, ohne zu zahlen. 
5) Auflagen. Sie betrugen die für jene Zeit Höhe Summe 
von etwa 34: Thaler auf den Kopf, und’ nur ihre gleiche 
Vertheilung erleichterte die: Laſt in dem Grade, daß: fie nicht 
geradezu nachtheilig einwirkte. Die ausgeſprochene Behauptung 
iſt zu neu, zu ſehr im Widerſpruch mit der gewoͤhnlichen Mel⸗ 
nung, als daß wir ‚nicht dem Vf. etwas in das Detail: folgen 
muͤßten. Die direkten Abgaben — Taille, Vingtiemies 
und Capitation — betrugen: zufammen 47 Millionen Thaler 
(auf a6 Mill, Menſchen; auf 3r betrugen fie Im J. 1826 über 
72 Millionen). : Folgende Ausnahmen vor ‚denfelben fanden 
Statt: ° 1) Am, füdlichen: Frankreih, in einem von anderthalb 
Millionen bewohnten Diſtrikte, laſtete die Taille durchaus nut 
auf dem bürgerlichen. Grundeigenthum 32) im "ganzen übrigen 
Reſche war das adfiche oder; geifllihe Gut nur dann taillefrei, 
‚wenn der Beſitzer oder: Nutznießer «6 ſelbſt bewirthſchaftete, 
und nicht mehr als vier Pfluͤge dazu brauchte. Gleichzeitige 
Bersitthichaftung mehrerer. kleiner Guͤter, die zuſammen jenes 
Maaß Überfchritten, verpflichtete zur Abgabe; von allen vers 
pachteten Gütern, ohne Unterfchled, mußte fie: gezahlt werden. 
3) Vingtiemes und Capitation murden von’ dem ‘Adel, wie 
von den. Bürgerlichen, entrichtet; : die Eatholifche Geiſtlichkeit 
zahlte ftatt der erften ein Don gratuit von 800,000 Thlen., 
und hatte die Capitation im J. 1710 mit einem erborgten Kas 
pitale abgekauft. Die Zinfen und Kapitatabzahlungen betrugen 
jährlich. 2,512,000 Thlr., wozu der König jährlid 625,000 Thlr. 
beitrug, Nach Necker würde der Vollbetrag der Vingtiemes 
und Capitation des Klerus die Summe von 2,712,000 Thas 
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: fern ausgemacht haben; eine einfache Berechnung lehrt daher, - 
daß er bei diefen beiden Abgaben nur ganz ‚unbedeutend bes | 
Zanſtigt war; nur die Geiftlihen, welche die Anleihe gemacht, 
hatten Vortheil gehabt. Zu den indirekten Auflagen, im 
Gefammtbetrage von faſt 77 Millionen, trugen, mit einer ein⸗ 
zigen ganz unbedeutenden Ausnahme (des Adels. in der Pros 
vinz Bretagne), alle“Staͤnde gleichmäßig. bel. Sie waren. in 
den Provinzen verfchieden angefeßt, was ſtarke Mauthlinien 
im Inneren des Relichs nothivendig machte; dies beruhte aber 
auf den Vertraͤgen bei Erwerbung biejer Provinzen, und wurde 
durch das Ganze eben wieder durch die verfchiedene Höhe ber 
einzelnen Säge ausgeglichen. So koftete der Eentner Salz 
in der Bourgogne ısz, in der Provence nur 5—6 Thaler, 
und doch trug in letzter Provinz der Kopf etwas mehr zu den | 
allgemeinen Laften bei, als in erfier. Meder, welcher mit 
genauer Kenntniß der früheren Finanzverhaͤltniſſe dem entſchle⸗ 
denen Willen verband, fie gänzlich zu. ändern, giebt ſelbſt am, 
daß die vollftändige Aufhebung aller Privilegien 
eine Mehreinnahme von 3 Millionen Thalern vers 
anlafßt haben wuͤrde; ba er aber dabei die 2,512,000 Thlr., 
welche die Geiftlichkeit als Intereſſen zahlte, umd die dann von 
dem Staate hätten übernommen werden muͤſſen, bei feiner. Bes 
rechnung . außer Acht gelaſſen/ hat: fo ergiebt fich, daß, bei eis 
nem Abgabenbetrage von faſt 114. Millionen Thalern, die Ber 
günftigung des Adels und der Geiſtlichkeit zuſammen nicht ganz 
eine halbe Million, und bringt man auch des Könige Bei⸗ 
trag in Anfag, nur etwas über eine Million ausgemacht 
bat. Man wird bei fo beffimmt ermittelten Zahlen dem Bf. 
‚beipflichten, wenn er behauptet, daß zu jener Zeit. in keinem anderen 
Staate eine fo gleiche Vertheilung der Abgaben Statt gefunden habe. 
6). Staatsausgaben. Der Bf. bat Hier Eeine Durchs 
ſchnittsſumme, fondern in einer Tabelle drei verichiedene As 
gaben: nah Neckers Werke. sur ladministration des 
finances, auf das compte rendu von 1731 gegründet, nad) 
dem compte rendu 1788, und nad Neckers c. T. 1789 u 
Wir heben vorfeglich die Summen der ziveiten Angabe aus, ' 
theils weil fie die hoͤchſten And, theils weil fie zuverläßiger ers 
| a Nu 2 
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fcheinen, als Necker s Ehgenlede ſie zu ige geftattete s baß 
wir bie und da die Summen aus dem Budjet für 1926 beis 
ſetzen, wird dem Lefer in mehr als einer Beziehung angenehm 
fein, 1) Koͤnigl. Haus 890,255 Thlr., jest 8 Milltonen; 2) 
auswaͤrt. Angelegenh.: 3,032,500, jeßt 2,250,000; 3) Landmacht 
7 36,795,000, wofür 197,000 M,, fo wie die‘ Mar&chauffee von 
4400 M., unterhalten wurden; jegt 49 Millionen, wofür im 
IJ. 1836 192,385 M., incl. der Gendarmerie erhalten werden, 
4) Marine 11,250,009, jeßt 19,250,000. 5) Eivilverwaltung incl, 
der Zinfen für Cautionen und Chargenfapitale, welche allen sz 
Million. betrugen, 20,626,0005 jet bedarf der Minifter des 
Innern 22,800,000, der der Juſtiz 4,872,000. Die Übrigen Auss 
gaben exclus, der Zinſen der Staatsfhuld betrugen 17,650,000 

fie zufammen- alfo 87,404,000 Thaler; da nun die Gefammt 
einnahme 116,851,000 Thaler erreichte: fo blieben für die Staats 
fhuld über 29 Milionen übrig. Trotz dem, daß der letzte Fl⸗ 
nanz, Minifter Ludwigs XV., Terray, mande Zahlungen ganz 
eingeftellt, and viele Zinfen willkuͤhrlich heradgefegt hatte, veichs 
ten jene 29 Millionen für den angegebenen Zweck doch nicht 
aus, und mas ein fpredyender Bewels fir die große Unord⸗ 
nung in diefer Angelegenheit ift, feine Nachfolger find über den 
Betrag des Deficit fo wenig einig, daß die Angaben darüber 
von 4,670,000 bis 10 Millionen fhwanken. 7) Verwaltungs 
form. ©. 32 — 135. 8) Nefultate des Bisherigen 
in dem allgemeinen Zuftande des Landes, De 
Vf. bezieht fich nicht allein auf das, was die Erfahrung über 
diefen Zuftand lehet, fondern fügt auch die Schilderung Neckers 
hinzu; ein unverdäctiges Zeugniß, wie wir fchon früher bes 
merkt haben, um fo mehr, da diefer Philofoph ganz confequent 
feiner reizenden Schilderung "die Verſicherung folgen läßt, es 
herrſchten noch viele Mißbraͤuche, und überall ſpraͤnge die Idee 
in die Augen, daß es: beffer werden müfle. _ 

Wir überfehen nunmehr auch die DVerhältniffe des Staa⸗ 
tes, gegen welchen zunächft die Angriffe der Philoſophen / Par⸗ 
tet ‚gerichtet waren, und können nun gehörig unterrichtet ber 
Geſchichte weiter folgen. Verlieren wir dabei eine Zeitlang die 
Thaͤtigkelt jener Partel und ihre unmittelbare Einwirkung auf 
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das Bolt: aus den Augene ſe erhalten wir dafür das uͤber⸗ 
raſchende Schauſpiel, die philoſophiſche Theorie in den Regie 


rungsmaaßregeln ſelbſt angewendet zu finden; Turgot, Flinanz⸗ 


Miniſter Ludwigs XVI entſchiedener Philoſophh, und der Mo⸗ 


narch ſelbſt von der Volllommenheits⸗Theorle ſo durchdrungen, 


daß er zu allen Neuerungen willig die Hand bietet. Auch dieſer 
wichtige Umſtand, der fo. Vieles erklaͤrt, iſt bisher entweder 
ganz. überfehen; oder wenigſtens nicht hinlaͤnglich gewuͤrdigt worden. 


ODebtter Abſſchuitt.e Ludwig XVI., wegen feines: reis 
nen und: tugendhaften Privatlebens als Dauphin‘ der Nation 
thener, wurde von ihr mit allgemeinem Jubel auf dem Throne 


begruͤßt; das hoffende Volk ſchrieb damals unter die Bildſaͤule 


Heinrichs IV;: resurrexit. Die Schilderung des Königs, 
auf den völlig Äbereinftimmenden! Angaben: dreier Minifter bes 


ruhend, wovon ‚zwei eiftige Philoſophen waren, glauben wir 


mittheilen zu muͤſſen. „Der Grund ſeines Charakters war das 
reiuſte Wohlwollen und die edelſte Uneigennuͤtzigkeit; jedes Ges 


fuͤhl in ihm empoͤrte ſich gegen Härte und Unrecht. Nicht 


glaͤnzende Talente und ſeltener Schatfſinn, wohl aber eine gute 


Faſſungskraft und ein: richtiger Verſtand unterſtuͤtzten dieſe Tu⸗ 


genden, und bildern mit ihnen vereint bald Selbſtverleugnung, 


Ordnungsliebe, Sparfamkeit, Widerwillen gegen Ausſchweifun⸗ 
gen ‚Eifer. fuͤr wiſſenſchaftliche Bildung und nuͤtzliche Arbeit, 
indem Koͤnigl. Juͤuglinge aus. Die Rellgion feiner Vaͤter 


— 


war ihm theuer; allein es find wichtige Bemerkungen vom fels- 


ner Hand bekannt, welche noch klarer, als die Maaßregeln ſei⸗ 
ner Regierung bewelſen, daß ihm die innigſte Ueberzeugung 
vonder. Heiligkeit des kathollſchen Glaubens weder aberglaͤu⸗ 
biſch, noch intolerant, noch blind für die Fehler und Maͤngel 
der Prieſter gemacht Hatte. Der. einzige eigene Fehler, gegen 
den Ludwig oft zu viele Nachſicht zeigte, war aufbraufender 


Zorn, und fein ‚großes Naturgebrechen, Mangel an Thatkraft. 


Die: Ausbruͤche des. erften hielt er, befonders in feinem jugends 
lichen Alter, "Häufig für nöchige Strenge und Feftigkelt; fremde 
MWeobachter bemerkten indeß bald, daß der aufbraufende Wille 
leicht jeder Anregung des Wohlwollens, und vieleicht noch leich⸗ 
ter jedem ſchwer zu befeltigenden Hinderniſſe wich. Die Bes 


* 
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feheidenhelt eines edlen: Gemuͤths und richtigen Verſtandes vers 
maͤhlte ſich Übrigens’ in ihm fo Innig mit ‚jener Traͤgheit, nie 

nach eigenem Antriebe und :.eigener Weberzeugung zu —— 
welche in dem Mangel: an Thatkraft liegt, daß nur die beſtuͤn⸗ 
dige Unterordnung feines meiſt richtigen Urthells, : wodurch er 
ängftlich dem Gefühle der Verantwortung und der Nothwen 


ditgfkeit, den eigenen: Gedanken :mit: eigenen” Handlungen auszw 


führen, entxinnen wollte, auf: diefen Mangel fchließen ließ. Der 
Koͤrper Ludwigs XVI. war ſtark und geſund, Jagd das einzige 
Vergnuͤgen, das er leidenſchaftlich liebte; vieleicht hatte ihm 
dieſes die auffallende Rauhheit im Ausdrucke gegeben, welche, 
vereint mit einer ſchuͤchternen Ungelenkigkeit im Benehmen, den 
‚ erften Eindruck faft- allezeit zu ſeinem Nachtheil entſchied; wer 
ihn näher. kannte, mußte. ihn lieben, wenn auch bei feiner Ars 
gerlichen Unbeftimmtheit .niche immer Abtung aufkommen konnte.“ 


Der. Philoſophh Batlly, einer. der eifrigften Feinde des un 


gluͤcklichen Monarchen, ſpricht ſich ſo uͤber ihn aus: „Despe 
tismus lag. nicht ‚in ſeinem Charakter; er hat nie etwas Aude 
res gewuͤnſcht, als. das Gluͤck des Volks. - Dies: war das ein⸗ 
zige anwendbare Mittel, ihn zu verführen ; und wenn man ihn 


jemals zu: Gewaltſtreichen verleitet, hat siufo konnte es nur ges | 
ſchehen, Inden man ihm zeigte, wie dadurch Gutes erreicht, 
oder Uebel vermieden wurden, indem. man: ihm Ausſichten ers 


oͤffnete, zur Erleichterung des Volks, zum: Wohlſtande des Reichs 


und zum Gluͤcke aller Menſchen.“ Wir haben auch dieſe Stelle 


ausheben zu muͤſſen geglaubt, weil ſie weſentlich dazu dient, 
offenbare Ungerechtigkeiten in Turg o t sn Maaßregeln, von dem 
‚Könige, gut geheißen, mit: dem. Bilde zu vereinigen, das man 


fih nach der erften Schilderung. von dem Monarchen entwirft. 
Ludwig, faum zwanzig Jahr alt, als ee am 10. Mai 1774 


den Thron beſtleg, entließ zuerft die Mintfter feines Großva— 
ters, und bildete unter deſſen bejahrten Ma ur epas Leitung 
ein Minifterlum, in welchem. bei: weitem: die wichtigfte‘ Perſon 
der von Voltaire und. feinen Freunden: als eifriger. Philer 
foph geruͤhmte Turgot,, General⸗Kontroleur der Finanzen, if, 
Zwei wichtige, Manfregeln bezeichnen die erften ‚Schritte des 
Monarchen. Zuerſt die Wiedereinjeguug der aufgehabenen Par: 








lamente, jedoch mit der beſchraͤnkenden Beſtimmung, daß deren 
Widerſpruch niemals: die Eimelhnung und Befolgungẽ Koͤnigl. 
Edilte aufhalten ſolle; die wiederhergeſtellten Parlamente er⸗ 
klaͤrten dieſe Beſchraͤnkung für geſetzwidrig, und bald beendete: 
der König den ermuͤdenden Streit durch Nachgeben — ein 
Sqritt, der⸗ nicht ohne unabfeplihe Folgen geblieben‘ iſt. Die 


zweite Maaßregel war. die Aufhebung der willkuͤhrlichen Zahe ⸗ 


lungs beſchraͤnkungen, wodurd "Terray das Deficit bis auf 
45 Milltonen. herabgebracht, dagegen :aber zı Millionen - für: 
. außerordentliche Fälle im Schatze aufgefpart hatte. Turgot 
hatte den Grundſatz anfgeftelle, daß niemals Einftellung der 
Zahlungen,“ niemals ' Erhöhung der Auflagen; und niemals neue 
Anleihen Statt finden duͤrften, als zur Abzahlung alter. Schufsi 
den mit höheren Zinſen. Er zahlte im Jahre 1775 vier Mills; 
lionen ruͤckſtaͤndige Zinfen und Penfionen, und: verminderte die 
- Anmwelfungen für voraus erupfangenes Geld. um faſt ſieben 
Millionen; die. Meittel: dazu fand er im einem neuen Anlehen 
von: 25 Millionen, Erfparniffen von 2 Millionen, Verwendung. 
von 95 Mill. aus: dem vorraͤthigen Geldern, und dem 1 Mill⸗ 
einbringenden Verkaufe der: König. Getreidemagazine. 

So fuͤr's Erſte wegen der Finanzen beruhigt, ſchritt der 
Miniſter zur Ausfuͤhrung feiner Pläne. Als Oelonomiſt bez 
wirkte er die Beſeitigung aller Beſchraͤnkungen des: Getreide⸗ 
handels und andere Maaßregeln, um dem: Getreidemangel vor⸗ 
zubeugen; worin dieſelben beſtäanden, muß man in dem Buche 
ſelbſt nachleſen, wo dann auch die von mehreren Schriftſtellern 
wiederholte Behauptung, die Koͤnigl. Vorrathsmagazine wären - 
zum. Kornwucher für den Schatz benutzt worden, gruͤndliche 
Widerlegung findet. Bald entſtanden wegen angeblichen Brodt⸗ 
mangels an mehreren Orten unruhige Bewegungen, die zwar 
ſehnell unterdruͤckt wurden, aber ſich unter Verhaͤltniſſen zeig⸗ 
ten, weiche abſichtliche Aufregung vermuthen lleßen. Unter den 
dies fallſigen Gegnern des Miniſters erſchelnt als der bedeutend⸗ 
ſte der Pariſer Wechsler Necker durch feine Schrift: :Essai 
sur la legislation et le commerce des grains, weiche das 
Publikum gleichfam: verſchlang. Der Bf. giebt zuerſt einige 
Auskunft uͤber den Mann, der für uns: noch fo hedeutend wer⸗ 


den. witd/ entwickelt dann die in feinen: Schrift dargelegten 
Ideen, und zeigt gleichzeitig, wie Necker ſie ſaͤmmtlich aus 
den Am --<::1768 erſchlenenen Dialogues sur le tommerce: 
des. bl&s des Abbe Gagliani geſtohlen hat, und wie es moͤg⸗ 
Ip war, daß diefer Diebſtahl nicht gerͤgt wurde, u... — 

Zu derſelben Zeit beſchaͤftigten Turgot zwei: zaſammen⸗ 
bängende: Ideen von der größten Wichtigkeit. Schon als In⸗ 
tendant hatte er die Gleichſtellung der Vingtiemes durch eine 
neue, Subvention territoriale genannte Grundauflage in 
Vorſchlag gebracht; als Miniſter arbeitete er. an ihrer Einfuͤh⸗ 
rung. Dieſes regulirt ſollte dann: die Grundſteuer das Funda⸗ 
ment der Wahlen zu: den: Dunketpalitäten: bilden, durch 
welche. er. in verfchledenten: Abſtufungen eine Selbſtregterung 
des Volles ‚einzuführen : gedachte, bei: welcher. die. Königl. 
Gewalt zu: nichts herabgeſunken fein: würde, : Gluͤcklicherweiſe 
brachten. die Kornanfflände eine ſolche Stoͤrung in: die Vorar⸗ 
beiten: fuͤr die Subv; territ., daß man ihre Einführung bis 
zum Oktober 7770 — dem gewoͤhnlichen Termine der Steam: 
regulirung für das. nächfte Jahr ausfegen mußte. 

Ein anderer, nicht minder unermuͤdlicher Neuerer, ber 

Graf St. Germain, aus dem ſiebenjaͤhrigen Kriege und 
ducch feine nachherigen Schickfale bekannt, trat im Oftober 1775 
als: Kriegsminiſtex in: den: Rath des Könige; durch welche Ers 
eigniffe er. dahin gelangt, leſe man S. 303-—206 felbit nach, 
fo: wie von S. aog bis 214 die) Nele von Veränderungen, durch 
welche er: tut Laufe: von "nicht: ganz zwei Jahren die ganze Ver⸗ 
faffung und Verwaltung des franzöfifchen: Heeres Über den Haus: 
fen warf, amd. bei vielem Geiſt und unermuͤdeter Thaͤtigkeit 
ein ſolches Chaos von Unordnuug, ſo allgemeine Unzufriedenheit 
veranlaßte, daß er verabſchiedet werden mußte. Nur wenige 
feiner Einrichtungen überlebten‘ ihn; ungluͤcklicherweiſe unter ih⸗ 
nen die bedeutende Herabſetzung der Koͤnigl. Haustruppen: In 
ihrer urſpruͤnglichen Stärke haͤtten ſie wahrſcheinlich dem 5. Of 
tober 1789 eine andere Wendung gegeben, als die unſelige, 
welche bekanntlich dieſen Tag bezeichnet, 

Indeſſen war Turgot in feinen Begluͤckungeldeen ruſtig 
vorgeſchritten, und hatte im Anfange des Jahres 1776 die be⸗ 


ruͤhmten fieben Edikte veranlaßt, deren drei letzte von all⸗ 
gemeiner Wichtigkeit find, Durch das eine wurden alle Zuͤnfte 
und Innungen im ganzen Reiche, durd das andere die Weges 
frohn, durch das legte. die Beſchraͤnkungen des Weinhandels 
aufgehoben, welche Privilegien von Staͤdten und Provinzen 
veranlaßten, - Der Bf. entwidelt S. a21—217 diefe drei Edikte 
näber,, welche ohne Entfchädigung die Nechte ſehr Wieler auf 
das empfindlichfte verlegten; dabei. war die Ausfiht auf. andere 
beeinträchtigende Neuerungen fo gewiß, fo droßend für alle 
Klaffen der Geſellſchaſt, daß eine allgemeine Unzufriedenheit nas 
türlich erfcheinen mußte. Zum Ungluͤck für den Minifter hatte 


namentlih Necker bervlefen, daß man feine Maaßregeln tadeln, -- 


und doc zugleich Philofoph fein könne, und fo entging ihm 
auch die mächtige Unterftägung diefer Partei. Die ſechs erſten 
Edikte wurden im Februar dem Parifer Parlament: zur Eins 
zeichnung vorgelegt, welches nur. eines davon eingelchnete, die 
übrigen ‚nad erfolgter Prüfung zurücdmwies, und durch einen 
Lit de justice zu ihrer Einzeichnung genoͤthigt werden mußte; 

Sn diefem Sabre, wo der Minifter mit einem Defieit 
von 6 Millionen zu kämpfen batte,- kam die offene Unterſtuͤtzung 
der Nordamerifaner, und damit der Aufwand: eines weit aus 
fehenden Kriegs zur Sprache. Sn folder Vetlegenheit fucht 
er den Rath unterrichtetee Männer, und Meder weiß es zu 
lenken, daß die Wahl auf ihn faͤllt. Dieß giebt dem Bf. Ger 
legenheit, das Finanzfpftem diefes Mannes (S. 240 — 243) 
zu erörtern, Es beruht gänzlich auf der Unterfcheidung gewoͤhn⸗ 
licher und außerordentliher Einnahme und Ausgabe, Zu der 
erften rechnet Necker alle Einkünfte und Ausgaben, welche 
jährlich miederfehren; alle: Äbrigen Ausgaben find nach ihm als 
- außerordentliche zw betrachten, und durch eben. folhe Mittel, 
atfo in der Regel durch Anleihen, zu decken, deren Zinfen nun 
zu der gewöhnlichen Ausgabe übergehen, und dort duch neue 
Auflagen oder Verbefferungen ausgeglichen werden müflen. [Dies 
fes Syſtem Hat etwas fehr Nelzendes, fo lange der Kredit 
dauert, und wenn man nur für die Gegenwart lebt; es If 
aber auch unendlich gefährlich, wie Jeder einfieht, und ” die 
franzöfifchen Finanzen ke zerſtoͤrt. 


Der Widerftand der Parlamente, die allgemeine Stimme 
der Unzufriedenheit, fo mie die eingeftandene Finanzverlegenbeit, 
nöthigten endlich den König, ‚feinen Miniſter aufzugeben, defien 
Talente er ſchaͤtzte, defien phllofophifche Sjdeen er immer nod 
theile, und nur die Härte des Charakters tadelt, der Alles fos 
fort ducchfegen wolle. Turgot ward am 12. Mai-1776 auf 
gefordert, feine Entlaffung zu nehmen. —  Man- hat oft lefen 
muͤſſen, wie die Hofleute den philiſophiſchen Mintfter geſtuͤrzt; 
"die vorſtehenden Angaben, faſt ſaͤmmtlich aus deſſen eigenen 
Schriften gezogen, moͤgen dieſe Meinung berichtigen. Turgot 
ſtarb tm J. 1781 in der Zuruͤckgezogenheit; es iſt ein wichtiger 
Beitrag zur Charakteriſtik des talentvollen Mannes, daß er, 
bei’ großer Liebe zu den Wiſſenſchaften und beſtaͤndiger Be⸗ 
fchäftigung. damit, fat In allen ihren Zweigen Entdeckungen 
verſucht, und Unternehmungen begonnen bat, obne jemals ein 
volftändiges Reſultat oder ein beendetes Werk zu liefern. Die 
Sammlung feiner ‚Schriften wimmelt von Entwürfen, allein 
- nice eine vollendete Anbeit von größerer Ausdehnung - ift 
darunter: 1 
Bierter Abfqnitt. Mit Turgots Falle verſchwan⸗ 
den auch die wichtigſten Maaßregeln; namentlich blieb die 
Wegefrohn unverändert, und die Zünfte ſtellten ſich wieder ber: 
ſchnelles Schweigen aller Klagen fcheint die allgemeine Beftie⸗ 
digung zu beurkunden/ Sein Nachfolger Clugny konnte 
nur einige Paliatiomittel im Finanzweſen anbringen, und ftarb 


im Herbſte defielben jahres; Taboureau des Reaux, der an 


feine Stelle trat, ‚legte fie fhon Anfangs Juli 1777 nieder, da 
er Necker s Elnwirkung läftig fand. -Diefer, zuerft zum Fu 
nanzeath ernannt, dann Tabourean, als Generals Direktor 
des Koͤnigl. Schatzes, beigegeben, erhielt. des. legten - Stelle mit 


dem Titel: Generals Direktor der Finanzen, da er als Prote⸗ 


ftant grundfäglih nicht wirkliher Staats» Minifter mit Sig 
und Stimme im Minifterrathe werden Eonnte; er diente übel 
gens, ohne Gehalt anzunehmen. Kaum in die wichtige Stelle 
eingeſetzt, ward er- ſchon genöthigt, fein oben erwähntes Syſtem 
anzumenden, da am 6. Gebr. 1778 das fürmlihe Buͤndniß 
Frankreichs mic den Mordamerifanern abgefchloffen ward, weis 
chem natürlich offener Krieg mit England folgte, 
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‚Der Pr giebt zufordeeſt (S. —E Neckere Ideen 


de Staatsverfaſſung und Verwaltung, „ſo klar, als ſie Höchft 
wahrſcheinlich im ihm ſelbſt geweſen find,“ aus feinen‘ eigenen 
Schriften. - Da fie aber wirklich niemals einen befrledigenden 
Grad ‚von :- Klarheit. und: Präcifion erreicht Habe mögen: fo 
Einen "wir uns auch nicht auf eine Erörterung degr⸗ ein⸗ 
laſſen, die uns zu weit fuͤhren wuͤrde. 

Necker fand einen leeren Schatz, in: Defielt von 6 


Millionen / bei den Frledens ausgaben und die Nothwendigkelt, 
für: die: Kriegskoſten jährlich: · gegen 40 Milllonen aufzubringen, 


die: bedeutenden erſt nach dem Frieden zu liquldirenden Schuß 
den ungerechnet, welche das Miniſterium der Seemacht in den 
Colonieen machte, - Dies’ Alles’ ſchreckte ihn nicht von der 
Idee ab, den ganzen Krieg zu führen ohne neue Auflagen, 
und, es gelang feiner Geſchicklichkelt, die Sache bis in: das 
Jahr 1781. durchzuführen; Er vermehrte die Schuldenmaſſe um 
133. Millionen, : die beftändigen Ausgaben um, ız Millionen; die 
von Elugny new eingerichtete. Lotterie ‚trug etwa 2 Millionen 
ein. Wurden die von Turgot auf 24 Millionen beftimmten 
Zahlungen von Penfionss und Zinfen » Rückftänden ausgeſetzt: 
fo: blieb ein vegelmäßiges Deficit von 125 Millionen, die durch 
Erfparniffe. gedeckt werden follten. Die von dem’ neuen Fl 
nanzs Minifter gemachten Erfparntffe werden S. 262 — 267 er⸗ 
oͤrtert, und. auf 2,015,000 Thaler berechnet; es bleibt unents 
jehleden, wo das noch Fehlende hergenommen worden. Doch 


werden - einige Palliatiomanßregeln erwähnt; unter ihnen: bie 


Errichtung der Caisse d’escompte, wegen der Folgen -die 
wichtigfte. Einen, die Eitelkeit des Mannes charakteriſtrenden 
Zug ſiehe ©. 271 — 72. 

—Wie Turgot zu entſcheidenden Veraͤnderungen in der 
Staatsverfaffung entſchloſſen, aber vorſichtiger, ſchritt er nicht 
fo raſch vor, wie dieſer. Auf feinen Rath unterwarf der Koͤ⸗ 
nig die Taille — die einzige Abgabe, melde ohne Einzelchs 
nung bei den Parlamenten erhöht werden konnte — der 
Einzeichnung; der Monarch fchaffte um dieje Zeit die Tortur ab, 

Sm Sabre 1778 übergab Necker dem Könige einen 
Entwurf zu Provinzial: Verfammlungen, welche auch verfuches 


n 
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weiſe in den Sehren 1779 und 1780. in. Berty, — und 
Monling ‚eingerichtet wurden. Der Plau dazu ẽS. 
war im Weſentlichen der von Tnrgpt. für die Deuniclpalich- 
ten entworfene, mit dem beide ‚Männer dharafterificenden Un⸗ 
terſchlede, daß. T. die Abgedrdneten durch das Molk..M. Auch) 
den König wählen läßt, und bei ſcheinbarer Gleichſtellung der 
verſchledenen Stände, doch durch eine ſchlaue Wendung die 
Privilegirten in die Minoritaͤt hringt. —Ru 
| Mar: es ungemeflene ‚Eitelkeit ,,. war es. das Sefühf: der 
Nothwendigkeit den zu ſtark in Auſpruch genommenen Kredit 
durch irgend. eine außerordentliche Maaßregel nen zu beleben, 
Necker that, im. Januar azar..den. (außer. in.:Zoslana) 
bis: dahin; unerhörten Schritt, ‚durch: fein Compre: rendu au | 
Roi ‚die Berechnungen über Staats Einnahme und, Ausgabe 
oͤffentlich bekannt zu machen. Sie erſtreckten ſich zwar mr 
auf das, was er gewöhnliche. Einnahme und Ausgabe ; nennt ; 
aber auch. felbft. dann muͤſſen wir. nach dem uns: 
das Reſultat anſtaunen, welches :.einen.. jährlichen ; Ucherſchuß 
HON.:3,709,000 Thalery angab, um fs mehr, da die Nichtigkeit 
der. einzelnen Summen an. fich, beinah ohne Ausnahme * 
geſtellt iſt. Indeß der Wf. Hat Die: ungeheuere Arbeit e 
Pruͤfung der Grundfäge, nach welchen die Rechnuug angelegt 
war, nicht geſcheut, und thellt uns deren Ergebniffe‘ & 
190; fo detaillirt mit, ‚daß. man die Ueberzeugung echäftzifl 
des angegebenen Ueberſchuſſes habe ein kuͤnſtlich swerföctted De 
fieit von 10,700,000 Thalern: Statt gefunden. + Es dazfım 
nicht .befeeruden , ;. daß im erſten Augenblicke felbft Ki Bla 
des Minifters diefe kuͤnſtlichen Wendungen . nicht: völlig. durch⸗ 
ſchauten, und In ihrer Bloͤße darſtellten; von der überall, 
gläubigen. Maffe des Volks war dies gar. —— 4 
der Jubel mar deshalb allgemein und grenzenloe. Der Miaktn, 
welcher ihn veranlaßte, und. felbft.fo viel. von‘ ſeiner 
keit geſprochen hatte, daß man fogar ihm das Piäbikas N 
gendhaft beigelegt Hat, verdanfte offenbar dleſen Triumph ſo 
wie feinen fruͤheren literariſchen, einer ae ur cr 
um die Sache gelind zu bezeichnen: . 

Keine Hofe iſt indeß ohne Dornen; ‚et er 
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Miniſter fand ſie im dem Streit / und Schmaͤh-Schriften ſel⸗ 
ner Gegner, zu welchen alle treuen Freunde Turgots, Mis 
niſter, Hof⸗ und Finanz» Beamte, die er beſchraͤnkt,  beleidige 
öder um ihr Einkommen gebracht hatte, endlich auch die Pars 
lamente und Intendanten gehörten, für welche in feinet heim⸗ 
lich gedruckten Denkſchrift uͤber die‘ Provlnlalverſammlungen 
hoͤchſt beleidigende Dinge ſtanden. Gefährlich konnte ihm abet 
diefer Sturm nicht werden, da ihm nicht allein feine: Unent» 
behrlichkeit in Flnanzſachen, fondern auch — und dies ift ein 
Unftahd, von weldem man’ bisher dns Gegentheil behaliptet, 
und allgemein geglaube Hat — "das 'unbedingte Vertrauen & 
ner mächtigen Gönnertn , der’ Königin, ſchuͤtzten. Der 
hat“an die Erwähnung dieſes Umſtundes geſchickt eine * 
rung der Entſtehung des Umfanges des Einfluſſes der Königia 
auf. Regierungsangelegenheiten (&. 295 — 312) ‚geknüpft; welche 
für die Folge von großer Wichtigkeit fein dürfte, und dieſe un⸗ 
glückliche ‚Fürftin ohne Schmeidyelei und doch ganz anders er⸗ 
fcheinen läßt, als wuͤthender Haß und ſcheußliche Verlaͤumdung, 
leider faſt allgemeinen: Glauben. findend , fie dargeſtellt bat-inr 
Unter diefer, Aegide hatte Meder, ſchon vor -Betanntmadung 
feines Compte rendu, den Seeminiſter Sartine,! mit: web 
chem er in AUnfrieden lebte, ‚gegen ‚den Willen des Grafen 
Maurepas, durch eine mindefteng hinterliſtig 3 — 
Magaßrehel (S. 313 — 315) entfernt, Als der Köntg d fe Täu 
(bung entdeckte, konnte ihn nur der beſchwichtlgende Kath Kr 
— abhalten, fie durch ſofortige Eittaffung 
Neckers zu fir 

N Dit elkchenich, ſo wie der Ba td des Co: ang Ertl | 
verdrehten "neht' tigenöhaften Wanne de Kopf ‚gäh) 

vduig uneutbehruch haitend / fodert er auf ii ; 

ferning. mehreret Perſonen “auis‘ den Hofſtaate d 
Artols, vom weichen et gläubte, dab. fie‘ —** 7 
dagıren Sqmahſchelſten ſelenz die Ernennung zum Sidei⸗ 
Minifter mit Sig und, timme im Minifterrathe; das bisher 
unbekannte Vorreht, alle Eiifäufer, auch im. den andereh 
— namentlich für die Land, und’ Gemäi 
allein abzuſchile hen, fo wie nach der Angabe * Anpahgete 

—— Heft It. 1827. 
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yon Maurepas, daß ihm der Koͤnig ‚wöchentlich, einen, ge 
heimen Vortrag unter vler Augen, über Sachen und Perſo⸗ 
nen im. Allgemeinen, gewähren ſolle. Man kann annehmen, 
daß der Vorfclag des Grafen. Maurepas: Meder fole zu 
Befeitigung des unüberfteiglichen ‚Hinderniffes feines wichtigſten 
Wunſches die Religion verändern, nur eine Ausflucht war; 
legter lleß fi ‚darauf auch gar. nicht ein, wiederholte am 20, 
Mai 1781. feine Foderungen, bat, wenn. fie nicht amtlich ge⸗ 
währt würden, um Entlaſſung, und erhielt. diefe noch, an dem⸗ 
felben Tage, Maurepas flarb, im November, deſſelben Jah⸗ 
ve, und kein anderer Premiers Miniker wurde ernaunt; deſto 
höher flieg der, Einfluß, der. Königin, ‚und, man, wird es na⸗ 
tuͤrlich finden, daß Haß und Neid gegen fie. in sieihem Maaße 
maaiyen. 


Hler endet; der erſte San De: BR hate thm zwei 
5 über Einnahme und: Ausgabe unter verſchledenen Fu 
nanz Miniftern Ludwigs XVI. beigefügt, welche ‚weit ‘über die 
Grenzen’ des in dem Bande behandelten Zeltabſchnittes hinaus⸗ 
grelfenz fie verdienen. Leln ernſtes Studtut‘ jedes’ Finangters, 
da fie zugleich mie den nöchigen Erläuterungen: und Nachwelr 
fen verfeben find. - Wir glauben dem Leſer gefaͤlig zu‘ m 
wenn wir auch nar ihte ———— — Eee: 


br 719,000. 2) — 1775: 94341000. * Elugny 
1776: : 94592,000, | 4) Meere Na, A.‘ Compte rendu 
en der db 


——— I) Zurgot 1775: TR wi ugnp 1776: 
100,645,000, 3). Herder nad dem A el ‚yendu 17813 
104,3$7,000,. 4). Fleury 1783 3 153,267 ‚909. Ss), Saloune 
1737: 149,783,000. 6) Nah, dern ompte rendu 1788? 
158,288,000, 2) Necker nad. dem Compie rendu 1739} 
164,793,909. Thaler. , Wer nur irgend, nie, der Geſchichte ber 

Faunt ‚if, al den ‚Einfuß, des Keleged anf diefe ‚Summen 
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Hp bringen; das Weiher” ht rn IR Std Big 
ftelund —E— — 

* Fate ash Heglaubt, Beth wichtigen Werte Sehtitt fie 
Schiltt Mon zu Mudffen, nöelt “ae auf dieſe Weiſe es mög. 
dich ſchlen 1, dem Leſer einen delitlichen Begriff von dem, wäs 
wi erwarten "habe, du gewähren, ‘und ein Uttheil "zu ber 
Gender. Faht man das Einzelne ih einen Sefammisüberdiie 
Jaſammen?ſofiudet ſich eine zwar ſchon ausgeftodjehe, aber 
bisher nirgend motivirte und bewieſene Grundurſache der Re 
volution in ihrer Entftehung und Ausbreitung, ferner eine Zus 
fammenftellung der inneren Verhaͤltniſſe Frankreichs‘, wie man 
fie bisher nicht hatte, und wodurch ganz weſentliche Irrthuͤ⸗ 
mer, welche allgemein verbreitet waren, berichtigt, werden, end» 
lich eine betaillirte Darftelung ‚der erften fieben Regierungs⸗ 
jahre des. unglücklichen, vielfach verfannten Ludwigs XVI.; 
und dieſe Darftellung erfcheint unentbehrlich zum Verſtaͤndniß 
kuͤnftiger Ereigniffe, da deren Keime fich bereits entwickeln. 
Diefes Alles, mie geiftreich--angelegt, wie würdig durchge⸗ 
führe, wie neu und überrafchend es Immer iſt, koͤnnte ein 
fhöner Roman fein; aber der Bf. führt Überall den Beweis, 
führe ihn nicht aus Kompklationen, fondern aus den Ur—⸗ 
quellen, und diefe Quellen find zum allergrößten Theile nicht 
Vertheidigungsſchriften der Königl, Macht in Frankreich, fondern 
Werke ihrer Gegner, Die nur dur eine merfwärdige Verwir⸗ 
“ zung ber Begriffe von Recht und Linrecht, Ehre und Schande, 
zu folhen Geftändniffen ermuthige merden Eonnten. Noch 
barf man fragen, ob denn aber auch die zahlreichen Citate 
ihre Schuldigkeit thun, d. i. beweifen, mas durch fie bewies 
fen werden fpl. Es würde eine ungebeuere Arbeit fein, fie 
ſaͤmmtlich nachzufhlagen. Dec. bat fih befchränft, Dies ba 
zu thun, wo ihm Angaben entgegentraten, die felbft feinem 
Unglauben an die bisherigen Darftellungen bedenklich fchienen; 
er bat diefe Angaben, Überall und immer beftätigt gefunden, 
und hält fih deshalb für berechtigt, das Ganze als hiſtoriſch 
begründet anzufprechen. Dadurch aber wird das Urtheil mos 
tivirt: daß weder die deutfhe, noch die franzoͤſi— 
She Literatur ein Werk über den behandelten Ge— 
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‚genftand. aufzuweiſen habe, was. dem norliegen 
den an die Seite gefest werden fann.. Naͤchſt dem 
Wunſche, daß der Pf. Zeit und Krug zu deſſen Vollen⸗ 
dung hahen möge, | tint der natuͤrlichſte dex, daß; bie ‚Früchte 
feiner‘ ungeheueren —* dem hiſtoriſchen Untertichte der Ju⸗ 
gend zu Gute kommen, damit. ‚wenigfteng, in der — 
ſenoen Generation ‚die ſchieft m. Anſichten ‚der Revolutlon, und 
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—E mung 


zweier * alle a reg hoͤchſt fan 
Schriften. 





Ä 1. und.2. ab kund freuen ung 
mit a als ei v 3 * 


In: —úu— Anfonberbeit mit Ber — 
ere it: onde er Au a 
GE (ie een he fo —— fuͤblten, Beduͤrfuiſſes und 
Wunſch interefjanteten ‚Ne Aura —— — 
anne e an „Nenti 8 —* 1 Bel Preußen wird 
ebr der einzige Staat welcher ‚der, nicht 
An si Wi ar t, fondern * fuͤr die Re an 


2 aan en, .d anntmachung der meriword igen R 
* iner — no der materiellen De 
| * er eh Nur die materielle 
In it ne wuͤrdige I allein angemeſſene. Die for«- 
ee * fen, Me, mit a * De 28* 2. 
e en, Anma eit nur zu lange geltend machen wo i 
ir ke oo € De UNGT, was in der Deffentlichkeit Eoriwürdiges 
und die materielle allein. und vollſtaͤndig. 
Weder 66 les. Au in — baben die muͤſſigen Beſu⸗ 
cheuden ber Gerichts⸗ Tribünen jemals das allermindeſte ſo wenig 
zum en der Recht ode oder der Rectemißenfchaft, 25* 
iR te aus ſolchem ee richtlichen ** für ſich ſeloͤſt ir⸗ 
—35 ue — Belehrung. mit nach Haufe gebracht haben; 
t 


Re °R der gerichtlichen — fuͤr Ju udenz 

und: a e ge Ar: baben und noch babe .- 

. ie. wichtig. eine folche Sammlung "ar, die adminifitati» 
Sole el, bedarf, aber fo wenig. einer, weltern Ausführung, 

at I. bedeutenden Erwartungen, welche für die in der Anlage 

; ine digte Sammlung, die. dabet eintretenden befonderen Ver—⸗ 

’ tnifie A die Perfdnlichkelt.der Herren Herausgeber mit Recht 


a ertuche —* biemit die Herren SE FR SUMU ELDER OB der 
Hi en, der. Sammlung der Subfeription auf die beiden an 
* Merke fich ‚unterziehen zu wollen, und werde dieſe Gefähieteie 
6 Seiis yerfönlich dankbar erkennen. 
we in, den 8. Februar. 1828. ! 
v. Ramp$. 


d wichtiger find aber die Vortheile, welche Die - - 
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| J | 
j Subfceriptiond- Anzeige - 


| Rechtsſpruͤche 


» der 
Preußiſchen Gerichtshedfe.“ 


Mit Genehmigung Sr. Ercelleng des Chefs der br it 
Unterftügung der Königl. Gerichte, werden die Unterzeichtieten, unter 
dem vorgedachten Titel, eine Sammlung von Rechtsſpruͤchen der Preuß. 
Gerichtshöfe, in zwanglofen Bänden herausgeben. Sie beabfichtigen 
bierdurch zunaͤchſt, das suriftifche Publitum damit befannt zu machen, 
- wie das Königl. Geheime Ober-Tribunal und die König. Landes J 
Kolegien und Untergerichte zweifelhafte Deiegnelen augisoen 
glauben aber, daß auch für die organifche Fortbildung des vaterlı 

diſchen Rechts eine ſolche Sammlung müglich werden Er urch 


- 





e 
dieihnen zugeſagte Unterſtuͤtzung ermuthigt, werden fiebeide 3werfeim 
Auge behalten, und einen wie den andern zu erreichen bemäbt 

Von der Sammlung, welche für dag gan e Geblet despa 
ſchen Rechts beſtimmt ift, find auch‘ Kriminal-Urtheile, und Entfcbei- 
dungen, welche das Provinzial⸗Recht betreffen, nicht ausge lojjen. 

' Die Auswahl der Erfenntniffe jeder Art wird indeſſen lediglich 
durch Ihren Werth, entweder für die Rechtswiſſenſchaft Äverban 
oder doch für den praftifchen Jurlſten, in Beziehung au die In⸗ 
terpretätion und Anwendung der Geſetze beftimmt werden. ri 





die Sammlung Kriminal-Erfenntniffe, welche nur in pfucholog 
Hinſicht, oder wegen der Perfbnlichkeit des Werbrechers, oder we 
eines fümfilich geführten Beweiſes anziehen und Belehrung darbieten. 
Der wörtliche Abdruck der Entfcheidungs-Gründe wird Hur dann 
erfolgen, wenn dieſelben, vom vorbezeichneten Gefichtspumfte aug, 
ihrem ganzen Inhalte nach, ein allgemeines Intereſſe haben. 
Für Entfcheidungen, denen diefe Eigenfchaft mangelt, wird eine 
zwiefahe Form vorbehalten, je nachdem die eine oder die andere 
dem Zwecke des Werks mehr zufagen wird, entweder die Form be- 
. arbeiteter Rechts- Fälle, oder Furzer Praͤjudizien. i 
Die bearbeiteten Rechts-Fälle werden, nach einem — — 
trage des Sachverhaͤltniſſes, die Entſcheidungsgruͤnde aus —8 
jedoch moͤglichſt mit den Worten des erkennenden Gerichtshofes i 


eben. 

. Die kurgen Praͤjudizien follen dagegen fich auf die von den G 

hoͤfen in den Entfcheidungen angenommenen Rechtsſaͤtze befchraän 

und ohne Sefchichtserzäblung blog die Irthels- Gründe für den ' 

tbeilten Rechts⸗Satz enthalten, in aͤhnlicher Art, als dergleichen 

dizlen von Hymmen in feinen Beiträgen zur juriflifchen Litera ie 

dem Nomen: „Kurze Nechtsfähe” bekannt gamacht morden find. 
Feder Band diefes Werfes wird in zwei Abtheilungen en 

von welchen die eine die Entfcheidungen des Geheimen Tri» 

bunalg, bie andere die vechtskräftigen Entfcheidungen der übrigen 
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Seritehife umfafn win De Bu wird). wenn die 
mſtaͤnde geſtatten, zu er men . * nd 
Berlin, den 1. Noveniber 1 Bar 
NERLIRT . Simon, V 
Geheimer Öber  Juhizs und Reviſtone Kath. Juſtiz⸗Rath. 
Der Herr Geheime Ober Juſti— und Revifiong-Ratb Stm on MEER 
der Here Juſtiz⸗ Rath vom Strampff werden eine Sammlung Yon 
Rechtsiprächen der Preuß. @erichtshöfe, nad) dem oben angegebenen 
Plane herausgeben. Der Unterzeichnete hat den Verlag diefes Wertes 
übernommen, und wird Für deſſen tyyographiſche Güte Sorge tragen. . 
Um: den Ankauf — RR * u erleichtern, hat es‘ de 
den efchienen, den Weg der Subſeriptivn einzufhlagen. Die 
Supferfbenten erhalten einen Band won 25 bis 30 Bogen für Rthl. 
N; ar. Die —** erfolat: beim Empfange eines jeden Bandes. 
obald ein Band Preſſe verlaffen * hoͤrt die Subſeription 
dieſen Band auf, und es tritt der ‚Ladenpreis ein, ber 2Rthl. 
10ſgr⸗ bis oRthlo 45 far: betragen wird. 
er Sammlung von Subferibehten werden. ſich alle Buchband⸗ 
lungen Deutſchlands gefaͤlligſt unterziehen: J 
den den 3. — * X 
u Ferdinand Dammier, ia 
SE, un 


—* ar vr. : 4, —* 2 RER 
„Susferipiiene. Anreise 


‘ unse, 


— Furiken wu RE at 


KR geiigsri fe. 
———— Bearbeicung 


des BT He, 


"yreusiraen Reben. 


Mit Genehmigung und um Unterſtuͤtzung des Koͤnigl. u 
Pi ra — — 34 * 
| v ede en en Bearbeitung reuß. Rechts 

erhaupt, insbeſondere qber der ‚Preuß: Rechtgenc —— 


ein 
' Diefe Zeitſchrift a in Be — — Bi 
n re 
* fuͤr die Recht —29 —— er Dei \ —* W — 
äußere Rechtsge J 
gab gebört die Bei der — 52*5* die Gefehlchte Aula | 
Ger ateh! 1 zur — ſich auf das Recht 58* Inſtitute. 
innere Rechtsgefchichte 
das heißt, h —9 der Arrer: des s Rechts bet einjelnen Lehren. 


nitt 
une 84 fee mit  Snegruen un und. kritiſchen Beleuchtung 








Dieſer Abſchniit umfaßt: 

1) Abbandlungen über Stellen oder Abfchnitte unſerer Rechts— 
buͤcher und Geſetze, 2 ee 

2) Disputationes"fori , wie fie in den Stewerffchen Materialien 
vorfommen; 

3) antinomiftifche Zweifel im gleicher Art, 

4) Bergleihhungen eimgelner Theile unfers Nechts mit dem ge⸗ 
meinen Rechte: und fremden Rechten, und Entwidelung der 
Motive ihrer VBerfchiedenbeit. | 

| Der 1IIIte Abſchnitt 
wird: eine Inhalts⸗Anzeige new erſchienener, dag Preußiſche Recht 
betreffender Schriften enthalte. 

Die Zeitſchrift erſcheint in zwangloſen Heften von 12 bis 1s Bogen. 
Das erſte Heft wird zu: Oſtern 1828 ausgegeben werden: 

Kein Dheil unſers poſitiven Rechts iſt vom dieſer wilfenfchaftlt 
chen Bearbeitung ausgenommen, dagegen erſtreckt ſtch der Plan nicht 
auf Rechtsphiloſophie Naturrecht, legtslative Vorfchläge und Ent 
würfe, desgheichen Auffähe, welche allein oder bauptfächlich Gegen- 
ftände der Geſetzgebung behandeln, gehbren nicht in nnfte Zeitfchrift, 
wodei es fich jedoch von felbit verſteht, daß Andeutungen und Be- 
trachtungen: in legisiafiver Beziebuna , bei Gelregenbeit und in 
Folge wiſſenſchaftlicher Erörterungen Über das befiebende vaterlän- 
difche Recht nicht ausgefchloffen find. 

Seine Excellenz, der Chef ber Juſtiz, haben ung für unfere 
Zeitfchrift die Benukung der,. im real: Hoben Jedi Miniferkum 
befindlichen Winkeriälien d. Preuß: Geſetzbücher geſtattet. ' 

Dadurch haben wir für die innere Rechtsgeſchichte und die biftorifche 
Sfnterpretarion Imeifelbaften Sa eh Mechtsbücher ein 
eben fo reichbaltiges als vortrefflihes D aterial erbalten, welches mir 
vorzugsmweife benußen werden. Um fo mebr ſchmeicheln wir ung mit der 
Hoffnung, daß Lieve zar Wiſſenſchaft viele Juriſten bewegen folle, ung 
Beiträge zur äußern Rechtsgeſchichte und zumII. und Illten Abſchnitt 
unferer Zeitfchrift zugeben zu laſſen. 

Berlin, im November 18277 | ° v7 | 
Simon, v. Strampff, 
Geh. Ober s Zußizs und Revifiond Kathı- | ‚: Iufispath, 







Die unterzeichnete —BD—————— 
für wiſſenſchaftliche Bearbettung deg' ein, ki E 







an⸗ 
emeſſen erachtet worden, Subſeriptivn daranf zu 
eribenten erhalten ein Heft von es Bone 
bis 1 Thlr. Den Preis bezahlen fie’ beim Empfang ei 
Sobald’ ein Heft Die Proͤſſe verlaͤſſen Hat; hört die Su 
— See - Der’ fodann eintretende Lapenpreis 
is 1 Tylr. ar. betragen. DEAN D_ 9 ERS 
: Ale Buchhandlungen Deutfchland werden! fich der Sanmilung 
von Subſcribenten zu unterziehen die Güte haben. 
Berlin, im NRybember 1827... 7°: Ei es 


Die Nicolaifge Buchhantiung 
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